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Rechtsprechung
Strafrecht

§ 60 StGB. Die Befugnis der erkennen
den Gerichte, die verbüßte Untersuchungs
haft auf die Strafe anzurechnen, wird 
durch die VO. über die Vollstreckung 
von Freiheitsstrafen wegen einer während 
des Krieges begangenen Tat v. 11. Juni 
1940 nicht berührt. RG.: DR. 1941, 1993 
Nr. 1

§§ 153 ff. StGB. Beihilfe zum Meineid 
durch Unterlassen. RG.: DR. 1941, 1993 
Nr. 2 (Dahm)

§ 266 StGB. Ein geschäftsführendes Vor
standsmitglied einer eingetragenen Genos
senschaft macht sich der Untreue nach 
§ 266 StGB, schuldig, wenn es Gelder, die 
von der Genossenschaft als Treuhänderin 
für eine Stadtgemeinde einzuziehen und 
an sie abzuliefern sind, nicht abliefert, 
sondern für sich verwendet. RG.: DR. 
1941, 1996 Nr. 3

§ 330c StGB. Pflicht des Arztes, bei 
plötzlich auftretenden Schwierigkeiten im 
Verlaufe einer Entbindung Nothilfe zu 
leisten.

Fahrlässige Verletzung der Pflicht zur 
Hilfeleistung kann die Verurteilung wegen 
fahrlässiger Körperverletzung begründen. 
RG.: DR. 1941, 1996 Nr. 4

Zivilrecht
Bürgerliches Gesetzbuch

§ 779 BGB. Zum Wesen des Vergleiches, 
insbesondere zu den Tatbestandsmerk
malen „Streit“ , „Ungewißheit“ , „Un
sicherheit“ .

Daß der durch den Vergleich erledigte 
Anspruch einer Partei, hinsichtlich dessen 
die vorerwähnten Tatbestandsmerkmale 
des § 779 gegeben waren, objektiv be
gründet gewesen ist, ist ebensowenig Vor
aussetzung der Wirksamkeit des Verglei
ches, wie es auf die Ansicht der Parteien 
hierüber ankommt.

Auch bloß „moralische“  Ansprüche kön
nen unter den sonstigen Voraussetzungen 
des § 779 BGB. Gegenstand eines Ver
gleiches sein. RG.: DR. 1941, 1997 Nr. 5

§ 839 BGB.; Art. 131 WeimVerf. Welche 
Anforderungen im Rahmen des § 839 
Abs. 3 BGB. an die Sorgfaltspflicht des 
Verletzten zu stellen sind, kann je nach 
den Umständen verschieden sein. Dabei 
wird auch auf das Maß der bei dem Ge
schädigten vorauszusetzenden Einsicht und 
Geschäftsgewandtheit sowie auf die Mög
lichkeit, die Rechtslage durch Einziehung 
von Erkundigungen oder von Rechtsrat zu 
klären, Rücksicht zu nehmen sein.

Ein leichtes Verschulden reicht aus, um 
den Verlust des Entschädigungsanspruches 
gemäß § 839 Abs. 3 BGB. nach sich zu 
ziehen. RG.: DR. 1941, 1999 Nr. 6
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Vluchdunne Stumpfwachsschicht 
v-rbürqt volle Schriftschärfe.

Prägen Sie es sich gut ein! Es ist das Merk
mal deutscher Arzneimittel, die Weltruhm 
erlangt haben und Millionen Linderung und 
Heilung brachten. Jedes »Soye»«-Arznei
mittel trägt auf der Packung dieses Zeichen. 
Es ist das Zeichen des Vertrauens.
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Sinn ^
der

den mit dem Jugendrechl befaßten Dienststellen des Staates 
e. die die Fragen des gesamten, In überaus fruchtbarer Entwicklung

- ------------  Diese fühlbare Lücke sollen die nunmehr mit dem ersten Heft vorliegenden,
° 9en erscheinenden Beiträge ausfüllen. Das erste Heft bringt aus berufener Feder grund- 

:usamn9en Û er ^ U9enc* unci Rccbt, bedeutsame Ausführungen über den Jugendrichter, eine Dar- 
,ä9liche'e p r^6lt zw|schen Hitler-Jugend und Justiz und eine Befrachtung über Jugendarbeitsrecht und 

^ erlassenen p0 -’ “ brauch der Praxis dient eine umfassende, übersichtliche Zusammenstellung der seit Kriegs- 
arr|it ir, -7 ec is- und Verwaliiu-,o=„^r«^kri((.n j g j  gesamten Schrifttums zum Jugendstrafrecht und^  'n Zusam ChtS' Unĉ  Verwaltungsvorschrlften sowie

^  2gn9 dieser i.T® ■ n9 stehenden Gebiete mit jeweiliger kurzer Charakterisierung oder Inhaltsangabe. Eine 
Jersichten in den nächsten Heften ist vorgesehen.
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1 1 . J a h rg a n g 2 0 . S e p te m b e r 1941

Die Neuordnung der Schiffahrtsgerichtsbarkeit
Von Oberlandesgerichtsrat D r. D ä u b l e r ,  Berlin

&tr!* I.
am 1. Aug. 1941 in K ra ft 

V O . z u r  D u r c h f ü h r u n g
der

t ® 0  L / L U U U U l l l U U j
I^QBiC, i f fa«.  _ll ^ e r  d as  V e r f a h r e n  i n  B i n  
3 'ffa ’irJ 35h  I, ,Ssa.c h e n  v. 26. J u n i  1941 

gesetzliche Regelung der 
^h t; Ir * ®^arkect einen vorläufigen Abschluß 

W n. 4 a,lcn fü r die Binnenschiffahrt 
ah r t s ‘ s*?rstraßengebieten sind nunmehr:-'>t*auengenicien sma nunrnenr 

J  W f  a m p .‘ .c f lte bestellt, während es bisher 
as GesrfCla.uncf an der Elbe gab. Damit 

^  vo^Ssaehe„ej;z JjbeJ" das Verfahren in Binnen-, * von aGnen „  Ucl5> vc*i<u ira i ui Dinncn-
A "  v°>-nhero^ 30- J a " -1937 (RGBl. I, 97) seine 
ai, dämmt en  n  zu£e<4achte, volle praktische Be- 

detR^Sevvis^ er Zweck des Gesetzes, die Ent- 
Sar!ScMff-L biet ä rgerlicher Rechtsstreitigkeiten 
ii^e ti^^ssa ch e n  B” inenschiffahrt, der sog. Bin- 
K  ist 1assen . wenigen Gerichten zu-
Sm1'. Dieh r vorlänf,- erreicht. Dieses jetzt gewonnene 

als ¿ f f  Endpunkt einer langen, sieh 
cben P Jahrhundert erstreckenden g e -chen P Jahrhundert erstreckenden g e -

rünTiirf |geirDt ' i i c k Iu n S- E>er Darstellung 
fya- kschaile f  ebtszustandes wird daher eine 

«¡iJ6, Vrw.. e Betrachtung voranzugehen 
V  Ri aüfer d
k Ä  seit f  Schiffahrtsgerichte
[öf I  iies sl'Eebr ,(. b f  biffahrtsgerichte, die nach 
Ä h  'n l 4 N r.i ^¿abgehobenen — Bestim- 
!)b(: der caafsvprtPa a*s besondere Gerichte 

¿ 8eI W iffahrt: Ü?fn ,bezeichneten Angelegen- 
R i3 eh ai”  . dem Rhein und auf derrt'-iti. filioi 11 Ware,;,Li \ .dem Rhein und auf dei 

S b̂ biffgjMie reVifr^iese Staatsverträge waren: 
Scbiff’tSabte vdiei^e ~~ S0E- Mannheimer — 

efbieeLei,ik( w^akte’ 1868> für die Elbe
Ä  ÄRtjifnien v 07 22-Eebr. 1922 nebst Zu- J 27. Jan. 1923.
t iW jk g  Vo ^fahrfsaH ScIlI'ieb — wie schon die 

R h e iS S V -, 34 • M ärz 1831 -  die 
Iv tsJ1’ Fia,V° r- 'ffahrtsgerichten durch die 

/ f  ht(/Vern) Badf.n^ Sprecbenc4 hatten auch 
4 S  ¿^dirrK1 Rheinscli-ff’ n H essen bestimmte

S n ,J clieserh n ahrt,sgerichkn bestellt.
RbeÄ'isach eser Gerichte umfaßte Straf- 

ergabe,]Rd'-e ,sich aus der Schiffahrt 
■ Bci den Strafsachen handelte

es sich in  der Hauptsache um Zuwiderhandlungen 
gegen die Vorschriften der Strompolizeiverordnun
gen, bei den Zivilsachen vorw iegend um bürgerlich
rechtliche Ansprüche wegen Schiffszusammenstößen. 
Eine Eigenart des Verfahrens bestand darin, daß 
nach der W ahl der die Entscheidung des Schiff
fahrtsgerichts anfechtenden Partei die Berufung bei 
dem zuständigen Obergericht des Landes oder bei 
einem internationalen Gremium, der sog. Zentra l
kommission, eingelegt werden konnte. Welches — 
nationale — G ericht als Schiffahrtsohergericht zu 
entscheiden hatte, bestimmte die Landesgesetz
gebung, im Deutschen Reich also die Gesetzgebung 
der oben genannten Uferstaaten, bis das Reichs
gesetz über die Rheinschiffahrtsgerichte v. 5. Sept.
1935 (RGBl. I, 1142) eine einheitliche Regelung 
dahin tra f, daß als Schiffahrtsobergerichte die O b e r - 
landesgerichte Köln und Karlsruhe bestellt wurden. 
Die M ög lichke it der Berufung an die Zentralkom 
mission war vom deutschen Standpunkt aus nicht 
erwünscht. Die Bedenken gegen diese internationale 
Instanz verstärkten sich noch, als durch A rt. 355 
des Versailler Vertrags die Zusammensetzung der 
Zentralkomm ission zum Nachteil Deutschlands 
wesentlich verändert worden war. Die deutschen 
Bestrebungen, die Gerichtsbarkeit der Zentralkom 
mission zu beseitigen, führten schließlich im Jahre
1936 zu einem Te ile rfo lg . Im  M a i 1936 kam zwischen 
den in  der Zentralkomm ission vertretenen Staaten, 
m it Ausnahme der Niederlande, eine vorläufige Ver
einbarung — ein sog. modus vivendi — zustande, 
wonach im Verhältnis zwischen diesen Staaten die 
Gerichtsbarkeit der Zentralkommission am 31. Dez. 
1936 auf hören sollte. Ehe jedoch der modus vivendi 
in K ra ft treten konnte, wurden durch die Note der 
Reichsregierung v. 14. Nov. 1936 (RGBl. I I ,  361) die 
internationalen Stromakten als fü r Deutschland nicht 
mehr verb indlich erklärt. Dam it war dem Deutschen 
Reich die volle Unabhängigkeit und Selbständigkeit 
in allen Fragen der Binnenschiffahrt, also auch der 
Gerichtsbarkeit in Binnenschiffahrtssachen, w ieder
gegeben. Zugleich w ar damit die internationale V er
ankerung der Schiffahrtsgerichtsbarkeit am Rhein 
beseitig t: die Berufung an die Zentralkommission 
war fo rtan  nicht mehr zulässig und es verloren die
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nationalen Schiffahrtsgerichte ihren Charakter als 
Sondergerichte.

Eine weitere internationale Regelung auf dem Ge
biet der Schiffahrtsgerichtsbarkeit bestand, wie schon 
erwähnt, an der Elbe. Schon die Elbschiffahrtsakte 
v. 23. Juni 1821 und die sog. Additionalakte vom 
13. A p ril 1844 — Staatsverträge, die zwischen den 
Uferstaaten abgeschlossen waren — schrieben die 
Errichtung von sog. Elbzollgerichten vor, die über 
bestimmte, sich aus der B innenschiffahrt ergebende 
bürgerlich-rechtliche Streitigkeiten und Strafsachen 
zu entscheiden hatten. Dementsprechend hatten die 
als Anliegerstaaten in Betracht kommenden deut
schen Länder Gesetze über die Elbzollgerichte er
lassen. A u f Grund des Versailler Vertrags wurden 
dann die bisher bestehenden internationalen Ab
machungen über die Schiffahrt auf der Elbe ersetzt 
durch die neue Elbschiffahrtsakte v. 22. Febr. 1922 
(RGBl. I I ,  183, 349) m it Zusatzübereinkommen vom 
27. Jan. 1923 (RGBl. II, 485). Die besonderen — 
nationalen — Schiffahrtsgerichte an der Elbe blieben 
bestehen. Neu eingeführt aber wurde die am Rhein 
bereits geltende Bestimmung, daß über die Berufung 
gegen die von den Schiffahrtsgerichten gefällten U r
teile nach W ahl des Berufungsklägers entweder die 
Gerichte des Landes, in dem das U rte il gefä llt w o r
den war, oder eine internationale Kommission zu 
entscheiden hatte. Im  Deutschen Reich waren nach 
den laridesgesetzlichen Vorschriften durchweg die 
Landgerichte als Schiffahrtsobergerichte eingesetzt. 
Durch die oben erwähnte Kündigung der Strom- 
akten ist auch die internationale Verankerung der 
Schiffahrtsgerichtsbarkeit an der Elbe in derselben 
Weise beseitigt worden w ie am Rhein (vgl. oben).

An den übrigen deutschen Strömen gab es bisher 
keine Schiffahrtsgerichte.

II.
Die Kündigung der internationalen Stromakten 

führte zu der Neuregelung der Schiffahrtsgerichts
barkeit durch das G e s e t z  ü b e r  d a s  V e r f a h r e n  
i n  B i n n e n s c h i f f a h r t s s a c h e n  v. 30. Jan.  1937 
(RGBl. I, 97). Da dieses Gesetz auch heute noch die 
Grundlage fü r die O rdnung der Schiffahrtsgerichts
barkeit bildet, soll im folgenden eine kurze Übersicht 
über seinen wesentlichen Inha lt gegeben werden:

Das Gesetz t r i f f t  eine einheitliche Regelung fü r 
das ganze Deutsche Reich, n icht nur fü r einzelne 
Ströme oder Stromgebiete. Das oben erwähnte Reichs
gesetz über die Rheinschiffahrtsgerichte und die 
gleichfalls oben genannten Landesgesetze über die 
Elbzollgerichte sind dam it beseitigt. Der Geltungs
bereich des Gesetzes v. 30. Jan. 1937 ist durch Art. I 
Abs. 1 Nr. 3 VO. v. 11. Dez. 1939 (RGBl. I, 2394) auf 
die Reichsgaue der Ostmark und den Reichsgau 
Sudetenland ausgedehnt worden. Dagegen ist das 
Gesetz in den eingegliederten Ostgebieten bisher 
n icht eingeführt.

Was is t nun unter Binnenschiffahrtssachen zu 
verstehen? Dies bestimmt § 1 des Gesetzes. Es sind 
bürgerliche Rechtsstreitigkeiten, die sich aus der 
Benutzung von Binnengewässern durch Schiffahrt 
und Flößerei ergeben und bestimmte, im  folgenden 
noch näher zu behandelnde Ansprüche zum Gegen
stand haben. Hieraus erg ib t sich zunächst, daß nur 
bürgerliche Rechtsstreitigkeiten in Frage kommen, 
nicht dagegen Strafsachen, während die alten Rhein- 
und Elbschiffahrtsgerichte auch zur Entscheidung 
von Strafsachen zuständig waren. Dies mag auf
fallen, ist aber daraus zu erklären, daß ein Be
dürfnis, auch fü r Strafsachen besondere Verfahrens
vorschriften aufzustellen, nicht bestand. Ein solches

nicht her'
Bedürfnis ist auch in  den letzten Jahren ^  ver- 
vorgetreten. Was unter „Binnengewass . t£ aber 

.-„i. — j. , i„ „  dies bramstehen ist, sagt das Gesetz n icht; dies . ¡j keine 
auch nicht bestimmt zu werden, dia a]le w
Zweifel darüber ergeben können, daß „ue)VasS?
Ri'ntionlanirnrlnitinnrinn OpWiiQiiGr« ^  t-i fl.Binnenland verlaufenden Gewässer', 
laufe, Kanäle, Seen und Häfen &elT'S)' j 'er offe^P! 
Gegensatz zu den Küstengewässern u» ?ung o 
See. Zw eife lhaft konnte jedoch die A g sein- 9 
Binnengewässer von den Seewasserstr.i ¿ g l AhsO 
Zweife l hierüber auszuschließen, best11 gilt, aR, 
daß das Gesetz nicht fü r Binnengew*- ^33 (RU 
denen die SeewasserstraßenO. v. 31- ' findet-
II, 833) nebst Ergänzungen Anwendung 0eltuag f 
den Mündungen der Flüsse kann dan nZiehunf? V  
bereich des Gesetzes nur durch H . Schroff. 
SeewasserstraßenO. festgestellt wer ■ j en Sc 
keiten ergeben sich hieraus nicht, d . der '   ̂
fahrtskreisen die Grenzen des Be er0
wasserstraßenO. bekannt sind ode ^
werden können. . „,rAwässer f afl»

Bei der Benutzung der Binneng ¿ar,a teifle
Schiffahrt und Flößerei kommt es „  auch ' j er 
welcher A rt die Benutzung ist. Es ¿,1 nenschit* heb- 
Rolle, ob die Schiffahrt von einen* .  ̂ vofl gffe 
einem Seeschiff betrieben w i r d - ^ r  ^ gees^
licher praktischer Bedeutung; d e n n -  beso<1-,,„Iig= 
befahren regelmäßig Binnengewas > Gen 
Seehäfen, die grundsätzlich n i c M en, â e.f d^  
bereich der SeewasserstraßenO. g o|iejn, aU iforf'
die großen Ströme, wie z. B. d e i cu weitelRiI1Iiefl' 
Seeschiffe vielfach bis Köln oder ejnein ^  ei11 
aufwärts fahren. Stoßen also <> g an • s^'kommthierauf allein 
Binnenschiff und fein

0 ’gewässer — hieraut allein auch - „»«i
Binnenschiff und fein Seeschiff 0 *z an?11 - 
schiffe zusammen, so ist das u  R:nnenS' a,^ 
es handelt sich dann um eine
cnrI,o Vnrn hf-ro*AhAnfl war &WT.a l,° , %

32*  ¿ Ä «■ a Binnensc» ^

sache. Vorübergehend war ,er
Regelung getroffen: durch Art. -^{¡ch ^ d ct’ 
v. 5. A p ril 1938 (RGBl. I, 374 wai  j i i d < y  
worden, daß das Gesetz keine AnW 
wenn ein in ein Seeschiffsreg ¡st  a ,n0^ ' ’ 
Schiff bete ilig t ist. Diese Bestimmt b ^ g  ( 
durch die 3. DurchfVO . v. 30.
700) wieder beseitigt worden. t|Cn y  j t en a 

Nach der A rt der Ansprüche, j,ezeick’ , ej ö r ^
der als Binnenschiffahrtssachen gind 0
gerlichen Rechtsstreitigkeiten 0
pen zu unterscheiden: palle, "dieU»

Die erste Gruppe umfaßt d i e t
sich um Schadensersatzanspru ,efefi  s gei>
aus Zusammenstößen öder p jand lung\ässef 
unfällen sowie aus unerlaubte 0 ^ e!t1 'v eji
die sonst mit der Benutzung bei ve ß£)d g 
sammenhängen. Die in d e r P  ^ j r i e n S j ^ i S j ,
tigste Rolle spielen die S c h i f fg f  ter V A jU

s ü 9 RmnSchu. g]t s i t m ^ lÄ -

(iid
Rechtsfolgen in § 92 Binnbc * fl. sh 
auf die § § 7 3 4 -7 3 9  H G B. g f j  > t e  1 
Schiffahrtsunfälle» oder „ w e£ T Ge??so(flt t ä  d  
die sonst m it der Benutzung Re r̂aehtJ1 eJls to L ^  
menhängen», sind selten. In Zusa'l  ct'va ¿ed  
Fälle, in denen ein Schiff erieidet, f  ,ti 
einem anderen S c h i f f  Schade nis od f l Ü ĉ  
Auffahren auf irgendein n ‘ n<L  efn a ’ 
durch ein Schiff Schäden
o+nnrf -/ R an einer Landung 0  a» 0  Wstand, z. B. an einci l - . -  .~h uni »  
werden. Immer aber muß e s s gich aI ¡nsbe*V f,s  
liehe Ansprüche handeln, w  e^ s ,  ft-
laut des §1 Abs. 1 Nr. 1 des Oes d ^ t
aus dem in dem letzten -j e der
W ort „sonst» ergibt. Ansprtm scb,oS! 
dem m it dem Schiffseigner n »
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e ilatzung a iKn-r1PrÜcI^  von Angehörigen derSchiffs- 
stln! r oder A n rem/ D ienstvertra^  m it dem Schiffs- 

ad v°n R inUSrus er können nicht den Gegen- 
A D'e zweite nenschlffah;rtssachen bilden. 
s Ä ^ h e  ( L o i l dritte G ruPP:e umfaßt vertragliche 
vj ' t  (B e r^ tnanverf ütung) und gesetzliche An- 
SchrtAnsP'-ücElng und H ilfe le istung). Beide Arten 
sp£  (lic R ec |LgC^ ahren nach § 102 Nr. 3 Binn- 
Schnhe auf Ln+e Cmes Bchiffsgläubigers. Die An-
SeriiA S iege lt e ^ ergrütUn^  sind nicht im Binn- 
dip ?hem Ffech+ ®°.ndern bestimmen sich nach bür- 
beson2sprii<ihe A n  nach Sondervorschriften. Über 
den A e auf aus Bergung und H ilfe le istung, ins- 
8(d r J §g3 ff bI . T ;  dnd H ilfs lohn  aber sind in 

fen. mSchG. eingehende Vorschriften

lst der fc ■
L°.?Sen. Ana d?r Binnenschiffahrtssachen 

‘öiinr.J 'ängendf» iC-e md. der Binnenschiffahrt zu- 
ParteA apch nicht ,urgerliche Rechtsstreitigkeiten 
â V -  Binn .n Ul C! 'cYCreinbarungdcr Prozeß- 
aeV h f ra.g« j^ensehiffahrtssächen werden. Eine 

RrY irn Lauiß ",aturlich- °b sich nicht der Ge- 
V 's  dp. n. te der Zeit veranlaßt sehen wird,

1971

% di, uer Rin„ . *-'-u veramanr senen w ird ,

l>  5 }L Mie 'V uinhpT:Äi ..... « «w oa iiu u i /u  uw cuern ,
leiten u?.tf durch i hunlg Tvon Verklarung und Dis- 
>  Qp„ e Vertrarri;„1Sde!1nun^  auf Rechtsstreitig- 
?Jgewai e.nstanc?h‘? e Y nsprüche (Frachtvertrag)
J A  Ä f Werden i - - n‘ Zunächst w ird  aber wohl 
k  ^iitsh ,ft getrctp USx fni wie sich die am 1. Aug. 
Ä ? ^ . eit  aiiSw ? l / ^ UOrdnIUng der Schiffah rtl- 
r ri  die Y ^tschafk Y '4! besonders ob aus den be- 

c,btlic pScHffahr i kre.lsen der Wunsch geäußert 
aHeu r Bezie[lu ^ ncbtsbarkeit auch in  sachlich- 

. Liin a- g  nocb umfassender zu ¡je
des A '  Binil
i > ; s;  einig.gScbiffahrtssachen geben die SS 2 3 
sSff» f c er B e d c S ändi-gkeitsvorschriften- ' Von 
^s t-gegtnh5i Szug oli i Un? !st. § 2- Danach sind im 
i ? a« A e s  ÜLe Rücksicht auf den W ert des
i'tfi

int

1diglfBr'tnaes d iP * r Lni aur acn w e rt des 
mu-  L ö u A  ist aber l i Sgeric lte  zuständig. Ihre 
A sae[KnCn d ie P ir tPke,ne ausschließliche, vicl- 

C W ?  nach s -jo A 1 aucb m Binnenschiff- 
< t ere‘V b l rVerein§b¥reZn^ p . die des
o h A  getraf^ng ist A n, '- ,  ne soIcbe Zuständig- 
reiCL andes ° ffen w 0 , u  l01c.rcn Streitwerten bisher 
der A  dcYr nhdiche F U,m im Berufungsweg eine
^bffcvision Rv.evisionssnriSmCheiduüg -im d bei Enden .? w;M . beim d „- ,mnie auch eine E inlegung

erpaus unten nhs^ ericht zu ^m ög lichen  
/ esse hieran n,och zu erörternden G rün- 

,1Jn '“ Clirri, 9 es. niKr kaum nocl1 bestehen. 
ßaÄ ) aadere >  F a l ^ ^ ^ i f t e n  fü r die örtliche 
A r i r t  ist h b>clnffal . es § 1 Nr. 1 (Zusammen- 
i!r- 2 trS'cb t &  -A n itsg lrkh ?  6’ . g la u b t e  Hand- 

Ortallgp r ’ ; 4 f 4standig, in  dessen
ütung\ hat’ im  FaI1 des § 1 
• § 1 N r 3 /R 1Cht des E rfü llungs- 
'cht, in - i l 3 (Bergung und H ilfe - 
H ilfe L u A 1 Bezirk die Bergung 

b75W '  'st, I?e in s |  „ Is4ct worden ist. In allen 
v > 4  l keit f c einhlnde v  au,sd™c,dich hervor. 
% , i  ^ t  ,’A l i c h .  Ist ^ re m b a ru n g e n  über die

> §3 j 
M.^änS?s G

& n

Ä t t  ^ i n b a r u n ^ T ü b e r d R

y  § 3 Abs i  Wircl (jureh die Sonder- 
gop^f. 1 A tä n !>-§13 7 p n es Ges' der aügemeine 

n J ntbäIt dlgkeitsvo?;, .^g e sch lo sse n . Eine 
« ip A A  a A  noch s o ° f? ch” f t  fü r die Fälle des 

S C g  z f e  S ch |f3aA bs- 2:.Schiffszusammen- 
geSenüKken den"1 r uSUnfa] i e ereignen sich 

bcr>iegendeUfe^ '  Geh<ircn nun die 
en U fe r zu verschiedenen

Amtsgerichtsbezirken, so könnte die Zuständigkeit 
zweifelhaft sein. § 3 Abs. 2 bestimmt fü r diesen Fall 
daß die Amtsgerichte beider U fer zuständig sind.

In  diesen wenigen Verfahrensvorschriften er
schöpft sich bereits das Gesetz. Alles übrige ist 
durch die außerordentlich weitgehende Ermächti
gungsvorschrift des § 4 in die DurchfVO . verwiesen. 
^ 4 Satz 1 enthält die allgemeine Ermächtigung fü r 
den Reichsminister der Justiz zum Erlaß von Rechts
und Verwaltungsvorschriften, die zur D urchführung 
oder Ergänzung des Gesetzes erforderlich werden. 
§ 4 Satz 2 g ib t dem Reichsminister der Justiz dann 
noch ausdrücklich die Befugnis, die Verhandlung 
una Entscheidung von Binnenschiffahrtssachen einem 
Amtsgericht fü r den Bezirk mehrerer Amtsgerichte 
zuzuweisen und fü r das Verfahren in  diesen Sachen 
namentlich über die zulässigen Rechtsmittel und 
über die zur Entscheidung über die Rechtsmittel zu
ständigen Gerichte besondere Vorschriften zu tre f
fen. Von dieser Erm ächtigung ist auch Gebrauch 
gemacht worden. Der Reichsminister der Justiz hat 
zunächst die drei D urchfVO . v. 30. Jan. 1937 (RG- 
BJ- J b l) ,  v. 5. A p ril 1938 (RGBl. I, 374) und vom 
30. M ärz 1939 (RGBl. I, 700) erlassen, die durch die 
eingangs erwähnte 4. D urchfVO . v. 26. Juni 1941 
aufgehoben worden sind.

III .
Die 4. D u r c h f V O . ,  deren äußerer Um fang den 

des Gesetzes wesentlich ü be rtr ifft, b ring t die Er
rich tung von Schiffahrtsgerichten in  allen w ich
tigeren Wasserstraßengebieten des Großdeutschen 
Reichs. Ausgenommen sind in  der Hauptsache nur 
die emgegüeclerten Ostgebiete, in denen das Gesetz 
x l t -H11' 4^3^ bisher n icht e ingeführt worden ist. 
Nach der ausdrücklichen V orschrift des A rt. 1 der 
4. DurchfVO . führen nur die Amtsgerichte, denen 
nach § 4 Satz 2 Halbsatz 1 des Ges. die Verhand
lung und Entscheidung von Binnenschiffahrtssachen 
fü r einen über einen Amtsgerichtsbezirk hinaus- 
gGl,e.nden Bezirk zugewiesen ist, die Bezeichnung 
„Schiffahrtsgerichte“ . Diese Bezeichnung könnte zu 
dem Mißverständnis Anlaß geben, daß es sich um 
Gerichte handle, die auch über Rechtsstreitigkeiten 
aus der Seeschiffahrt entscheiden. Der fehlende H in 
weis auf die B innenschiffahrt e rk lä rt sich aber wohl 
aus historischen G ründen: seit langem hat es im 
Deutschen Reich Schiffahrtsgerichte gegeben die 
nur fü r Binnenschiffahrtssachen zuständig waren 
(Rhein- und E lbschiffahrtsgerichte); fü r büro-erliche 
Rechtsstreitigkeiten, die sich aus der Seeschiffahrt 
ergeben, sind aber bisher noch nie besondere Ge
richte bestellt worden.
_ Die Bezirke der in  A rt. 3 Abs. 1 aufgeführten 
Schiffahrtsgerichte sind nach Stromgebieten und 
nach der Lage der Gewässer bestimmt, während in 
der 1. und 2. D urchfVO . die Bezirke der am Rhein 
und an der Elbe eingerichteten Schiffahrtsgerichte 
durch Zusammenfassung mehrerer Amtsgerichts
bezirke gebildet waren. Die oben erwähnte E r
m ächtigung sieht zwar nur vor, daß die Verhand
lung und Entscheidung von Binnenschiffahrtssachen 
einem Am tsgericht fü r den Bezirk mehrerer Am ts
gerichte übertragen w ird ; man w ird  aber bei der 
weiten Fassung der allgemeinen Ermächtigungs
klausel davon ausgehen können, daß auch eine Z u 
ständigkeitsbestimmung nach Stromgebieten in den 
Rahmen der Erm ächtigung fä llt. Diese A r t der Z u 
ständigkeitsbestimmung schließt sich an die Rege
lung an, die der Reichsminister der Justiz in  der 
AV. v. 12. Aug. 1939 (DJ. 1939, 1361) fü r die Z u 
ständigkeit der Amtsgerichte, die ein Binnenschiffs-

>,247*
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register führen, getroffen hat. Auch dort ist die 
Zuständigkeit nach Stromgebieten bestimmt. Damit 
soll in besonderem Maße den Bedürfnissen des Ver
kehrs Rechnung getragen werden. Denn es ist klar, 
daß die Grenzen der Amtsgerichtsbezirke fü r die 
Binnenschiffahrt nur eine geringfügige Bedeutung 
haben, während ein bestimmter O rt, etwa ein Binnen
hafen, regelmäßig den M itte lpunkt des Binnenschiff
fahrtsverkehrs in  einem bestimmten Stromgebiet 
darstellt. Da es aber eine B innenschiffahrt natur
gemäß nicht nur auf den großen Strömen, sondern 
auch auf andern Gewässern, insbesondere auf Ka
nälen und Seen g ib t, sind im A rt. 3 Abs. 1 nicht 
nur eigentliche Stromgebiete, sondern auch andere 
Gewässer oder Gewässerabschnitte genannt. Häfen 
(Binnen- oder Seehäfen) sind in  A rt. 3 nur an weni
gen Stellen angeführt (vgl. Nr. 11 und 14). Hieraus 
kann aber nicht gefo lgert werden, daß die Häfen 
im allgemeinen von der Zuständigkeit der Schiff
fahrtsgerichte ausgenommen sein sollten. Gerade in 
den Häfen ereignen sich besonders häufig  Schiffs
zusammenstöße und es is t-ke in  G rund ersichtlich, 
weshalb die sich hieraus ergebenden Rechtsstreitig
keiten der Zuständigkeit der Schiffahrtsgerichte ent
zogen werden sollten. A rt. 3 ist vielm ehr so zu ver
stehen, daß jedes in den einzelnen Nummern ge
nannte Gewässer (Gewässerabschnitt) auch die da
zugehörigen Häfen umfaßt. Dies g ilt  auch fü r die 
abseits vom Flußlauf angelegten Häfen. So gehört 
beispielsweise zu dem in  N r. 7 genannten Rhein
abschnitt auch der Hafen von Duisburg-Ruhrort. 
Entsprechendes g ilt grundsätzlich auch fü r die See
häfen, da der Geltungsbereich der Scewasser- 
straßenO. regelmäßig erst unterhalb dieser Häfen 
beginnt.

Die VO. sieht die Errich tung von nur 27 Schiff
fahrtsgerichten vor. Schon hieraus erg ib t sich, daß 
außerordentlich große Bezirke gebildet worden sind. 
Dies zeigt auch der Vergleich m it der Zahl der 
Binnenschiffsregistergerichte, deren es — ohne die 
in den eingegliederten Ostgebieten — imm erhin 
46 g ibt. Die Erklärung h ie rfür ist naheliegend: Die 
E inrich tung von Binnenschiffsregistern hatte sich 
danach zu richten, ob an einem Gewässer Binnen
schiffe beheimatet waren. Auch wenn es sich dabei 
nur um wenige Schiffe handelte, mußte fü r sie ein 
Register zur Verfügung gestellt werden, das fü r den 
Schiffseigentümer n icht allzu schwer erreichbar sein 
durfte. Ein Bedürfnis zur E rrich tung von Schiff
fahrtsgerichten besteht aber nur dort, wo ein reger 
Schiffsverkehr herrscht. So konnte in Wasserstraßen
gebieten, die nur einen schwachen Schiffsverkehr 
aufweisen, von der E rrich tung von Schiffahrts
gerichten abgesehen werden. Dies t r i f f t  z. B. zu fü r 
die schleswig-holsteinischen und einen T e il derpom - 
merschen und mecklenburgischen Binnengewässer 
w ie auch fü r zahlreiche Seen, insbesondere die ober
bayerischen Seen, die Seen des Salzkammerguts und 
die Kärntner Seen. Auch die Mosel und die Saar 
sind unter den in  A rt. 3 Abs. 1 genannten Gewässern 
n icht aufgeführt. Dies hat jedoch seinen G rund 
o ffenbar darin, daß im H inb lick  auf eine Änderung 
der Westgrenzen des Deutschen Reichs zur Zeit 
noch nicht übersehen werden kann, welche Orte 
kü n ftig  den M itte lpunkt der Saar- und Moselschiff- 
fahrt bilden werden. V on  diesen Ausnahmen ab
gesehen, geht die VO. von dem Grundsatz aus, daß 
die Amtsgerichte, die ein B innenschiffsregister füh
ren, auch zu Schiffahrtsgerichten bestellt werden 
und daß Registerbezirk und Schiffahrtsgerichtsbezirk 
übereinstimmen. In  einigen Fällen sind allerdings 
auch zwei oder mehr Registerbezirke zu einem

,rden.
Schiffahrtsgerichtsbezirk zusammengefaßt efjcht5 
So umfaßt z. B. der Bezirk des Schiffa. in°heZj|ke
Breslau (Art. 3 Abs. 1 Nr. 17) die 
Breslau und Neusalz (Oder), der Bezirk j 
fa lirtsgerichts D uisburg-R uhrort (Art. 3 'ort u'1
,i;„  n ,ii« h iir2-Ru.nruLdie Reglstcrbezirke Köln, Duisburg-KV ', ren A1, 
Mülheim (Ruhr). M it dieser besonders scn vVir# 
sämmenfassung der Schiffahrtsgerichts Qer 0 e 
der Zweck verfolgt, einzelnen wenige ^  0 » 
möglichst viele Binnenschiffahrtssacn ^  Ric 
tragen, um so den mit diesen Sachen o f^ruHK. 
tern die Möglichkeit zu geben, reiche ^gijr V 
zu sammeln, und um dadurch die Best : 
eine gute und schnelle Rechtsprechung^

' 5>
tn ic  gute u iiu  a u in u it  ---  ’npffl
Spezialgebiet zu gewährleisten. In e' ic|1t daS 
Ausnahmefall ist übrigens ein Am tsgen^^gge
Binnenschiffsregister führt, zum Schi 2) 
bestellt: das AG. Kehl '(A rt. 3 , |ange111
eine Regelung, die sich an die s , ,ießt. 
Rhein bestehenden Verhältnisse ans aufgê %

Für Gewässer, die in  Art. 3 Abs. 1 n Av- J |j
sind, feh lt in der VO. eine der 1 ung. N v s 
12. Aug. 1939 entsprechende '
dieser AV. sieht vor, daß sich die Zu 
Registergerichts fü r Schiffe, die an
ausdrücklich 
nach dem

4

za
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diese Gewässer gehören. Eine entsp* j. 
klausel ist in  der VO. n icht enthalten entu,:̂ r
nicht im  Wege der Auslegung aUn 
werden. Denn anders als bei der » ¿er 5 ,i|der allerwerden. Denn anders als u a  w— ng cw* 
Binnenschiffe besteht bei der Best p^gsUfle 
fahrtsgerichte fü r eine lückenlose ..^e it. sSeHi 
schiffbaren Gewässer keine Notwc & zu KisSef 

Um keinen Zw eife l darüber aufkom GeUm keinen Zw eite l daruuer t mr
daß das Gesetz v. 30. Jan. 1937 iaSsrtsB Mi'
g ilt, die) zum Geltungsbereich dcr S ¿j, all», ¿fts-
gehören, bestimmt Art. 3 Abs. 2 VC), no (
lieh, daß sich die Gerichtsbarkei Jen 
gerichte nicht auf die in Ab s. 1 gc"ewass£Ü  ent!l^  
erstreckt, soweit auf ihnen die - VofScfifu;rt
gilt. Eine led ig lich  klarstellende
auch A rt. 4. Danach sind in  all <■ ¿je Bc.z et slIL! 
nach A rt. 3 Abs. 1 die Grenzen beze‘ , A ,i1*i 
Schiffahrtsgerichte durch Ortsnam njcht e^ tacÄ .  
die Gemeindegrenzen dieser O rt > e f l rta & t̂ii> 
oTrirlitRhpzirksiTrpnzen oder dergn .u  d ,

fahrtsgerichte berührende V or sui
Die Geschäfte des Schiffahrtsg zu H A  Wm  
Geschäftsverteilung e i n e m  K  Durt*1]iicli f tejS 
Diese Vorschrift, die aus ^ [ hstverstä^g 
nommen

rschrift, die aus “ cr ; rstäfl° 
wurde, schließt seif - -  ein1:
hn,- pinpm die Arbeitskrm . eiflaus, daß bei einem die A r- 7 . . - * !• fl *1em die Aroeu. ^

übersteigenden Geschäftsania gcr b (¿00 ¡„e 
Richter und u. U. noch weiter ^  ^er ¡st k p
von Binnenschiffahrtssachen O ggrich ¿je .je

Die Zuständigkeit der S c h i f f a h ^  a l ^ ^  , 
ausschließliche. Die Parteien fah ^ ŝ  gclii^f
ständigkeit eines anderen ^  Zd*11 ^  P '
auch die Zuständigkeit eine.®, oder 
gericht bestellten Amtsgeric „  ^  M
gerichts vereinbaren. Ein A ‘ s kau fte t1 j cV 
ständigkeitsabreden w ird  ab , £ entsP ¡^d ^, s W
da die Schiffahrtsgerichtsbezu^ ^ d ¡,eri
Bedürfnissen der Schiffahrt a p Reg®* ficrt 
im folgenden erwähnte beson 
stanzenzugs die Vereinbarung |oS ^ , , q . 
Zuständigkeit regelmäßig z w *

Eine Vorschrift, die aus d e r *  u„d 
enthält Art. 3: Die Verhandlung (ReU' 
über Beriffungen und Beschwe
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lesgprlniE611 der Schiffahrtsgerichte ist den 
^ n d l e Ä ^ bo ^ ragf n- Diese, Vorschriftc i j p g r u n r i i o -  j  ve rtra g e n . Diese Vorschrift 

dif u ^ r e in fv r fender Bedeutung, nachdem durch 
¿ i ei K riech  -V‘ 18‘ S cpt 1940 (RGBl. I, 1253) 
dertn% ke it | lnn aufgehobene landgerichtliche 
geii,LirSestel|t ,! Berufungs- und Rekurssachen wie- 
genVu6 aus* T 0rden is t- Dam it sind die Land- 
■ C ^ a r k e i tdem InsDnzenzug der Schiffahrts- 
licfi darin, daß ^g e s c h a lte t. Der G rund h ierfür 
s i j  auf den W e * ^  Schiffahrtsgerichte ohne Rück- 
schiio0Und daR k des Streitgegenstandes zuständig 
t t iX 6e°de .hohen Streitwerten eine ab-

w u f ldu?£ durch das Landgericht 
Reicf^ag des r ik dei v ‘dm ehr die M ög lichke it der 
aber3 erichts herlandesgerichts und u. U. des 
e‘aem c s> daß u,geben se*n muß. Voraussetzung ist 
£edch+c^ffahrto~ angefochtene Entscheidung von 
111 ein« das niclit^enc d  g et r ° ffcn  ist. H at ein Amts- 
er>assi nr BinnenipD« Schiffahrtsgericht bestellt ist, 
Sc|'e £ ! s« r i £ h lffahrtssache eine Entscheidung

ShtöaCh a il” Cl Ä L A ? i ! ? ^ & ^ s!.r  E£ -
all A iu c u iiu iig  lUCSCl JC.il l-

i oie' n\-n t ail / “ gemeinen Vorschriften, die Be- 
i V i £ bedandPdas Landgericht.
P  Be?d.LutscheSencllte führen bei der Verhand- 
R^e>chneicflnUnp' on? -der Binnenschiffahrtssachen 

die t,„)r ci1I1ffahrtsobergerichte“ . Diese
.Üch i Chon bisher am Rhein um l an d».r, VeipL^n war ,-e," un bisher am Rhein und an de;

", O berland 1 allgemein vorgeschrieben. 
eS n„ bestellt S gk ric llte  zu Schiffahrtsober- 

> " Ur.H S c h S  bestimmt § 3  Abs . l .  Danach 
N C  ]eweiis , d llrtsobergerichte, denen im all- 
,„'rlsruh. Slr>d. a , aiehrere Schiffahrtsgerichte zu- 

ßL9^  Sch iffh fV  s' nd d*e OLG. Köln und 
iin ?be°so ..Banrtsobergerichte beibehalten 

r^nd n... an der f ik » ,i ,y. m  n  w ....
°Ur

t, «r
Dresden d5  E,he die Ol-Ch Ham 

-  Neu hinzugekommen sind 
v r Q - Hamm, Breslau, Stettin, 
l f  l l l l d W ien. Die Bezirke dieser•kit i rgeriehf, U'.d W ien- Die Bezirke dieser 

M1Jch h ; n Oberlanddecken sicl> aber vielfach 
%  d - in ersf,R <i Sgl: ric ,ltsbczirken, vielmehr 

kiitl ^ericc Ucksiehf , r Lin ie auf die Belange der 
0 [rp s  Se il-P rstei|hpC n 1 e n- So ist das Schiff- 

Lettin âhrtsgeriVm P dcr) dem ° L G . Breslau 
P p iid P 9 2«gete1lt Sk Landsberg (W arthe) dem 

clas zuni obwohl die AG. Fürstenberg 
siti(j für da; eriahreiV ,!nmeJrgcric iltsbezirk gehören. 
^ r 0tf Art K ^ erufunp-I r  dcn Schiffahrtsgerichten 
H e r ^  d; Uri(f 7 mH] Ut.ld. Beschwerdeverfahren 
\  [  gelte ® aber ■ , einige Sondervorschriften

sat* i ^ n  neu sind, sondem dcm
lst im ah  Pfsprechen. Nach Art. 6 

Leich die Berufung gegen

Urteile der Schiffahrtsgerichte ohne Rücksicht auf 
den W ert des Streitgegenstands zulässig. Eine Be
rufungssumme g ib t es also h ier nicht. Dagegen ist 
die Zulässigkeit der Revision gegen U rte ile  der 
Schiffahrtsobergerichte von der Erreichung der 
Revisionssumme abhängig. Auch die Beschwerde
summe im Fall des § 567 Abs. 2 ZPO. g ilt im  Ver
fahren vo r den Schiffahrtsgerichten. Dagegen be
steht im Altre ich eine weitere Besonderheit im Ver
fahren vo r den Schiffahrtsgerichten darin, daß § 20 
der Bekanntmachung zur Entlastung der Gerichte 
Y; P ;  M ai 1.924 (RGBl. I, 552) keine Anwendung 
findet. Es g ilt  also im  Verfahren vor den Schiff- 
tahrtsgerichten auch bei einem Streitwert bis zu 
o() ätM kein obligatorisches Schiedsverfahren und 
Schiedsurteil. Für den Geltungsbereich der ÖstZPO. 
y - L  Aug. 1895 bestimmt A rt. 6 Abs. 2 der 4. Durchf- 
VO., daß im Verfahren vo r den Schiffahrtsgerichten 
die Vorschriften über das Verfahren in Bagatell
sachen n icht anzuwenden sind. A rt. 7 wiederum ent
halt eine nur fü r den Geltungsbereich der deutschen 
ZPO. bestimmte Vorschrift. Danach w ird  die Z u 
lässigkeit des Rechtsmittels (Berufung oder Be
schwerde) n ich t' dadurch berührt, daß es statt bei 
dem Oberlandesgericht bei dem dem Am tsgericht 
übergeordneten Landgericht eingelegt ist. Dam it soll 
verh indert werden, daß den Parteien aus der von 
der allgemeinen Regelung abweichenden Gestaltung 
des Instanzenzugs in  Schiffahrtssachen Rechtsnach
teile erwachsen. Für die Ostmark und das Sudeten
land war eine gleiche V o rschrift nicht zu treffen, 
da dort Berufung und Rekurs bei dem G ericht ein
zulegen sind, dessen Entscheidung angefochten w ird , 
o , . » e,Sondervorschrift fü r das Verfahren vor dem 
Schiffahrtsobergericht Karlsruhe enthält schließlich 
noch A rt. 8, der ebenfalls der 1. D urchfVO . ent- 
nornmen ist. A rt. 8 Abs. 1 entspricht w örtlich  dem 
A rt. 4 § 2 Abs. 3 der 1. D urchfVO ., A rt. 8 Abs. 2 dem 
A rt. 4 § 4  der 1. D urchfVO . Der H inw eis h ierauf 
mag genügen.

IV .
Für die am 1. Aug. 1941 anhängigen Binnenschiff- 

tahrtssachen bestimmt A rt. 10, daß es insoweit bei 
den bisherigen Vorschriften verbleibt. Dam it w ird  
der Übergang zu der in der 4. D urchfVO  getro f
fenen Neuregelung der Schiffahrtsgerichtsbarkeit er
leichtert. Auch in  Anbetracht der gegenwärtigen 
Ki iegsverhältnisse sind irgendwelche Schwierigkeiten 
aus der Anwendung der neuen Vorschriften nicht 
zu erwarten. M öge die Neuordnung der Binnen
sch iffahrt von Nutzen sein!

Rechtsprechung in Abstammungsstreitigkeiten
Von Reichsgerichtsrat D r. F r a n t z ,  LeipzigJm ^ roßetl

i ^ ^ s í S ^ ^ ^ ^ S ! 8er Un^e,I in  Rechtslehre 
ü p sNd  voriih  Gegenstand „Abstam - 
6 r £  ~~ so b,er- 1 c:ils. Lat der Gesetz-
h h  £  AiicWped eines k ' " ^ chti ich der Anfech- 
Vr p p k r i fp ’ g und Ä des durch das Gesetz 

asvv „  ParT n£  fam ilienrecht- 
m V- 12: A p ril 1938 - ,  te ilsi grundk ' APn* *938 —, t. 

9h;yt>$i‘,lsSerf ' ' 160> 293 ?^nd? Entscheidungenneue!" GR. 1939,1258^ ±  de„  
Seithß rtthpL’agen Pp^ eit. ®ntsProehen, in der 

Cr ein gewon,ibeni lb,er ü'ülier eine weit 
grundsätzlirkn la.ben- Die Tatsache, 

cher Meinungsstreit nicht

mehr besteht, zeigt, daß der jetzige Zustand jeden
fa lls erträglich ist. Daß er n icht ideal ist, läßt sich 
m. E. leicht dartun an Hand der Entscheidung 
RGZ. 163, 100 =  DR. 1940, 746-°*, die die Zulässig
ke it der Äbstammungsklage gegen die Erben des 
angeblichen Erzeugers verneint. Daß das Bedürfnis 
einer Feststellung der Abstammung durch U rte il 
oder allgemeiner gesprochen durch behördlichen 
Ausspruch im Falle des Todes des Erzeugers nicht 
entfä llt, steht außer Frage; diesem Bedürfnis zu 
entsprechen, sieht aber das RG. auf G rund der 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen in  solchem 
Fall keinen Weg. Ein M angel des jetzigen Zustan-
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des is t dam it offenbar. Aber darüber hinaus deckt 
das U rte il m. E. einen allgemeineren M ißstand auf. 
Gegen wen, so frag t die Entscheidung, soll sich an 
Stelle des Verstorbenen die Klage richten, gegen die 
Erben, die Gesamtheit der Familienangehörigen, 
einen der Familienangehörigen? Daß sich, w ie das 
U rte il meint, diese Frage de lege lata n icht beant
w orten läßt, is t m. E. n icht das Entscheidende; v ie l
leicht könnte dabei doch die Rechtsprechung etwas 
den Gesetzgeber vertreten und eine Bestimmung 
treffen. ¡Wenn sie es n icht tat, so ließ sie sich wohl 
in  der Flauptsache von dem Gefühl leiten, daß — 
abgesehen von der Schwierigkeit, den richtigen 
unter den in Betracht kommenden „Beklagten“  zu 
bestimmen — weder der Erbe oder die Erben, noch 
die Familienangehörigen, noch einer von ihnen als 
Beklagte überhaupt passen. W ie  sollten sie sich ver
nünftigerweise zu einer solchen Klage einstellen? 
V ielfach hätten sie nur e in  materielles Interesse an 
der Sache, nämlich das der Prozeßkosten; denn es 
steht ja  keineswegs immer die Unterhaltsfrage im  
H inte rgrund. Im übrigen kann ihre Einstellung zur 
K lage vielfach keine feste sein, da sie ja  n ich t wissen 
können, ob das Klagebegehren begründet is t oder 
nicht. Was soll sie da veranlassen, die Sache w irk 
lich  durchzukämpfen? ¡Würden sie es sich nicht aus 
praktischen Gründen sehr überlegen, im  Falle des 
Unterliegens im ersten Rechtszug von der M ög lich 
ke it der E in legung eines an sich E rfo lg  versprechen
den Rechtsmittels Gebrauch zu machen? Das g ilt  
vor allem dann, wenn das Gericht die Sache nicht 
genügend geklärt, also z. B. ein an sich erforder
liches erbbiologisches Gutachten n icht eingeholt hat, 
sich also schwer übersehen läßt, w ie der Rechtsstreit 
in  der höheren Instanz ausgehen w ird . Das Kosten
ris iko  schreckt ab und die vom Standpunkt der A ll
gemeinheit aus erwünschte w irk liche K lärung der 
Abstammungsfrage unterbleibt. Beklagte ohne w irk 
liches Interesse an der Sache selbst sind h ier ganz 
fehl am Platz. Aber lieg t dann die Sache so viel 
anders, wenn der angebliche Erzeuger noch lebt und 
die Klage gegen ihn  selbst gerichtet w ird?  Gewiß 
w ird  er im  allgemeinen eine bestimmtere Einstellung 
zu dem Klagebegehren haben als nach seinem Tod 
d ie  Erben und Angehörigen. Aber er kann auch 
sich selbst m it Sicherheit nur die Frage seines Ver
kehrs m it der M ündelm utter, n icht die seiner Vater
schaft beantworten. E r hat fre ilich  ein gewisses 
eigenes Interesse an m öglichst zuverlässiger K lä
rung der Vaterschaftsfrage; aber diesem Interesse 
steht auch w ieder vielfach das an der Vermeidung 
hoher Prozeßkosten entgegen. Alles in  allem is t die 
Lage also so, daß das jetzige Verfahren n icht in 
allen Fällen die Gewähr fü r  jede überhaupt mögliche 
K lärung des Abstammungsverhältnisses bietet, wie 
sie vom Standpunkte der A llgem einheit aus er
wünscht ist. D ie  gemäß §§ 640, 607 ZPO. zulässige 
M itw irku n g  des Staatsanwalts ist an sich schon be
schränkter A r t; praktisch spie lt sie um so weniger 
eine Rolle, als naturgemäß der Staatsanwalt den 
Rechtsstreit, sofern er sich n icht — ganz ausnahms
weise — von vornherein an ihm beteilig t, n icht im 
Auge behält und daher gar keine Gelegenheit hat, 
im  Bedürfn isfa ll einzugreifen. Nach den bisherigen 
Erfahrungen sehe ich nun allerdings entgegen 
meiner früheren Ansicht das Prozeßverfahren als 
solches nicht mehr als ungeeignet fü r  die Abstim 
mungsfeststellung an; erforderlich is t m. E. nur, 
es unabhängig von subjektiven Parteierwägungen 
zu machen. Das läßt sich leicht dadurch erreichen, 
daß man — eine M öglichkeit, die schon die genannte 
RGEntscheidung in Betracht zieht — den Staats

anwalt obligatorisch einschaltet, und z\  pg übe[' 
Weise, daß man ihm die fragliche Part® , sjc h /  
trägt. Der als Erzeuger Bezeichnete vvlFäi|en, ¡nS' 
Zeuge — mag er auch gewiß in  v^  „ ct, rucfi 
besondere bei drohendem Unterhaltsam I gliche 
klassischer Zeuge sein — oft, vor aller» A b ^ t  
Vernehmung, gut m it zur Aufklärung Qesagt« 
mungsfrage verwenden lassen. — P aS„cj.|acre; 31
nur fü r die Abstammungsfeststellung ¡st geg 
sichtlich der Ehelichkeitsanfechtungsklag^jfjssir * 
die bestehende Regelung nach meine 
n ichtseinzuwenden. . Praxis’ . ,he(

Doch nun zu Fragen der jetzige11 ^ ufsatz ’L j  
möchte dabei anknüpfen an rnei!3eI\ , f i,chtun2 aes 
die Rechtsprechung zur Ehelichkeitsa ^ach^st-

der

1940, 1552 ff. D ie do rt zur Frage 
der „offenbaren U nm öglichkeit“  an 
richterliche Rechtsprechung ergab
diesen Nachweis keine allzu s tre n g ^  ' st

ährte *>- *  
aß
AnfJ$eg|

gen stellen und sich insbesondere ifl*
schlechthin daran stoßen darf, bau ___ e.r , ceß5' 
den Kern der Beweism ittel b i^ .er} heirü*1cjJK nfr
gische Gutachten nur zu einem W a» / Irg v . W  
ergebnis kommt (ebenso neuerdmg j  v. Z U M  
1941, IV  288/40 =  DR. 1941, 787 . m de*1 
1941, IV  70/41). Das g ilt aber, wie » i $  n ^  
v. 9. Ju li 1041, IV  66/41, a u s g e s / g ^ t e i 1̂  es
li\rh nnrh  t u T v ü  rfpr V a te rschaft1̂lieh noch mehr bei der Vatersc.»--- „  Dei -
gewöhnlichen Abstammungsrechtss / ie g
sich nicht um den — immerm . nCjefl - ,eF 
Schranke für die freie .Würdigung ?„n<jelh 
g riff der offenbaren Unmöglichkeit » ticm  s  
es gemäß § 286 ZPO. allein 
Überzeugung ankommt. Um so w .7 194»» 
wie in RGZ. 163, 321 ff. (324) =*‘ annte» P V  öfj 
ausgesprochen und in der oben g abs° .J i^ t
- " - ■ Verholt rst /  9-Ju‘ efh

Urteil / -  eifles >düng v. 9. Ju li 1941 wiede 
w ißheit zu verlangen. Bei dem ' " ' iüng CK‘’ \{s 
handelte es sich um die Ausw einerf 
biologischen Gutachtens, nach ü o ekiagl£L  a C  
zwischen dem Kläger und dem
cfpllfpn Äfinlirhlzpi+pn U 'A lltll riOCH  ̂ ^ (Jstellten Ähnlichkeiten kaum 
sehen werden konnten, „so
Gutachten hieß, „angenommen1 \ rend a» 
der Beklagte der Vater sei , w , „ ^ Pn uejschen „ei3eir

und einem Mehrverkehrszeugen . hjer ,s d i/o
waren. Entgegen dem BG- ha sich , als fl, 
auf den Standpunkt gesteht, ^ ¿ f o l i c l * * *  ß / ’ r  
Umständen ergebende .W a h rs c h « ^  zllr V^ „  
groß änzusehen sei, daß sie v011 als eS fP
düng der richterlichen Überzeug» | ic[le, »‘ e,e. ^5 
schaft des Beklagten i n s o w e i t cj,aft h‘l gS b3 M  
um seine oder Sch.s Erzeug _ange»>, /  
RG. ist hier aber noch weiter J. nicV ugicb

'¿A fifk u . ist mer aoer hol» " T  j a7j es 
Gutachten dahin gewertet, o l » / .  F
sehen Sch. und dem Beklag1 s0rider‘ un k / ' 
Vaterschaft K larheit geschaffen, Anh a / I  * fl efl 
gemein zum mindesten gew1 « geS -j. M  #  
eine Vaterschaft des BekP ^MgglichK s B '„¡et1} 
demgegenüber sei die bloße die p tR u  i f  
M ehrverkehrs der Mündelm f0[ger scji3 de, 
ihrer leichten Zugänghchkei g j £r Vat freilic u

§eÄ i ’..dLe, Üi ! ! S PUrng Soweit slä f
. Mehrverkehrs »* hatte, /

Xit»

Beklagten zu erschüttern.
Verdacht des M ehrverkehr/ 
stimmten Zeut

achtung^ Ä K
Scheidungen imm er auf “encaChe ^
schnitten. In einer anderen 8 „getret 
Berufungsrichter n icht entgeh
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^ S Ä ein li?h,5eit der Vaterschaft des Be- 
^gewipSPen i “ ^b io log ischen  Gutachtens die

1975

o fe  abgew'i " 7 ‘l /O T o io g is c n e n  Gutachtens die 
gehM̂ar ziemlipi11 ia i^> weil die M ündelm utter sich 
Vater j habc „ n i  Wa,a ,?s m !t  Männern eingelassen

^4Cf"
\ u^öe nnri ' w'it_i iy C5 i m  iVlälulcIU eingelassen 

' Crdes Kindpd •Sei i )st n icht wisse, wer alles als 
um GrcRlt FraSe komme; hier handelte es 
Cn Fall ri “ dtverhältnisse, während in dem 

m 0reichsgerichtliche U rte il in Be- 
der »in dpn^!6 3acbe in  ländlichen Verhältnissen
M|

S & ? ■
fe L i"1

der if ’ »in denpn
^eis der ale ” n aI,gemeineii von vornherein

da:it>en,

Frau in  der fraglichen Zeit noch w iederholt zu
sammengekommen war und ehelich verkehrt hatte. 
Das BG. hatte darauf ohne E inholung eines erb
biologischen Gutachtens die Klage abgewiesen. Das 
RG. hat das Armenrechtsgesuch des Klägers zurück
gewiesen, da hier nach der W iderlegung der Klage
angaben keinerlei Anhalt mehr dafür gegeben war, 
daß die Ehefrau des Klägers in  der Empfängniszeit 
anderweit Geschlechtsverkehr gehabt hatte. Wenn 

¡MtaL'*» der ak  p“  vu“ . vurnnerem auch, wie w ir  oben gehört haben, nach dem Stand-
H iE fh e g re n *  a f  Frage . kommenden punkt des RG. das Fehlen von Vergleichspersonen

meist ä e® |1|"h Pf!reP̂ ea,.Uni  ‘ " Kderien die dle erbbiologische Untersuchung S u ch t wertlos 
en> mit wem u d?rub “ r  “ Mer- macht so hegt doch anerkanntermaßen ihre  Haupt-

cn , r ^geo-phfÜ1 u i  Mädchen sich abgegeben bedeutung im Vergleich der mehreren als Erzeuger 
erhk-rd der Ahe? baben könne“ . — Im allge- in  Betracht kommenden Männer. Das RG. drückt 
siri1 0'°gischi> / ' i " nu,u lFrsslrc' t  praktisch durch deshalb darauf, daß sich die Begutachtung auch auf

alle M änner erstreckt, d ie  fü r einen Verkehr in  der 
Emfpfängniszeit in Frage kommen. Das g ilt  selbst 
dann, wenn schon ein erbbiologisches Gutachten 
vorliegt, das den m it der Klage als Erzeuger in  
Anspruch Genommenen als wahrscheinlichen Vater 
bezeichnet, da dam it noch keineswegs die M öglich- 
keit einer anderweiten noch größeren Wahrschein- 
“ hkeit ausgeschlossen ist. D ie Bekundung der 

Mehrverkehrszeugen, innerhalb der Empfängniszeit 
n icht m it der M ündelm utter verkehrt zu haben, steht 
ihrer Heranziehung zur Ähniichkeitsuntersuchung 
selbst dann unbedingt entgegen, wenn sie an sich 

BewekpUntl r Umstande,n den W ert Riaubhaft erscheint. (Vg l. U rte il v. 7 Juni 1941 IV  
tS e n  i’ =r- B .  e!m 7rgebmsse entscheidend be- 47/41: „D abe i kann es ganz dahingestellt bleiben 
io t j' 7. ]J sen oder e i d S ! ^ " 3^  ? laub,ia ft . f '  ob ,n icht bei der demnächst vorzunehmenden Unter-
4Ä s ' ’S 1 1941 f v  ™ . cn könne; in  einem U r- suchung ihre  Ausdehnung auf die Zeugen St. und Ö.
Bq K%e,fnSagt: , Daß4^ 41’R 1SJi %  d l?seJ? Punkt geboten ls t> obwohI b “ de fü r ihren G e s e h te rV  
äC «munri 1 anzusPh U der BeklaSte aIs Erzeuger 
?i,er auchnf kmen ®ei> hat sie> w ie m it dem
Vb>ma] euie s w e l b l^ er, Ilich t bewiesen; es is t 

der 'y,lderIegt. Der Beklagte g ib t 
jN k t eSt dieSf ^ Utwer der K laKer verkehrt zu 

S Ä  au I ° r  der p 1 Y 0rgang i edoch auf einen 
Ä e  Empfängniszeit. Die B lutprobe
VyVg; / sleht d u r ^ n *  ausgeschlossen. Bei dieser
^ i S afteL ^ hn Iic h S S die Möglichkeit, daß eine .... . . . ..  ...,L u tl mmmcmiuner in Aoreae gestellt
?9 ^ Skeft ,ebrmgen k Anhaltspunkte fü r seine oder m it besonderer Begründung dargetan hat daß

S e i s e i ’ d!e je, n l ch ih r-er Ge’  T  Verkehr gerade fü r f ie  E m p f ä n g S ?  den Um.
<  Be u r t S n ° d .er d7 Ch wenigstens standen nach überhaupt nicht in Frage kommen

N  D ie Ä  g  d Zc9Fenaussagen kann. Ich möchte zum Abschluß der Erörterungen
^ ..^ e ifp ^  i  letztgenannte Entscheidung über die erhhinlno-krhp - g

%  o:„,öb I0?i RDS“ mmungsstreit praktisch durch 
^tarhi1 Srunds^un- Gutachten entschieden; daher 
^laß etls n ich ttz lcb d ie E inholung eines solchen 
'"¡¿fr^habt srp?nige!len- Das RG. hat w iederholt 

tich m °berhn^fn die Ablehnung dieses Beweis-llth » 41<indcscFPnV^.+i.W.^« c x , ji___
F> ,

p ; ^ nen das BC 0 _____
Zeugenaussager

in Luue nanaeite es sich dabei
ä il!cli'i0n Fartpi.,^ 1 ,das BG - glaubte, allein auf 
■b. ¡n ,|0lnmeu l ! ” ?aben und Zeugenaussagen zum 

h iM  ln ,11 Entschp- ?nnen- Demgegenüber hat das 
R  A  1069?3e!duPSen RQ Z - 193, 321 ff. (323)

geboten ist, obwohl beide fü r ihren Geschlechts- 
verkcdir m it der M utte r der K lägerin  g laubhaft Zeit- 
punkte bekundet haben, die fü r die Empfängnis der 
K lägerin  n ich t in Betracht kommen; denn Irrtüm er 
sind bei solchen Zeitangaben n icht vö llig  auszu- 
s^be ß em “ ) N atürlich  muß immer ein gewisser An
halt tü r einen Verkehr innerhalb der Empfängniszeit 
bestehen und das kann z. B. dann zu verneinen 
sein, wenn der Zeuge eid lich und glaubhaft j e d e n  
Verkehr m it der M ündelm utter in  Abrede gestellt

a /We, :  Die ? ^ugcncussagen  Kann, icn moente zum Abschluß der E rörterun i
i 1Cht d ^ ü £ ltere bede utg  ianiH ? Entschmdung über die erbbiologische Begutachtung nochmals
M v°n 5hi daß die F nhni?, H l" we“ e : Einmal w ie schon in  dem Aufsatz DR. 1940, 1552 ff.

, aaticxio. • ,t l n h°Iung des Gutachtens ----------U  * -
N k? te Oh J Sh  dab d>e beweisführende

.......... meiner persönlichen Auffassung dahin Ausdruck
i uberP7 "gen in hovT.T •'‘ " T u T u  ui  § cbe^ ’- 1 aß es m ir tro tz  der grundsätzlichen Freiheit 

\Ve]ie Oder ’ ti'm m unp- ¡ b +au “ lne Ähnlichkeit des Richters gegenüber dem Sachverständigengut- 
5 « ^ t f i S Ä S t  besonderen G rund  n icht a n g ä n lig 'e r-r * tiapni,- b. “ esummier körperlicher 

R'Keit' aUsrr(>«r!U lC.bkederi aufgestellt hat,
T  2 i rü f l i lchspfro Frochcn> daß au“ b das Feh- 
¡ W  ¿hpß n & nen den E rfo lg  einer Ähn- 

^  Q ru^D rte ii vVo£  vornherein ausschließt 
N L ? b§ e ^ d> von h l 3: SePb 1940, IV  110/40).
i S k S  dp 11 'Verden Fiuilolung des Gutachtens a «der weuen der e,vh dprer J , r ?ur Verfr. Vegen der sich aus der 

n are? >enden sm  §>lng stebenden Sachver- 
A & 'ic^ rt , Z“ it z l  eC> A engke it, das Gutachten 
^  ‘ v- 9 Ä  läßt das RG. nicht

; ait«L. 1940: DP 10/11^ ^ • -^ d e J  auch^Sj. lg40: DR. 1941, *643®)- 
% n 8 Afnt“ gs a i f’ r "  u c,nen das RG- d i“/  k: ** fli» iS ah t E inholllnrr Uoo Ä k „l:„ l, 

|,c«t . a3 Ähnlich
hat. So 

htungsklage der 
zur

,^ |st nur d r rr . l «aniechtungsklage c
ht n> » 8  des h i t p s.tü t2 t> er hab“

ki^Ieht r mit dp0? ek% ten Kindes schon 
A ^Ser!l Die B(,vv,St:n M utter, seiner Frau, 

enW en msaufnahme ergab klar, 
men Angaben mit seiner

scheint, auf Grund eigener Vergleichung oder im  
H inb lick  auf d ie  Einzelergebnisse des Gutachtens zu 
einem Gesamtergebnis zu kommen, das dem des 
Gutachters entgegensteht, denn dazu gehört beson
dere Sachkunde. N otfa lls  muß der Richter meiner 
Ansicht nach in solchem Fall ein weiteres Gutachten 
einholen. Daß der R ichter das Ergebnis des G u t
achtens in  gewissem Um fang modifizieren kann und 
in  dessen rechtlicher Auswertung fre i ist, unterliegt 
natürlich keinem Zweife l. — H insichtlich  der Zeu
genaussagen im Abstammungsstreit sei bemerkt, 
daß hier eine Beeidigung des Zeugen besonders 
naheliegt; h insichtlich der M ündelm utter hat die 
Beeidigung nach dem Standpunkt des RG. die Regel 
zu bilden (vgl. RGZ. 165, 248 ff. [254] =  DR. 1941 
598*1).

Zum Schluß sei noch auf zwei Entscheidungen 
verfahrensrechtlicher A rt hingewiesen. In dem U rte il 
RGZ. 165, 315 =  DR. 1941, 598*° is t die Frage be
handelt, ob das rechtskräftige Sachurteil durch das
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über eine Abstammungsfeststellungsklage nach 
§ 256 ZPO. im gewöhnlichen Verfahren entschieden 
ist — also noch nicht im sog. „Statusverfahren“ , 
dessen Anwendung das U rte il RQZ. 160, 293 =  DR. 
1939, 125820 fü r erforderlich erklärt hat — Rechts
kra ftw irkung  hat m it der W irkung, daß es einer 
anderweitigen Entscheidung entgegensteht. Dabei 
w ar von vornherein klar, daß solche früheren U rte ile  
keinerlei Bedeutung mehr haben können, die wie 
Versäumnis- und Anerkenntnisurteile m it dem W e
sen des Statusverfahrens unvereinbar sind. Dagegen 
hat das RQ. keinen Grund gesehen, dem Sachurteil, 
dessen Entscheidungsgründe sich im Rahmen einer 
auch bei Anwendung des Statusverfahrens mög
lichen und zulässigen Urteilsbegründung halten, die 
Rechtskraftw irkung zu versagen. — Von erheblicher 
praktischer Bedeutung wegen der Berechnung der 
Rechtsm ittelfrist ist der Beschluß RGZ. 165, 307 =  
DR. 1941, 3404, nach dem in Abstammungsfeststel
lungssachen die Urteile von Amts wegen zuzustellen

sind, ohne Rücksicht darauf, ob d e r KU» Abstaf|a 
geben oder sie abgewiesen und ob e j eS{geste 1 
mungsverhältnis zwischen den Streittem11 ung al. 
oder verneint oder die Frage der Absv nac|‘ 
ungeklärt angesehen worden ist. Dem '¿,.rhentsC5!i. 
bezieht sich der Beschluß nur auf » . fcnü.ß  
düngen“ ; von ihnen war natürlich für dlh(>r ¡jeirf!’

sachen
darauf,

V..VV..U x.x ^  RÜckSM
l gleich zu beantworten ist otl. , .ng in 
, ob es sich um eine Entsche aü; pro'uaiaui, uu l,s> aiun um eine A. i/laP'C

Sache selbst handelt oder etwa die K- » ist; 
zessualen Gründen abgewiesen wor j^iarh^jj^e
sonst würde es o ft w ieder an uci ,t,V?ericn ,,,,. 
Rechtszustandes fehlen, die der rei Haffen %°v0) 
Beschluß in  dieser Frage gerade sc ^ 5  2 y 
Die gesetzliche Bestimmung (§§ ^ ’ ßehallĈ  
steht einer solchen g le ichm äß ig^ 
keineswegs entgegen.

Der Beweisbeschluß
Von Landgerichtsrat D r. B u l l ,  Graudenz, z. Z. Karthaus bei Danzig sc*?eil

I. D ie  G e r i n g s c h ä t z u n g  d es B e w e i s 
b e s c h l u s s e s

Der Beweisbeschluß (BB.) ist das Stiefkind der 
zivilistischen P rax is1). U nd .n ich t nur dies: H at der 
Gesetzgeber ihn nur knapp und unzureichend be
handelt2), so is t die W issenschaft ihm nicht gerech
te r geworden, w ie ein B lick in ein Lehrbuch des ZP. 
zeigt. Kein W under, wenn schließlich auch die Justiz
verwaltung ihn unbedenklich w eit h in te r das U rte il 
ste llt: Sollen die Qualitäten eines Richters e rm itte lt 
werden, so läßt man sich U rte ile  vorlegen, die er 
abgesetzt hat. Was besagt aber schon selbst ein 
nach allen Regeln der Kunst gefertigtes U rte il, wenn 
es zustande gekommen is t nach einem m ühevoll 
über Monate hingeschleppten Verfahren, dem jeder 
Antrieb, jede G estaltung durch den Richter, der 
eben nur U rte ile  „bauen“  kann, gefehlt haben?3).

Solche Einschätzung des BB. is t imm erhin auf
fa llend; denn daß er die w ichtigste Maßnahme im 
Verlaufe eines Zivilprozesses ist, w ird  kaum von 
jemand geleugnet werden. Man muß sich daher die 
Frage vorlegen, w ie sich das erklärt, wie es kommt, 
daß der BB. n icht an der allgemeinen Erneuerung 
des ZP. seit 1933 teilgenommen hat. „M a n  glaubt 
eben“  — schreibt B a u m b a c h  über die Verken
nung des Prozeßrechts4) — „e ine  besondere G ei
steskraft zu bezeigen, wenn man die Sache über die 
Form  ste llt.“  A u f das Verhältnis von BB. und U rte il 
übertragen: M an glaubt, es komme allein auf das 
gute Ende, das U rte il, an, und darauf, daß es 
schnell gesprochen w ird , der W eg dahin sei gleich
gü ltig . Was aber die notwendige Beschleunigung 
der Prozesse anlangt, so is t es gut, hin und w ieder 
an die klassische Form ulierung von F r  e i s l e r 6) zu

*) Das ist in meiner Abhandlung anti B a u m b a c h  
ArchZivPr. 146, 50ff., bes. S. 73ff., näher ausgeführt.

2t K u h n k e :  DR. 1940,180 II: „dürftig“ .
3) Ich denke hierbei bes. an einen ZP. um Unterhalt 

für ein uneheliches Kind, bei dem fast 1 Jahr lang Be
weisaufnahmen zu der Frage des Mehrverkehrs statt
fanden, bevor jemand auf den Gedanken kam, die Kindes
mutter zu der vom Beklagten unentwegt bestrittenen Be
hauptung, daß er mit ihr verkehrt habe, zu vernehmen.

^  DJZ.J934_Sp.50ff.

, ReChtspfIe£ff K o f
f?u.te. Ru°nicht

lef
................ b 1C„-  *e

sache, daß er heute lediglich Proi w  zu f-üm#
r -  . - X  ■ J ____-X . . . ü o S h a r  OÜC* . J,

erinnern, wonach eine &~  
sein müsse, eine schnelle jedoch
der Güte schnell sein wollen d ü r iß „w aUs def \jcf 
erklärt sich die M ißachtung des ßieitett^Je^

fügung ist, jederzeit

6) DJ. 1934,74.

_ _ M  aufhebbar nlCIll
eine Erscheinung, der eigener .w«= porII) p  . ai 
sen w ird, h in ter der in bezug aV L rfahren *, ¿ f  
kein Zwang steht. Ein gutes  ̂ ^  u rid ^  
meiner Überzeugung nach nur xpSte»
Gesetzes möglich, das die erpr° ß e^K
als zwingende n o rm ie rt6“). . .tiin jnt: Me K  

Dam it sind Z ie l und W eg 
leistung einwandfreier Ermittlung cj tI1-ch aj
Scheidung wesentlichen Tatsach v0r al ^  
rung des BB., indem ma"  £ ung 
seiner derzeitigen O e rm g sch a tzu n g ^^^  
in  einigen Beziehungen zu ein ¡ne i f i  | A  
düng gestaltet. Es geht dabei u - p ^ c h l^  
des Zivilprozesses, denn Recht#1*
den einzig sicheren Boden fü r d 
— w ill sagen des guten Urteils. ^

II. M ä n g e l d e s B e  w c i s g . an JJ’ „

Die Vorschriften  über den \foera\iS. u al1 Cf 
gen noch einige Merkmale d>r w irkt ■ * ¿ej> ¿gj, 
stehungszeit an sich, und d ‘ (9 Afi'
BB. aus. So entspricht etv^a |,verständUjS derpjf- 
richts an den vereinbarten: Sa Ranken ¡t & f.ed  
IV ) weniger dem Rechtspf¡e g fLeleg^.j-fisU .'f ie>l! 
schauung, daß der ZP. ^ V
teien sei, auf die das Ge 1 gdj j,t 
E in fluß  zu nehmen habe. Dass VerpflK fi!,dl>

privatrechtliche Regelung negnerS cef^iv
Vorlage von in  Fländen de ^

6rl) An dem Verhalten gegen‘| ^ r ¡n d?a[ J e ß | eV 
sich die beiden Fronten, die s‘ bi idet ha 
künftigen Gestaltung des Zj - h<.()■/fi.h i rCji 
neuerdings Jonas :  DR. te Verfaj jufsa' 
einig sind: das zweckmäßig8Aßoen 
Übrigens hat Ra t z  in seinem sc‘ sCh ^  b ^e 
1941, 73ff. gezeigt,.daß Ä f f a ^ ng 
einer von der richtigen I roz 
Praxis keine Beschwer bedeu 

6) W i l d h a g e n :  ZZP.60, 21
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^ hÖre! \  ™ f 7dic vö lIige bringen, d. h. zur gründlichen, richtigen Entschei-
^ ¿ f n e h t  fü r e rfn rd l aT  Zeuf en,’ die 7 nß -  Prozesse, die sich als so kurzlebig erweisen,
Rto .^hmcn b e s c h lo ß  h i / l f  eü r nd, daher Si nd ZUm (vieI erstrebenswerteren) Vergleich be-
Es i lung des A nt it  S hat (399), und die knappe stimmt. Hinweise, Herbeiziehung von Urkunden

oft M  em rS fn8 ,eUgM beWe,,Sej  l 37f > : Anordnung des persönlichen Erscheinens - N r .  1
<üe >lsf«hrer neben ™Pf l" dender  Mangel, daß der bis 3 — sind o ft nü tz lich12) ; vor klarer Feststellung

5 1  n S  f  2 “  7 *  7  St7 [Punkic  beschlossene Beweisaufnahmen
Fo|ge k t  nUht .  i f ’ d\ d ‘eser. bekunden aber -  N r. 4, 5 -  sind gefährlich. Ein auf gründ-

®en> die Sich .,fj‘cht selten das Erscheinen von hcher Sachaufklärung beruhendes U rte il braucht
votnV| i  »hnen lhÜf j aduiif-  wundern> wed seilie Z e it13 * 15), es ist aber auch allein das U rte il, zu
sich d!0rensage^oriSr P ‘ ng? 7 7  7 r- dem das Qcsetz uns m it Sicherheit führen s o ll« ).
^ e hnn heraussfm ^ a r f!l l c l t  b);kan,,ttT d’ wobei Gestaltet dieses den BB. so, daß er die Praxis

H  d i^ h t ig te n  n w -duß ?ef Beweisfuhrer a“ cb z w i n g t ,  den Stoff vö llig  zu durchdenken und in
N  hi ? ei,gen e iS ™  w  7  t f  Annahn?e ..hat> die zweckmäßigste Form zu g ieß en13), so darf der
W S  haben c® f i ne W ahrnehmungen darüber Beweisbeschluß weder entbehrlich, noch seine Ver-
N  Ichcs Pech W  v eUg7  «nd ,n,Co  7 - ei-n mcidung möglich sein, vielmehr muß er als not-
echCt.erster i itJ “ r die betreffende Partei, sie wendiger Plan fü r das im Beweisstadium heahsirh-

I[ese pfIege Un i • e €ine Versündigung an der>ese 1 :lege unu • eine Versündigung an der 
U ^  'Hehr o^e?en. anderen Volksgenossen, die 

der b^ird dai ,cm  in  Anspruch nehmen7). 
der n^eisführf*. in  Zukunft zu fordern sein, daß 
^¡sw'auncr angibt, aus welchen Gründen er

wendiger Plan fü r das im Beweisstadium beabsich
tig te  Vorgehen des Gerichts vo r einer jeden Beweis
aufnahme stehen.

Das Weitere lieg t bei der Praxis. Es kann nicht 
geleugnet werden, daß sie den BB. hat verkümmern 
lassen. Aber nur ein g u t e r  BB. vermag zu leisten, 
was ihm im Ab lau f eines Prozesses zu leisten auf
gegeben ist. Man begegnet m itun ter der Anschau
ung, der BB. sei einfach; sie w irk t sich in  zahllosen 
oberflächlichen Beschlüssen aus. Nichts ist jedoch 
falscher als diese Ansicht. Dem BB. müssen n icht 

¿ .«U a  kennt' 7 as aber w ird  daraus m der weniger und nicht leichtere Erwägungen voraus- 
f  °der Wpn- dle Scbriftsätze, in denen es gehen als dem U rte il, ja  — urteilsm äßige Über-

j . \ n i s !ß heißt. g er umfangreichen Abschnitten legungen sind überhaupt die Voraussetzung fü r
de uf die ö b f N j ß  We‘s fü r alles Vorstehende: ih n 16). Dazu komm t die Schw ierigkeit treffender,

aus eigener W ahr-

Visw-uing, : 7. “ “ S*or, aus weicnen u runüen er 
Sestelitp’ der Zeuge müsse die in sein 

b i  s bekunu R a c h e n  M |
^ ? e - ^ W e iS en Tonnen8).
% QJ .2 e ,J rV hrer muß di
Sk
7

«s

'Ab
dip i i  “  n  ----- v ui o ic iic iiue : /• n-uinnn u ic ctcnwiengKcu xrerrenaer,
Jsat e|fu n d • §enüg t n ich t! Selten kom m t knapper, aber erschöpfender Form ulierung, eine An- 

, a», imm T JCdes Sabies in dem betreffen- gelegenheit besonderer A rt, da leider die mensch- 
siT rechti- i 0rtrarr n-r VVT d ®i n e  Tatsache aus dem liehe Unvollkom m enheit sich häufig  in  der Unfähig- 
llh öuci .‘Ca Orhehli^n W lrklich entscheidende sein, keit zu treffendem Ausdruck auch da erweist, wo 
(Ä s e n tr 'ar ein7; „  en Kern darstellen3), und auf die Gedanken zur K larheit gelangt s in d 17). Der 
C % c h  *st ohg , aUl sie’ kom m t es dann an. ß B. rodet das Gelände, auf dem sich das U rte il er- 
älfUs oh ldenden v  Zeu£e das Drum und Dran hebt, er is t Ausdruck und Beweis der richterlichen 
L / P w  !lehin n,.„> 0orSangs bekunden kann (er Führung im  ZP .; weder gesetzlicher noch aufsichts- 

erk er lUfin i schildern), überflüssig mäßiger Zwang dürfen gescheut werden, seine dar- 
durch bcrichp.I Cl’ wenn er n u r  von diesem aus sich ergebende Bedeutung zu unterstreichen. 
ISon,1? den i len Weiß. Die Partei muß Hoheri*t>ri!Sste]ie den Z c '1„ Wc' ' r>ie Partei muß daher 

"■ ■ £,f‘" Ul- Jeder 7° n m  erhärtenden Kernsatz 
Laste- i - euge, der versagt, muß im

^ \ ? \ Joder
■asten ,7 «41 der versagt, muß im 

Ijj acr *hn benennenden Partei

5 ; g d J setz niuRe n d ig e  B e w e i s b e s c h l u ß  

S r T k L ° htvVen d T a iergDhen durch die Emfüh-
T m  ^teiigj'Jg der m ? e/  B e w e i s b e s c h  1 u s s e s  

f ü r 1,0) ist 7 :  4 U. 5 des § 272 b. An
“ehdie tiir P ist ,u- 3 «es s 272 b. Ai

E rL den Zp jS e füh rt, daß § 272b 
AdT^rüno-p ' .darstellen kann. K u h n l

an
eine

^ M ^ d 'a n h ^ g e n  i-u.arst.e,l,en kann. K u l in k e 11) 
t|'ti' Cn bereiehpL.1̂ .11 um den sehr wesent-

i T i beit f u räumtenCrp 0f lß die d7 \ n dem V or'
l | . 4 e ^ C ! e.r am P r n f e i ' .  Qemein-
^J ie  pl

ein lcr am d  me uemein-
5rt«!s, vom a J o0zcT Beteiligten vereitele 

n^M.^artJh VerfaIl ktenstudium eines einzelnen 
f1“  auc^L nicht pi+k das der Überraschung^

\ ßeI>näme Erw irtu n  'FrÜgerisch ist aßig aus n, g  dcs Gesetzes, 1 Te
hCnaber

. - a u s  lim *6 ycsivjeserzesy i  Term in  
Is* lejde ’ 11 emen ZP. zu Ende zu

' S aÄ  T " “ r Ka™v°™l>P« und zu „enie 

,(!|nn Mr' 1 ~  Rcr ßnweisnot der

S ? ; ! 1. 7t? die ^  .Parteiprozeß eine schwie-

1 “ f ä » r hickt •“ (s'
’ *• 181 -

’ 2 > 181, 3.

IV . D e r  u n a b ä n d e r l i c h e  B e w e i s b e s c h l u ß
Den wirksamsten Zw ang zu ständiger Selbst

kontro lle  würde die U n a b ä n d e r l i c h k e i t  des 
BB. darstellen. D ie dadurch bew irkte  Spaltung 
des Verfahrens in  ein Behauptungs- und ein 
Bewcisstadium hat, wie K u h n k e  m it Recht be
m e rk t18), auch heute noch ihren Sinn. Es ergäben 
sich daraus verschiedene Vorteile. Zunächst würde 
eine solche Bestimmung das Ende der oberfläch
lichen Beweisbeschlüsse befördern. Der BB. wäre 
nunmehr eine auf die unbedingt notwendigen Be
weise sich beschränkende Entscheidung. Ja, es be
stünde vielle icht die Gefahr, daß die BB. sich dann 
allzusehr beschränken, indem sie imm er nur den 
einen notwendigen Schritt machen, nur den als 
nächsten notwendigen Beweis erheben, also raten-

13) S t aud :  DJ. 1938, 373.
13) Deshalb — neben anderen Gründen — hat auch 

der Verkündungstermin seine hohe Bedeutung! Arch- 
ZivPr. 146, 62.

u ) Ungeschickt Baum bach,  1 zu §357a: Das Gesetz 
wünsche schleunigen Prozeßbetrieb, aber auch (!) eine 
gerechte Entscheidung.

15) Das tut er heute noch nicht!
16) A t z l e r ,  „D ie praktische Arbeit in. der Assessor

prüfung“ , 1. Lief., 4. AufL, S. 37, bringt ein erschütterndes 
Beispiel für die Folgen, die sich ergeben, wo solche 
Überlegungen nicht angestellt werden.

17) Wozu zu bemerken ist, daß unklarer Ausdruck auch 
regelmäßig auf Unklarheit der Gedanken schließen läßt

18) a. a.O. 183, III, 1. A. A. J o n a s ,  1703, IV 4.

248
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weise vorgehen und dam it das Verfahren in die 
Länge ziehen. Aber das is t einmal n icht immer 
falsch, w ie jeder weiß; manche Fragen sind fü r sich1 
von so entscheidender Bedeutung, daß es falsch 
wäre, bevor sie geklärt sind, andere Beweise zu 
beschließen. W o aber ein erschöpfender BB. m ög
lich ist, w ird  sich ratenweises Vorgehen sehr bald 
als unzweckmäßig heraussteilen. Denn die Unab
änderlichkeit des BB. bew irk t ja  nur, daß die doch 
einmal notwendigen urteilsmäßigen Überlegungen 
statt unm itte lbar vo r dem U rte il schon vor dem 
BB. angestellt werden müssen, also eine Vorver
legung der A rbeit, und zwar in  ein Stadium, wo der 
Prozeß noch zu übersehen und n icht schon ve rfilz t 
ist, wie es bei solchen sich ergibt, die n icht von! 
vornherein unter urteilsmäßige Kontro lle  gestellt 
werden. Im  übrigen werden die zur Beschleunigung 
der Zivilprozesse getroffenen Maßnahmen dem ab
schnittweisen Vorgehen einen Riegel vorschieben.

A ls weiterer V o rte il ergäbe sich in  dem durch
dachten und erschöpfenden BB. fü r G erich t und 
Parteien die E in führung einer — regelm äßig als 
abschließende anzusehenden — Meinungsäußerung 
des Gerichts über verschiedene Fragen, die fü r  das 
U rte il von entscheidender Bedeutung sind — über 
d ie  Fragen der Beweisbedürftigkeit, der Beweislast, 
des ordnungsmäßigen Bew eisantritts19). E in Be
schluß, h inter dem das „U nabänderlich !" steht, hat 
naturgemäß ein ganz anderes Gewicht, die Ver
gleichsaussichten nach einer solchen Meinungsäuße
rung  des Gerichts steigen.

Schließlich gewährleistet die Unabänderlichkeit 
des BB. seine ungestörte Durchführung. Das is t 
auch das Z ie l des § 360 ZPO., der Änderungen 
ohne erneute m ündliche Verhandlung nur unter be
stimmten Voraussetzungen zuläßt. Diese Regelung 
is t aber unvollkommen. Nach mündlicher Verhand
lung kann jede Änderung, ja  sogar die vö llige  A u f
hebung des BB. beschlossen werden, und da jede 
Beweisaufnahme vo r dem Prozeßgericht auch m ünd
liche Verhandlung ist, sind diese M öglichkeiten also 
zahlreich. Das Einverständnis des Gegners, rtiit dem 
auch ohne mündliche Verhandlung jede Änderung 
erfolgen kann, w ird  unter diesen Umständen nach 
meinen Erfahrungen niemals versagt. Die Zulassung 
von Änderungen in „E rgänzung " der beschlossenen 
Beweisthemen und -m itte l bietet durch die Dehn
barkeit dieses Begriffes schließlich weitere unbe
schränkte M öglichkeiten zu störenden E ingriffen  in  
die Beweisaufnahme, als welche insbesondere die 
dahin zielenden Anträge der Parteien anzuschen 
sind, die das G ericht immer wieder m it seinen 
Überlegungen in das Behauptungsstadium zurück
zw ingen20).

W enn gleichwohl gewisse M öglichkeiten der Än
derung offenbleiben müssen, so deshalb, weil die 
form ale Strenge n icht so w eit gehen darf, daß sie 
die schnelle und sachlich richtige Entscheidung ver-

19) Die Erforschungsbeweise in Unterhaltsprozessen 
(„darüber, wann, wo und unter welchen Umständen die 
Kindesmutter mit dem Beklagten geschlechtlich verkehrt 
hat“ , — nachdem Beklagter Geschlechtsverkehr zu
gegeben hat) werden verschwinden!

20) Ich vermag nicht, wie S e i d e l ,  246, die Groß
zügigkeit der Praxis gegenüber Änderungsanträgen zu
loben. Die Änderung einmal getroffener Maßnahmen ist
kein Zeichen von sicherer Beherrschung der Sache; wo
sie auf Grund nachlässiger Prozeßführung der Parteien 
begehrt wird, besteht wenig Grund zum Entgegenkom
men, da diese ih r Material beisammen haben sollen, be
vor sie zum Gericht gehen.

hindert, oder auch nur hemmt. Dieses Z t ^  
muß aber immer festgehalten wery e.?‘ 0luieel‘ :[ 
G ericht also zu der Überzeugung, daß Um 
bereits beschlossene Beweisaufnahme sei >
gelangen kann, so darf es nicht ge.zV „ u erhê  ’ 
den als überflüssig erkannten Beweis u
Nun erleidet dam it der Grundsatz def  g J 
lichkcit allerdings einen beträchtlichen Q runfp  
macht es schon etwas aus, ob ein s , nt:zVet^a-de- 
besteht und von einer wachsamen Ju® mge 
durchgesetzt w ird , oder ob die jede _ atif ®hfj, 
rung als zulässig g i l t 21 *). Das Problem prage ü, £, 
kostenrechtliche Frage hinaus — eing esetz a!^> 
gens, die auch unter dem geltende11 ten 
w orfen werden kann: W er bezahlt m ± gann 
flüssiger Beweisaufnahmen? Die Aptw g ¿ts . 
verschieden ausfallen, ob nun die An 
zulässig ist (und also auch die
verschieden ausfallen, ob nun die An , ftßie .

ig  ist (und also auch die $
einer etwa bereits begonnenen 11 durCfi

> \M
war v.- -e 5_

oder die Erhebung anderer Beweise, ̂ er£jell) 
etwa schon erhobenen überflüssig 
ausdrücklich verboten; denn f a l s c n  
überflüssige Beweisaufnahme immer, - 
auf G rund neuer, besserer Überleg11 5 ad? $■ 
als überflüssig erweist. Die Antw  ufld L j *  
G KG . zu entnehmen, der gericht ger 
verwaltungsmäßige Nachprüfung , 
gen Sachbehandlung vorsieht. j en , p
nach der dem U rte il zugrunde b■ vW sej.
ansicht des Gerichts überflüssig pl{sen^ei\ 
Entscheidung ohne S c h w ie r ig s te  j ^ g e d .  ff- 
Z u r Verm eidung klein licher Bean ö von A jg  ^ 
Verfahrens werden Anträge aU,s | eg abda ° 
rpirlmno* pImpc hpcfimmteil BCut» . c>\$reichung eines bestimmten ^ei11'.
machen sein. ,.

D ie zweite Voraussetzung, die <■ jSt g faW  
BB. zulässig erscheinen lassen 11 sc . fK
wenn es sich darum handelt, z g ewelSl̂  a iÄ . 
schlossenen Beweisthema wel} eTnru]ossen. i  P -K a 
anzuziehen oder statt der be . ),jC»r ri1 j# .  
nachträglich bezcichnete. Aber s ¿eg# 
haltung geboten; so muß z. B; übcr. ipibtt’ ü  
genügend Z e it f i l r  E rkund i^m ^, V  »«). g,
Würdigkeit des nachbenannten ^ efl ka ^  ^
er bei dessen Vernehmung vc F ßnzu d i^e fs..^  
sie sachdienlich, so muß die^ . bj es ~  m  
aber sowohl vom Einverstandn hcil y ,rriSt$_rom tm ve rsw  v ep

:r erneuten m ü n d i g auf p r j  f
in. Allerdings

auch von einer

endet23 *). Diese ihre Kostenpf ei eS ^ ( i
Verpflichtung, an der Herbedu Absc6j aItfeO 
nigen, sicheren und richtigci Vc ,
Rechtsstreits in  einem gestrai ß 'M
Kräften m itzuw irken. förmllC jer sr

Jede Vernachlässigung des o flte  “  m *  V  
beschlusses beeinträchtigt R weisau J d f  \ 
p flege21). V o r allem bessere ^ sC 
n ö tig 25). Bessere B e w e is e n  d Vergl ^  # 
Schritt zu besseren Urteile d& '¡a #

MitvvjfUÄ f V al,eV
- ')  Auch das Ges. über d̂ d™utting ’‘‘'"de?, 

"  - ........
ZP. wird m. 
Fällen des

ßefl,
raiiCU Ute* y- p
langen, sondern auf a l l e  z-

W itt

brauchten Wortes » n ^ V ^ 'R e w e is  
zu werden „nach Erlaß emeS 

» ) K u l i n k e  a. a. O. 180, 1 ■
25) M e y e r -  Oldenburg: "d 0 w r - 194b

63ff’
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Über11 d'g' vPer Aufsatz von Jonas 
Von ^ t io n “ ■ n n lei Neugestaltung der Gerichts- 
¡¡̂* 1941. 1 39Q h ilf iino oina Pi’.Tlrt

oder

Rettung der zweiten Tatsacheninstanz in Zivilsachen
Von Rechtsanwalt D r. S i e g f r i e d  v o n  d e r  T r e n c k ,  Berlin

t 70<<cion“ . nn  v^gcaiauuug uer uencnts- 
tim Sĉ riften «■" 1941’ 1329> hat uns eine Fülle 

Qdenn& teils [„M^ü'agen. Sie bringen teils Zu- 
Hha7 niger I i eÄhafte Kritik, zum Teil auch mehr 
Jonlftesten \Y/;a UlC ldachte neue Vorschläge. Den 
stehe»S gefunden ri prUch- Iiat die Anreffung von 
der ? 211 lassen \vz-nur ?me Tatsacheninstanz be- 
?l-O.ASsPrache • ir veröffentlichen in Fortsetzung 
ist, '"'Anwalts dp*m 20lgenden den Beitrag eines 

’  r vor allem dieser Frage gewidmet 
1̂. Schriftleitung.

Von J o n a s :  DR. 1941, 1329,
S e n  r ^ r  Ben J' ZU 111 lmd I V f ' über die Ab- 
tl%e™ ründ l e i r Ung müssen zu ernsten, auf die 

dutlgen des Rechts zurückführendenv CränlilCOIlMrr rYnkp
\7 ' s'-11 Kecnts z 

eranlassung geben.

Jon„ u.od R e c h ts b e w u ß ts e in
i 4°apLS verw u d es v oIkes
tePra 1 it i?  usfan? rtc.: h , zw^r dagegen, die zweite 
Va/W  übei-h,nfac 1 m it dem Schlagwort von 
ar^htlinL'^ün“  v/Wertuni? individualistischer In- 
3 N ochheL S tre itS 1?" er aber gleich darauf pri- 
eihß-der J eben ais f n eii en als vermeintliche Übel, 
¿^litun^röe Staatbi  eröiärt, und daraus folgert, 
d a ß 0 nicht m d,en .Streitenden Rechtspflege- 
7  «r dfpSta.ltnngt7,P.ê r ln der bisher überkomme- 
üiüoeltlen vAustramm Verfugung zu stellen brauche, 

uniVolksgeH0^g  von Streitigkeiten zwischen
C  r^ te n  >aß dazn f ”  .m engen 9 renzen baIten 
a|» Tüiidn Pafsachnn-ln®besondere die Beseitigung 

f'nstanz gehöre, so kommt das 
dos Sk t esw.eierlei n  dJ f e!be Vorstellung hinaus, 

das Wirki,v,ht,vgabe- nämlich das Recht 
i  n n> das n  W crt habe> l l °d das Recht 
V ! i aäteollr einerlei nnvi,e8’end wert[os sei, ja 

Es Wird neuht-’ namlich das Recht 
eit t> des Re , . dabei die psychologische

SteiN  HppIrächtiVi,„ erKannt- Es w *rd verkannt, ̂ k.*. ̂ iIlDrL-A;j dcf? OiP-flifiic f i i r  \Y/is+U4-ir*

, k  7  sehT des V m i 11 Qle. •< ec li ts id  ee un d 
18 A, ecf> t h i n  i kes  111 i h r e n  G r u n d -

„ i A i f e n b ü c k  • e? c h ü 11er t .
Hth?> flÜMp.’ich jemand sehen muß,

c h % & n d a  7 m  , ch keinerlei Zwang,
5*e ^ t r e i i^ ° tw endiaJĈ ini- rle i Scheingründe zu 

(i a ?  «C\ V  des ^ e  R e c h t s i d e e  u n d
h  S  A ech t h i n  kes  i n  i h r e  “  
S g e i^ s fe o b l ic k  e 7  c h ü t t e  r t .
vSei, flüchfIlcb un’rich rdem i emand senen muß,Si ia e lge- u S ? f e fa c h lic h e  Feststel-
l7as ^  Heu V ^ hendc- Willkürliche An-io>-s 7  neh‘>  Ver X nend >̂ w illkü rliche  An- 
N * hv Ä  n i c h t S ren- das sich R e c h t s -  
7  <kas* w 7  in das Cp!"> 7  beseitigen sind, hat 

ja PP sich n-,.-P,ecbt s c h l e c h t h i n  ver-

fe  üngüjTst;"" ¿-r- J  m ,

^ ^ ^ 4 iaäf dt vSSÄ«

ja P i  sich o -L P fCM s c h l e c h t h i n  ver- 
„ „  sn inäTP der \ L 7 d ? auf tatsächlichem Ge- 

V ^ c &  dngü„stihyrhe> « P »  aufs engste 
aus ; t t u aUf die Einstellung* zu 

bps ai4ChS-e deren F- (?cm V crtra i*cn, das 
ert' Es Erbläil In der 0  E inrichtungen entgegen- 

^ S L l ^ e i n r ^ n  usw Tm S7 ! h,aJfti,gke it’ m it der

Rückwirkungen auf das rechtliche Gesamtethos des 
Volkes, das zu heben seit dem Umbruch eine der 
Hauptbestrebungen der Reichsregierung und des 
Reichsrechtsführers ist, dadurch aufs empfindlichste 
beeinträchtigt werden müßten. Wenn schon selbst
verständlich irgendwo eine Grenze gemacht werden 
muß, bei der die E rm ittlungen über den wahren 
bachverhalt einmal zu Ende sind, so heißt es, über 
die Synthese des Nationalsozialismus zwischen E in
zelnem und Gemeinschaft w e it hinaus in das Gebiet 
eines einseitigen und gerade von der neuen deut- 
schen Rechtsauffassung abgelehnten Kollektivism us 
hinuberstoßen, wenn man im Ergebnis sagt, alle 
privatrechtlichen Streitigkeiten seien Bagatellen, bei 
d 7 7 ,  d lf  Nachprüfung auch noch so unhaltbarer 
tatsächlicher Grundlagen durch eine Oberinstanz 
Verschwendung von Staatskräften darstelle.

2. Z u r  R e c h t s s t e l l u n g  d e s  E i n z e l n e n  
i n  d e r  G e m e i n s c h a f t

Das füh rt bereits auf den zweiten Gesichtspunkt 
Der Reichsrechtsführer hat sich erst vor kurzem 
gegen die Überbewertung der Gemeinschaft und die 
U n t  e r  b e w e  r t u  n g  d e s  E i n z e l n e n  gewendet. 
Es Icann daher eine Auffassung, die eine solche 
Unterbewertung ausspricht, n icht g eb illig t werden, 
da das Prinzip des neuen Staats und des Rechts 
gerade auf der einigen und unteilbaren Synthese 
der Erziehung starker Menschen im starken Staat 
beruht.

Der Unterzeichnete weiß sich vö llig  fern von dem 
entgegengesetzten Fehler einer Überbetonung des 
Individuellen. Im Gegenteil, er darf darauf verwei
sen, daß er in einer Zeit, in der die Rechtslehre 
soweit sie sich überhaupt m it derartigen Dingen 
befaßte, zwischen uferlosem liberalistisch-sozialen 
rre irech t, das meist von Fremden vertreten wurde 
und realitionär-konservätivem Starrecht schwankte’ 
ein Menschenalter vor dem Umbruch den Gesichts
punkt vertreten hat, daß in Notfä llen der Staat auch 
durch rechtsschöpferische U rte ile  in  das Einzelrecht 
eingreden darf ( U rte ile  m it rechtsschöpferischer 
£ ra ft > V ahkn , 1912; siehe dazu neuestens Juno-  
Ze itschrift fü r Handelsrecht 1940, 325 Anm. 29).

3. D e r  W e r t  d e r  T a t s a c h e n f e s t s t e l l u n g
Von diesem Standpunkt aus is t die tatsächliche 

Feststellung mindestens genau so wertvo ll, wie der 
Rechtssatz, und alle Versuche, V o lk und Recht ein
ander näherzubringen, müssen notgedrungen schei
tern, wenn n icht gerade in bezug auf d ie  T a t 
f r a g e n  d i e  a l l e r g r ö ß t e  n o c h  v e r t r e t b a r e  
S o r g f a l t  aufgewendet w ird , um die W ahrheit zu 
finden und auch auszusprechen. Es müßte also ge- 
radezu ein Staatsnotstand anerkannt werden, um 
die fü r jeden P raktiker gefährliche E inrich tung zu 
rechtfertigen, daß der R ichter erster Instanz, möge 
er beschaffen sein, w ie er wolle, die Unfehlbarkeit 
in  Tatsachendingen genieße.

4. G e f a h r e n  d e r  U n f e h l b a r k e i t  
Dabei würde vo r allem übersehen werden, daß 

diese U nfehlbarkeit a ls  s o l c h e  schon, w ie  jede 
Unfehlbarkeit, m it absoluter N otwendigkeit, im 

f e77'n zu h ifn l*  un? satze zu vertreten Durchschnitt der Menschen gesehen (und 1 o n a s 
T e iIg e iS » °rtenä- c.lie Rccht und betont ]'a &üradc’ daß das M ateria l knapp werden 

,in t, aber ¡ ¿ 7  dlsk.rcd itieren ge- und der Verwaltung nicht viel Auswahl bieten w ird)
zu einer Einschläferung des Gewissens führt. N ur

248*

%„nreh üeinr liien -^u ia iiig ice it, mit der
V p s t^P o lit if 7 ' r  d a h 7  7 eP htslebcn von sich7 , 7  üedJpJh) So , r nicht nur iustizmäßig- 
MßHtii'^tiiPi^ch, ]licd rö staatspolitisch aufs

befi- -Ulndsatze 711 vertreten
besbm lTei!get I~ , '-»OIV! vuillCI CII ge-

geeignet sinci, weil die
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Ausnahmenaturen werden durch sie gestä rkt Es 
g ib t zweifellos Obergerichte, die gerade in  nicht
revisiblen Sachen (bei denen also auch die Ver
fahrenskontrolle wegfällt) besondere Sorgfalt wal
ten lassen. Aber vom Durchschnittsmenschen kann 
man das nicht erwarten, und gerade die Erfah
rungen auf dem von J o n a s  angeführten Gebiete 
der Vertragshilfe sind ein außerordentlich starkes 
¡Warnungszeichen in  dieser H insicht.

5. E i n s p a r u n g  v o n  R i c h t e r k r ä f t e n ?
Kann nun von einem solchen Notstand irgendwie 

die Rede sein? J o n a s  spricht S. 1331 links unten von 
einem unzumutbaren Aufwand an Menschenkraft, 
Geld und Zeit. A n  anderer Stelle fü h rt er aber selbst 
aus, daß die Geldfrage n icht entscheidend sein soll.

Es bleibt also der Aufwand an Menschenkraft, 
der ja  m it dem Zeitaufwand w ertvo lle r Menschen 
identisch ist. L iegt nun ein solcher Aufwand bezüg
lich der Menschen vor, kann man davon reden, daß 
der J o n a s  sehe Vorschlag so viele anderweit not
wendige Menschen einsparen würde, um diese 
schwere Verschlechterung zu rechtfertigen?

a) .Was die Schwere der Verschlechterung be trifft, 
so genügt es, gerade auch im  Sinne des Verfassers, 
auf das hinzuweisen, was er Spalte 1332 links unten, 
1333 rechts oben gegen das Prinzip der beschränk
ten Berufung nach österreichischem V orb ild  (stren
ger Ausschluß von N o v e n )  ausführt. Wenn schon 
diese B e s c h r ä n k u n g  der Tatsacheninstanz 
schwere Bedenken m it sich bring t, w ie sie J o n a s  
ganz rich tig  hervorhebt, so sollte man ännehmen, 
daß er die rich tige Folgerung ziehen würde, daß 
die A u f h e b u n g  derselben noch viel schwerere 
Einwendungen gegen sich hat. Jeder D ritte  w ird  
und muß jedenfalls diese Folgerung ziehen und 
dementsprechend verlangen, daß eine ganz außer
ordentlich fühlbare Ersparnis von sonst n icht ver
schaffbarem Personal die Folge der vorgeschlage
nen Änderung sei.

b) J o n a s  m eint nun, bei seiner Reform statt m it 
198 Landgerichten und 34 Oberlandesgerichten m it 
etwa 60 von ihm so genannten O b e r g e r i c h t e n  
auskommen zu können. Was die Menschen b e trifft, 
so kommt es jedoch nicht auf die Zahl der G e 
r i c h t e ,  sondern auf die der R i c h t e r  an. W ürden 
hier nun durch die Abschaffung der zweiten T a t
sacheninstanz an sich und gegenüber den schweren 
Nachteilen des Vorschlages in  Betracht kommende 
Ersparnisse von Menschen eintreten? Da die Um
gruppierung als solche, die J o n a s  vorschlägt, an 
dem Menschenbedarf an sich sicherlich n i c h t s  
ändert, kann man sich die Folgen des Vorschlages, 
Abschaffung der zweiten Tatsacheninstanz, leichter 
vorstellen, wenn man von jener absieht, also fragt, 
was bei der jetzigen Gerichtsorganisation an M en
schen dadurch gespart würde, wenn einerseits die 
Berufungskammern des Landgerichts nur eine A rt 
Revision zu bearbeiten hätten, und andererseits von 
den erstinstanzlichen Kammern (wieder m it drei’ M än
nern besetzt zu denken, w ie die Senate beim O ber
landesgericht) nur Revisionen an ein Obergericht 
(sei es Reichsgericht, Oberlandesgericht) gingen.

J o n a s  selbst sieht sich genötigt, um nicht 
von vornherein dem Einwand zu erliegen, daß 
irgendeine wesentliche Ersparnis h ier n icht cin- 
treten würde, zur Unterstützung seines Vorschla
ges auf Abschaffung der zweiten Tatsacheninstanz 
auch noch das einzige Sicherungsmittel auszuräu
men oder doch abzuschwächen, das, wenn sein 
erster Vorschlag überhaupt erwägbar wäre, hier 
noch allenfalls das größte Unheil verhindern könnte,

[Deutsches Recht, Woch

isio«s.'j,
nämlich die Verfahrenskontrolle irn w jäge 
fahren. Die Kom binierung dieser 
wenn man einmal das Problem nach ajs V 
und des Patentrechts betrachtet, etw ¡^älteste! 
man gleichzeitig vorschlagen würde, . zU stetg . 
zu vermindern, die Zuggeschwindig janeS gh1 ^  
und zur besseren Förderung diese minder«- t 
zeitig auch noch die Stellwerke zu ¡iben1® L  
W ahrheit lieg t die Sache so, daß, T „ isaChen1i1;Ls- 
an eine Abschaffung der zweiten ReVlf „ V
zu denken wäre, die Kontro llfunkh nur be
instanz in tatsächlicher H insicht j,aut ^  ¿¡es 
halten, sondern aufs schärfste a j & Richtc , mi
müßte, und die Gewissenhaftigkeit a ' so>c S)
auch tun  würde. Sicht man auch v .... jj. :a j j er 
Ausbau ab, so erg ib t sich, und das Abbaus [j 
wenn er seinen weiteren Vorschlag daß pra* j elj 
K ontro llfunktion  der Revision mac > durca ^  
hier ein großer Te il der Kräfte, - rcjen, 
ersten Vorschlag gespart werden w tatsacb' rcfi 
Belastung der Revisionsinstanz Rüg?1*’ ¿ab)
Rügen und berechtigten tatsächlich . 
Zurückverweisung und W iederzur ja a» M  
sorbiert werden würde, die jgste ^ßs
Geld und K ra ft w ohl die Yn^ f  s iV  
Rechtszugeinrichtungen überhaup ß-e ReCl ¡tfgd1 
kann w ohl n icht annähernd dav » ¡n 
daß durch diese E inrich tung das gax ^ l a ü “ 
Zivilsachen angesetzte Personal 
richte erspart werden würde. . hT;cfielh 

Selbst wenn das aber zu err , .„p Re
fe '!se fei

belbst wenn aas aoer ¿u . e df
schehen würde, so kann zwar vj ei RlC‘ j,et.e , 
Statistik n icht gesagt werden, ^ - ren. Da p
bei den 34 Oberlandesgerichten w ^  L\x m

großer Te il derselben klein IS*’ den 
nicht allzu hoch angenommen gerade j  
man w ird  sich vergeblich fragen» Rejchs aS es \
Gesichtspunkt der Interessen d^ eren w jrgeri
großen Aufgaben und des Ungen g rSp3 
allen Gebieten leisten muß. d s s ^  ^  
wie zu den Nachteilen des F ° r' ‘ verhak11 f 
sacheninstanz in einem tragba ^

6. A l i s c h w e l l e n  d e r  A l  ^ ' l o n ? 15¿¿fr in 
Alles das g ilt um so mehri ;1 vVje sie vserScbf

weite Regulierungsmaßnanin , . fiat, f «0° v0u
Praxis von selbst d,e v
obwohl sie einerseits e,rh , ‘ freier 
dererseits erheblich bedenk. e r f £  ^

liehe Verfahren sich da, Wpt.e«u eine fti VVâ nnd!

dererseits erheblich Deaeu»■ . e jvva  ̂ {i
ihm vorgeschlagene theore ¡s das

S V  b. « .5? S S  " Ä K f x - i/e rfahren  sich da, yv- aJg elIw • y  
Tatsachen g ibt, vielf'„b ildet h a { \al, s° Vv>f 

, » kuvJ Verfahrens herausgeb« d .cht id ^  J e -  
ist das einerseits, wenn a cLchlag! 
viel erträglicher als sein V o r s ^ /  
es andererseits durch sein. vieimeb, gUrnrb 
cf,i+,rri* H-i-rflpn können, de ^ocl alle^N  ̂'

t es dÄ ;  
:ld 
St<

daß die von vo riu ic ic» . r-_ . a«* h jn ^ kÖ K i

m  *T. SüftSTit &

' •----- 7
Prozesse _ 
er über die

se itig t werden können, , nUf no1- 
würde, daß es ü b e r h a u p  en{<reg,

geben würde. D  fßhrt, i,|w ' It1l
v.. J e  Prozeßführung (l ver ^ ri f  ^¡1-
daß die von vornherein prakU def e ^  der ̂

:li,te

tung  der tven tua im a*»» - lllUl f u(L erde>‘ Ae
bisner mem u u r u . . ^ * ' , eflln^ 
ersten Instanz nicht du icng. faChen.  {„ 
und zwar aus dem 
sie eine allzu große UmsL
fahren bring t. Je.d.erh> ^¿ » ra a ls  0 & *  zU c 
der jemals versucht hut, etw■ SaChe ^¡e b s P 
anwalt, eine erstinstanzliche ft d
und dabei nach den Gepflog Her«5 
Oberlandesgericht unter ü
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^tti N'irh+Z'yan^ cs 11 nd der Eventualmaxime sehr 
N  in dp,.61 der Sachen sich herausgebildet haben, 
\  der t *? 611 In stanz die erschöpfende Behand- 
, ^baren 1 atsachen unter Berücksichtigung aller 
Vorzi4ber. -, recbtlichen Einstellungen des Richters 

1, daRen-i w ‘rd w ohl die E rfahrung gemacht 
ist hp- Itlm der erstinstanzliche Anw alt sagt, 

* würdonlm Landgericht vö llig  undurchführbar. 
! escbweip.„ s o ' c h e  Schriftsätze gar n icht gelesen,

hah
j,-» ist hp1 uer ersunstanznene Anw alt sagt, 
Cs '“’brden lm Landgericht vö llig  undurchführbar. 

iWeio-p S5 ch e  Schriftsätze gar n icht gelesen, 
8 oenn berücksichtigt. D arauf beruhtiflaR _i* .. /-\i. _ i i • t .>  £  den« berücksich tig t D a r a u f b e r u h t  

?ie M pL  t1, verständige Oberlandesgerichte, 
da^ten spii,.23^ .b ild e n , von den Verspätungsvor- 
hau Leich,ovr zurückhaltend Gebrauch machen, und
• Rplhcf auf rirvoil umifara 7 i« «•««/«

d “ neu unucu, vuu uen versparungsvor-
' S LeichsJ  Zurückhaltend Gebrauch machen, und 

i*ng tnit f / n  selbst auf noch weitere Zurück- 
Recht gedrängt I

■ * erstpr *} ‘ atsachcninstanz, in  der durch das
hat. Es is t selbst

Vefieil erster"? V^acnem nstanz, ini der durch das 
Ü  ,sige o J n5 anz meist eine einigermaßen zu- 
»J: der Tatsppu a^ e iü r  d ie  Frage der Erheblich- 
sÄ J t, hier u; 6n gegeben ist, imm er noch äußerst 
In rt‘Sheit dor- r60/ 11 Qesetzgeber gewünschte V o ll- 
\Vh,,er ersten r 1 atsachenbehandlung vorzunehmen. 
C > t w e J ns.^ nz ’st es einfach unmöglich. Es 
T«’ ^n n  w, 6̂  Überhaupt n icht durchgeführt wer- 
% iki^abehnnm eben der Lab der summarischen 
(Wn iben ,-pdIung nun überhaupt der alleinige 
der̂  Xhrde'dila6ir es würde w irk lich  durchgeführt,

:hte“  d 
Fatsacb

u em  sog wBm_________ fa......

211 dpUn®Ssache"We^ eyes aus dcm Prozentsatz der 
ebo» V1 erc+:._

■ IUrde dip Ti vvurue wirKucn aurengerunrt, 
Mali0 ber&er 6, dadurch bestehende Mehrbelastung 
abfhl.ütlg der r  * die Ersparnisse aus der Ab- 
|ibt ; er>> sondp;atsacfienna c h p r ü f u n g  nicht nur 
b fS,cb ohnf.ern ?°gar noch überflügeln. Das er- 

n̂erc-o., Weiteres aus dom Pm^pnica+'y rior
>en p1 erstine+n’ V-n? zwar der obergerichtlichen, 

J|er le zweite r ny icben. i ’1 Wahrheit ermöglicht 
vnn tsa.cI?eninstanz eine En11astung 

bei der I  s?.lcbcn Tatsachen, deren Erheb- 
‘¡btig 2U_ Zunächst naheliegenden rechtlichen 

ja p.pr5\ot verneint werden kann. Diese 
än̂ 6isubg im, Rahmen der Vcrspätungs- 

f f  , icht selten behandelt wnrdon und

’* W ‘!1Jtig zu- za*nachst naheliegenden rechtlichen 
!St. Ja n-pr5,,ot verneint werden kann. Diese 

r ‘«tänH6isilhe nfpG. im Rahmen der Vcrspätungs- 
■ u$ (J(’p'?c Q ^rirh f * selten behandelt worden, und 
'tlst;in ,1 Erfordpi1 ■ haben anerkannt, daß es durch
e il  hf^hen ßeh i 1 n en lmd dcm Si,llie der erst- 
p t ,  dißbis zu ®£dIun*  entspricht, wenn der An- 

Seitie a„ fnem gewissen Grade davon aus- 
d?cbstUp rzeuD-llnr!  ®?rg fä ltige r P rü fung beruhende 
Ä  « ? 5  * ? J M & * * »  .w W  und zu- 
so uVega

l i ! ^ 1 Ldsüchr AnwaIt auch d ieser"h ilfs- 
&  & n- Aber ¿p Befragung der Partei Rech- 
t r ^ t ^  ^anz aj|Cii gezwungen_ zu sein, schon

tsäch
:h eii 
nur

geniij 
-hwie 
liegt 
m f 
ckelti 
bei c

'eitjl^nz^geti, Anm>?iandIu,nS von Stillschweigen 
Nkt?6tl si ? ebiet dr>?efss*:nheitsk 1 ausehi und aufrJd«  ̂ S>Ch C «es fre en

llSe di,

Oft. uas an T- . uuu zu-
»OK611 Stand, 1 «Sachen vo rb ring t, was fü r 
t fayr eine PUukt erheblich sein kann. B ring t

V?.

flii

ta ts ir i i- uUr denkbaren Rechtsstand 
"/ ¡LC|nfach ein1Crhret?- M ateria l Rechnung zl 
Crlgei das nur i Undmg- Selt>st in der zweiter 
2 J  0ft g e n u o -r lchrankt durchführbar, um

, % ^ ’gt, l ie S 6^  die J o n a s  zu wenif 
u  v°ni pön d f.r  vor allem auch durcl

W irker eiHe .P unkt erheblich sein kann. Bringi 
eis« . der voj-c; *}1derweite Rechtsauffassung vor. 

ligrcb ta^rÜ S .Lge A nw alt auch dieser hilfst

h«n
j* b
4 1

$%
'en 

ver

S V o i  dem v , ; \ ebenden Rechtsgesichts 
°ll^bci°aea in ,o S h„ T ls der mathematischen 

nbP U.ch in V” geheuerem Maße, daß prak- 
^ itne y in erster d-Z'r \ ^ en Jatsacheninstanz, 
\t’cbt a,cfblechtidn Ie Durchführung der Even- 
tr °gepi der F)n Iniudglich ist. Darauf allein 

Wnheit der & he,t odcr Trägheit oder 
arteien beruht aber die hier

I vom Fn ,• vor allem auch durch 
sm .^icke iti, r-t llsrnus n o t w e n d i g  ge- 

¡ i  Ä s ° K hl ¿ i d e ?  AUn,d Kom plirie rthe if L  
d“ i ^rtd i bei der lL ,  Au,sIegung der Rechtssätze

i l ^ e n 8^ ,  AngemhS L Ä ^ n . ^
>
h

gegebene Schwierigkeit. Das Ringen um das neue 
Volksgesetzbuch zeigt, daß es unm öglich ist, jemals 
w ieder in  einem hochentwickelten Reich ein so 
prim itives Recht zu schaffen, daß der einzelne oder 
sein Anw alt auch nur m it einer halbwegs brauch
baren G ew ißheit voraussehen können, welche recht
lichen Gesichtspunkte das G ericht an die tatsäch
liche .W ürdigung heranbringen w ird . Das is t eine 
naturgegebene N otwendigkeit, an der die Partei 
eben so unschuldig is t wie der Richter und der 
Gesetzgeber. Es ist aber Vogel-S trauß-Politik, vor 
dieser Schwierigkeit die Augen zu verschließen und 
nun unm itte lbar h in ter den ersten Richter, dessen 
rechtlicher Gesichtspunkt vielleicht vom Oberlandes
gericht fü r durchaus verfeh lt erachtet w ird , einen 
zweiten Richter zu setzen, der nur noch Rechts
fragen zu prüfen hat, und der daher die letzten 
Endes dialektische und lebenswidrige, der Begriffs
jurisprudenz angehörige Trennung zwischen T a t
sachen und Recht in der W eise überspitzt, daß er 
die Tatsachen, die nach seiner Rechtsüberzeugung 
erheblich sein werden, n icht mehr berücksichtigen 
darf, wenn nicht Parteien und Anwälte gerade die
sem seinem veränderten Gesichtspunkt Rechnung 
getragen haben. Denn es lieg t ja n ich t so, daß neben 
dem Standpunkt des ersten Richters nur der des 
zweiten Richters m öglich ist. Es sind eben Dutzende 
von Gesichtspunkten möglich, und wer in der ersten 
Instanz denjenigen des zweiten Richters schon be
rücksichtigen muß, muß das ganze Dutzend berück
sichtigen, wenn er die W ahrscheinlichkeit haben 
w ill, darunter auch den unvorsehbaren Standpunkt 
des zweiten Richters vorausgesehen zu haben. Das 
hat in  der Regel nichts m it der E rwägung zu tun 
die J o n a s  aus der Praxis in Ehesachen hervorhebt,’ 
nämlich daß die Parteien in unzulässiger Weise ihre 
Behauptungen dem Standpunkte des ersten Richters 
anpassen und sie dam it wechseln. Einmal ist es ja 
m it dem B e h a u p t u n g s W e c h s e l  n icht getan, es 
muß ja  auch b e w i e s e n  werden, was behauptet 
w ird, und sodann handelt es sich ja in W ahrheit 
darum, daß die betreffenden F r a g e n ,  die unter 
einem veränderten Gesichtspunkt akut werden, bei 
unbefangener Führung des Prozesses unter dem 
zunächst gegebenen B lickpunkt gar n icht auftau
chen. Die Antworten sind das Sekundäre, die Fra
gen das Primäre. Der A nw alt k a n n  seine Klage 
nur aufbauen, wenn er sich ein B ild  macht, w ie er 
die Sache rechtlich beurteilen würde. Der Beklagte 
kann seine Klagebeantwortung nur in  der gleichen 
Weise aufbauen, und die Verhandlung kann besten
falls, wenn das U ntergericht klug, o ffen und loyal 
ist, dazu führen, daß der etwa von beiden Parteien 
abweichende rechtliche Standpunkt des Unter- 
gerichts offen m it H ilfe  von Auflagen, Fragerecht 
und E rk lärungsfris t in  den Rahmen der tatsäch
lichen K lärung der ersten Instanz hineingebracht 
w ird. Aber in  erster Instanz schon alles" das zu 
berücksichtigen, was der Berufungsbeklagte und das 
B e r u f u n g s g e r i c h t  an rechtlichen Ideen haben wer
den, is t einfach eine unmögliche Forderung. Schon 
der bloße Versuch ihrer E rfü llung  würde die Akten 
aufs unerträglichste belasten. Auch jetzt schon 
kom m t es o ft genug vor, daß die d ritte  Instanz, 
sei es durch die Anwälte, sei es durch das Gericht’ 
noch w ieder einen neuen, dritten, abweichenden 
Gesichtspunkt hereinbringt, der zur Zurückverwei
sung nötigt, weil er eben erg ibt, daß nach dem 
Standpunkt der nunmehr maßgebenden Rechts
instanz es auf ganz andere Dinge ankommt, als man 
bisher annahm. Diese falsche Annahme kann genau 
so auf seiten des ersten Gerichts als auf seiten der
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Parteien gelegen haben, so daß dieses Problem1 
nicht den Parteien zur Last gelegt werden kann.

Alles das zeigt, daß es schon eine schwere und 
nur durch die N otwendigkeit i r g e n d e i n e s  E n 
d e s  zu rechtfertigende Gefährdung der W ahrheit 
ist, daß die d r i t t e  Instanz keine neue Tatsachen 
berücksichtigen kann. Aber dies is t eben tragbar 
dadurch, daß es die d r i t t e  ist. W o sie z w e i t e  
ist, ist es untragbar, da die bis dahin gegebene 
Gelegenheit, den verschiedenen M öglichkeiten Rech
nung zu tragen, eine zu geringe gewesen ist. W e
der kann von einem erstinstanzlichen A nw alt diese 
Übersicht der rechtlichen M öglichkeiten verlangt 
werden, noch würde das Gericht, w ie bereits be
merkt, einen derartig  angelegten Schriftwechsel 
überhaupt bewältigen können.

Gerade das von J o n a s  kritis ie rte  summarische 
Verfahren, wenn es nicht übertrieben w ird , bietet 
daher die personellen und pekuniären Erleichterun
gen, die bei den nun einmal gegebenen Schwierig
keiten erreicht werden können, und es bietet sie 
andererseits ohne Gefahr, w e il eben bei verstän
d iger Handhabung der Verspätungsvorschriften hier 
Versäumtes noch rechtzeitig nachgeholt werden 
kann. W er jemals versucht hat, einem M ann aus 
dem Volke auch nur bei einem verhältnismäßig ein
fachen und klaren Landgerichtsurteil klarzumachen, 
auf welche Fragen es nach d i e s e m  nun ankommen 
würde, und weiter klarzumachen, welche weiteren, 
ganz anderen Fragen möglicherweise das O b e r 
landesgericht an den Tatsachenkomplex stellen 
werde, der w ird  wohl n icht verneinen können, daß 
dieser Weg, wie ihn die Praxis ins tink tiv  beschritten 
hat, von allen gegebenen noch der erträglichste ist, 
und daß jeder andere W eg einerseits wenig Vorte ile  
erreicht, und andererseits viel mehr Schaden m it 
sich bring t. D er Kern lieg t eben darin, daß Rechts
fragen und Tatfragen innerlich  zusammengehören, 
die Scheidung zwischen beiden eine äußere ist, und 
daß der Oberrichter (und das erfährt ja  das Reichs
gericht am allermeisten, und es läßt es o ft genug 
durchblicken) geradezu eine A rt gefesselte Justiz 
darstellt, wenn er fü r rechtliche Gesichtspunkte, 
die er seinerseits p flichtm äßig anzuregen fü r not
wendig hält, das Tatsachenmaterial weder hat, noch 
beschaffen kann. Entweder müßte die Zahl der 
Zurückverweisungen ins Ungemessene steigen, oder 
man müßte schon, um dem engen Zusammenhang 
zwischen Tatsachen und Rechtsfragen lebensnah 
Rechnung zu tragen, zu einen anfechtbaren Beweis-

crrgifen,
interlocut oder einer ähnlichen Einrichtung g g£. 
durch welche zunächst einmal die Jföglich*
k lärt werden und dann den Parteien g der 
w ird, im Rahmen der bindenden Beantw aul 
Rechtsfragen nunmehr die Tatsachen zu eine 
die es hiernach ankommt. Daß letztere sChwef' 
Verbesserung sein würde, w ird  wohl au 
lieh behauptet werden können. r it i^e n  ^ \

Danach scheint m ir bei einer sorN,-lorteile üy 
wägung der Schwierigkeiten und der v Jaß die 
Nachteile doch gesagt werden zu muSS. h’eh r l ‘ c 1 
z w e i t e  T a t s a c h e n i n s t a n z  u n e ,n m i t ^
ist. Daß die Besetzung der ersten Insta sjCj,erlic.' 
E in-Mann-Richter nicht ideal ist, ist daU wgJin sj 
zuzugeben. Immerhin ist diese Lösung» .¡_ sej 
w irk lich  durch Personalmangel n ,fretenen 
sollte, immer noch der von J o n a s  ver ß e r^ ' 
sung vorzuziehen, namentlich auch 11 sacl
sichtigung der weiteren Gefahr, die ■<
gemäßen K lärung durch die überspi - ^ t ,  
trationsm axim e ohnehin schon entge& . f  
es ja einfach unmöglich ist, gegenüber j gg Up 
aufnahme erster Instanz, auf die solo , edU,
fo lg t, überhaupt Beweiswürdigungeni j,eRü a
zende Beweise in tatsächlicher Hins* ünirf, 
gen. Dies ist noch ein weiterer Gesic oeurt »¡15 
selbst bei gleichbleibender rechtlicher ^  we< ( 
hinzukommt. Es ist v ö llig  unmöglich} pWeise 0J e 
was ein Zeuge aussagen w ird, Gegen oas
Glaubwürdigkeitsbeweise anzutreten. Uß“  "hief
wieder zu einer unerträglichen AvlCgrdeH'
findlichen Störung der Prozesse n}  „ cu\et 
muß die forensische Erfahrung ^ aVOn aUS’vVj rd:

daß
Die P a r t e i e n  gehen o ft genug ; qtätig.en ¡je* 
der Zeuge des Gegners auch das ^  diese ^  
was der Gegner behauptet. Sie s7eUgeh atlrt die 
hauptung schon als Aussage des . jmstärde\ eii. 
verlangen die Geltendmachung von spr j^efl
gegen die G laubwürdigke it des Ze | j Iiein so ^einem

Falle n icht zu einer solchen Vorkritik
Der korrekte A n w a l t  w ird  abe r.j” .£*¿es ^ e0,r we)l
l  C*»1V- 11 1V .1 11 / V *  V .111V .1  O U I V U W i « ® ® *  ( J ä  ^  \)C *

sich verstehen und verstehen k ö n n e n » .^  dafajso 
daß o ft genug der Zeuge durchau . ^ ef i» 
stätigt, was die Gegenpartei sagt- a  . „ g e n  11 ¡¡¡eV- 
der Versuch, Dinge, die sich aUi > ?
und Raum entwickeln müssen, k i ,g natu 
einzigen M om ent zu konzentrieren, faj[ ^  
zum Scheitern verurte ilt. M it dem - -e| e r ^  
ten Tatsacheninstanz würde auch 
verstärkt in  Erscheinung treten.

Die Steueränderungs-Verordnung vom 20. August 1941
Von Regierungsrat D r. K a p p ,  Thorn aid.

Mio
V

Der M in is te rra t fü r die Reichsverteidigung hat am 
20. Aug. 1941 eine fü r die deutsche W irtschaft be
deutsame VO. m it Gesetzeskraft erlassen (RGBl. I, 
510; RStBI. 1941, 593). Diese Verordnung (StÄV.) 
b e tr ifft die Körperschaftsteuer, die Einkommen
steuer, die Urkundensteuer, die W ertpapiersteuer 
und die Bemessung der Vorauszahlungen bei der 
Einkommensteuer. Der S c h w e r p u n k t  der VO. 
lieg t auf dem G ebiet der K ö r p e r s c h a f t s t e u e r  
und der E i n k o m m e n s t e u e r .

I. K ö r p e r s c h a f t s t e u e r u n d  E i n k o m m e n 
s t e u e r

Die Körperschaftsteuer beträgt nach § 19 Abs. 1 
KörpStG. 20°/o des Einkommens. Sie wurde bereits 
durch das Gesetz zur Änderung des KörpStG. vom 
27. Aug. 1936 (RGBl. I, 701; RStBI. 1936, 873) fü r

, n jahre “AieSe»
1936 auf 25o/o und fü r die fo lgen“ eJ uJn g ^  ö  
e r h ö h t .  Die a m t l i c h e  B e g r  B e d e ü tü ^ a g  
Gesetz is t auch heute noch von^o Reste11 , aSiU
zwar n icht zu

i Heute nou i . aeSi ^  . 
verkennen, daß d ., n ß e j

Körperschaften zu einer d o p P ^ p ^ jn fl, Se 
führt. Diese t r i t t  ein, wenn der v *  jst, 
kTnnitnlcresellscliaft bereits beste , ^ d  „teflUfii,

¿e<

’ • - ‘ - ' A l l c  h sammeln "
in einer Z e it des W ir t  q £Vvm11.,

T a t s ä c  
schäften in  einer Z e it

Kapitalgesellschaft bereits best ^ uflCl1Jntcf,tc|  
winnberechtigten *w s g € 8 c h u ^ c0stcu t f « t, i ^

A
einen sehr erheblichen Peil ihrer a ( d ^ ej
schütten sie zu einem großen „  jed 0ch Ußt- „d 
ausgeschüttete Gewinne werden j , er ften j  
den einheitlichen Steuersatz i s e l ^ e -  U 
Einzelkaufleuten, offenen Hände | je Qe^ 
Kommanditgesellschaften werden



Aufsätze 1983
r ar auch u- . --------------------
^  ^ i n k o m  n i C h t  ausgeschütteten, restlos durch 

gestaff^tm-eln ^ t .e u e r t a r i f  erfaßt, der bis zu 
^ufleute nff^ lsB Diese Tatsache verleite t Einzel-
fandiW s e ll i(TinC{, Hande,sSeseI,schaften und Kom- 

f e  >& Unf af : n immer mehr m  dem Qecian- 
in  e i n e  G m b H ,  o d e r

den
• •■ fff« » !?  ™  In  e i n e u n i w

mvv,an c i I „ „ i S r ha f i :  u m z u w a n d e l n .  SolcheaU(J 7---- M a u ,u v » a u u u a . OUHJilli
n d 9 runc]s;ü/fg B e s t r e b u n g e n  laufen jedoch 
Fnr Atlreiz l i , j ! ne i es Nationalsozialismus zuwider, 
d u ^  der an^ , S t e i l e r e r s p a r n i s g r ü n d e n  die 
S S ,  die Erh ^ men Gesellschaft zu wählen, soll 
Pitu Ich ab[n ' al’Un.8'I der Körperschaftsteuer sehr 
n S ^ s e h s c ^ ^ w a c h t  werden. D ie Form der Ka
rte? r er AuSschrn R dam it die Form  der Anonym ität 
geL-?,ê l I s c h Z ießung der Persönlichen H aftung 
S Ä  werden • S° !  nur in  denjenigen Fällen 

19a f t l i c h e n V  ^  denen sie aus v o l k s w i r t 
steuertUch ditS0rG oU,?den gerechtfertig t ist.“  
P ersrZ 'f noch ?atz von 30°/° den Einkommen-

S1QB1 ItSto\Uer S h VciäSe- C1Chte’ WU-r-dC-diC K-Ör’Jahrp. iaA.j52: Dc+di das Gesetz v. 25. Ju li 1938 
Schaftn y^> 193Q °,l ° 729) fü r d ie  Kalender- 
fOOonn0’ deren p d ,1940 fü r diejenigen Körper- 
bisher ®41 ü b e r< !tZ kom,men den Betrag  von 
rtas ¡ L a n d e n  e r h ö h t - An die Stelle des 
N iw ^ e r j a h r  io 4 UeTSaizes von 30°/° tra t fü r 
93Ä ten 'ä llen  r ? f  der Steu:ersatz von 35o/0 (in 

W  Fäiid fd io  dPr und fü r die Kalenderjahre
v' 25 ttrt 2o° «  n ; A ei f atz von 40o/o (in bestimm
et® f/ uu 1938 Up3le. Geltungsdauer dieses Gesetzes 

rr die d p- ,rde durch die VO. des M in ister- 
V° r l ä n ’ 261 R S t R ^ Ä ^ ^ U K  v - 31. Dez. 1940 

M a l e r t .  < 1941, 33) b is  a u f  w e i t e r e s
B I O A —

»erschaft -

I

.. + .5 '
sfeuP c l eser  f  .
s, aU er. w a re ^ r h .° .ü u n g  d e r  K ö r p e  
u M o m  e in Ppe, ! € , K ö r p e r s c h a f t s t e u e r -  
b's 5 invir ie n s fp ,S l n d e s  V e r h ä l t n i s  zu d e n  
v A l .  Z y ° .  t  4e r | ;i 1 z en gebracht. D ie §§ 2 
bA g  1939 (RQB1- l > 1609;

i S Ä z e c
gi " auJ  G rund dieser Bestimmun- 

Der H ö m  Rneg szllschIag zur Einkorn
&  C ^ K e ß S c h l 4? 4 * 2 de,r E i n k o m m e n  
gfA  in w. SteUernfhni R negszuschlag beträgt 
S hpt>en m Sfeu?rZ htlge in der Iteuergrar 
Krirl4iten A d  f v  Pr£e 11 60.°/° und in denSteuer 

FfAiisci iA d  d p Z 07'0- Die K a p i t a l g e s e l l -
rtisS> n &  be!?sZ ß:Cgeniiber n icht m it dem ? r te ,nte nicht ! te* worden.
Ä jN h  t A V l l c r I ip u bleibA> daß das V e r h ä l t -
^ l t r rneu t P-t e r n e h m 1 n B e l a s t u n g  d e r  e i n -  
g% h d gem riCr K r i t i k ? n/ s f o r m e n  in der Folge- 

MiRCllt’ daß i(|.,mtrtr ',° A n wurde. Es wurde 
»ieji1A W n ßverBältni? durch die K W VO . herbei- 
N l Z X i Z  dc„ F Wi1SChcn den Körperschaft- 
oSer A f tS  b ese itiZ nA m m ensteue rsä tzen  auch 
S A b^b a fh t einmal Z Z ’ daß bei den Kapital-

S fS 'if iM U S T Ä *
S * & - Ä « m s s ...Ch

------& seien.
i j ^ c Q  «ich‘ d . v f  ra tJ ür die Rcichsvertei- 

¡chs u  °Sen ^4emung säußerungen

^ ^ « 5?*”erinV̂ F €denIi?it ist’ daß man-l) h Z esch? A n s tiirp r cf° .V n ,der Kapitalgesell- 
Schaftn  ^ ,  j R j ’ i ‘aIs m der Form der 
>nsh ’ IK daß v i^ e Personenge- 

sbe®ondere f ür F a m i l i e n g e s c . l -

sellschaften die Umwandlung in  die Form der Kapi- 
talgesellschaft erwägen. Es würde der nationalso
zialistischen .Weltanschauung zuwider sein, wenn die 
Entw icklung vom verantwortlichen Unternehmertum 
zutn anonymen Kapital sich fortsetzen würde. Es ist 
deshalb dringend erforderlich, daß das M ißverhält
nis in  der Besteuerung des verantwortlichen Unter
nehmertums gegenüber dem anonymen Kapital be-
in „tJg i. , A r d “  (Staatssekretär R e i n h a r d t :  RStBI. 
1941, 594.)

D ie StÄV. hat dieses M i ß v e r h ä l t n i s  d u r c h  
z w e i  M a ß n a h m e n  b e s e i t i g t :

1. E n t l a s t u n g  d e r  b u c h f ü h r e n d e n  E i n 
z e l g e w e r b e t r e i b e n d e n ,  M i t u n t e r n e h m e r  
v o n  P e r s o n e n g e s e l l s c h a f t e n  u n d  L a n d -  
u n d  F o r s t w i r t e .

D ie steuerliche Entlastung der buchführenden 
Einzeigewerbetreibenden und der M itunternehm er 
von Personengesellschaften besteht darin, daß bei 
ihnen w ä h r e n d  d e r  D a u e r  d e r  E r h e b u n g  des  
K r i e g s z u s c h l a g s  zur Einkommensteuer auf 
A n t r a g  50°/o des n i c h t  e n t n o m m e n e n  G e 
w i n n s  aus Gewerbebetrieb, h ö c h s t e n s  aber 10<>/o 
des gesamten Gewinns aus Gewerbebetrieb, v o n  
d e r  E i n k o m m e n s t e u e r  u n d  v o m  K r i e g s 
z u s c h l a g  z u r  E i n k o m m e n s t e u e r  f r e i  b l e i 
ben .  Dasselbe g ilt fü r buchführende Land- und 
Forstw irte. Diese steuerliche Vergünstigung w ird  
fü r den Veranlagungszeitraum 1941 bereits in  
v o l l e r  H ö h e  gewährt (§§ 3 u. 7 StÄV.).

Die Vergünstigung des § 3 StÄV. b e z w e c k t  
g l e i c h z e i t i g  auch, die Steuerpflichtigen a n z u -  
r e g e n ,  einen m ö g l i c h s t  g r o ß e n  T e i l  i h r e s  
G e w i n n s  oder ihres Gewinnanteils in  d e m  B e 
t r i e b  zu  b e l a s s e n .  Dadurch werden die i n n e r e  
S t ä r k e  und die L e i s t u n g s k r a f t  des B e t r i e b s  
g e s t e i g e r t  und w ird  die materielle Vorausset
zung zur E r l e i c h t e r u n g  d e r  s p ä t e r e n  U m 
s t e l l u n g  v o n  d e r  K r i e g s w i r t s c h a f t  a u f  d i e  
F r i e d e n s w i r t s c h a f t  g e s c h a f f e n  ( R e i n 
h a r d t :  RStBI. 1941, 594).
• ? !e .Steuervergünstigung, die der § 3 StÄV. vor- 

sicht, ist sehr erheblich, weil d ie Beträge, die von. 
der Einkommensteuer und vom Kriegszuschlag zur 
Einkommensteuer fre i bleiben, Spitzenbeträge sind 
und demgemäß den Te il des Einkommens dar- 
stellen, der der höchstbesteuerte sein würde fR e i n - 
h a r d t :  RStBI. 1941, 595). V

2- S t ä r k e r e  B e l a s t u n g  d e r  K a p i t a l g e 
s e l l s c h a f t e n .  s
U G*e stärkere Belastung der Kapitalgesellschaften 
besteht darin, daß von u n b e s c h r ä n k t  K ö r p e r 
s c h a f t s t e u e r p f l i c h t i g e n ,  deren E i n k o m -  
m ? n m e h r  a l s  50000 StM b e t r ä g t ,  und v o n  

t A 11! Be s c b  j ä n k t  K ö r p e r s c h a f t s t e u e r -  
p f h c h t i g e n  ein K r i e g s z u s c h l a g  z u r  K ö r 
p e r s c h a f t s t e u e r  in  Höhe von 25o/0 der Körper
schaftsteuer erhoben w ird  (§§ 1 u. 2 StÄV.).

Der Kriegszuschlag zur Körperschaftsteuer w ird  
e i n h e i t l i c h  i m  g a n z e n  R e i c h s g e b i e t  er
hoben.

Der Kriegszuschlag zur Körperschaftsteuer w ird  
fü r den Veranlagungszeitraum 1941 n u r  z u r  
F f ä l f t e  erhoben (§ 2 StÄV.). An die Stelle des 
bisherigen Steuersatzes von 30<>/o t r i t t  deshalb fü r 
1941 ein Steuersatz von 33,75o/o (1942 =  37,5o/o) 
und an die Stelle des bisherigen Steuersatzes von 
40o/0 ein solcher von 45% (1942 =  50% ). D ie H a l
bierung der Steuersätze, die im KörpStG. fü r Ge

s c h ä f t e n ,  die es in der Hand haben, während des 
nehmenk£ine gednge Ausscbüttungen vorzu-



1984

Seilschaften bestimmter A rt vorgesehen ist, und die 
ermäßigten Steuersätze der OStV. bleiben bestehen. 
Der Kriegszuschlag zur Körperschaftsteuer bemißt 
sich nach den ermäßigten Sätzen.

D ie VO. zur D urchführung der StÄV. v. 21.Aug. 
1941 (ROB1. I, 514; RStBI. 1941, 594) und der dazu 
ergangene RdFErl. v. 22. Aug. 1941 (RStBI. 1941, 
596) enthalten e i n i g e  w i c h t i g e  E i n z e l h e i t e n :

Maßgebend fü r die Einkommensgrenze von 
50000 3tM ist das a b g e r u n d e t e  steuerpflichtige 
Einkommen. D ie Einkommensgrenze bemißt sich 
bei Steuerpflichtigen, deren E inkünfte zu einem Teil 
von der Körperschaftsteuer befreit sind, nur nach 
dem steuerpflichtigen Te il des Einkommens, nicht 
nach dem gesamten Einkommen. Für die Feststel
lung der Einkommensgrenze is t es ohne Bedeutung, 
ob das Einkommen § 6  KörpStG. gemäß als E r 
f o l g s e i n k o m m e n  oder § 1 7  KörpStG. gemäß 
als M i n d e s t e i n k o m m e n  besteuert w ird . Wenn 
die Körperschaftsteuer bei unbeschränkt Steuer
p flich tigen in  einem P a u s c h b e t r a g  festgesetzt 
w ird, w ird  der Kriegszuschlag nur erhoben, wenn 
der Pauschbetrag 15 000 iRM übersteigt.

Der Kriegszuschlag w ird  z u m  A u s g l e i c h  v o n  
H ä r t e n  nur insoweit erhoben, als er aus der H älfte  
des Einkommens gedeckt werden kann, das die 
Einkommensgrenze von 50000 ¡RM überste igt (vgl. 
das amtliche Beispiel).

D ie E r h ö h u n g  d e r  K ö r p e r s c h a f t s t e u e r 
v o r a u s z a h l u n g e n  is t fü r 1941 nur noch am 
10. Sept. 1941 und am 10. Dez. 1941 möglich. Diese 
Vorauszahlungen müssen deshalb statt um je  ein 
Achtel um je ein V ierte l erhöht werden, wenn der 
Gesamtbetrag der Vorauszahlungen fü r 1941 der 
voraussichtlichen endgültigen Steuerschuld ein
schließlich des Kriegszusehlags entsprechen soll 
(vgl. das amtliche Beispiel). W enn der Körperschaft
steuerbescheid 'fü r 1940 schon bekanntgegeben ist 
oder wenn er erst nach dem 10. Sept. 1941 bekannt
gegeben w ird , dann müssen die Körperschaftsteuer
vorauszahlungen in einem b e s o n d e r e n  V o r a u s 
z a h l u n g s b e s c h e i d  u m  d e n  K r i e g s z u s c h l a g  
e r h ö h t  w e r d e n .  W egen weiterer Einzelheiten 
vgl. den Erlaß v. 22. Aug. 1941 und DStZ. 1941,465.

D ie B e w e r t u n g s f r e i h e i t  nach § 3 NF. g ilt  
n i c h t  bei der Berechnung des Kriegszuschlags zur 
Körperschaftsteuer. Der Kriegszuschlag ist demge
mäß von einem Einkommen zu berechnen, das den 
G ewinn ohne die Sonderbeschreibungen auf Grund 
des Besitzes der Steuergutscheine I enthält.

II. U r k u n d e n s t e u e r
Die Urkundensteuer w ird  § 5 StÄV. gemäß ab 

1. Sept. 1941 n i c h t  m e h r  e r h o b e n .  Der  G r u n d

—------ — ......... ................ " ist darin
fü r diese Beseitigung der Urkundensteue g^eUer 
zu erblicken, daß das A u f k o m m e n  di steht>
i n  k e i n e m  V e r h ä l t n i s  zu  d e r  Ar t>e bting 
die ihre V e r w a l t u n g  verursacht. Die ^  ent- 
der Urkundensteuer, die vor dem 1. äeP ■ 
standen ist, b le ib t unberührt.

Aufsätze [Deutsches Recbt>

III . W e r t p a p i e r s t e u e r  porde-

Die W ertpapiersteuer auf den E rw er .J  
rungsrechten beträgt l»/o oder V2°/°- , on Ford ' 
Steuersatz von 1/2% g ilt bei dem .E^_e+r:ch-rechthc 
rungsrechten gegen inländische offen ba„ken, > 
Kreditanstalten, inländische Hypothekenb E,seji 
ländische Schiffspfandbriefbanken, 
bahngesellschaften und gegen Wohn ' ^ rgane “ 
men, die als gemeinnützig oder ai gin£j. v  
staatlichen W ohnungspolitik  anerP " ” nderefl v, „ 
durch den K rieg herbeigeführten bes ^  naCh 0 ^

’ " V
auren aen i\neg  * -  g r
hältnisse auf dein Kapitalmarkt j?ssep e in li a
Ausführungen von Staatssekretär d ie  r e",e
RStBI. 1941, 595 geboten erschemen, äß}g
l i e h e  D a u e r  d e s  K r i e g s  a u f  d i  f ,
W e r t p a p i e r s t e u e r  der bezeichne z u j. i j .
tute und gemeinnützigen Wohnungs » y er b . e
z i c h t e n ( §  6 StÄV.). Das fü h rt zu ügerde,n Re
g u n g  der Kredite. Es w ird  dadurch . <JerjSef, 
E r h ö h u n g  des  A u s z a h l u n g s k  ist
dite ermöglicht. Die Erhebung prltstanden 
Steuer, die vor dem 1. Sept. 1941 
b le ibt unberührt. , <r,

P i n k 0 ̂
IV . V o r a u s z a h l u n g e n  b e i  de r  

S te u e r

tue*'

Erheh^ji
Die Vorschriften des EinkStG. über J  haben. ̂  

und Fierabsetzung der Vorauszahl g  ̂ g s \V f ¿et 
in  der Praxis als ungenügend erw :vorschrifte' ¡clit 
Finanzämtern bei Beachtung der pälleä q # 
EinkStG. (§ 37 EinkStG.) in
möglich, die Vorauszahlungen den sef Mm
kommensverhältnissen anzupassen- Eink^Vgitir
ist durch den W egfa ll der §§
durch die Neufassung des „  
worden. § 35 EinkStG. lautet 
(§ 4 StÄV.):

„(1 ) 'D er Steuerpflichtige

in

hat am 10.
pezem.bei“

ich

$

■

A”# ‘
10. Juni, 10. September und 1 
auszahlungen zu entrichten. s&en sn-

(2) D ie Vorauszahlungen ben nach . sw
sätz/ich nach der Steuer, die Bich 47 Ah U  
nung der Steuerabzugsbetrag • cefi _ctl &
Z iffe r  2) bei der letzten Veran a ^ ^ ^ h lu n i^  
Das Finanzamt kann die y  , jauffh^ vdf^’ 
Steuer anpassen, die sich f.uj \ . ; cj1 erge 
anlagungszeitraum voraussicn

1Blic k in die Zeit
Norwegen

D e u t s c h  s t a t t  E n g l i s c h  
Das Kirchen- und Unterrichtsdepartement hat bestimmt, 

daß ab Okt. 1941 in den sogenannten „Lehrerschulen“  
Deutsch statt Englisch gelehrt werden soll.

Niederlande
1. E i n s e t z u n g  e i nes  F r i e d e n s g e r i c h t s h o f e s  

Zur Aburteilung aller Straftaten im ersten Rechtszug, 
die den politischen Frieden innerhalb der Volksgemein
schaft gefährden oder die höchsten politischen Belange 
der Volksgemeinschaft berühren oder aus politischen Be
weggründen begangen worden sind, wurden bei den Lan-

desgerichten aus einem MitgneuT^-- pr^
bildet, deren Mitglieder die Bezeichnung eine *  j
führen. Belm OLG. in Den Haag „f]rln;clit?rAr ^
mer eingesetzt, die die Bezeic j rei ß t iibe(j) 
hof“ führt und in der Besetzung ntsch?'iLer, d ,
spricht. Der Friedensgerichtshof nsrlchtsiaats^
rufungen gegen Urtei e der O e ^ J ^ s c ^  
hinaus noch in allen Fallen, die gcjne F
bei ihm anhängig gemacht werde • 
sind in allen Fällen endgültig

•eü

H *gnen enuguiug*
2. D iv idendens toP9te,

Die in Deutschland seit einiger 7lltig y.°aerliJlJ<1 
„Dividendcnstop“  bekannte Begrcnz^^ j j ,ed 
schiittungcn trat nunmehr auch in



H eft 38] Aufsätze 1985

D;e VO der.zuständigen Generalsekretäre in 
?,°gabeVo , » die sich an die deutsche Dividenden- 
lill^älinien a"  „f-P*t ur^  sich damit in die Reihe der

Wirte„£lnt!ug*J die auf Schaffung eines einheit- 
m  ^en aus a o Sf,aumes abzielen, geht von dem Ge- 
n i^ te u  übermäßige Gewinne in einer planvoll
vv^and aus ^W irtscha ft verhütet werden müssen, da 
SnnÜn die V n em besondere Vorteile ziehen soll.
dpH eren Verh"uU-c l in mehreren Punkten — den be- 
yn‘??den pß altn*ssen und Erfordernissen in den Nie
in ¿!.’d abweiH!+Ung t ra£end — von dem deutschen 
sen« e von rH, s°  Wlrd doch aU£b hier eine Dividende 
gesrt Verantwn{4i-eiu es in der Handelsbilanz ausgewie- 

Seh«n. UWorthchen Kapitals als unbedenklich an-
3. Ver

nanhe V O ^ V / l11 ng d e r D o p p e l b e s t e u e r u n g  
v0n 'n ünd riPQ Y ener:dsekretäre ira Ministerium für Fi- 

PPelbe?tp, nern befaßt sich mit der Beseitigung 
r Hu Verhai*e^unSen auf dem Gebiete der direkten 

,• tnis zum Deutschen Reich.
6> t e r WandÄS'«der BeZp -\g Von A k t i e n g e s e l l s c h a f t e n  

eine v o Chni,mg »Liquidationsverordnung 194P1«»ne v n  ••li tlg »Liquidationsverordnung 1941“  
von a'i .Hber Steuererleichterungen bei der 

Sc*1aftt{den Fällpn Jf. enß;esellschaften. Sie bezweckt, in 
JUt .mim d u "  dle Abkehr vr>"

e,rr~ v L ....................  -  ------o --
Inhabers oder durch 

in das Vermögen der

t f f o t  *  r a  P „  J .  s ' - » ' - « ä o i « n r a .  O i e  u e z w e c K i ,  i n

n- eii°rttl durrh *u Ab!<ehr von der anonymen Gesell- 
p 1erfi!Eetler Vera * re Oberleitung in Unternehmungen
V l ] sh> g  j^ n tw o rtu n g  des ' ................................

cilaften , „ rf .Gegenstände ir 
zu fordern.

SsJi. Au fIö _ . Belgien
j'änd^dl,che Fr'LSan£ d e r  F r e i m a u r e r l o g e n  
¿ fy.r|,,Lrunter dipUcerI?Setl sowie logenähnliche Ver- 
fk ell|shau’ Wurden Thöosophique und der Ro-
^ -n s o ^ rs  für npIauf Grund einer VO. des M ilitär- 
sleitsehrülrd die HpiE16» und Nordfrankreich aufgelöst, 
fäm e iip en und eoSiG ung von Freimaurer-Zeitungen, 

I!t d e ^H t. ö l  v Chnften aller A rt unter schärfst«?
2 belgischpn ecr,mdgeri der aufgelösten Verbände h * v <* f l 11 ^taat zu.

^ . M i b ^ d e r  k o m m u  
& s ^ dnunlieh2 s,haher hat
e'4e A^ i ü t ä r be f g^ / kommun i s t i s chen  P a r t e i

Dlu,,g erln er hat unter dein 25- Aug. 1941 
^ / e r 8onpStr«buntiS„enS d,ie die, Förderung bolsche- 
fep5*1 dor'6!11 zu duf0’ lllsbesondere jede Vereinigung 
% n qer kom“  d eje m  Zweck, verbietet. Das Ver- 
 ̂ 3 ^  Mischen Partei Belgiens wird ein-

l?4?M‘scüpSung a n V e r k e h r s o r d n u n g
?hrch S\2 'erkehrs2 ‘ ’/-‘Strebungen, ein einheitliches 

Ä S V ° -  des M;Cht, zu erreichen, trat m it 1 Aug. 
S w UtlSen ,vaßVerkO ¡22/® der öffentlichen Arbeiten 
S &  Dje gegenubcr' h Kraft, die nicht unerhebliche 
K s r  e L  e!*e Reppi.fi1 beengen  Zustand mit sich 

beinhaltet in wesentlichen 
IV n  Sachlaimit Wird K  an das deutsche Straßenver- 
^  ü e?> $r3 e wälirpd J*b?r ni cht nur der augenblick-

C(.US,Cha itUn Frankreich
e in  d P! SJ “ d i s c hen E i n f l u s s e si?p ■ I(i  der  J , -  o i s c h e n

0s*sche d, . W i r t s c h a f t
Regierung hat ein Gesetz erlassen,

um den jüdischen Einfluß in der französischen W irt
schaft auszuschalten. Der Generalkommissar für Juden
fragen kann demzufolge vorläufige Verwalter für alle in 
jüdischen Händen oder Verwaltung befindlichen indu
striellen, kommerziellen und gewerblichen Unternehmen, 
für Immobilien und Pachtrechte aller A rt sowie endlich 
für bewegliche Gegenstände und Werte, die veräußert 
werden können, einsetzen. Das Gesetz findet jedoch 
keine Anwendung auf vom französischen Staat ausge
gebene Wertpapiere sowie auf Gebäude oder Räumlich
keiten, die von den betroffenen Juden bewohnt werden.

Lothringen
E r g ä n z u n g  des S t r a f r e c h t e s  

Durch VO. des Chefs der Zivilverwaltung wird be- 
straft, wer eine Tat begeht, die das Gesetz für strafbar 
erklärt, oder die nach dem Grundgedanken eines Straf
gesetzes und nach gesundem Volkserripfinden Bestrafung 
verdient. Findet auf die Tat kein bestimmtes Strafgesetz 
unmittelbar Anwendung, so wird die Tat nach dem Ge
setz bestraft, dessen Grundgedanke auf sie am besten 
zutrifft.

Untersteiermark
R e g e l u n g  d e r  E n e r g i e v e r s o r g u n g  

Um Klarstellung über die vvasserrechtlichen Verhält
nisse in der Untersteiermark zu schaffen und den Aus
bau der vorhandenen wertvollen Wasserkräfte zu för
dern, ordnete der Chef der Zivilverwaltung an, daß alle 
Konzessionen und Berechtigungen zum Ausbau und zur 
Nutzung von Wasserkräften in untersteierischen Ge
wässern, die vor dem 14. April 1941 verliehen worden 
sind, mit Wirkung v. 14. April 1941 erloschen sind. 
Gleichzeitig behielt sich der Chef der Zivilverwaltung 
Bewilligungen zum Ausbau und zur Nutzung dieser Ge
wässer vor.

Griechenland
N e u o r d n u n g  de r  R e c h t s a n w a l t s v e r b ä n d e  
Zur moralischen und wirtschaftlichen Hebung des 

Rechtsanwaltstandes werden vom griechischen Justiz
minister Maßnahmen angekündigt, die die durch die Re
gierung Metaxas unterdrückten moralischen Grundsätze 
wiederherstellen sollen. Vorerst sollen die Verwaltungs
rate der Rechtsanwaltsverbände und der Pensionskasse 
für Rechtsanwälte einer grundlegenden Wandlung unter- 
zogen werden. Die VO. betreffend die Beamtenwahlen 
im Rahmen der Rechtsanwaltsverbände wird sofort wie- 
der in Kraft gesetzt. Vor der Durchführung der Wahlen 
wird ein aus Mitgliedern zusammengesetzter Verwal
tungsrat einberufen, dem die Leitung der griechischen 
Rechtsanwaltsverbände übertragen wird.

Besetzte Sowjetgebiete
J u d e n g h e t t o s

In verschiedenen Städten gingen die deutschen Be- 
hörden bereits daran, die Juden in eigenen Wohnvierteln 
unterzubringen. So soll zum Beispiel in Riga auf dem 
östlichen Düna-Ufer ein Ghetto entstehen. Dort befin
den sich keine öffentlichen Gebäude, keine Kirchen und 
Schulen, so daß die Juden dort ganz unter sich leben 
werden, ln diesem Bezirk wohnten schon vor dem Welt
krieg hauptsächlich Juden, den sie erst mit zunehmen
dem Wohlstand nach dem Weltkrieg mit besseren Vier
teln der Stadt vertauschten.

(Abgeschlossen am 3. Sept. 1941.)

__Rechtspolitik und Praxis
ih re  A ,? e r . e rS b io Io g is c h e n  G u t-  worden war. Das LG. hatte durch Urteil v. 19. Jan. 1939 

i* - SW lrk u n 0  l t l  orir>r»♦ _ festeresteilt, daß der Beklagte blutsmäßig der Vater der
, u, - * e  u o io iö g is c n e r i t i u t

K « c h e J p S ï ï î  in  der g e rich t. Ä
1 ju bieUuno- H::a*Vc,,in natte vor einem LU. 
Selmi1 erhöhe» blutsmäßigen Vaterschaft 

lcb als E rz2 der. z■ Z - der Geburt der

IÄ geh hCn Praxi«
vor einem LG.

euger in Anspruch genommen

W  U l  U L 1 I  VV a i  .  L / a a  J U W .  H a u e ,  u u . v n  ^ U U I  v .  i - y .  J C U I .  l y j y

festgestellt, daß der Beklagte blutsmäßig der Vater der 
Klägerin ist. Das Urteil stützte sich in der Hauptsache 
auf das Ergebnis eines erbbiologischen Gutachtens wo
nach die Vaterschaft des Beklagten nach seiner Blut
gruppen- wie auch Blutfaktorenzugehörigkeit nicht aus
geschlossen ist und wonach die erbbiologische Ver- 
gleichsprufung in positiver Hinsicht ergeben hatte daß
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der Beklagte „m it Wahrscheinlichkeit“  der Erzeuger der 
Klägerin ist. Auf die Berufung des Beklagten hat das 
OLG. die Klage abgewiesen, weil sie sich als unbegrün
det erwiesen habe. Es wird in den Urteilsgründen an
geführt: „Der Senat verkenne zwar nicht, daß auch 
schon nach dem gegenwärtigen Stand der Vererbungs
wissenschaft die erbbiologische Untersuchung ein taug
liches M ittel für die Erforschung und Klärung der Vater 
schaft sein könne, vermöge aber im vorliegenden Fall 
im Gegensatz zum LG. den Beweis der Erzeugung der 
Klägerin durch den Beklagten auf Grund des erbbiolo
gischen Gutachtens nicht für erbracht anzusehen. Das 
Gutachten habe keine Feststellung ergeben, die ge
eignet wäre, die Vaterschaft des Beklagten bei der Klä
gerin auszuschließen. Das Gutachten sei auf Grund des 
Untersuchungsergebnisses zu dem Endresultat gekom
men, die Frage „ob der Beklagte mit Wahrscheinlich
keit“  oder „an Sicherheit grenzender Wahrscheinlich
keit“  der Vater der Klägerin sei, dahin zu beantworten, 
daß der Beklagte „m it Wahrscheinlichkeit“  der Vater 
ist. Dieses Wahrscheinlichkeitsurteil könne jedoch zum 
Nachweis der Vaterschaft nicht ausreichen. Es sei rich
tig, daß vermöge der Mängel menschlichen Erkennens 
niemals gesagt werden könne, ein als erwiesen an
gesehener Tatbestand sei unbedingt richtig. Eine un
bedingte Wahrheit in diesem Sinne gäbe es nicht. Des
halb könne der Richter auch niemals eine mathematische, 
jeden Zweifel ausscheidende Gewißheit verlangen, son
dern dürfe sich mit einer höheren Wahrscheinlichkeit 
begnügen, wenn diese ihrem Grade nach geeignet sei, 
entsprechend den Erfordernissen des praktischen Lebens 
Zweifel mit ausreichender Sicherheit auszuschalten. Die
ser allgemeine Grundsatz gelte auch für den Zeugungs
vorgang, dessen Wahrnehmung verborgen bleibe. Der 
Richter könne sich aber mit einer weniger qualifizierten 
Wahrscheinlichkeit nicht abfinden. Das verböten, ab
gesehen von den Belangen der Parteien, die höheren 
Interessen von Volk und Staat an der Klarheit der Ab
stammung der einzelnen Volksgenossen.“  Der Senat 
wies dann auf die Ausführungen über den Wert des erb
biologischen Abstammungsnachweises (DR. 1939, 1606) 
hin, die zugleich die amtliche Stellungnahme des Ras
senpolitischen Amtes der NSDAP, darstellen. Aus die
sen, so wird weiter angeführt, ergäbe sich nicht, daß 
der Richter den Wahrscheinlichkeitsbegriff des Biologen 
im Sinne der prozessualen Beweisführung unterbewerte, 
wenn er zur Führung des Nachweises einer Abstam
mung mehr verlange, als die durch die erbbiologische: 
Untersuchung festgestellte bloße Wahrscheinlichkeit. Im 
übrigen wird noch angeführt, daß die Reihe von Körper
ähnlichkeiten, wie sie in dem Gutachten angeführt sind, 
nur auf den ersten Blick überraschen. Da der Beklagte 
in einem kleineren Ort mit mindestens 5 Generationen 
seiner Vorfahren ansässig sei, müsse berücksichtigt wer
den, daß er mit einem Teil der bodenständigen Bevöl
kerung näher oder entfernter blutsverwandt sei, so daß 
die Möglichkeit bestehe, daß auch andere Männer jener 
Gegend als Erzeuger in Betracht kommen, deren Ahnen
reihen mit denen des Beklagten zusammenfließen. Die 
im erbbiologischen Gutachten ausgesprochene Wahr
scheinlichkeit könne für sich allein deshalb nicht als 
Beweismittel gewertet werden, wenn nicht andere Be
weismittel hinzukommen, die diese unterstützen. Solche 
Beweismittel habe aber der Senat nicht feststellen 
können.

Der Antrag der Klägerin auf Bewilligung des Armen
rechts zur Durchführung der Revision ist vom RG. ab
gelehnt worden. Vordem hatte der Gutachter erklärt, 
daß die Frage des Gerichts dahin gelautet habe, ob der 
Beklagte „m it Wahrscheinlichkeit“  oder „m it einer an 
Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit“  als Vater der 
Klägerin anzunehmen sei. Der Ausdruck „m it an Sicher
heit grenzender Wahrscheinlichkeit“  finde nur auf jene 
seltenen Fälle Anwendung, die ein Phänomen, wie z. B. 
das der Doppelgänger, darstelle. Ganz allgemein sei 
zwischen Vater und Kind nur selten ein so hoher Grad 
von körperlicher Ähnlichkeit in seltenen Erbmerkmalen 
zu finden. In allen anderen Fällen, in welchen ein Ähn
lichkeitsgrad vorliege, wie er dem gewöhnlichen Grad 
zwischen Vater und Kind entspreche, werde die Vater
schaft „m it Wahrscheinlichkeit“  angenommen.

[Deutsches Recht, Wochen^
uSgaĴ

irf)6) 2ê
Der Aufsatz von Prof. Reche  (DR. 1939, . j nur

davon aus, daß der Gutachter grundsatzlic ejgene.. 
die gestellten Fragen beantworten, sondern Qftei 
aus dem gesamten Sachverhalt heryorg16*1 n2 müsS 
deutlich darlegen soll. Diese eigene Überzeug kBotnnie® 
zum Schluß des Gutachtens zum AusdrucK^^ z(l en'
Im übrigen aber ist den Ausführungen R e.c„ i;rhkeitsßr!. 
nehmen, daß er hinsichtlich des Wahrschein ai
des nicht z w e i  Alternativen, sondern der r5rtei'te[ 
nimmt. Er erwähnt auf S. 1610 den berel. ¡michke1'J 
Fall der „an Sicherheit grenzenden Wahrsc . „ ejt“  11 
ferner eine „außerordentliche Wahrschein ^
eine „sehr große Wahrscheinlichkeit“  unü ais rvV'an.
Q r l i l t i  ß r ia l i in  f lo ß  f>in f f  ac ti trvf p rc rp h n lS  uoSf
e n u .  j j O V . n i  j ^ i  v z u v .  vv  t i n i  o c n v . o m v . u i »  —  -  # « /jjj,  j j -  . 0

Schluß dahin, daß ein Gesamtergebnis , „rheit gr .
scheinlich“  lauten könne. Für die „an E rk^Vn 
zende Wahrscheinlichkeit“  gibt er diese1 c]1trägllC/Lr| 
wie sie auch der Gutachter in seinen j ann a . .. 
Ausführungen gegeben hat. Reche bem®,„ntlich 
daß die Formulierungen wie „atißerp1. j:chkeit 
scheinlich“  und „sehr große wahrsche „ fjenh 
sauen, daß die Möglichkeit eines Fehlers er ^sagen, daß die Möglichkeit eines .
gering sei. Als drittes Gesamtergebnis ,l‘̂ jCj,ter 
Ausdruck „wahrscheinlich“  an, der de ^  um 
eine ganz geringe Hilfe gäbe, weil es si ^
zweifelhaftes Gesamtergebnis handelt. ¿¡g Gei ge 

In dem vorgenannten Prozeß haben W ins ' eilt-
noch der Gutachter diese drei Möglich daß bnjs
gefaßt, sondern sind nur davon ausgeg ^ | sanltcrfe^aß

iuend lSi>-inichkdjweder eine „Wahrscheinlichkeit ~  , ist
in Betracht komme, die unbefriedigeh|]rsC|ieinlicl
eine „m it an Sicherheit grenzende -  „ r.(resei^",,chii: 
vorliege, die als vollgültiger Beweis ‘ vom 
Die dritte Möglichkeit ist somit wede
noch vom Gericht erwogen worden

Angesichts dieses Ergebnisses _ nuiß "  r esSf er  
age vorlegen, ob es n ic h t  .<er Z e* fa| ls

man
vh die s i f der
S\

Frage vorlegen, ob es n i c h t  1171 ^ er ^ wnfaJ
s t r e i t e n d e n  P a r t e i e n  j e t z t  afl , ehe 
s c h e i n t ,  daß d i e  G u t a c h t e r  G e ¡ff«
auch  d i e  G e r i c h t e  s i ch  f ur  u f &eß si f l i  
e r g e b n i s s e  e i nes  G u t a c h t e n »  e[ egi  „rten
s t ü t z e n ,  d i e  e i n  f ü r  a l l e m a l  '  nicht L 0de‘ 
Wenn, wie im vorliegenden F w i JL  intichKei«t, a s 
wurde, ob eine „sehr große Wahr*' .  uf‘ vorh i  efif 
eine „außerordentliche Wahrscheinhc ^ g g l ic h k  ̂ di 
eine Alternative, die besagt, daß die ¡^¡bt m 
Fehlers außerordentlich gering ,stViatrer unr 
Möglichkeit bestehen, daß dem K 
schehen ist.

Es wird sich daher empfehlen, w e i te r
Gutachter bestimmte Fragen vorg ¡n
drei Alternativen, wie sie Prof. K erdem y. JL. 

.................................  ‘  F ra n k fd ^ e r^ V

für de" ^ f :äerh

de1"

:ß‘
u a u w i l j  vv  iV .  O iv .  » .  1

nannten Arbeit darstellt, vorgelegt 
Prof. Dr. Frhr. v. V e r s c h u e r , * -furter uZ0et‘ ¡’¡fi 

über Vaterschaftsgutachten des Fra „¡efle « e|j®s,je 
instituts für Erbbiologie und 
läufigen Überblick1), ln Auswertu g ^er ye 
über Vaterschaftsgutachten H? v a+erschaft 1 
p o s i t i v e n  Aussagen über die v

1. sehr wahrscheinlich
2. wahrscheinlich, _
3. etwas wahrscheinlich.

uf diC.

nïDas erste Urteil bezieht sic*j ger m Ihma»' 
wenigen Fälle, bei welchen enV.:cjien M l^e it '! 
lieh seltenen einfach dominant e r ,. ^bnÜc orRaot, 
Übereinstimmung bestand °der ncjers ^ f  ht s>c 
zahlreichen Merkmalen eine b e ^ V
ausgesprochene war. Das ?weltp |jmerkina*1̂  pf« ¡,c 
Fälle, in denen in zahlreichen L p aS drt ß jeti< 
liehe Ähnlichkeit festzustellen war. ^elire t„ o  ^

se», 
te

eß

erhalten diejenigen Fälle, in d ĵjivvejs ¡j fu
keiten deutlich auf die Vatersch „gjnhc jj
aber noch nicht mit einer W zU rec 
fälliges Zusammentreffen P(aH L„rteil teJDas n e g a t i v e  Vaterschaftsurte
Stufen ein:

1. Vaterschaft ausgeschlo^Vschd
2. Vaterscliaft ist wenig ^ gf

___ ______ — , i \  Heft 2,
i)  „Der Erbarzt“  Band 9 (1941;

Thieme, Leipzig C 1.
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îa"j* »offenbar .der „Vaterschäft setzt er den Be-
No' r auf r.i-,HI?0? 1C 1<f Slelcb- Dieses Ergebnis sei 

‘mmen, wVtrUnd. d?r Blutgruppenfeststellungen vor- 
vrJ,enigen f Ü ip dle Ergebnisse der Erbanalyse nur 
sich1;  .»Vaterschaft w  dlese.m  Ergebnis führten. Das 
n>lauf Fälle t i lst wem£ wahrscheinlich“  bezieht¡¡>ale

tu
1 a>e von H«’ " l5i  ,cre/ Dt Hauen muhte, eine Er 

Hoch n Positivf.,,11, betreffenden Mann nicht erfüllt war. 
War. UnuntschiVuQUnd negativen Gutachten treten dann 

F ' scllledene Fälle, die nirgends einzureihen 
r die

%Bike'Ste, fjirln, d,eiJen das Kind zahlreiche Erbmcrk- 
tat)t, ,e,n vo,n vü*e che die Erwartung bestand, daß es 

von dem^K ,er®rbt haben mußte, eine Erwar-

i.er/er?’ ,011 rnanm a auf?,ewo.rfellen Fragen ist es gleich
ere A! 11 e r s fnUr?”  Begriffen R e c h e s oder denen 
fle Q i,t*renzun£r P 1?, Hauptsache bleibt, daß eine 
X ^ h t e n  c?f„Vn.d Unterteilung der Begriffe über 

nilnen über» °  damit Gutachter und Gerichte 
U  Ober nstlmmei1-

ft,d ¡m Ra«tpanwalt O I c z e w s k i , Berlin.
^Politischen Amt — RL. — der NSDAP.

und Beleidigung 
Punkt des Staatsanwalts aus

betrachtet1)«(bie p.

!e set?Vf.lraen kann’1!, Ehebrecher wegen Beleidigung be- 
?3l,d ist inWaenn der verletzte Ehegatte die Ehe
fraglich ?r°rterumr den letzten Jahren mehrfach Gegen- 
stirte» ’r? I  die EinhogerWesen‘ Das Problem wurde vor- 
Seh eurfenc, Pflichtvfruiungen wahrend des Krieges dazu 
»  der̂ e®ännerr| es+sen? Ehefrauen ihre im Felde 

durch a:„ hmt ergingen. Hier besteht an dem 
Ihn resse men von Abwesenheit der Ehemänner ge- 
Schf. Sbo.» i ber ¡s+ ?rein ein besonderes öffentliches 

w0rdpn°Cr! von einer gesetzlichen Rege- 
erfFen d?0t"  versucht ' ^? s PG. bat in mehreren Ent- 

: e.r Art mit’ aWei! lgstens die gröbsten Verfeh- 
l>eeL l)estraiem es n ^en bestehenden Bestimmungen zu 
s%* ^den*’. 'vennU^ „ Et!lebrecher dann wegen Beleidi
g t '1 zi nr Umständd!en Ehrenkränkung aus besonderen 
S%si°der ,Eutbestanrin ,oder aus Merkmalen, die nicht 
, Ak SchL^enn d ^ V f.E h e b ru c h s  gehören, hervor- 
V ^ e h i ?08 'st- beteiligte Ehegatte am Ehebruch 
ŝj, von f
H  »st dür'!in> hatte? „Yeröffentlichung dieser bekannten 
iNt^Ordp die KnVĈ  dl^ neuere Literatur mit die- 
'^til daß Fra„ ‘e8?Vorbältnisse besonders dring- 
L^,.Sser (vn!?ebr itii nDCin befaßt. Es ist begrüßens- 
tS n 6|  i ' t p  ° zy c k ti Rv 1H1, 1140ff- gleichzeitig drei 
^ff£.Siie oPLleser F n  o e w e i , M e s s e r  und
"itcle!%  P ben übereinef 0ffendicb Stellung genommen - '-rest5*„„ ereinstimmond von der f w| ifeIIos zu.

der Ehebrecher nach ge-d i^a ip f^ 8 aus daß du U, U1 gc.
i Ûr k eil|beruf(.,,! nd " n luteresse eines Schutzes 
&W  Ehre„ en Ehemannes bestraft werder

daraare{tu

werden, daß* aus RuSt?
L ^ ^ o / y 42), claRC 1 ZU foI?ern ist ( v . R o z y ^  
^  ' a\ r S v° r Aufi“ 2War e‘ne Bestrafung des 

,.nach Rr,c!SUJ!? der Ehe nicht möglich

70,
c k i\!rV

I  rite> e r «ach j » “ n&
iti, Hq J h’es! t e.r sich iI j -70,’. J 73 ff- doch schon be- 
'ChSi?4* !anI{t habpd’r v ch 31,7 e h e w i d r i g e n  

sQnrh!eser Fracrp ^ le, genannte Entscheidung 
^ l5 ttl‘^ e,rn für H;! enn!cbt abschließend Stellung 

hge,'
Auj

^ h e i d u S ' R o ^ “ ™ ü-üemann be 
r Auffaq„ , ' i  reyot. 65, 1 verwiesen uncn , 4t*öSUno- in DriCA nn m ec i •

IM'-“den L für d i p D - ' i  abschließend Ste 
-ru dav 1  bei Vorn-,i Prüfung, ob und unter 

‘st %, Veri die Red abme unzüchtiger Handlu.M,
H 5 % ?die p j r beteiligteV1'?,'?"’ -daß- der an' dcn' 
X ’ daR̂ on dJ  scheidiinn- r

unzüchtiger Handlunger 
kann, daß der am den 

Dritte den Ehemann be 
. •) «ie p7 ^u ffas„,°  -'GSt. 65, 1 verwiesen una 

Ehre desas| l'"g  in RGSt. 70, 94 ff. beige- 
. 2 ?i °r$4ßL nemannes aurTi dann vAripf7+
!^VUI>lo?r de "de
\ i5 ?  dpt1 zu Jfu„wa‘̂  uere'ts in Druck ^e-& ' ! & '  1 " b' r*  I" Druck «  

\(> a r, Enfs î32/!  — ir .?Sor iKoc^,e durch den Erlab hatteScheidutl J 2.1525/41 — abschließend
«gen des Reichsgerichts Stellung

D. Vert.

sein k ö n n e ,  wenn die Ehefrau mit den Handlungen 
einverstanden gewesen sei. In dfir demnach für die Frage 
ob überhaupt eine Beleidigung des Ehemannes vorliege, 
maßgebenden Entscheidung RGSt. 65, I wird aber gerade 
die Einschränkung gemacht, daß die begleitenden Um
stande, die nicht zum Tatbestand des Ehebruchs (ehe- 
widrigen Verkehrs) gehören, eine strafbare Beleidigung 
darstellen müssen, damit überhaupt wegen Beleidigung 
gegen den Ehebrecher eingeschritten werden kann. Die 
Voraussetzungen, unter denen der verletzte Ehegatte bei 
ehewidrigem Verkehr eine Strafverfolgung wegen Be- 
leidigung erzielen kann, sind daher dieselben wie beim 
Ehebruch. Der ehewidrige Verkehr wird also nach der 
jetzigen Rechtsprechung auch nur dann bestraft, wenn 
aus den begleitenden Umständen eine Ehrenkränkung des 
nicht beteiligten Ehegatten sich ergibt. Ein innerer Wider
spruch in der Rechtsprechung besteht insoweit nicht.

Es ist mir auch zweifelhaft, ob man bei Erörterung 
des Strafrahmenverhältnisses von § 185 und § 172 StGB, 
der Auffassung (a. a. O. S. 1141) zustimmen kann, daß die 
Strafdrohung gegen den Ehebrecher wegen Beleidigung 
des Ehemannes bei Fortführung der Ehe schwerer sein 
dürfe als der Strafrahmen des Ehebruchs (nach Auf
lösung der Ehe), da die Gemeinschaft sich nach Auf
lösung der Ehe mit der milderen Sühne aus § 172 StGB, 
begnügen könne. Letzteres würde zwar zutreffen, wenn 
die Ehe aus anderen Gründen als gerade wegen des zu 
bestrafenden Ehebruchs geschieden worden ist, denn hier 
tr itt das öffentliche Eheschutzinteresse zurück. Wenn aber 
die Ehe aus anderen Gründen geschieden ist, ist eine 
Anwendung des § 172 StGB, überhaupt nicht gegeben, 
denn die Bestrafung wegen Ehebruchs (§ 172 StGB.) 
setzt ja gerade voraus, daß w e g e n  des zu s ü h n e n 
den E h e b r u c h s  die Ehe geschieden worden ist, daß 
also die Straftat selbst die Ehebindung gesprengt hat. 
Die Gemeinschaft w ill aber sicherlich denjenigen strenger 
bestraft sehen, der eine bestehende Ehe zerstört hat, als 
den, der durch den begangenen Ehebruch die Ehe nicht 
gesprengt, sondern nur gefährdet hat.

Wie immer auch die rein rechtliche Begründung für 
die Frage der Strafbarkeit des Ehebruchs sein mag — 
ausschlaggebend ist, daß während des Krieges die ge
sunde Volksanschauung die Bestrafung des Ehebruchs mit 
Kriegerfrauen ̂  verlangt. Wenn sich insoweit aus dem 
Schutzbedürfnis während des Krieges die Verhältnisse ge
ändert haben, so ist das für nationalsozialistische Rechts
wahrer Grund genug, hier für Abhilfe einzutreten. In
sofern ist den eingehenden Ausführungen v. R o z y c k i s  
in vollem Umfänge beizutreten. Es ist für uns Staats
anwälte, die w ir die erste Entscheidung über die Frage, 
ob eine sittlich verwerfliche Tat strafrechtlich. zu er
fassen ist, treffen und verantworten müssen, wenig er
freulich, wenn w ir den im Felde stehenden Volksgenossen 
nicht die erwartete Genugtuung für die Verletzung ihrer 
Familienehre verschaffen können.

M it dem Ergebnis der genannten Abhandlungen, daß 
schon nach heutigem Recht der Ehebruch als solcher auch 
bei Fortsetzung der Ehe aus dem Gesichtspunkt der Be- 
leidigung bestraft werden könne, sind allerdings die Pro
bleme noch nicht erschöpft. Wenn man einmal davon 
ausgeht, daß die Gerichte die Strafbarkeit der Beleidigung 
im Sinne der Ausführungen v. R o z y c k i s  für zulässig 
erachten würden, so würde es keineswegs nunmehr ge
nügen, daß der betrogene Ehemann Strafantrag stellt. Die 
Bestrafung eines Ehebrechers wegen Beleidigung wird ja 
erst in den Fällen in Betracht gezogen, in denen der ver
letzte Ehegatte die Ehe aufrecnterhalten will, denn sonst 
würde die Scheidung der Ehe abzuwarten und alsdann 
gegen die Schuldigen wegen Ehebruchs aus § 172 StGB, 
vorzugehen sein. W ill aber der verletzte Ehegatte seine 
Ehe aufrechterhalten, so w ill er in aller Regel auch eine 
Bestrafung seiner Ehefrau im Interesse der Aufrechterhal
tung der Ehe vermeiden und nur gegen den anderen 
Ehebrecher vorgehen. Sein Strafantrag soll sich also regel
mäßig nur gegen den Dritten, der in die Ehe eingebro
chen ist, richten. Ein Strafantrag ist aber in bezug auf 
die an der Straftat Beteiligten nicht teilbar (§ 63 StGB) 
Daher richtet sich der Strafantrag stets auch gegen die 
treulose Ehefrau; denn Gegenstand des Strafantrags ist 
der Ehebruch, an dem beide notwendig beteiligt sind.
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durch

Eine Beschränkung des Strafantrags auf den ehefremden 
Ehebrecher ist unzulässig und führt zu seiner Unwirk
samkeit (DR. 1941, 023*, 924» =  DRM. 1941, 49/50). Tat
sächlich wird diese zwingende Folge häufig übersehen, 
was schon aus den eben genannten Entscheidungen her
vorgeht, in denen Urteile einer Strafkammer und eines 
Sondergerichts aufgehoben werden mußten, weil über
sehen war, daß der allein gegen den ehefremden Ehe
brecher gerichtete Strafantrag unwirksam ist.

Dieses Ergebnis ist wiederum z w e i f e l l o s  u n - 
e r f r e u l i c h ,  denn es führt dazu, daß der betrogene 
Ehemann auf die Sühne wegen der ihm- angetanen Be
leidigung verzichten müßte, wenn er nicht gleichzeitig 
durch die Strafverfolgung gegen seine Ehefrau den Be
stand der Ehe ernstlich gefährden will. Der Staatsanwalt 
ist also in der wenig angenehmen Lage, dem im Felde 
stehenden Ehemann mitteilen zu müssen, daß sein Straf
antrag, weil er nicht auf den einen Ehebrecher beschränk
bar sei, als unwirksam gelten müsse. Soll der Staatsanwalt 
beim Vorliegen eines Strafantrags nun einen Weg suchen, 
um von der öffentlichen Klage gegen die beteiligte Ehe
frau absehen zu können? Es wird zweifellos Fälle geben, 
in denen die Veranlassung zum Ehebruch so wesentlich 
auf das Verhalten der beteiligten Ehefrau zurückzufuhren 
ist, daß eine nur gegen den ehefremden Ehebrecher ge
richtete Strafverfolgung jedem Gerechtigkeitsempfinden 
widersprechen würde. Im allgemeinen aber wird der ver
letzte Ehegatte, der seiner Frau verziehen hat, sich allein 
von dem ehefremde^i Ehebrecher in seiner Ehre gekränkt 
fühlen und wird die Auseinandersetzung mit seinem Ehe
partner als eine eheliche Angelegenheit betrachten, an der 
die Öffentlichkeit nicht interessiert sein soll. Den auf 
diese Frage sich beziehenden Ausführungen Me s s e r s  
(a. a.O. S. 1142/43) kann vojl und ganz zugestimmt wer
den. Vor allem rechtfertigt es sich, den am Ehebruch be
teiligten Ehegatten, dem der Ehepartner verziehen hat, 
deshalb strafrechtlich nicht zu verfolgen, weil an der Auf
rechterhaltung der Ehe ein öffentliches Interesse besteht. 
Es liegt auch wohl im Sinne nationalsozialistischem Rechts
empfindens' (vgl. § 2 und 5 Abs. 2 BlutschutzO.), den 
Mann bei unerlaubten geschlechtlichen Beziehungen zu 
einer Frau allein verantwortlich zu machen.

Kann der Staatsanwalt aber von einer Strafverfolgung

der Ehefrau ohne weiteres absehen? E r J ^ d ie  A1* ! . ^  
prozessuale Mittel nicht gezwungen wer° „ ’dehnen tvA. 
auf alle an der Straftat Beteiligten auszua t ,
S c h w a r z ,  StGB., Anm. 2 zu § 63 und m ¡fd daß ° 
soweit aber aus dieser Rechtslage gefolk nicht '°  def 
Staatsanwaltschaft gegen die Mitbeteil g b wo“ ^ 
gehen brauche, steht dieser Auffassung der |lUL r. 
Verfolgungszwang aus § 152 StPO. entF rh1brocl'en g;ne 
gesetzlich geregelten Ausnahmefallen durcnegeben- D53 
den kann. Ein solcher Fall ist hier nicht g ̂  geffl-Lid 
Einstellung des Verfahrens gegen die tne jhreb ^  
StPO, ist gleichfalls nicht befriedigend, u die des { 
ist in aller Regel keineswegs geringer lage ers« be.
Strafe verfolgten Ehebrechers; l[ire K«n weii de „ 
nur deswegen in einem anderen Lic1 ’ ¡nd die r „g 
trogene Ehegatte ihr verziehen hat. Auen A^ vei ( 
der Tat nicht unterschiedlich. Die einsefl daher 
des § 153 StPO, auf einen Mittäter m«® 
esse gerechter Entscheidungen ira alig 
werden. , „  ;eger

Zusammenfassend wäre festzustellen- m;t
ofi»Z-usammeniasseiiu waic

D ie  B e s t r a f u n g  des Eh e b r u c h s  m p t i ^ e  
f r a u e n  i s t  nach g e s u n d e m  V def  v ed gu-
auch dann  e r f o r d e r l i c h ,  w e n n  Da
E h e g a t t e  d i e  Ehe  f o r t  s e t zen  oechtsbê  fälle11 
eine Bestrafung des Ehebruchs aus del1’ eZogen^ oecl^' 
Beleidigung in den hier in Betrach g ^ d e n  a(s- 
aus gewichtigen Gründen nach den mit LnjChti1!lf
Vorschriften nicht für zulässig halt, dieser/), dâ e_ 
baldigen Änderung der Rechtsprechung ieges j5 f(jei 
nicht zu rechnen. Für die Dauer des *  
eine g e s e t z l i c h e  S o n d e r r e g e l  <5er +rafbar ‘eri 
l i eh.  Die weitere Frage, ob s% t^ s

” "”jng r de111
Ehf  V SIm Interesse der Aufrechterhaltung die ^

Staatsanwalt bei der gesetzlichen » W s pW 
keit gegeben werden, von einer b11abzusehe"> ¿¡e c 
die am Ehebruch beteiligte Ehefrau . ^ ¡t ih 
verletzte Gatte ihr verziehen hat
fortsetzen will. n r ;n k m Attfl'OStA. Dr. Br inK»

auch aus dem Gesichtspunkt der Be e iß ^ g
mag der kommenden Strafrechtserneu
bleiben.

saU-

idetfjV)

W i l h e l m  F u n k :  A l t e  d e u t s c h e  R e c h t s m a l e ,  
Sinnbilder und Zeugen deutscher Geschichte. Bremen- 
Berlin 1940. Angelsachsen-Verlag. 230 S. Preis geb. 
8,70 9tM.
Die Auseinandersetzung mit dem römischen Recht, wie 

es in unserer bisherigen Rechtsordnung fortwirkte, ver- 
pflichtet uns Rechtswahrer inehr als früher, den Ent- 
Wicklungskräften eines arteigenen deutschen Rechts nach- 
zuspüren. Bücher, die geeignet sind, uns solche Entwick- 
lungskräfte bewußt zu machen, und die sich dabei an 
einen breiteren Leserkreis als den der ausgesprochenen 
Rechtshistoriker wenden, verdienen es daher, auch vom 
praktischen Rechtswahrer beachtet zu werden. Das vor
liegende Buch stellt sich als erstmalige systematische 
Untersuchung der R e c h t s  m a l e  vor, d. h. der Male 
und Zeichen, die dem Deutschen der Vergangenheit 
Recht und Gesetz sichtbar machten. Dieser Versuch ge
winnt besondere Bedeutung, wenn man ihn unter der 
vom Verf. am Anfang seiner Darstellung gestellten Frage 
betrachtet: „Buchstaben und Paragraphen hier, Male und 
Sinnbilder dort: sind das nicht die sinnfälligsten Unter- 
schiede zwischen römischen und altem deutschen Recht?

Man läßt sich vom Verf. gern durch das bisher noch 
weitgehend unerschlossene Gebiet leiten. Der reichhal
tige Bilderteil und der geschmackvolle Einband tragen 
dazu bei, daß man das Buch immer wieder gern zur
Hand nimmt. . , , ,  , _

RegR. Dr. H e i n r i c h  M a l z ,  Berlin.

Dr. A d o l f  B a u m b a c h ,  SenPräs. beim KG. a. D.: 
H a n d e l s g e s e t z b u c h  mit Nebengesetzen und t in -

führungsverordnungen für O ^ o m « * 6? ^ f  
ohne Seerecht. (Beck’sche Ku 
5., ganz umgearbeitete und ver , 941. C-L|j 1 
l.Febr. 1941. München und Berm^ pj-eisJ»^
Verlagsbuchhandlung, a h , p:ner r iL i£ e LrZ1!'
B a u m b a c h  hat die Neuauflage ei„ scli(tf

zum HGB. dazu benutzt, um an d 1 ^ ü t ^ e  
len weitere Nebengesetze, z u m * ß ö rs e ^ d  
geben, wie z. B. das DepotG, das ^ Dsp.

und *

V . nCUCll UCil UUUflua " —
erscheinen in der Neuauflage n 4 
gungen der Banken in einem aen un 
HGB., der die OeschäftsbedmgUi^jj fu-  ̂
sein behandelt, ferner die ^  ¿ atiicherl, £befl d 0Ög>  akkreditive und die zwischens ßestre
(Incoterms). Man merkt ubera wejt vV‘ deS ^ „uji 
den Bedürfnissen der PraJ“ * Dahmen 
Rechnung zu tragen, ohne d V
mentars zu sprengen. . sorg'3/^ e b rA;g*;, e1' 

lm  ibngenjst3ie

durch zahlreiche Änderungen 1 her zu 1  i f c 
nung sein Werk n o c h  Übersicht! ^  n a ^ fde« t/

RecMspreduing den - u p ?  
auch das führende Schrifttum 1 ¡st 0 b n  A|0 
sachliche Inhalt der Erläuterung^ BaU ^ V <  '

nung
Auch die neue

iocIi  UDersw“  , ß jia 
Auflage, die sei geW 
Krieges n°twe l ßuclieund während des Krieges deS

damit für die große Beliebthei jd
ihm weitere Freunde Zufuhren. et

LGDif- Dr-

.ßrr
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teil, r' Erns t  acninoirecnts v. 3U. Juli 1940 von
fii^ngsIeiterS ;mSaw e r > Reichslandwirtschaftsrat, Ab- 
Ber|Lrs> und Dr wWa des Reichsbauern-
Pre f  lQ4l. RÖrVh' H ? n ? W,c 1 ß c r> MmR. im RErnM.

geb' 8 ,4 o S  hrStands' VerIags"GmbH- 424 S‘läuie Verf h ’ U °
der aRPar^fohi,i\lm Z!el gesetzt, durch eine Er- 

S  und Erlach h? ’ U" d der sie ergänzenden Vor- 
Pe« UnI<te dis d agrar- und bodenpolitischen 
1,111 auf a-ZUm DurchhLbuVescns kIarzusteIIen und dem 

Wie An?« Daue"n ,r Zu verhelfen, daß das Bauern- 
r nur bei einer gesunden Bodenordnung

n.Vögen y11 se<n. Diese« y-3?” ’ Erhalter und Ernährer des 
l Zllr RPachtschnZle- !?* v° 1! erreicht. Die Erläute- 

S 2 . ,e*cht versDn «“ ? außerordentlich eingehend,
!̂ Unen~nd sie durrh u 1? '  Ar? Elngang jeder Vor
o r t ,  ngefaßt, gs 1 schart gegliederte Übersichten zu- 
h Sehr erden zahlreiche Zweifelsfragen er-
% .  hRressant • .
^  ob auch !?* Erörterung der Frage (S. 106 
S l ic C  m- E. zu v l r Verpächter Kündigungsschutz gc- 
B?rag " ik 118 denen nr ' nen lst’ lInd zwar aus denselben 
& u .45) d ^ eha"n is ,e Pachtverlängerung auf seinen 
& ch o . das p’St; , Qegcn che Annahme (S. 149 
iÄ ite n g ¿‘"gfiigiger TeU1 du~n Pachtgegenstand hin- 
alj‘ P°ch ’ die^Qfp J ede abandern könne, habe ich 
p ill11 Schon dies sind 7„ ^ dfei  ,Qenngiügigkeit zu flüssig 
i o t  von V ln V e r d ä r lf-elsfr,ag:en’ deren Anschneiden 

D^cn Streitfragen übrigen wird zu der
S U ' , 0"»»n, „  M " bcr“ "S » d  i M t a *  j * .

Ö '  Bucke Pächtern,
vcrii .s'ch Kabung der RdnReICi tl v!;ahrcrn ein Hilfsmittel 
Qeh f'Sen bes> n s  vPr3 ^ - cILtsch0- gegeben zu haben,

6t SeschUn« emnfel,Tnrk lchi n' Sic haben einen zu- chaffen_ Ptehlenswerten Ratgeber für dieses
JoSe{ KuR. D a h m a n n ,  Berlin.

8 8 $  H . t a « »”e"  i  i a, f . ? ; .  “  « l  E.» ‘ » i ' i » » ü

■si'
den n .WicdrTg? zur D„f
®'cht / ’Vatrel^ordnunL0^  d?s Haftpflichtrechts und zu 
F Vän2es Buir, bezeiclinn+dif/e Gedanken des allgcmci- 
^ rC dl?cn Ahesr d a 3 ^ , !L Vcr.f-, ¡«J! Untertitel die Ab-

>rPi U H  d aun t f r i , “ f "  unci E n t w i c k l u n g  
8 h ro ii^c h ’schc 3 ! U n g ' Lunchen und Berlin 

¿ - ’H e itrf' 5>50'5 .  er[agsbucliliandlung. X, 140 S.al'uer «inräge 
"en prAiedet?e 
'cht/’yatrel

§ Ä ?sßi - . . „ cl

licht r H 3 sucuc c-dire Rp,
0 *P«i'

: C l eh r^ ;m d c , iw ^ n  die Hintergründe der Ge- 
-ht l r..H a fÄ bt. DC1! e Rechtfertigung und Abgrenzung

<S 2i.h:
'zur'

ni,lkh e ,V er;  Rolle d ^ ^ e n s h a ftu n g  ein, um zu c, 
¡ Ä  o ßild vv1Ulden sn?oitlg| ntIlch dies angeblich s
d.?1snr 11 WR i , 'e S0 h" Pi?,t' Es ermht c M Ö I , y

ä S ' f e i ?  SS.S

snifUt 0c  , “ Ugeoucn so
s°  häuf!» Es erg 'bt sich dabei ein 

Gehäit wenn man sich die Mühe 
faß d il  n n* Entscheidungsgründen 

-^eif ¿“gst D-a"‘‘cl'ten pP, nur  scheinbar auf 
i n > eng|«z andere n r 'P f,u?,en’ wahrend sie in 

^Uch yPisch a °  ‘st auf r, vnn^satze als maßgebend 
C h a rV t 3 Fällen detP Gebiet des Haftpflicht- 
>eir„haftun > .vvo nanh ,ozlaI bedeutsamer Gefahr-

Są-

; 0 nach *,°z,aI bedeutsamer Gefähr- 
^ b e s '^ e iT n K - Betracht um Gesetz nur eine Ver- 
,S 3 c rk tVielfacr3ktiven Fak° mmt> nlit HiIfe der ver- 
Sci'chts ZUtlg a, die indiviSHUni? des Fahrlässigkeits-

; S , “ :

bJrSen

lng8Pünktt'füerinen sicheren und^wlrklich-
seine ^ogmenkritische Be-

i,etl S'ß- dC l Weft aIs daß , w r wen- Das bedeutet da.... 
! 'S ryst c 3 rch d t febend a u f^  Verschuldensprinzip in 

von e\,s°g, Veriilngebfin wui'de zugunsten 
°d de aisUfter oftVerantwortuhrSPf lcIltea «mschriebe- 

p^br-L8«!! c^ r l äsLUnSerechhn C>1SjCI1’ deren Aus‘ 
K Cb dielPhäreSs’g v c r u S h tSchl,ldvorwürfcn de'n-

Zllgered,net werden,

Al'sgan'n!i  Verf. ,!in!e„gte.n.Nachweise aus der

S P ? 8' m,it derl  bisherigen Haftungstheorien (S. 45 
bis 68) wie insbesondere für die Darlegung seiner eigenen 
Ansicht (S. 69-119). Er betrachtet dabei die Verfchul- 
^ s DUnd die Qefahrdungshaftung nicht im Verhältnis 
von Regel und Ausnahme, sondern sieht darin zwei 
eigenständige Problemkreise, nämlich auf der einen Seite 
da8. .versehnldete Unrecht als Gegenstand des Delikts
rechts m it dem Ziel der Wiedergutmachung, auf der 
anderen Seite das unverschuldet entstandene Unglück 
bei .dem die Frage dahin geht, wie der nun einmal ein- 
getretene Schaden zu verteilen sei. Das Verschuldens- 
prinzip kann hierüber, wie Verf. zutreffend begründet 
gar ,n.icb4s aussagen. Vielmehr sei die Zurechnung des' 
Unglucksschadens Aufgabe einer rationalen Planung im 
Sinne der Sozial- und Wirtschaftsverfassung. Hiernach 
seien die Verantwortungskreise unter Berücksichtigung 
der jeweils mit einer gebilligten Sozialstellung verbunde
nen Wagnisse zu bestimmen. Welche Erwägungen in 
dieser Richtung anzustellen sind, wird in wohlüberlegten 
Erörterungen geschildert, wobei Verf. auch die Unter
schiede hinsichtlich des Umfangs des zu ersetzenden 
Schadens bc! Dehk und Unglück aufzeigt. Zum Schluß 
(S. lzO—132) behandelt er den Anteil der Versicherung 
an der. Ausgleichung des außerdcliktischen Schadens
Grundzüge BeschrankunS auf die wesentlichen

AIs Ga" zes verdient das Werk für die Rechtserneue- 
rung stärkste Beachtung. Es ergründet in höchst er
giebiger Weise die für die Gestaltung der Gefährdungs- 
haftung maßgeblichen Ordnungsgedanken und ihre Un
abhängigkeit vom Verschuldensprinzip, das auf den ihm 
eigentumhchen Bereich des Deliktsrechfs zurückgeführt 
wird Diese Trennung, die zugleich eine Ausweitung der 
Gefahrdungstatbestände bedeutet, ist um so mehr zu be
grüßen, als hierdurch der Vorwurf der Pflichtverletzung 
wieder seinen sittlichen Gehalt erlangen würde, während 

be,utlgen Rechtsprechung vielfach zum inadä
quaten Mittel geworden ist, um auch in Unglücksfällen 
für d,e eine gesetzliche Regelung noch fehlt, zu eine^ 
billigen Schadensvertcilung zu gelangen. Ein Mangel 
mag vielleicht dann bestehen, daß Verf. die rein prak
tischen und kalkulatorischen Gesichtspunkte, die für die 
bisherigen Einzelregelungen der Gefährdungshaftung eine 
Rolle spielten, etwas bagatellisiert. Aber da diese Dinge 
aus dem sonstigen Schrifttum geläufig sind, fä llt dieser 
Mangel kaum ms Gewicht gegenüber der großen Be- 
reicherung, die das Buch zum Grundsätzlichen bringt.

Prof. H a u p t ,  Leipzig.

Dr B r u n o  E p l i n i u s ,  RA. und Notar, Berlin: Das 
B a u p r e i s r e c h t .  1. Teil: Baupreisverordnung und 
Hochstmietenverordaung. (Taschen - Gesetzsammlung 
104.) Berlin 1941. Carl Heymanns Verlag. VII 124 S 
Preis brosch. 4,50 Ä C  ’
Seinem ausführlichen Kommentar über den Bauver- 

{''fS- ‘” 8besonde,re über die den Bauvertrag regelnden 
IN 1960 und 1961, läßt der in Baurechtsfragen sehr 

erfahrene Verf. einen Kommentar über das Baupreisrecht 
folgen, von dem der erste Teil vorliegt. Beide Bücher 
gehören zusammen; denn wie der Werkvertrag als not
wendige Bestandteile die Einigung über das Werk und 
über den Preis erfordert, so gehören die öffentlich- 
rechtlichen Bestimmungen über das Baupreisrecht ergän- 
zend zu denjenigen über das Bauwerk. Während jedoch 
aas Bauvverkrecht noch vielfach nachgiebiger Natur ist 
und infolgedessen vielen Rechtsfragen (z. B. über die 
Schadensersatzpflicht, die Verjährung) Spielraum läßt, ist 
das Baupreisrecht, wie sich aus seinem Wesen als einer 
staatlichen Preisregelung ergibt, notwendigerweise zwin
gendes Recht. Da ferner jede staatliche Preisregelung 
eines bestimmten Wirtschaftszweiges allumfassend sein 
muß, um sich nicht durch Lücken um seine Wirkung zu 
bringen, so erfaßt auch die staatliche Baupreisregelung 
alle etwa vorkommenden Fälle und Unterfälle eines 
Bauvertrages. Daher bleibt bei einer Behandlung dieses 
Preisrechts weniger Raum für die Erörterung von Rechts
fragen als beim Bauvertragsrecht.

Die umfassende Preisregelung eines Wirtschaftsgebie
tes pflegt jedoch nicht auf einmal zu erfolgen, sondern 
m allmählichem Ausbau werden alle einzelnen Abarten
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erfaßt und gebliebene Lücken beseitigt oder Umgehungs
wege verbaut. So auch beim Baupreisrecht. Außerdem 
mußte die einmal getroffene Regelung öfters den Ver
änderungen der Wirtschafts- oder Arbeitslage angepaßt 
oder mit Rücksicht auf die Kriegsverhältnisse anders ge
staltet werden. Da außerdem neben den besonderen 
Regelungen für den Baupreis die allgemeinen Regelun
gen über den Arbeitslohn und die Arbeitszeit zugrunde 
zu legen sind, weil auf sie die Berechnung des Bau
preises vielfach zurückgeführt werden muß, um zu 
einem gerechten Baupreise zu kommen, so ist die Rege
lung des Baupreises nicht in einer einzigen VO. enthal
ten, sondern in einer ganzen Reihe sich ergänzender, 
zum Teil überschneidender und abändernder Vorschrif
ten. Die Hauptaufgabe des Verf. bestand daher in einer 
übersichtlichen Ordnung dieser Vorschriften und ihrer 
Anwendung auf die einzelnen Bestimmungen der Bau- 
preisVO. Dieser Aufgabe ist Verf. voll gerecht gewor
den.

Die wichtigste Neuerung des Baupreisrechts ist der 
Zwang zur Offenlegung der Preisberechnung. Dies gilt 
unbeschränkt gegenüber dem Preisprüfungskommissar, 
zum Teil aber auch gegenüber dem Bauherrn. Während 
bisher der Bauunternehmer bei Vergebung an Nach
unternehmer vielfach nicht deren Preise dem Bauherrn 
in Rechnung setzte, sondern einen zur Abgeltung seines 
Wagnisses und seines Gewinnes erhöhten Preis, ist dieS 
durch die BaupreisVO. verboten (§ 5); der Unternehmer 
muß nunmehr den von ihm bezahlten Preis und seinen 
Zuschlag gesondert in Rechnung stellen. Bei gewissen 
Bauten g ilt dies auch für den Zuschlag, den der Unter
nehmer zur Abgeltung seiner Nebenkosten (z. B. Sozial
abgaben, Wagnis, Gewinn) auf den Preis einer Arbeits
einheit (z. B. eines Kubikmeters Mauerwerk) aufschlägt. 
Diese grundlegende Neuerung hätte Verf. stärker her
vorheben können.

Die Polemik des Verf. gegen die Bestimmung in § 9 
VO., wonach der Unternehmer einen Mehraufwand, den 
er nicht zu vertreten hat, nur dann besonders in Rech
nung setzen darf, wenn er ihn auch bei Anwendung 
größter Sorgfalt nicht voraussehen konnte, übersieht, daß 
beim Bauverträge oft Vertragsparteien gegenüberstehen, 
die in bezug auf ihre Wirtschaftskraft und die Kenntnis 
in Bausachen durchaus ungleich sind, so besonders bei 
Eigenheimbauten. Bei diesen kann dem Unternehmer ein 
Voraussehen etwaigen Mehraufwandes viel eher zuge
mutet werden als dem Bauherrn. Auch hat ein solcher 
Bauherr M ittel über den vereinbarten Baupreis hinaus 
vielfach nicht zur Verfügung; eine Zusatzforderung würde 
ihn u. U. zum alsbaldigen Verkauf des unter jahrelangem 
Sparen erstrebten Eigenheims zwingen. Deshalb verlangt 
mit Recht die VO. vom Bauherrn eine erhöhte Sorgfalt 
bei der Voraussicht etwaiger Mehraufwendungen.

Verf. bespricht ferner die VO. über Höchstmieten für 
Baugeräte (z. B. Betonmischmaschinen). Auf diesem W irt
schaftsgebiete hatten sich aus der Zeit, in der dies Ge
werbe fast vollkommen in jüdischen Händen war, erheb
liche Mißstände erhalten, die praktisch den Mieter fast 
völlig entrechteten. Die Reichsregierung hat hier durch 
je eine VO. über den Mietpreis und den Mietvertrag 
säubernd eingegriffen. Da von der Höhe des Mietpreises 
für diese Bauhilfsgeräte vielfach die Höhe des Bau
preises abhängt, so ist es dankenswert, daß Verf. die
sem Zusammenhänge durch gleichzeitige Erläuterung 
Rechnung getragen hat.

Zum Schlüsse gibt Verf. noch Hinweise, wie der Un
ternehmer sich Gewißheit über die zulässigen Preise 
verschaffen kann und welche Folgen ein Preisverstoß 
nach sich zieht.

Das Buch ist für jeden mit der Berechnung von Bau
preisen Befaßten unentbehrlich.

LGR. E r n s t  B l u m e n t h a l ,  Berlin.

P e t e r  H a u p t :  D i e  E n t w i c k l u n g  d e r  L e h r e  
v o m  I r r t u m  b e i m  R e c h t s g e s c h ä f t  s e i t  der  
R e z e p t i o n .  Weimar 1941. Verlag Hermann Böhlaus 
Nach! XII, 69 S. Preis brosch. 3,20 9lJ\t.
Der Verf. legt uns eine kurz gedrängte, aber inhalt

reiche und scharfsinnige dogmengeschichtliche Abhand
lung vor. Gerade in einer Zeit des Umbruchs ist eine

htslehreIi
derartige Besinnung auf das Werden unserer Re ße
zu begrüßen. Trotzdem müssen zu der a  
denken geäußert werden. iflsbi'

1. Der Gegenstand ist bewußt eingesc , $
ndere das Familien- und Erbrecht ai 
n (S. 1). Wie kann man aber »da®!

(S. 62 ff.) darstellen, ohne sich ‘""¿ is
auseinanderzusetzen, der doch Neues „ pe;miet 1 
recht eingeführt hat und der vorzüglich g febefru 
Dogmatik der wesentlichen Eigenschalt ~ esells 
Ferner leidet das Buch darunter, daß d ¡ ? ft kati

di«

rechtliche irrtumslehre zu Kurz koiu»*- r. hen O f'rß  
solche Untersuchung nicht allen mo„ SoiU^d- 
punkten nachgehen; indessen darf au ^ ¡n 
nicht verzichtet werden, von denen au ..[UIn E'nS 
einer Weise für die Gesamtlehre vom >
gewinnen lassen.

idcS fi
z. AUU1 u a u c u ig i uic YU111 W i-  | __

nicht, obgleich sie heute noch , le ,„,.tfreie 
Was er uns bietet, ist eine fast J g j j e

Zusamrn gtellen

2. Auch befriedigt die vom Verf. g^wäh ü[,|icli
................ ..... ■ • leiden

werth
geschickte im luftleeren Raum, eine musca _

ln»erez ^ i
und auch dort nur schwach s ic n u Ä - ,^ eI1de ^ i*c|its' 
und von den Lebenstatbeständen abstra ¡^¡ne lL|0ßef 
xxrirH rlprn T TmcIntiHf* nirht crerCCht« »-„-o

reihung von Lchrmeinungen. —- 
und Hintergründe werden nur an ga" - . se 
und auch dort nur schwach sichtbar. ^.prende 1

wuu uem 6, . —  - Frzetlg11 •
lehre in sich selbst ruht oder nur p rhtslehre.,kte if. 
Gehirntätigkeit ist; vielmehr ist jede k  
nigfaltiger Weise bedingt. Es ist vom 
Verf. nur folgerichtig, daß er fortg6® 
steiler anführt, ohne sie als solche z 
Wahrheit kann man eine Lehrmein 
der Rassezugehörigkeit ihres Begrün 
Man muß jedoch weiter fragen, so i ^ h ä ltm 5 
liehen, kulturellen und politischen ^

« ¡ O
¡sse*1

Nur wenn eine uogm engesui^'-- w,ra, 6..,isCii vte 
artigen Wirkzusammenhangs begrir. reChtspo'Lsc ^ e. 
Leben und Interesse; nur dann ist s zii
wertbar, da w ir lediglich aus e' ^ jt b e S ^ i’ ^ K r  
lernen können, die sich nicht da ujösend 1 ter jU 
gistrieren, sondern die uns die sich bestn1] ejßt. 
gen als den entsprechenden Ausd “ stehen 11 KM' 
sönlicher und sachlicher Umstand cC]acht .f rej er 
z. B. S a v i g n y  über den Irrtum ge i n seU> o 
sich völlig nebensächlich; a b e r w i e ^ ^  Stro^tärA

•an L nd siC "°«liehen

A
Romantik, die wirtscnattncne», r T n:egeue‘‘ \us 
ersten Hälfte des 19. Jahrhundeit s I.^tetetb 
einer bestimmten Irrtumslehi;e 
und müssen w ir erfahren. &rbei* ist \ ejt.

Was der Verf. mit seiner 
soll voll anerkannt werden; aber nur \ f y r t  a'
lebendige Dogmengeschichte, son prank .

Prof. Dr. W i l h e l m  H e r sehe t ,  ^  ^

it)«1'
M-

tabsarzt Dr. E r n s t  v- . ^ ' , / k r i e g  X  
Aufklärungsabteilung: f i . i i i g e »  t[k -,
k e r u n g s p o H t i  k mit 6 Abbild”  b » j.
logie-Schriften für naturges . gerb” lAj

€ s k

-A r g M t

0 Î  \$B fi*
senscnan neu  10;. n
manns Verlag. 37 S. Preis ka rt für fg, 

^rinrtprdruck aus dem in ^Der Sonderdruck aus oem seIir in 
Gesellschaftsbiologie brmgt _ ”  über X 5 fo L ( X  
aufschlußreiches Z a h le n m a te rn(jere _nOliti?c?0risĉ fld 
und qualitativen Verluste
und ihre Auswirkungen in b eloittef • Vef Vicht. Der Verfasser geht aus v de R,Udie i

’ * Ä . £ S L ±  Dfbel “ ¡.Itrf ■<» 1 »

(Crienen sollen die Verluste tu  > , OeUgöD,Kriegen sollen die Verlufte 
nach etwa 2 M ill. ausgemacht W l 864, 
blutigen Verluste in den Krieg

i i
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J nis 10:13? iQ7n«,dle Verluste durch Krankheit (Ver
ein«?, Wenis?er q iJ 1, starben zum erstenmal an Krank- 
Si> k u ng ?’vpri , - als durch feindliche Waffen- 
L  aUch der J*altmsH 5: 1°). Bevölkerungspolitisch hat 

n5anS 1871 1S70/71 bemerkbar gemacht, der
sie ?  W e ltk r;^  / f a l le n d  dünn besetzt, 
hat .deutsche v™?8 !cb hat Verluste gebracht, wie 
ia*’ Einio-A durch KYiofr nnrh mVhl ai-1aK+le d ig e  Ä  J ° ' tk durch Krieg noch" nicht e 
*ertio?UtI&en er,PKbante. Einzelheiten: Zahlenmäßige 
hist5u.nS des Anar-tt1 eine bevölkerungspolitische R 
schw„!m Stellunmu • und Bewegungskrieges. Die ver
leg?';1' gewest Crieg ,.sind auf die Dauer ungleich 

n rip^.t J? als die Verluste während des Be

erlebt 
Un- 

Recht- 
Die Ver-gweri

n „ al.s c!le Verluste während des Be- 
, BelLdieser T-itcfr, ]e*zige Krieg unterstreicht die Rich- 
bes0mfjlnt sind diPC1-e ',n schlagender Weise! 
offhier?s Schwerpn ir  bevölkerungspolitischer Hinsicht 
Me Korps, SiP i? j erIuste des aktiven und Reserve- 
3  Gpo^anasclnfi„ en doppelt so viele Opfer gebracht 

und Unteroffiziere im Verfrieirh
*ri * ““ »«»»»*- v/jji»,» av_i11

und Unteroffiziere im Vergleich 
die'n«-;.. Aufs. ,° anze gesehen war der 

L" der xr 9/71! n ; ? * ? re nicht so verlustreich wie derder r /u/71! n;„ V • , c nicflt so verlustreich wie der 
N e  dp,!ior'n sninH cht-e Erkennbarkeit der Offiziere 
äußere3?  ^ M t k £ p*e S!Sh.er eine Sroße Rolle- SchonisGf'ill lltlff lncKoerttiiliiHn 1< .1* . _
1F"1"

"wipcrAc. i  . , ivouic. ou iu il
innzeichn,,« und insbesondere heute ist diese 

nun& an der Front so gut wie weg-

L'r,Q L ^ > n ° w Ä Sp»olitis?he LaSe der Heimat be- 
Un?ner n f6: Es ;Sf • le Auswirkungen des Weltkrieges 
J? Vermj?KSchrift ,-,k s0 1  ̂  schon richtig, wenn 1917 
pUrdg; ‘̂ ehrurjg. ,. ber die Wege zur Wiederherstellung 

hSssV,? Kriep P̂ er, VoIks‘ und Wehrkraft gesagt 
gf,^ r  geg’h|sses.‘? entscheidet sich nicht am Tage des

? cil ih\s ^uhrerf^K^cg: hat uns dank dem Feldherrn-

u 1
e.ge 

w~jne
°lkes, ''" “ iacl>t um das Wachsen und Gedeihen

f C >  bP,‘,-l!nrers « ' . r 8 “ ?l uns aa"K üem t-eldherrn- 
e? UngenV° <erune-sn„i^en,lg Vef luste gebracht. Aber

ist 3  Kripp.‘vc‘n
' kerunp-=n„i-7-en,lg Ve.rluste gebracht. Aber 
Rein An L°r sf ber Hinsicht besteht zu Be- 
e im, a2 : Auch die Heimat kämpft in;p Ser pi®c um d «ucn nie Heimat kämpft in 

eres v ^ e r  Schiai ? roßdeutsche Reich: Jede Mutter 
°lkes, acht um das Wachsen und Gedeih™

S c h m i d t - K I e v e n o w ,  Berlin
Ra

■ Qi
s 'e t f^ M a ' 0öf:

an
p

o r u t s ä t t n i n g a r n a  f o r  änd-$a«7uni>Ä“ ‘ an s * v " . u l l u , 1I s dl  1|£> H ) i am  
br(?en f ,n, f ür d ie  V ? * C™ V  (D i e  V o r a u :  
h l,5o i?PPsaIa (£• .g a n d e r u n £ in Z i v i l -  

H | t ScC e(f r‘ Dniversitets ärsskrift 1941. 43 S.

Ä lm A u s h ' 1 ß6§>3°>tngeset?entwurf v. 29. Nov. 1938>) 
Ä ^erri^bm rnung de u ausdrückliches und vom einer 
N ah?0'! lfL Eltle Auen!u kI: unabhängiges Verbot der 
N / 1 ¡eiis ein^auden ‘st nur dann zulässig, wenn
■f di " and getre*»-’ • Wahrend des erstinStan!f,VhPn

V Ie Pr.̂ ndo? reten odnr T  n ÜCS erstinstanziichen
pestsf!nr QegetKt! ßckI' bekanntgeworden

^ > * z  e S  t S  begehrt, wenn die Klage 
ä. der s  ]  en Rcchtevp ? hu ns oder Nichtbestehens 
Uei,. ^aunt?achträgiLi, Mlaltnisses ausgedehnt wird, 

hgÄ r ? rP«ichtün r Nebenforderungen, die sich
?  ^  S nV T/ ehcn’ sowie sonstige An-

DaierSdnHpiê ki ! US d?msnelbenW,'Veio MualiQin u ahei aiv'u aus>
[1- ‘ a^ngstheo^rt l rÄ g™ ld

-•ir ”c tl; weil« d e r * v(cietzung gestützt wer- 
H ^^u^U läsg j konkrete Vorgang derselbeiffe

f Vp«f 6 Handlung gestützte 
n gestützt

so daß bei
gestützte Klage 

wer-

! S e S  isterUmagändKerung sehr starfc be'
il'dê Ujr - Recht, 2eit in Sch? *? bemerkenswerter, als 

Keir,ent! gaUggeSetz Weden und Finnland nocli
^ ^ Ä ® r t e n 2 *-1734 über die Klag- 
t-We] uUrt re„h,en Prozeß Stl!Tlmung Endet, in den L  .ra„ d d reggIni rozeßgesetzen | as Verbot der

' ei„,chter ¡1  dlsPositiver Natur
,säiiLU>n

zu sein, ei' unter jm " ‘“Positiver N;
R laU ^^s  F r , ' l lm! inf n ein ,y.ie.! größerer 
dal 
in

H
tili v.‘ ° e r t  c i

' rattegäng8baVe,i,d^ r i  cZR  ^39, 233. ^ oa|k, II Mot. S. 186.

Ria»-' les Ermp. nf n em vie! größere]

llcr z “ '
1 S T i  ' k r  m iir 'n A ,wie f i d l, * »  Red« «er

°i'sla,bri p> Ln ausländischen Gesetz-
ag tiii e r b

gebung auf dem Gebiet des bürgerlichen Verfahrens
rechts entwickelt hat.

So bietet hier die deutsche Gesetzgebung geradezu das 
typische Beispiel eines Auflockerungsvorgangs (de Boor). 
Das Zustimmungsrecht des Bekl. ist durch die Möglich
keit der Zulassung der Klagänderung bei Sachdienlichkeit 
abgeschwächt.

In dänischem Verfahrensrecht ist in Landgerichtssachen 
eine Klagänderung ohne Begrenzung zulässig. Dasselbe 
g ilt nach dem finnischen Prozeßentwurf.

In Frankreich wurde durch die Teilprozeßreform von 
1935 der Art. 464 des Code de Procedure dahin ge
ändert, daß es als Klagänderung nicht anzusehen ist, 
wenn die neue Klage unmittelbar sich aus der ursprüng
lichen Klage ergibt und dasselbe Ziel erstrebt, auch wenn 
sie sich auf andere Gründe stützt.

scßRe vor a»em 'n Schadensersatzprozessen dem 
KI. die Möglichkeit gegeben werden, den Anspruch auf 
einen neuen Rechtsgrund zu stützen.

Verf. kommt zu dem Ergebnis, daß in dem schwe
dischen Entwurf eine andere die Klagänderung in weite
rem Umfang ermöglichende Fassung erreicht werden 
sollte, nach der es nicht als unzulässige Klagänderung 
anzusehen ist, wenn der KI. einen neuen Antrag stellt 
oder den Antrag auf neue Tatsachen gründet, soweit der 
Zweck der Klage damit nicht ein anderer wird.

Den Vorteil dieser Bestimmung erblickt Verf. vor 
allem darin, daß das grundsätzliche Verbot der Klag- 
anderung dann nur die Fälle trifft, in denen die Klag- 
anaerung tatsächlich jede sachliche Berechtigung entbehrt.

Verf. erkennt dabei an, daß die Entwicklung nach der 
Richtung einer immer weitergehenden Zulassung der 
Klaganderung verläuft, so daß er glaubt, eine weitherzige 
Auslegung der von ihm vorgeschlagenen Bestimmung für 
die Praxis Voraussagen zu können.

Für die ausländischen Leser der Schrift hat Verf. am 
Schluß den Inhalt kurz in deutscher Sprache zusammen- 
getaßt. RA. H e r b e r t  S c h n e i d e r ,  Karlsruhe.

F r a n t z  D a h l ,  G e s c h i c h t e  d e r  d ä n i s c h e n  
R e c h t s w i s s e n s c h a f t  i n i h r e n  G r u n d z ü g e n ,  
übersetzt von K. H a f f  und H . H e n n i n g s e n .  (Archiv 
tur Beitrage zum deutschen, schweizerischen und 
skandmavischen Privatrechtc Heft 31.) Leipzig 1940. 
A-Deicbertsche Verlagsbuchhandlung. XI, 145 S. Preis
fjEDt i ijLJVL,
Ulrich Stutz hat in seinem unveröffentlichten Nachruf 

aut rrantz Dahl diesen als einen Vermittler deutscher 
Denkart und Wissenschaft in Dänemark geschildert und 
ausgefuhrt, daß sein Werk „Hovedpunkter af den danske 
Retsvidenskabs Historie“  es verdiene, durch eine Über
setzung unseren deutschen Rechtswahrern nahegebracht 
zu werden Es gebührt daher H a f f  besonderer Dank, 
daß er sich zusammen mit dem Lektor der dänischen 
¡spräche an der Universität in Hamburg entschlossen hat, 
diese Aufgabe dank der Unterstützung der Rask-0rsted- 
Stiftung zu lösen.

Im Gegensatz zu Schweden, wo durch die Gründung 
des Svea Hovrätt1) im Jahre 1614 und der Schaffung 
zweier 1 rofessuren für schwedisches und römisches Recht 
an der Universität Upsala früh eine nationale Rechts
wissenschaft zur Entwicklung kam, wurde in Dänemark 
trotz der großen Gesetzesarbeit Christians V., dem Danske 
Lov von 1683, erst Mitte des 18. Jahrhunderts das kräf
tige und bewußte Streben nach einer nationalen Rechts
wissenschaft lebendig.

Wegbereiter war Hojer, der in Halle studiert hatte 
und unter dem Einfluß von Thomasius stand. Ihren Höhe
punkt erreichte die dänische Rechtswissenschaft in 0rsted 
(1778—1860), mit dem sich der Verf. in seinem 1927 er
schienenen Werk „0rsted als Rechtsgelehrter“  besonders 
befaßt hatte.

0rsteds Werk bildet geradezu eine Grenzscheide der 
dänischen Rechtswissenschaft, in der die anderwärts be
stehenden Perioden kein Gegenstück haben. Die Haupt
abschnitte in der dänischen und norwegischen Rechts
geschichte werden durch die Zeiten vor und nach 0rsted 
gebildet.

!) Oberlandesgericht Stockholm.
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M it Torp und Bentzon, dem letzten der Kopenhagener 
Fakultät von 1890, schließt Verf. das auf gründlichem 
eigenem Quellenstudium beruhende Werk ab.

Die Übersetzung liest sich gut und kann als wohl
gelungen bezeichnet werden.

Leider ist das Lesen des Buches durch den wenig über
sichtlichen Druck erschwert. Ganz unzweckmäßig war, 
einen Teil der Anmerkungen nicht auf der jeweiligen 
Seite, sondern zusammen am Schluß unterzubringen.

RA. H e r b e r t  S c h n e i d e r ,  Karlsruhe.

R e i c h s v e r t e i d i g u n g s g e s e t z e .  Gesetze, Verord
nungen und Erlasse im Kampf um die Sicherung 
des Reiches und seiner Rechte. Herausgegeben vom 
NS.-Rechtswahrerbund, bearbeitet von Prof. Dr. E r w i n  
N o a c k ,  RA. und Notar in Berlin. Lief. 23 (6,60 M O , 
24 (2,95 M i) ,  25 (3,55 M l) ,  26 (4,65 M t) ,  27 (1 0 ,8 0 « ), 
28 (4,50 M t),  29 (5,20 M t),  30 (4,40 M t).  Berlin-Leipzig- 
Wien 1941. Deutscher Rechtsverlag GmbH.

G. E. F r o m m, SenPräs. im Reichsaufsichtsamt für Privat- 
vers.: P f l i c h t v e r s i c h e r u n g  f ü r  K r a f t f a h r 
z e u g h a l t e r  und  K r a f t f a h r v e r s i c h e r u n g s -  
b e d i n g f l n g e n .  Textausgabe mit Erläuterung der 
gesetzlichen Vorschriften und Versicherungsbedingun
gen sowie mit Sachregister. (Guttentagsche Sammlung 
Deutscher Reichsgesetze Nr. 223: Kommentare und er
läuterte Textausgaben.) Berlin 1941. Verlag Walter 
de Gruyter & Co. XV, 267 S. Preis kart. 5 M t.

L u d w i g  G e b h a r d ,  MinR.: R e i c h s f i s c h e r e i 
r ec h t .  Kommentar zu den gesamten reichsrechtlichen 
Vorschriften für die Binnen- und Seefischerei. l.E rg - 
Lief. Stand Juni 1941. München und Berlin 1939/41. 
C.H. Beck’sehe Verlagsbuchhandlung. 25 Bl. Preis Erg- 
Lief. 1 ,5 0 « ,  Preis des Kommentars einschl. ErgLief 
6,60 ¡UM.

Aus Zeitschriften
Allgemeines

Die dürre, wesenlose und unplastische Sprache unserer 
großen Gesetze, voran das BGB., ist viel und treffend 
kritisiert. Verf. deckt in den Mängeln der Sprache, im 
Fehlen eines zügig zupackenden Satzbaus einen wesent
lichen Grund der Volksfremdheit des Rechts auf. Das 
Gesetz ist Wegweiser für das Handeln des Volksgenos
sen. Deshalb müssen Rechtsworte und -Wendungen pla
stisch und einprägsam in die Weite, auf die Recht
suchenden und Rechtsbetroffenen wirken. Verf. gibt 
einige gute Beispiele verfehlter Regeln und verbindet da
mit Vorschläge vorbildlicher Fassung. — Klarheit und 
Einprägsamkeit ist leider auch im neuen Gesetz noch 
vielfach mangelhaft. Das Rechtsleben aber verlangt nicht 
nur gute Gesetze, sondern auch klare Gesetze, zumal 
das deutsche Recht wieder bestimmt ist, in weiten 
Räumen vorbildlich und gestaltend zu wirken.

( W a l t e r  P i e t s c h ,  Volksnahe des Rechts. Psy
chologische Untersuchung über Rechtsstil und 
Rechtsverständnis, Deutsche Rechtswissenschaft 
1941, 137—158.)

Staats- und Verwaltungsrecht
Sowohl von der Seite der verantwortlichen Männer 

des Staates als auch von seiten der Wirtschaft wird die 
Forderung nach Einheit der Verwaltung erhoben. E i ne  
Behörde soll im staatlichen Bereich übersichtlich ge
gliedert dem einzelnen örtlich, im Kreis und in der 
Mittelinstanz dem Reichsstatthalter oder der Regierung 
gegenüberstehen. Diese Einheit der Verwaltung kann auf 
die Dauer nur erreicht und gehalten werden, wenn ihr 
die einheitliche Ausbildung ihrer verantwortlichen Män
ner entspricht. Der Verwaltungsbeamte muß schon in 
seiner Ausbildung auf die ihm möglicherweise zufallen
den Aufgaben wirtschaftlicher A rt genügend vorbereitet 
werden.

(W. E r n s t ,  Verwaltung und Wirtschaft, Deutsche 
Verwaltung 1941, 301 ff.)

. Jen v
( S t u c k a r t ,  Die Staatsangehörigkeit > 237.)
gegliederten Gebieten, AkadZ. 1U >

Völkerrecht
Verf. schildert die Entstehung des Eng'i" völK

setzes sowie 
rechtlichen 
das
erkennen

ie die staats-, verfassungsrechth ^  £ 
und völkerrechtspolitischen r  B j er

:htliche%Idurcl!die o- 
Ze>*menen unu vu iK m cu iib jjum io^— öei ujt 

Gesetz aufgeworfen werden. Es se* ^wissen* ¡e( 
innen, daß der deutschen r V ö lk e r« ' ^  sehr

heute in uer anieruiamsuieiu v v —  s ae* 
ernsterer Gegner gegenüberstehe, a. , - lkerrechtsW 
hiind und die mit ihm verknüpfte v

, daß der deutschen voiku  <- ¡„ se»‘ lker.
der amerikanischen Wissenscl ^  j gf V

bund und die mit ihm verknüpfte
Schaft je gewesen ist. Ze'tsC?i

(W. G. O r e w e ,  Das E n g l a n d « ^  ’0 ^(W. G. G r e w c ,  Das Englanami.^ . ^
f. d. ges. Staatswissenschaft lo i I

Rechtspflege ńtWiu;e M'w 'ra>
( V o l k m a r ,  Das Gesetz übef' RecbtsS
des Staatsanwalts in jbürgerhc^g^ )
v. 15. Juli 1941, AkadZ. 1941,

Bürgerliches Recht ^ourgeriiciiva ,vv ^
Verf. erörtert die .Rechtsprobleme urn eifle

insbesondere folgende Fragen: Anerke^Tatir?
1. Ist das vor Gericht abgegebene.^ DopP^änr“

reine Prozeßhandlung oder hat es eine .„„nensnPi l l l C  1 l U ^ L l J l K U l U l U U g  w u v - i  »»w%« r fP T \  W  ) * , v  i)

2. Ist eine solche Anerkenntnis weg austai V.U1V. OW1V.HC. üuv i »».v-*..*---- _ . . J
nach BGB. anfechtbar oder nicht. Rechte,r1r “X 

3. Welche Wirkung übt es auf geid. gie<
de"

4. Wie ist es zu beurteilen, wenn um 
Anspruch selbst anerkennt, aber nu m
mit anderer Fälligkeit? sCh"reD

( A l b e r t i ,  Das Anerkenntnis >l7g.) ¡.
Rechtsstreite, DGWR. 1941, ^

Der Aufsatz enthält im ac*lte"  ¡int v/en^ie
sozialistischen Rechtserneuerung j enZjtat£- . jj in ,£|i 
auf den ersten Blick erkennbare J mnieln gUL "auf den ersten Blick erkennbare j  ltnelo au Aß,
Wolff, Nußbaum und Hachenburg gingellL s N
Anmerkungen wie vor 20 Jahren. . sorgan 
sachlichen Gehalt lehnt das Bi
deshalb ab.

4

( Kar l  B f o m e y e r ,  Eigen*“fd e f  J f f  f
und Grundpfandbestellung ^  110 
Deutsche Rechtswissenschall

iio «

fec flVerfahrensrecht ß es M

° * * - * d &Es gibt keinen stichhaltigen ¡„un
fertigen könnte, zwei zivilproze ®“ chHcher Zeine

'• Es sd r£°fl " 'Ür‘
die zivilprozessuale ----  jjri erS.i'
a daß künftig alle Zivilproze p m.V 

bei der gleichen Gerichtsart_ b̂ .Ŝ ĝj)ari<ei

rertigen Konnte, zwei z iv n ^— - „ etric eru--.
Rechtszuges mit verschiedener gs tndjj ffet) 
ipheneinander bestehen zu las. ■ rres^_ ReçLc 4,oebeMiMnder bestehen z.uÄ S e i t  rC
liehe zivilprozessuale

un

s7eh“ ta ‘ t o f c e Ä »  o J f
Arbeitsgerichtsbarkeit bereits ^ e ueüe

( W i l h e l m  H e r  s c he i ,  ff.j ßege‘
Verfassung, DGWR. 1 > > stam'I1j$d,liclj $

Die starre, aus liberalistischer Z^ e0
des §91 ZPO. muß geI° ^ v fo  danach ef t  
srhpinf dem Verf. §107 E li ^¡cneinx uem vcn. « c:na.
jericht nach billigem Eime verteilerl Lid
-u tragen hat oder wie sie zuve t er: J J A
visse Lockerung des §91 S c h 0 e»fst*4 L jift 
ordert worden (vgl. H e r b e r *  KoStenerf
124). An der grundsatzhehen aUCh
les Unterliegenden wird indes p fltP

l ^ 1
Unterliegen

gehalten werden müssen
( E b e r l e ,  Abkehr von

178 f i )  Preisrecht

§91 zPo.

,*nd
:ßunf

0
:its'

(J. W a g n e r ,  BetriebsschhÇ ^ 4 1  
verbot im Preisrccht, K
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Strafrecht

°lraliPer'chte 9 StGB- Die Befugnis der erkennen
de,,? ^Urer-hnl* ve^biißte Untersuchungshaft auf die 
Krie «»e von FiA’i A ’1̂  dur<dl die VO. über die VoII- 

h; 8 Wam*» e'heitsstrafen wegen einer während des 
VoJjS Vo. 5 " en Ta< V. 11. Juni 1940 nicht berührt.
Sst™ 1“"gsbeh ir!! le,d i" !!ch Weisungen für die Straf- 
\ J ^ n .  D'jr,.i,ri ?n hinsichtlich des Vollzugs von Frei- 

Gericht dlue .VO- ¡st an der Befugnis der er- 
S g ^h a ft auf ?> bei Fällung des Urteils die Unter- 

’ nichts „ 0..le, erkannte Strafe in Anrechnung zu 
&  A 0^ n .  & df  t und der § 60 StGB, nicht ge- 
! f r  a l  zuvor e‘ugms der Anrechnung besteht des- 

Ausfäj. "  dieser Auffassung ist auch gegen- 
fitJt ge])}’ 84l) o-eapng™ festzuhalten, die im Schrifttum 
15 u- gemn^ti dle Anrechnung der Untersuchungs- 
(. 673). '«acht worden sind (vgl. auch DJ. 1941,

■> 2- Strsen
' ' ä v- 7- Juli 1941, 2 D 245/41.) [He.]
V A g.

^en. j-)® *53 ff. StGB. Beihilfe zum Meineid durch
5 Ahgelc i

erhobt« gc g-en seine Ehefrau Klage auf 
dA 'her! 9 s>e da,,, !' ,beine Ehefrau hatte Widerklage 

hA Hpy Mitaifopri begründet, der Angekl. habe mit 
en . • ile,” ’npen G-, der Witwe B. (mit der er schon 

lach ,l!ntl;rhalten habe; die aber ver- 
U| m ‘ 'ür eüpi„.„c,in T od ihres Ehemannes erneut 
V ,!s,.2eiii!?se ßehauDt 'Cnsc,lc Beziehungen aufgenom-

%

?r"5 ‘ b e h a lf  tUr?g'  hatte die’ Wiier'kh die'Fräu 
H A  die th n f ts a tV ,^ /  A"ßekl. hatte durch seinen 

i ’Vheren rV' - 17‘ Jan- *^39 erwidern lassen, 
S m, * ¿ /.’Frau B ^ . lehungen zu der Frau B. nicht 
S  p!,g derHthin be<!ingc vernommen werden.“  Das 
X S £  W'ide r k l t t 0S,Sen> prau B. über die Be- 
2?c(| rnr.min, der aLs Z€Ugin zu vernehmen. In 

Abw der in An™ 8' Febr- 1933 vor einem be- 
t Ci?enheit •■nwesenheit beider Parteien, je- 

(i,^ngalter ihre RPr .A,nwälte> stattfand, machte 
Ä .  der a° u«d hp!A-<A Un8'en zu dem Angeld. 
Ä in  .ß er AnSekl ;nek!’.aftlgte sie mit ihrem Eid, 

C'nSew ,̂0r der v dle Verhandlung eingegriffen 
A \  Wlrkt hätite t rn+ehr iun& irgendwie auf die 
fl.’! ^Voffp,. ’ hat das LG. nicht feststellen

w f t 1,  ' u ' l 1lun dem Angekl. Beihilfe

d bewahrem labe’ Sle vor der Begehung

f e  ^  g e s p ro c h e n . Es hat er-
habt ” aachweisen, daß der Angekl. 

kthwAii1 1 ;wd«r Fr,.,,’ , as geeignet gewesen wäre.&Ä ti^ h t0 > ir£er Frau « a £eeii?nct gewesen wäre, 
X  W P nachletl.dvvie zu V e!?e Fdsche Aussage zu 
% sein^ei5etl lassen Namentlich habe
r a M 1’ KennAnwaltes ’ ?oß, er ihr von dem 

W  « A 8 Ven!itn»s gegehen 12/ Jan- 1939 vor dem 
Ä  l9i 7eriipr f?hrens «, 7.!L -°A r, s.le. sonstwie überAhV. U r t ie r  ■ hrens untiA . i n k  l le, sollstwie ü 

A l J ?  ünt! dem r !  n .htet habe. „Wenn
diu, ihre! a?Sen habtWfi!falpnalln' etermin v

der
om

«iclur . Aussage \’/ dÜr , f rau B- wegen der 
Zu widerlco- f'hahuugen zu machen, 

gen, daß er damals sehr

aufgeregt gewesen und auch nicht von dem vernehmen
den Richter . . .  aufgefordert worden sei, zu der Aus
sage der Frau B. Stellung zu nehmen und sie gegebenen
falls zu berichtigen. Es sei daher durchaus möglich, 
daß der in Gerichtsangelegenheiten unerfahrene Angekl., 
der von Beruf Fabrikarbeiter sei, in dem Beweisauf
nahmetermin, in dem er ohne Beistand seines Prozeß
bevollmächtigten erschienen sei, die ganze Lage der 
Dinge nicht richtig übersehen habe und sich auch nicht 
bewußt gewesen sei, durch sein Verhalten das Vorhaben 
der Frau B., eine falsche Aussage zu beschwören, zu 
fördern.“

Die Revision der StA. hat Erfolg.
Das LG. hat für die Frage, ob der Angekl. der Frau 

B. Beihilfe zum Meineid geleistet hat, nur das Verhalten 
des Angekl. in dem Beweistermin v. 8. Febr. 1939 in 
Betracht gezogen. M it Recht weist demgegenüber die 
StA. darauf hin, daß dafür auch das frühere Verhalten 
des Angekl. zu berücksichtigen sei, namentlich der 
Umstand, daß er die Behauptungen der Widerklage habe 
bestreiten lassen und sich mit der Vernehmung der Frau 
B. einverstanden erklärt habe. Zu einem derartigen Ver
halten gab die ZPO., wie jetzt im § 138 Abs. 1 auch 
ausdrücklich klargestellt worden ist, dem Angekl. k e i n  
Rech t .  In diesen Erklärungen des Angekl. könnte da
her für sich allein schon eine Beihilfe durch tätiges 
Handeln gelegen haben, wenn nämlich der Vorsatz des 
Angekl. dahin gegangen sein sollte, diese Erklärungen 
sollten auch zur Kenntnis der Zeugin gelangen und 
diese dahin beeinflussen, ihrerseits bei ihrer Verneh
mung nicht etwa das Zeugnis zu verweigern, sondern 
gleichfalls der Wahrheit zuwider ehewidrige Beziehun
gen zum Angekl. zu leugnen. Jedenfalls hätte dieser 
Gesichtspunkt der Prüfung bedurft. Ob indes eine solche 
Prüfung zu einem bejahenden Ergebnis geführt hätte, 
ist zu bezweifeln, da sich nicht hat nachweisen lassen, 
daß der Angekl. der Frau B. von der Stellung, die er 
zu der Widerklage eingenommen hatte, namentlich von 
dem Schriftsatz v. 12. Jan. 1939, Kenntnis gegeben oder 
daß sie sonstwie vor dem Beweistermin davon erfahren 
und der Angekl. hiermit gerechnet und es in seinen 
Willen aufgenommen hat.

Wäre danach der innere Tatbestand der Beihilfe in 
soweit zu verneinen, so käme allerdings eine Beihilfe 
des Angekl. zu dem Meineid der Frau B. nur unter 
dem Gesichtspunkt in Betracht, den das LG. allein er
örtert hat, nämlich in dem Verhalten, das er in dem Be
weistermin an den Tag gelegt hat. Insofern könnte aber 
eine Beihilfe nur darin liegen, daß er n i c h t s  getan 
hat, also in einem Unterlassen. Ein Unterlassen steht 
aber dem Handeln nur dann gleich, wenn eine R e c h t s -  
p f l i c h t  zum Handeln besteht.

Daß eine Beihilfe zum Meineid durch Unterlassen 
rechtlich möglich ist, hat das RG. schon mehrfach an
erkannt (vgl. z. B. RGSt. 72, 20; 74, 283; RGUrt. vom 
22. Aug. 1938, 3 D 593/38, v. 1. Okt. 1940, ID  551/40 
=  HRR. 1941 Nr. 216 =  DR. 1940, 22343). In allen die
sen Entsch. hat es die Rechtspflicht zum Handeln aus 
der Erwägung hergeleitet, der Unterlassende habe vor
her durch seine Tätigkeit die Gefahr geschaffen, daß 
der Zeuge wissentlich die Unwahrheit- sage und seine 
unwahre Aussage auch beschwöre. Wer selbst eine 
Gefahr geschaffen hat, ist nach allgemeinen Rechts
grundsätzen, die die Rspr. ständig festgehalten hat, ver
pflichtet, den aus dieser Gefahr drohenden schädlichen 
Erfolg, hier den falschen Schwur, abzuwenden.

Eine solche Gefahr hat aber auch der Angekl. in die-
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sem Falle geschaffen. Dadurch, daß er w i d e r  b e s s e 
res W i s s e n  die Behauptungen bestritt, die seine Ehe
frau zur Begründung der Widerklage aufgestellt hatte, 
hat er das Gericht g e n ö t i g t ,  über die bestrittene 
Behauptung den von der Widerkl. angebotenen Beweis 
zu erheben. Allerdings hätte das Gericht in dem Ehe
scheidungsverfahren — anders als im gewöhnlichen bür
gerlichen Streitverfahren — ein Zugeständnis des Geg
ners des Beweisführers nicht ohne weiteres hinnehmen 
dürfen, sondern hätte die Pflicht gehabt, die Wahrheit 
zu erforschen; es hätte also auch in diesem Falle mög
licherweise die von der Widerkl. benannte Zeugin ver
nommen. Es hätte sich aber doch auch mit den Erklä
rungen der Parteien begnügen dürfen, wenn es sie für 
zuverlässig gehalten hätte, oder hätte wenigstens von der 
V e r e i d i g u n g  der Zeugin absehen können. Erst das 
Bestreiten der Angekl. z w a n g  das Gericht nach den 
Grundsätzen des Zivilprozeßrechts, diesen Beweis zu er
heben; es lag darin für das Gericht auch ein mindestens 
tatsächlicher Zwang, die Zeugin — bei ihrer Bedeutung 
als der ausschlaggebenden Tatzeugin — auf ihr Zeugnis 
zu vereidigen. Es läßt sich also nicht von der Hand 
weisen, daß gerade dieses Bestreiten die Gefahr, die für 
die Zeugin mit ihrer Vernehmung verknüpft war, erst 
wirklich geschaffen, mindestens aber wesentlich näher 
gerückt hat.

Nun schafft allerdings eine Partei allein dadurch, daß 
sie die Vernehmung eines Zeugen veranlaßt, noch nicht 
die Gefahr, daß dieser Zeuge einen Meineid leistet; denn 
es liegt nur in der Entschließung des Zeugen selbst, ob 
er seiner Zeugenpflicht gemäß die Wahrheit sagen w ill 
oder nicht. Von der Schaffung einer solchen Gefahr wird 
man vielmehr nur dann sprechen können, wenn irgend 
etwas hinzutritt, das geeignet ist, diese Entschließung 
des Zeugen im Sinn eines Meineides zu beeinflussen. Im 
gegenwärtigen Falle liegt eine Besonderheit insofern vor, 
als die Zeugin, wenn sie die Wahrheit sagen wollte, ge
nötigt war, Handlungen zuzugeben, die ihr zur Unehre 
gereichen, ja sie sogar so weit bloßstellen mußten, daß 
daraus die Gefahr für sie erwuchs, wegen Ehebruches 
strafrechtlich verfolgt zu werden. Die Zeugin wurde also 
dadurch, daß sie in dem Eherechtsstreit vernommen 
wurde, in einen Widerstreit zwischen Zeugenpflicht und 
eigenem Interesse gedrängt, der sie nach der Erfahrung 
des Lebens leicht dazu führen konnte, die Unwahrheit 
zu beschwören, um sich vor Unehre und weiteren Un
annehmlichkeiten zu bewahren.

Unter diesen besonderen Umständen ist nicht zu be
zweifeln, daß der Angekl. durch sein wahrheitswidriges 
Bestreiten die Frau B. in die Gefahr gebracht hat, einen 
Meineid zu leisten, da seine Erklärung — ebenso wie die 
seiner Gegenpartei — für das Gericht mitbestimmend ge
wesen sein wird, die Zeugin zu vernehmen und zu ver
eidigen. Er wäre daher nach den Grundsätzen, die oben 
dargelegt worden sind, verpflichtet gewesen, dieser Ge
fahr dadurch vorzubeugen, daß er selbst der Wahrheit 
die Ehre gab. Dazu hätte er spätestens in dem Beweis
termin gelangen müssen, als er wahrnahm, daß die 
Zeugin — vielleicht ermutigt durch sein wahrheits
widriges Bestreiten und durch sein Stillschweigen in der 
Verhandlung — tatsächlich die Unwahrheit, die sie be
kundet hatte, zu beschwören sich anschickte. An der 
Pflicht des Angekl., die Gefahr abzuwenden, ändert es 
nichts, daß er sich, wenn er pflichtgemäß gehandelt 
hätte, s e l b s t  zu einer Handlung hätte bekennen müssen, 
die ihm zur Unehre gereicht hätte, und sich ferner der 
Gefahr ausgesetzt hätte, den Rechtsstreit zu verlieren 
und vielleicht sogar noch strafrechtlich verfolgt zu wer
den. Diese sittliche Forderung muß an die Parteien des 
bürgerlichen Rechtsstreites in Qiner solchen Lage gestellt 
werden. „Die Rechtsordnung muß verlangen, daß man 
eher die Strafe für begangenes eigenes Unrecht auf sich 
nimmt, als tatenlos neues Unrecht von einem andern 
Volksgenossen begehen läßt, das man in seinem U r
sprung schon selbst gefördert hat“  (RGSt. 72, 20, 23 
=  JW. 1938, 577i).

Daß der äußere Tatbestand der Beihilfe zum Meineid 
erfüllt sei, liegt nach den Feststellungen, die das LG. 
getroffen hat, sehr nahe. Das hat das LG. offenbar 
übersehen. .

Zum inneren Tatbestände sagt das angefochtene Urten

.....  , Qericläs.
nur, es sei „durchaus möglich, daß tIeri .!nßeWejsS!r 
angelegenheiten unerfahrene Angekl. ■ njCht 
nahmetermin . . .  die ganze Lage der Dinge ^  ^  
übersehen habe und sich auch nicht . praU
o“8 durch sein Verhalten das Vorhaben ern<i. ™at-

' den gjn
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eine falsche Aussage zu beschwören, zu . 
Ausführungen würden an sich geeigne ..Hieße11' ■ m 
bestand der Beihilfe zum Meineid auszusc t , 
Irrtum über die Rechte und Pflichten, entscha'd‘ jiif 
Rechtsstreit hat, wäre geeignet, die 1 at aerlicherVffi.tar 
Indes beruht auch diese Ausführung m £ Ta^S5. ¡st 
der unzulänglichen Würdigung des au isftt. £ ... 
des, die das angefochtene Urteil er1<e nI1 
nicht ausgeschlossen, daß das LG., w ^ 
stehend dargelegten Gedanken erwog Reint e 
anderen Entsch. gelangt wäre. An f  ,1C0.eschlo4se, 
den bisherigen Feststellungen ln « fc < « e j3

V-lV-Oj U1V. uuo uiigv*uv»iivi»v „ . __ " 0g
nicht ausgeschlossen, daß das LG., v' 'e hätte 
stehend dargelegten Gedanken erwog Rein1 - , 
anderen Entsch. gelangt wäre. An. f  C„,isßeschl°lf.2iii " 
den bisherigen Feststellungen nicht a 8 die aefl ^ 
der Angekl. die Gefahr erkannt hat, in geStreü „ ct 
mitveranlaßt durch sein wahrheitswiang e„. v -.i
rr£*hrar»1i+ txriirrl*» \xrnrf» flicht ZU müßte»,

laimiv-utii ...____ . über
gewiesen zu werden; ein Irrtum hier  UI]i eijje!*i vo111 
nicht entschuldigen, da es sich >nsioV[>rjirde

[Hel
nicht entschuldigen, da es sicn m^». ..r(je 
achtlichen Strafrechtsirrtum handeln'
23. Febr. 1940, 1 D 46/40 unter I»  /4 l) • ..

(RO., 3. St,Sen. v. 26. Juni 1941,

Anmerkung: Die Entscheidung Fra£e.s Af,.
Rechtsprechung schon mehrfach e r o b a t ,  'ver ihn1 ° 
sich wegen Beihilfe zum Meineide s von
läßt, die falsche eidliche Aussage paS1,
nannten Zeugen zu verhindern? . ; \ f e ß

Das RG. nimmt in solchen Fälleni B 1 digser A r sSe1 
deshalb bemerkenswert, weil in I ahe - n e m D; sei»eJk 
hilfe“  in der Regel den Meineid in ais di pjjtf
gehen läßt und in gewissem Sinnep ‘fle hofft L t
trachtet. Auch im vorliegenden f  j er faj 
seinen Ehescheidungsprozeß mit H hier al 
sage gewinnen zu können. So scjn̂ _ „ertrete„ „ ihilf£,I(i|5J P I- -  , ;  RO v c r t r c t ^ i l ^
der Beihilfe mit der sonst vom >< . die <eS y  Js
nicht im Einklang zu stehen, nac vdlle?, tiicg nss
Unterordnung des Gehilfen unter ¿ie T ‘ eRt. y
voraussetzt derart, daß der Ge teresse f’ seii,ê d $ 
seine eigene, sondern im Frem pre,sgah 
RG. wird hier in der Tat zu ein ^ ¡ j  ¿er nl ¿ei 
jektiven Standpunktes g e z w u n g > durch firscä fL /; 
!,eigenhändiges“  Verbrechen nid ^  T * g , t Ä  
begangen werden kann und sot ¡n ße richt K i F 
nicht persönlich Schwörenden geihilfe, ist
So zeigen diese Fälle, daß. die
eigentliche „Helfen“  beschrankt 1 fldbar ■, Ä
StGB, auch in solchen Fällen verf°
Mitwirkende ein eigenes I n t e « Täter ' f  
irgendeinem Grunde doch mc.h egi, dd  J? ¿ef 
ist. Andernfalls würde der ^ng . ng ^ ffA  e L  
entgehen, weil s e i n e * * * * -  *

insoweit^ j £ j j  ver-ö .
entgenen, wen seine im^T- ~ nfiers vc‘,'i es “ ’« A i  
sonders stark, sein Wille bes ob"'0'1* ¿¡ef1*' elit ,a  

w/ährpnH rlns Urteil insoweit, ,, vefar, f .  d„Während das Urteil mse-"— faeifall v; ' rO- f0r “¡ife
denken nicht hervortreten H ’ . en, PaS v petKfl 
sich in anderer Hinsicht B j es AnF 
Frage nach, ob das Vertu te ^  nä n ^ ‘ ßeb8 y f  .t 
Beweistermin zu bestrafen, Angekl. ^ j  slC at. ^
darin zu erblicken sei, daß d n lrl<läft ■*he0’r,t1'
der Widerklage hat bestreiten erl1
Vernehmung der Zeugin ein ¿en ^!kl. 7u/rti 
Frage möchte das RG. nur ,es An^ m 
diese Erklärungen mit dem uJld diese f U
n i s d e r Z e u g i n  gelangt s naCh ^hriie
ten beeinflimt hätten. SorTllt ..{ itnis^Ö ef , tKdr, nhiektiv keine Be hüte Kermu u .r,„ ,i,

zur
nicht

RG. auch objektiv keine B«hW ^r Kenn' 
das Vorbringen des Angeld- ^  rich*1̂  A
gelangt war. Das scheint uns tiftting lT;itei 0 
zur Mittäterschaft gehört z‘,rJ^rken v pörderi}af 
einverständliches Zusärnmen jl)e f
nehmen Auch setzt die Bcnhdfe Kerlüg ê apF‘>  Y  
cntschlusses voraus. Vielmehr ^  des apfv 
hilfe äußere Umstände für %  ¿er n fL $ ]  
stiger gestaltet, oder ihm H n ^ 3  [2 
räumt oder feriiluilt“  (RGSt. 1 >
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¡1,1,.
'^ -Ü ^ g l9 4 1  Heft 38]
?pS71. 7  '
C nn tn ifS<i RGSt- 72> 20 [22J =  JW. 1938, 577i). Eine 
s,,r<ierlich \v ;leser Umstände beim Täter ist nicht er- 
5,5 dann R-<r ,,für den Einbrecher Wache steht, begeht 
Me' 1 ¡¡l61" 1 te ¿ur Tat, wenn der Täter nichts davon

„v nf? auch Beihilfe zum Meineide, wer einen zum 
V,,' Z a g e n d e n  Zeugen benennt, oder die Vernehmung 

Öe*re^t> °bne daß dieser erfährt, wie seine 
TZ yorlje,E zustande gekommen ist. Insofern bedeutet 
ei-fein von nf e Urteil, das wieder eine Kenntnis der 
SfĈ suf,,, ..Jcm Verhalten des Gehilfen und eine Be- 
i?io genP„ 'oes Entschlusses voraussetzt, einen Rück- 
RqI  577? er der Entscheidung RGSt. 72, 20 =  JW. 
hJ*ft'70, gn 1C 2er3de in diesem Punkte — gegenüber 

• JW. 1936, 658 25 — Klarheit geschaffen
e„ ...

nicht j>es über r  die Begründung der Strafbarkeit des 
oi) rj., heduri't p . Strafbarkeit des Unterlassens an sich 
den Erhalt rc'*‘cb könnte sich der Zweifel erheben, 
die M.eil'ei(i‘ "  des Angekl. vor dem Beweistermin für 
®etrpii°-Süchkoii s 4 c h 1 i c h war. Denn das Gericht läßt 
"Tire * des a offen> daß die Zeugin auch ohne das 
Stip { ■Bt alsorf6̂ *- vernommen und beeidigt worden 

2p, e?t. Aiiri,den Ursachenzusammenhang nicht ein- 
däiicjî Sin bei j? w‘rd nicht ausdrücklich dargetan, daß 

d'e w ' I H 1 .Eingreifen des Angekl. in der Ver
femt, erständlici, . 1e't gesagt hätte, was ja keineswegs 
H t t i r H 1' mit j1s*' Dies muß als einen Mangel emp- 
pisentip^atin- der herrschenden Lehre den Ursachen- 
8 einf.pl hält rP.Wlschen Beihilfe und Haupttat für 
Pbtej- ,r BesnrPnPese Erage hat unlängst B o c k e i m a n n  
>  im1^ ar»zieh,VUlng des Urteils DR. 1941, 987 Ziff. 1 
®eSen flenne  ̂ P? des Schrifttums nochmals geprüft 
W^aiirP5 RG. ont0 .der Literatur herrschenden Lehre 
..„ge (j£ ?jviScj. n¡schieden, die einem Ursachenzusam- 
jls hie. aupt* , der Teilnahmehandlung und dem Er- 
s^arlcp n°ch n^Pl^Ungt. Aber das letzte Wort scheint
Ist '1 Oh\i',$. des q,,L o~|/*w.iis.u /.u sau. CH/ Kami uic

ph' die i gefaßten Tatentschlusses Beihilfe
nicht gesprochen zu sein. So kann die

V f ^ n l hPe die '„_im|ie|
für den 
Zeugen

Seii“ !1 Un,ruus zu i . ; esonders betreibt. Solche Beiträge 
lUn7eit|dcha{!cheint 11r,sen’ besteht u. E. kein hinreichender 
% h des v 'swidrin-V g e rad e  vom Standpunkt eines die

¡e jj . so. wie sie in concreto begangen 
ilt fp’hdfehatidlung geschehen wäre, und 

?ul“SCii Z% eine„ 7Ur den Fall, daß jemand die eidliche 
(jr„ Ut str1 > Hoch PuSen. die das Gericht ohnehin vor-

¡¡aßfe s«in >n f n

S V *UriD,p t-i t vwiii Oiaimjjuuiu um.b uic
in. »rürecherq MaRunf? und die betätigte Gesin- 

JieiO* i"ä ¡«„derei-qrcj..iassenden Strafrechts nicht rich- 
pilffp.p geilae 1 dieser ah! f *  aber doch kaum zu bestreiten, 
H e  dlun~s° eino-pPi per Erfolg auch in seinen Einzel- 

zür •HÄ entfiel,. sein kann, wie wenn die Bei-
>  I:«»« i m A 1»

sein kann, wie wenn die Bei- 
man freilich auch solche Bei-

b i  0 Slosen R \ e.nsatz zur wirklich fehlgeschla- 
nl 8®8 t,,.. einilfe (strafloser Beihilfeversuch t

Aui 
mit

% J?*Cht« 0*se8 tun' thi- rfaha. >2. a ..n1 a n„ - •. ■, (strafloser Beihilfeversuch)
fer Jai,d lu^-Auf] 1q . w.H man _  etwa mit Me z g e r ,  
er,—, sh- » mit -  . > S. 413 — auch die „Modalitäten“

. — ,j n. '¡ge rechnen, so besteht wohl 
i ! untelo?es. den <lrsc" led' Doch verliert dann der 
¡ dann J cheidet _-?an v°n der Handlung doch sonst

Erfolg

$  s?an vJ .... H U  H  H lediaenehntZf a'cht ailc’,s men Sinn, und man könnte fragen,
V%n(1lin8 5. E i n b r u o P l li as Zurverfügungstehen des 
&  l, dle den fe ^ k z e u g s  zu den Umständen 

• Ele0r) m i t h , ^  ” in ^ in e r ganz konkreten 
5 dL^ehört st‘mmen, eine offenbar sinnlose 
nicu Ropf „¡PP, konkreten Erfolge, daß das 

eEar,?.:’ daß’ rip öf.durch die Brust geschossen 
kerbpP bat, f,u„ * ater eines Maske vor dem

Ä h :N f  V '
»Ir aK,'vl1 d ^ 8.cn0rt • /„- IT “ 1'-“ / cllle oiienuar sinnlose 
M tb r nicbJ Kopf n- p, konkreten Erfolge, daß das 

-Hb so rgen  p a ß d u r c h  die Brust geschossen 
Hbch, ohn,.T ?ter eines Alaske vor dem 

an? ¡(Qr s,'e (i-Sefülirt hr;,,dereu Besitz er den Erfolg 
V H sp H i t  PP. Täter 7  P'- ^°üte aber nicht Gehilfe
V ,  Bockog,ehehen hat? Al,ch Iaßt sicb
SsSJpbSe-^nötijrt J.rnann Vorhalten, es werde 
k H iP P ?  einHblspr’e’. le Grundlage seiner subjek- 

Nebeugpdng preiszugeben. Denn die 
w, e au? aUcb P? nötirrt aT,ndPr von Verursachung und 
H  ,f der ’P.dfe nicht zu dem weiterenU»?8

Sh, - gleichen f?nn ZWISCben Täterschaft und KQ, '-inie verläuftverläuft.

tlay'^  ö Ä n ^ t^ is p ^ ^ h f  Ŝ rfb^ Rei i ! des U n t e r -
daŝ P zunächst dSr bisherigen Rechtspre- 

RQ- hieran fP'.Pp..,R e? h ts pflicht zum 
festhalt, die Verletzung der

sittlichen Pflicht für sich allein also nicht für ausreichend 
hält, scheint uns trotz der dagegen, namentlich von 
S c h a f f s t e i n (Festschrift für Graf G 1 e i s p a c h , 1936,
S. 95 ff.) erhobenen an sich gewichtigen Einwände bil- 
ligenswert. Diese Frage ist heute im wesentlichen ge
klärt. Denn man ist sich darüber einig, daß die Rechts
pflicht nicht formell, sondern materiell zu verstehen sei, 
daß echte Rechtspflichten namentlich aus Gemeinschafts
verhältnissen und andern Lebensverhältnissen unmittelbar 
zu entnehmen seien (so besonders deutlich RGSt. 69, 321 
[323] =  JW. 1935, 3106JC). Zu solchen Lebensverhältnissen 
gehört auch die — jedenfalls die schuldhaft herbei
geführte — Begründung oder Steigerung der Gefahr, daß 
ein Schaden entsteht. Es handelt sich hier in der Tat, 
wenn nicht um Gewohnheitsrecht, so doch um1 einen 
Rechtssatz, der sich aus der Natur der Sache ergibt und 
sich durch seine Praktikabilität und die Gerechtigkeit der 
daraus folgenden Ergebnisse als brauchbar erwiesen hat. 
Nun ist aber gerade der vorliegende Fall ein Beispiel da
für, daß die Herbeiführung der Gefahr nicht i m m e r  
genügt, um deren Urheber in vollem Umfange haftbar 
zu machen. Denn eine gewisse Gefahr des Meineides — 
dies wird in der vorliegenden Entscheidung zu Unrecht 
bestritten — führt mehr oder weniger jeder herbei, der 
einen Zeugen für eine unwahre Behauptung benennt. 
Wer dies tut, handelt auch einer Rechtspflicht zuwider, 
die sich heute aus § 138 ZPO. ergibt. Nun ist es aber — 
vgl. u. a. §§ 139, 330 c S’tGB. — in Wahrheit nicht so, daß 
j ede  Verletzung einer Rechtspflicht zum Handeln die 
volle Haftung unter dem Gesichtspunkt von Täterschaft 
oder Teilnahme eintreten läßt. Hierzu bedarf es vielmehr 
einer Verletzung b e s o n d e r e r  und g e s t e i g e r t e r  
Pflichten (der Pflicht zur Erfolgsabwendung nach einem 
Ausdruck von Eb. Sc h mi d t )  oder einer Pflichtverletzung 
von besonderer A rt und Intensität (Dahm: ZStW.59,164ff.). 
Das ist zwar im Schrifttum seit längerem anerkannt, tr itt 
aber in der Rechtsprechung nicht genügend hervor. So 
muß auch die Gefahr, zu deren Abwendung ihr Urheber 
berufen ist, einen gewissen Grad, eine gewisse Stärke 
erreichen, wie sie hier aus der besonderen Zwangslage 
der Zeugin entsteht. Nur dann kann im Sinne des Entw. 
1936 davon die Rede sein, daß der Angekl. nach ge
sundem Volksempfinden als Teilnehmer am Meineide er
scheint. Eine vorwerfbare Steigerung der Gefahr wird 
hier auch dadurch bewirkt, daß der Angekl. die spätere 
Meineidssituation durch seinen Ehebruch mit der Zeugin 
herbeigeführt hat (es ist auffällig, daß davon jn  der vor
stehenden Entscheidung — anders als in RGSt. 72, 20 — 
gar nicht die Rede ist). Ob dieser Umstand für sich allein 
ausgereicht hätte, um die Nichtverhinderung des Mein
eides zur Beihilfe zu stempeln, könnte zweifelhaft sein. In 
Verbindung mit dem weiteren Verhalten des Angekl. 
reicht er jedenfalls aus, um eine gesteigerte Pflicht zur 
Beseitigung der Meineidsgefahr zu begründen und den 
Angekl. für die Verletzung dieser Pflicht in vollem Um
fange haftbar zu machen.

Die Ausführungen des Urteils zur Schuldfrage sind zu
nächst insofern bedeutsam, als das RG. es wiederum ab
lehnt, das Verschulden des seiner Meinung nach vorsätz
lich handelnden Angekl. unter dem Gesichtspunkt der 
N i c h t z u m u t b a r k e i t  entfallen zu lassen, weil er sich 
durch die Bekundung der Wahrheit der Gefahr einer 
Strafverfolgung ausgesetzt hätte. Wieweit der Begriff der 
Fahrlässigkeit ein solches Element der Zumutbarkeit in 
sich enthält (RGSt. 30, 25) mag dahingestellt bleiben. 
Zum Vorsatz jedenfalls gehört die Zumutbarkeit nicht, 
und auch ein neben dem Vorsatz selbständig bestehendes 
Schuldmerkmal der Zumutbarkeit rechtmäßigen Verhaltens 
kann nicht anerkannt werden. Insbesondere ist es kein 
zwingender Schluß, daß insoweit, was der Fahrlässigkeit 
recht ist, auch dem Vorsatz billig sein sollte ( Me z g e r  
a. a. O. S. 373). Im übrigen sei zum grundsätzlichen wie 
zur Entwicklung der Rechtsprechung auf die Anm. von 
S c h a f f s t e i n  zu JW. 1938, S. 577 Ziff. 1 und das dort 
angeführte Schrifttum verwiesen.

Bedenken und Widerspruch aber legen wieder die 
Ausführungen des Urteils zur Frage des R e c h t s 
i r r t u m s  nahe. Die bekannte und von der Rechtswissen
schaft ebenso eindringlich wie erfolglos bekämpfte Unter
scheidung zwischen strafrechtlichem und außerstrafrecht
lichem Irrtum, führt auf dem Gebiet der Unterlassung zu

'250*
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besonders unerfreulichen Folgen. Sie läuft jetzt auf eine 
nahezu vollständige Unbeachtlichkeit des Rechtsirrtunis 
hinaus. Denn in dem Maße, in dem die Rechtspflicht zu 
Fürsorge und Flilfeleistung nicht mehr im Stile der älte
ren Rechtsprechung aus Bestimmungen des BGB. oder 
anderer Gesetze, sondern unmittelbar aus dem- Gemein
schaftsverhältnis, der Gefahrenlage usw. abgeleitet wird, 
erscheint der hierüber bestehende Irrtum als ein solcher 
auf dem Gebiete des Strafrechts. Das ist aber wenig er
freulich, und läuft auf eine Überspannung des Strafrechts 
hinaus. Denn wenn schon der Rechtsirrtum beim positiven 
Handeln eine gewisse Bedeutung hat, so müßte er erst 
recht die Bestrafung des Unterlassens beeinflussen. Denn 
die Rechtswidrigkeit des Unterlassens liegt in der Regel 
weniger klar auf der Hand als die des positiven Tuns. 
So wie das objektive Unrecht des Un'terlassens im Einzel
falle besonderer Feststellung bedarf, so auch das Be
wußtsein, durch das Nichthandeln Unrecht zu tun. So 
wäre es gerade auf dem Gebiete des Unterlassens an der 
Zeit, daß die Rechtsprechung die theoretisch und prak
tisch gleich unhaltbare Scheidung von strafrechtlichem 
und außerstrafrechtlichem Irrtum fallen ließe und sich auf 
den Boden des Entw. 1936 stellte, der für den Vorsatz 
verlangt, daß der Täter sich bewußt ist, gegen ein Gesetz 
zu verstoßen oder sonst Unrecht zu tun.

Professor D a h m , Leipzig.

*

3. RG. — § 266 StGB. Ein geschäftsführendes Vor
standsmitglied einer eingetragenen Genossenschaft macht 
sich der Untreue nach § 266 StGB, schuldig, wenn es Gel
der, die von der Genossenschaft als Treuhänderin für eine 
Stadtgemeinde einzuziehen und an sie abzuliefern sind, 
nicht abliefert, sondern für 9ich verwendet.

Das Treueverhältnis ist zwar in solchen Fällen zu
nächst nur zwischen der Genossenschaft und der Stadt
gemeinde begründet. Allein das geschäftsführende Vor
standsmitglied hat die Genossenschaft nach Maßgabe der 
§§24 ff. GenG, zu vertreten, da diese selbst nicht tätig 
werden und ihre Verträge erfüllen kann. Das Vorstands
mitglied hat daher kraft Gesetzes bei der Erfüllung eines 
Vertrags, durch den der Genossenschaft die Stellung 
eines Treuhänders zukommt, selbst die Stellung eines 
Treuhänders. Zwischen ihm und dem Vertragsgegner der 
Genossenschaft besteht das gleiche Treue-Verhältnis wie 
zwischen dieser und dem Vertragsgegner (vgl. RGSt. 
74, 1, 4 ¡Abs. 1). Deshalb ist es zu billigen, daß die StrK. 
im vorl. Falle als möglich angenommen hat, daß nicht 
nur Untreue des Angekl. nach § 146 GenG, gegen die 
Genossenschaft, sondern auch Untreue nach § 266 StGB, 
gegen die Stadtgemeinde vorliegt.

(RG., 2. StrSen. v. 23. Juni 1941, 2 D 215/41.) [He.]

*
** 4 . RG. — § 330 c StGB. Pflicht des Arztes, bei plötz
lich auftretenden Schwierigkeiten im Verlaufe einer Ent
bindung Nothilfe zu leisten.

Fahrlässige Verletzung der Pflicht zur Hilfeleistung 
kann die Verurteilung wegen fahrlässiger Körperverlet
zung begründen.

Frau E. sah am Abend des 3. Jan. 1940 in ihrer „sehr 
beengten und primitiven“  Wohnung in einem Orte, der 
auf der Höhe und von dem Orte B. 6 km entfernt liegt, 
ihrer Niederkunft entgegen. Um 1—2 Uhr des 4. Jan. 1940 
stellte die Hebamme fest, daß das erwartete Kind schief 
lag und daß ein Ärmchen vorgefallen war. Die Hebamme 
rief zunächst fernmündlich den Hausarzt der Familie E., 
den Dr. J. in B., an, konnte aber keine Verbindung er
reichen, weil sie in dieser Nacht gestört war. Dann rief 
sie einen Facharzt in W. an, der erklärte, daß er kommen 
werde, wenn ihm die Frau E. „von den in erster Linie 
zuständigen Ärzten in B. zugewiesen werde“ . Darauf 
rief die Hebamme den Angekl. an, der neben Dr. J. der 
weitere Arzt in B. ist. Die Hebamme teilte dem Angekl. 
den Namen der Frau E. mit und verständigte ihn, daß 
ärztliche Hilfe erforderlich sei, da eine Schieflage mit 
Armvorfall eingetreten sei. Der Angekl. stellte lediglich 
fest, um welche Persönlichkeit es sich bei der Frau E. 
handelte, und erklärte dann kurz, da gehe er nicht hin,

QC
weil er nicht der Hausarzt sei. Er brach sofort daß P  
sprach und die fernmündliche Verbindung i r ’, %\isa» ’ 
Hebamme keine Gelegenheit mehr hatte, ihm 
daß der Hausarzt nicht erreichbar sei. ¡mi»er

Da der Hebamme die Herbeiholung eines A‘Z.n geĝ  
dringlicher erschien, ließ sie durch eine Nac ‘rüfen> ¡L 
4 bis 4.30 Uhr nochmals den Facharzt in V • . unuog' a. 
Bedenken hatte, das Erforderliche in der ^  Ärrte g 
Frau E. vorzunehmen und ohne Zuweisung “  at,ef,
B. in deren Bezirk zu kommen. Er veranlaß Kr£,n'c(i- 
„das Sanitätsauto“  abging, um Frau E. m ..fidn zli 
haus in W. zu holen. Die Nachbarin r*ef “ a ‘ i. f lc" Jj, 
mals den Angekl. an, teilte ihm mit, daß */ j.JeStem 
erreichen sei und daß ein Krankenwagen. £twa ,

rneut am
... .  u,c ............. " be,‘J e

an, der abermals ablehnte, mit dem I ' lllW \yolmu!1®

Der Angekl. lehnte sein Erscheinen er,.-.-; ,iein 
53/ i  Uhr rief die Nachbarin wiederum beU cf, daß/^r

mehr der Krankenwagen v o r  ihm an der 
Frau E. eintreffen werde.

Im Krankenhause gebar Frau E. zei£*e atrt
des Facharztes ein lebendes Kind. Das K „inung^1[.M- 
sofort nach der Geburt Erstickungsersc D .s.
starb bald darauf. Vermutlich waren dem 
wasser oder sonstige fremde Bestandteile 
organe gedrungen. _ . „ e u n ^e t

Das LG. stellt weiter fest, daß bei Sch von I* 
Vorfall stets erhebliche Gefahr für das L ,(i.
und Kind gegeben ist. wegen ^

1. Gegen die Verurteilung des Ange« • gtöß- W 
Iassens der Hilfeleistung i. S. des § ^  pnglück5 
die Rev. zunächst ein, es habe kein • ° ^ gf
Sinne dieser Bestimmung Vorgelegen- ,

Zur Bedeutung des Wortes „Unglück-5 in s, $td' 
des § 330 c StGB, hat der 2. StrSen. des
i Tr+ v 10 u w  io.-tn 7^ 68 =  Dk - bis',.fallUrt. v. 19. Dez. 1940 (RGSt. 75, 63 == 'der 
lung genommen. Die Entsch. geht v ffng1 nW1 
allgemeinen Bestimmung des Begrü - e ® $eb*.
aus; sie faßt ihn dahin, daß es sichi d“ £ hebUch*“ ¡0 *  
lieh eintretendes Ereignis handele, da" , e und gfitsc.. 
den an Personen oder Sachen verut® nann - f f  c - 
Schaden zu verursachen drohe. In de t■. j  j
wird ferner die Annahme abgelehrt rg£ruf£ 
ä u ß e r e s  Ereignis den Unfall nerhpfl_ daß

®,*°ei beîrufe" 1V

musse;

CS “ die

es wird vielmehr ausgespr°c b®b’en 
Fälle im Rahmen einer Krankhmt & fau a ben, 
gemäß dem § 330c StGB, als , Ä IUf erv o f g  < C 
seien. Es werden dabei d ie  ^ ‘l r/rankhel* €rlie vcr' 
denen die Fortentwicklung einer eirxe zu ’' *
plötzlichen Ereignis geführt hat, ' SchadeaUf f Ä -  
Schädigung verursacht und weite Ree“  j aß J-
Ursachen droht. Der crk. Sen. tr it a nschaUun°’ die ! he«1 
des 2. Sen. bei und ist weiter der Wen"
selben Grundsätze auch gelten m - einen1. Kg W^i
entwicklung einer' Schwange«chaft^“ d* ^ g ^  $  
Ereignis mit Schadenfolge und ntnê . n Waf,»jiic5

I^ feH ungen  des LO. zs £der Frau EL ein solches E r e i g n i s ^ ig flfu e f  
Schieflage des Kindes und Y°r ‘ftrctendes.,\i efW?; 
Ärmchens waren ein plötzlich aU v0n iB‘ , 
für das Leben, der Frau E. linc* schWerfvhfce* ^  
Kindes eine Gefahr von derselbe ¡fl 
wendigkeit der Abhilfe mit derse > „  n vv
gerufen hatte, wie es -ein von  J  bg  &
eignis hätte tun können. Das Vo ,!j’e Ann®  ̂ un.gä" 
falles“  ist daher zu bejahen. Gegc Anf.«eiei 
keine rechtlichen Bedenken, da um jc(i " i
äußeren Umständen, unter dene i/olksCi atin.S-de ß 
gegangen wurde, nach gesundem ^  eS K ^
Hilfeleistung verpflichtet gewese ¿¡esc M
darum handeln, ob der Angekl. alle ¿e u
kannt hat oder nicht. durcbf  Aflß, g-L

II. In dieser Richtung besteh nQ_ per ä
denken gegen die Annahme " ^ n t ,  eld- e( 
es zu verschiedenen Malen a, ^nt dem A fytti -cf|t 
Hilfe zu kommen. Das LG. f  J fJo lle m  *  se> « ß  
ersten Vorfall zur Last le£e? |ciuit haj» „rÄch ¡$o 
Hilfe mit der Begründung abge ^ a s  p e g  j t< U  
Hausarzt. Da er in diesem Faße erfahre fl 
abgebrochen hat, hat er nicht rn . jicn \va 
der Hausarzt Dr. J. nicht zu err
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djL^Hgekl Feststellungen des LO. zugunsten
Ä  ausgeean„ f er Beurteilung dieses ersten Vorfalles 
ärZHj^*> derSZufc”  .'ferden> daß der Angekl. angenom- 
gerUfCllen Hilfeipj ildlge Hausarzt stehe der Frau E. 
a l u f 11 zu vverden Up^ t?ur Verfügung, er brauche 
brinivL*1 es War w , batte dann nicht gewußt, daß er 
VermH? °der ¡h’r der der Frau E- am raschesten Hilfe 
nach tte|nkoniifp wenigstens raschestens ärztliche Hilfe 
Pral| f e d e r n  vB" ! Prüfung d e r Frage, ob der Angekl. 
^ e h ir  Hilfe yukseinpfmden verpflichtet war, der 
hat v£”> den der a te?’ ist von dem Sachverhalt aus- 

^war« Angekl. gekannt oder sich vorgestellt
-»läge so gewesen, daß der Hausarzt 

ebenfalls in B. wohnte und dieselben 
> wi e der Angekl. zu überwinden 
h d zu kommel>> ihr zur Verfügung 
‘ daß er nur hätte angerufen zu wer- 

iti der"''\v;■VcrPffir 111! 11 *C ,nack gesundeni Volksempfinden 
^ Si > t e rnacht û  des Angeld, anerkannt werden, 
,hren i'i 1 einer nt,. T/au E. aufzusuchen. Er hätte sie,

der'p^re die s - U .a .........
Bnbea,?11'6 E-, de rl?gerSii gewesen, daß der Hausarzt 
hatte ,VetnIichkeitr., ebe!lfaHs in B. wohnte und dieselben 
f esta’nd? der F r,„Wi e de,r Angekk zu überwinden 

br,fn,hätte u n / j  „  zu k °mmen, ihr zur Verfügung 
nicht r|Ucben, So >d daß er nur hätte angerufen zu wer- 
"} der \Y/yerpfliclif„nnte jnack gesundem Volksempfinden 

sion nternacht *bS des Angekb anerkannt werden, 
S n  h ,, e>ner PnLP/ au. E- aufzusuchen. Er hätte sie, 
VQ • IassorSarzt verwP-Verletzung schuldig zu machen, an 
,Vorsteii,^ flicht eVtp en könncn- Die Feststellungen des 

desUÄ  gehabt t,n?en'. oß der Angekb eine derartige 
,• Bas , »d3oc s uat; sie würde ihn von einer Schuld 
fde h .,lQ. führt • befreien.
S  z j^ t u n g  v in 'ding:s aus- daß er v o r s ä t z l i c h  
S jlhe r^ «dest Y e£weigert habe und daß er es außer- 
Lne H ill Unterrich+I a s ? 1 & unterlassen habe, sich 
der',der L gebracht u,n’ j ° ß ,der Frau E- von anderer 
So« Hilfec eümng werden könne. Danach scheint das 
Hiß6? di» SUflg Vor« +m’ d,aß zwar ztIr Verweigerung 
er dC eishin? ■"«nis de? Aerf°w 'erlich sei’ daß es aber’ 
fas? e Kennt Betracht £ ngekI' von seiner Pflicht zur 
StQ^e tr"f/tnis. f a h r lS t  kommt, genügen würde, wenn 

k^ufi nicht „  f  umht erlangt hätte. Diese Auf- 
Le,?: Die strSkh seine,RS.'Täter der Straftat des §330c 
Pf&Sen i , Pa% t des s i-in C1o Hdfe zu Ieisten, bewußt 
fasset iind l'den, der^V3° C ?tGB- kann nilr vorsätzlich 
Wh 3 Es das BewuRtl0rsatz muß die Erkenntnis der 
"isa.^r Sogenügt a p,.^ln> s>e zu verletzen, mit um-

Untersuchung darüber unterlassen, ob der Angekl. nicht 
gegenüber der Frau E. eine fahrlässige Körperverletzung 
begangen hat. Unter II ist bereits ausgeführt worden, 
der Angekl. sei nach dem äußeren Tatbestand i. S. des 
§ 330c StGB, zur Hilfeleistung verpflichtet gewesen. Hat 
der Angekl. die Erfüllung dieser Pflicht aus Fahrlässig
keit unterlassen — er hat fahrlässig verhindert, daß er 
den Umfang der Hilfsbedürftigkeit der Frau E. erfahren 
konnte , so kann er sich der fahrlässigen Körper
verletzung gegenüber der Frau E. schuldig gemacht 
haben. Das wäre dann möglich, wenn sich nachweisen 
leße, daß das fahrlässige Verhalten des Angekl. die 

körperlichen Schmerzen der Frau E. gesteigert hätte oder 
daß sie durch Eingreifen des .Angekl. früher hätten ge
mindert werden können. Hierzu wird sich das LG. zu
nächst unter Zuziehung eines Sachverständigen Aufklärung 
darüber verschaffen müssen, was der Angekl. nach den 
Kegeln der ärztlichen Kunst hätte unternehmen müssen, 
wenn er auf den ersten Anruf zu der Frau E. gekommen 
wäre. In Betracht kommt vor allem, ob er das Kind in 
{■‘." f  ldere iü r die Frau E. minder schmerzhafte Lage 
hatte bringen können oder ob nach den Umständen des 
raues die Verabreichung eines schmerzlindernden Mittels 
g?.. , f n. gewesen wäre. Die Rechtsfrage, ob eine auf 
pflichtwidriger Unterlassung beruhende Steigerung oder 
Aufrechterhaltung der Schmerzen als solche schon eine 
Körperverletzung i S. der §§ 223,230 StGB, sein kann, 
bedarf keiner weiteren Erörterung; der Senat hat das 
bereits in seinem Urt. v. 29. Sept. 1936, 1 D 508/36 an
genommen.

BShSen v. ]8 . März 1941 i  D 752/40.)
<= RGSt. 75, 160.)

[ Z iv ilrech t

V 1

öis d ^ r  So-«u g t alipr0nIU’ sie zu verletzen, mit um- 
"Wn rtPfIicf+,laflflte bed foT  , /Um inneretl Tatbestand 
arzt nidLr A i iZ,Ur Hilfelck+Ste Vorsatz- Für die Erkennt- 
W ^ t  Zu pekl. datnit „tung,wurde es daher genügen, 
¡W s iÜ,r dLprrHche^d p zeHmet hätte, daß der Haus- H;„,/achvPr«sen P ,n sei, und daß er seine Hilfeleistung 

S L Ä ^ e r t  hätte. Das LG. wird

i'T, ort*°ärzt :'Icicht VonT  7U P'omn uaoen. Matte der 
hätte dcr W l.V k derxrr ^ ite  — gewußt, daß 
VorV e/  in der h heu Nacht nicllt zu re ic h e n  

KarhSi QB. Spa,tze damit ^ reitSi ausgefüllrten Weise mit 
i bis'huId|a- *» g_erec.hnet, so wäre er i. S. des

?rdin 
laß

r^ f^ W ie lit5^ 1- aber -U- rreichen sei. Zu dieser Zeit

“Verh ,n
In dieser*Pu-‘i?+ert llätl,ek  Das LG- wird 

ua,' "  Viln11? 11ochm ,/IC l u" g auf Grund der neuen 
Gleicht vT aIs zu prüfen haben. Hätte der

Ä  aC p SilerigeSn pU ^rechen, 
ü^hr '5 d a ß b e i  def.ŝ s êh.,arigen des LG. erhielt der 

her A n J i f  nicht ' f Wei Ŝn Anrufe die bestimmte 
Sh  aber ^  l rreichen sei- dieser Zeit
S  deres?fl Ur^d,er unterwC *’ daß der Krankenwagen 
de? b!(;iiwAuffas?S anden gs war- Ware der Angekl. 
W^rauM'agenaŝ ' 'g  g L e « im' z,w " itcn und dritten An- 
sW tr Hiit' ein tdi f  Uno-efäß11’ d,aß er ers  ̂ n a c h dem 
dißf,Ä e nSSftten könf; ßr gI,eichzeitig mit ihm bei 
Mn..der ^üline i1 eine Wp® Ul|d daß er ihr dieserhalb 

^Ht ^ ngeki s° könntpeSe-nt lcße Erleichterung ver- 
l|?acli^eWes • naej, /rieht angenommen werden,

? ff.^sonpWerWeiterp1'a! u‘?e H iIff  in ,.der ge-S33risrob t erSrin nne w e iw  , , ne Mlüe 111 der ge- 
abgeiehnt Ä ™ «  der die «Hfe 

t ! C ßte S  in Ä  genanrfpt? t at’ hat ,er aber jeden-¡n T u S a n d ln  mat’ hat er aber ,'edcn- 
S l t P'Verdp!,r Anp-iuVidssiger \ y/  -0nnte die Straftat des 

Es A  fa l| \k l: Wegen fT ^ r -6 .begangen werden, 
k \  11 a j j% t  , , feia VorSa+;a^ Iau*slger Begehung bc- 
S f  i - i l S  Ri?mntersUchenniCut tesäfgestellt werden 

t ^ T in ^ t  cbiüng vw: ?n> ob diese Fahrlässigkeit 
jS^ng ?  abgelebt S^gen geäußert hat.

?Si io6« KinH,iU !’ den Angeld, wegen fahr-¿‘.cn a '•nwp" 
-''«hi g s

‘Hit [¡[assen de> \ ßen, Zusammenhanges
r erbracht n 'g^ k  Und dem T °de 

nt‘ Das EG- hat aber eine

Bürgerliches Gesetzbuch
• ~  § 779 BGB- Zum Wesen des Vergleiches
insbesondere zu den Tatbestandsmerkmalen „Streit“ Un
gewißheit“, „Unsicherheit“. ” ’ ”
p Ga? d?r d“rch den Vergleich erledigte Anspruch einer 
Partei, hinsichtlich dessen die vorerwähnten Tatbestands- 

wS I 779 gege.ben waren, objektiv begründet ge- 
v i lst, êbensowenig Voraussetzung der Wirksamkeit

über^ankommt.8’ W1C 68 a“f d'e AnS‘ch( der Parteien hier-
« n i1!-11 b'?/8 ’’"loraüsche“  Ansprüche können unter den 
sonstigen Voraussetzungen des § 779 BGB. Gegenstand 
eines Vergleiches sein (vgl. RG.: JW. 1928, 30362).

In der mündlichen Verhandlung vor dem RevG. haben 
beide Parteivertreter erklärt, daß sie von der Rechts- 
natur des Abkommens als eines Vergleiches ausgehen 
wollten. Diese Eigenschaft kann auch nicht zweifelhaft 
sem, wenn man die Feststellungen des BG. zugrunde 
legt darüber, wie es zu dem Vergleich gekommen ist. 
Ub män diesen Feststellungen entnimmt, daß jede der 
beiden Parteien des Vertragsabschlusses einen von dem 
Standpunkt der anderen verschiedenen Rechtsstandpunkt 
eingenommen habe („Streit“ ), oder daß mindestens eine 
Ungewißheit über das Rechtsverhältnis, das sich zwi- 
sehen den Parteien entwickelt hatte, bestand, wenn auch 
nur eine vermeintliche, und wenn auch nur bei dem 
einen der beiden Vertragspartner (dem Bekl.), oder daß 
man (wenn auch wieder nur von der einen Seite) eine 
Unsicherheit der Verwirklichung des behaupteten An
spruchs (§ 779 Abs. 2 BGB.) angenommen hafte, in jedem 
dieser Fälle lagen die Voraussetzungen eines Vergleichs 
vor, wie sie § 779 BGB. für diesen Rechtsbegriff grund
sätzlich aufstellt. Es muß also von dem Vodiegen& eines 
Vergleiches in diesem Sinne ausgegangen werden.

Wenn nun selbstverständlich auch Vergleiche in dem 
eben erörterten Sinne der Beurteilung zugänglich «inri 
wie sie sich aus §138 Abs. 1 BGB., insbes. unter Be 
rücksichtigung der in RGZ. 150, 1 vom RG. aufgestelltpn 
Grundsätze, ergibt (vgl. auch die Entsch. des erk Sen 
RGZ. 156, 265), so darf doch bei der Anwendung diese/ 
Gesetzesstelle auf Vergleiche die besondere Rechtsliatur 
dieser Art von Vertragen, wie sie sich aus deren oben 
kurz gekennzeichneten begrifflichen Voraussetzung er-



19Q8 Rechtsprechung [Deutsches Recht, W o c h e n ^
abe

gibt, nicht außer acht gelassen werden. Danach ist es 
nicht Voraussetzung des Entgegenkommens (Nachgebens) 
einer Vertragsseite gegenüber dem durch den Vergleich 
begünstigten anderen Teile, daß dem letzteren ein klag
barer und auch zu verwirklichender (was nicht gleich
bedeutend ist) Anspruch auf das, was er durch den Ver
gleich erlangt, oder auf einen gleich hohen Wert, vor 
dem Vergleichsabschlusse zustand; darüber wird ja ge
rade gestritten, das mag ungewiß sein und bleiben; 
dieser Streit oder diese Ungewißheit bilden gerade die 
Voraussetzung für den Begriff des Vergleichs; sie sollen 
d u r c h  i hn  nicht entschieden oder geklärt, sondern be
seitigt werden. Es ist also nicht etwa an dem, als ob ein 
Vergleich schon um deswillen an einem Mangel litte oder 
zu mißbilligen wäre, weil sich später herausstellt, daß 
der einen Partei der von ihr behauptete Rechtsanspruch, 
über den dann der Vergleich geschlossen wurde, gar 
nicht zugestanden habe, weiter etwa, daß sie dies auch 
selbst gar nicht geglaubt habe. Der letztere Umstand 
könnte selbstverständlich nach Maßgabe der besonderen 
Voraussetzungen etwa der §§ 123 oder 826 BGB. von 
Bedeutung sein; für das Vorhandensein eines Vergleichs 
im Rechtssinne, um den es sich hier handelt, ist er ohne 
Belang. Das bewußte B e h a u p t e n  je eines dem Rechts
standpunkt des anderen Teiles entgegengesetzten Rechts
standpunktes genügt, um die Unterlage für einen Ver
gleich zu schaffen (RGRKomm., 9. Aufl., Anm. 1 vor 
§ 779 BGB.). Es genügt aber auch die n u r  a u f e i n e r  
Se i t e  vorhandene subjektive Ungewißheit über ein 
Rechtsverhältnis, mag diese auf tatsächlichem oder auf 
rechtlichem Gebiete liegen. Diese Ungewißheit wird bei 
einer Partei — hier den Vertretern des Bekl. beim Ver
gleichsabschluß — noch nicht dadurch beseitigt, daß sie 
nicht an das Vorhandensein eines k l a g b a r e n  An
spruchs der Gegenpartei geglaubt hat; ein solcher Glaube 
wird dem einen Vergleichspartner in sehr vielen Fällen 
fremd sein; es genügt vielmehr, daß die Partei beim 
Vergleichsabschluß nicht ganz sicher darüber ist, ob und 
wieweit der Anspruch des Gegners nicht vielleicht doch 
begründet sein oder doch von den Gerichten im Falle 
der Durchführung eines Rechtsstreits für begründet an
gesehen werden könnte; denn der Ungewißheit steht 
gesehen werden könnte; denn der Ungewißheit steht die 
Unsicherheit der Rechtsverwirklichung des von der Ge
genseite erhobenen Anspruchs gleich (Abs. 2 des §779). 
Der Begriff dieser Unsicherheit wiederum ist im wei
testen Sinne zu nehmen (RGRKomm. Anm. 2 a. a. O .); 
wie die Ungewißheit i. S. des Abs. 1 daselbst in tat
sächlicher und rechtlicher Beziehung nach den verschie
densten Seiten bestehen kann, so gilt dies auch von der 
Unsicherheit über die Verwirklichung des Anspruchs i. S. 
des Abs. 2. Sie braucht keineswegs nur auf der Seite des
jenigen zu bestehen, der den zweifelhaften und bestritte
nen Anspruch erhebt, sie kann auch auf der Seite des 
in Anspruch Genommenen bestehen, der, obgleich er 
nicht an das Bestehen eines rechtlich durchzusetzenden 
Anspruchs seines Gegners glauben mag, doch mit der 
Möglichkeit rechnet, daß der Gegner den erhobenen An
spruch im Rechtswege werde verwirklichen können. Denn 
Vergleiche können eben auch beim gegenständlichen 
(objektiven) Nichtbestehen eines Rechtsverhältnisses ab
geschlossen werden, wenn der Streit oder die Ungewiß
heit (Unsicherheit) gerade die Frage betrifft, ob ein 
gültiges und klagbares Rechtsgeschäft vorliegt (RGR
Komm. Anm. 3 a zu § 779 S. 598). Im übrigen kommt es 
auf die Ungewißheit oder Unsicherheit i. S. des § 779 
BGB. nicht an, soweit eben ein S t r e i t  im dort bezeich- 
neten Sinne besteht, und das muß nach den Feststellun
gen des BG. mit aller Bestimmtheit angenommen werden.

Schon diese Hinweise auf die aus der Besonderheit 
des Vergleichsbegriffs nach § 779 BGB. sich ergebenden 
rechtlichen Gesichtspunkte zeigen, daß der Vorderrichter 
bei der Anwendung des § 138 Abs. 1 BGB. auf den hier 
streitigen Vergleich den Sachverhalt nicht nach den 
rechtlich vor allem in Betracht kommenden Gesichts
punkten hin gewürdigt hat. Denn er hat das Wesen des 
Vergleichs völlig außer acht gelassen, das darin be
steht, daß der Streit als solcher unentschieden, die Un
gewißheit oder Unsicherheit unaufgeklärt und ungelöst 
bleibt; sie alle werden vielmehr im Wege beiderseitigen

selbst'
Nachgebens „beseitigt“ . Dies „Nachgeben kan 
verständlich gerade in der Aufgabe der v .. . g gelte _ 
Vergleichspartner (Bekl.) bestrittenen Ansp uch We 
des anderen Vergleichspartners (Kl.) l>eßei?-’ ge AidoLe 
sie (objektiv) gar nicht bestanden haben. L p jeS al 
ihrerseits erfolgt nicht ohne Gegenleistu g- 
entspricht dem Wesen des Vergleichs. nuiilde’, w

Dazu treten aber weitere rechtliche Geŝ V s,y ergle‘cL 
sich bei der Anwendung des § 138 B^B- a “ °r a 
notwendig ergeben, und die der BR. eben
gelassen hat.

Es entspricht der ständigen RechtsPr
an1

echunSL $
Anm- W ;

Rcchtslehre (vgl. unter anderem RGRKon ‘ ■ eben , 
§ 779; S t a u d i n g e r ,  9. Aufl., Anm. A ^ htsverham,h

1928, 30362), daß unter AosPjS
779 BGB. auch bloß >.sltt‘t  ”  AnsPn'chrkei*

K la r e r

RG.: JW.
i. S. des § 779 BGB. auch bloß »sul,A"”  Ansprl 
(„lediglich moralische Forderungen“ ), ,al
verstehen sind, denen von vornherein s0lchen ,\r 
mangelt, weil sie ihre Grundlage nicht ^jjigbar® v#  
gängen haben, aus denen rechtlich 0 ^ ° . „  (leS 
spriiehe fließen können, sondern ledighc Sidpprei- 
Treu und Glauben, der Billigkeit, der «  u. dgj' „adi 
Anstandes, des gesunden Volksemptm geram ger 
lieh darf dabei nicht übersehen werden, cu aillL.il Aldi I AidUt-I 11K.111. UUUÖCUCU vv £yLl* Jng g
heutiger geläuterter R e c h t s a n s c h a u u n j .  am ¡jts'
Rücksicht auf Treu und Glauben, gm®, uCh 
sunde Volksempfinden, auf Billigte ^ier n aliCti 
ansprüche entstehen können. Davon B[jabe sl . e AaJ 
abgesehen und angenommen werden, mora*lSiälW**. 
seitens des Kl. nur um nicht klagba ngChts',cr\ 
spriiehe“  gehandelt. Bildet ein solches „  VQll voj ggji0' 
den Gegenstand des Vergleichs, so is akotpff ja''0', 
klar, daß es nicht entscheidend dara meteilig',,, g-baf„, 
ob die beim Abschluß des Vergleich k ,ageda®
überzeugt waren oder nicht, daß gesaim 
Schadensersatzansprüche zustanden; , die K AflSii! 
kengang des BG., der ausschließlich UI1d die ¡f 
k e i t der vom Kl. erhobenen Anspr j ( j agba A r t  ^N, 
der Vergleichschließenden über di .^ähntejVi gtf* 
gestellt ist, wird in einem Falle der « g  
Sachverhalt in rechtlicher Hinsicht „ 779 
Unsicherheit und Ungewißheit i. . g Aiispr Stel 
ten sich auch auf lediglich „moral afl „m S
ziehen. Wohl hat der Vorderrichter
seiner 
in
an diesen

des §

wohl nat uer v o r u o gJi 
Ausführungen diesen Gesict 1 W e i s e - “lCt

Stellen dem
„ein Entgegenkommen aus 
keinen echten Vergleich darstelle. g esagte 
Auffassung ist, ergibt sich aus d ^  ob ’ö e f fp K  
sich mit der Frage belassen |  ^  BGB\c[, vV*'̂ .

tai0

wo hatVti]^
Frag?£

Ansprüche“  des KI. i. S. des S / .  
des Vergleiches gewesen sind. 
derrichter gelegentlich mit dieser ^
bei aller Mangelhaftigkeit der , r  . jsi
doch so viel klar, daß er kein KJ 
daß „moralische Ansprüche “ '‘ceibstve!'b. e be%( Ni 
lungen m it  in Betracht kamen- s% sprUcK.« & . 
hierfür ohne Belang, ob solc ¿¡erfüll . 
waren; es war auch ’une rh e b lich ^  ^

i c de; a 

erm®1 „ad fl es
selbst’seine Ansprüche 
vielleicht ausschließlich, als R vorgebr .leich5.' g 1 a
bloß als Billigkeitsforderungen ^ Ve g  ke> <  d
würde genügen, wenn etwa nu möge a% r d ^ t i f $ )  
des Bekl. sich gesagt hatten, ,oCh der gerec ^ es 
b a r e r  Anspruch gegeben seii , ^ sittücl1 h d e ^ r  
Kl. zum Teile wenigstens d t feil

erhobenen Anspruchs auf . tehen- 
gewißheit oder Unsicherhti prage ,er „aj (,{ &
der Vorderrichter zwar zu gogena'1’1 i,befŝ  
nach s e i n e r  Meinung — iiabe; e.r )ie nlC' 
Anspruch“  des Kl. bestanden hVerg.|elcli ejfl s 
aber, daß es darauf bei ememBeseitiguF,|er efcnS Id'
men kann, der gerade z u r „  teiel, ' cllg< 

schlossen wird und bei dem, w

hl*

J
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lii^Wesen ¡k ,u y?. üb die Ansprüche wirklich begrün- 
fcnentscheidp„ i' FVr dle hier erörterte Frage war ledig- 
denn?*and < w j , 013, etn »moralischer Anspruch“  G e- 
^  „1S*- Dies i«tV?rgleichs L S' des § 779 BGB- gewor- lsl aber nach den Ausführungen des BG. 

im»,„WonacF der Vergleich höchstens ein 
men aus Billigkeitsgründen“  dargestellt

£ElltgeppSt,el’enhat, * S'nkon,,-
(Rq

V»-ZivS’en-> U. V. 28. März 1941; V II 222/39.)

W-G-
?H & A n L 8d ! BQB-: A r t .131 WeimVerf. 
‘'« a c h T S la lts S P i1 inJfRa!,men des § 839 Abs. 3 BGB. 
1*1 das ?en Umsfänj des Verletzten zu stellen sind, kann 
E'nsi^A^B der hl-de,n versehieden sein. Dabei wird auch 
kei(. d¡1 i.nd Qespfcsii eni Geschädigten vorauszusetzenden 
°̂ er v'e Reclnsî  " atj sgevvandtheH sowie auf die Möglich- 
i l '. ReelitSr f fe du.r f:f1 Einziehung von Erkundigungen 
S Ä t e s  Versen Hdren> Rücksicht zu nehmen sein.
H  zuadl.6iingsanoS„  u ,den reicht aus, um den Verlust des 
. Spruches gemäß § 839 Abs. 3 BGB. nach

„5> die
» v°n

efnUndG ;LUeni, me sich aus Gewerbe- 
d e r D i e  sr.„Werbeertragsteuem zusammensetzen,, 

sinll?(1betrQewerbestpnrVeranl?gung erfoIgt in' der Weise, 
-..'d, festst f-HUerailssc lub den staatlichen Steuer- 
' erhehp11 §ewis-<n! U£ d daß die Gemeinden berechtigt 

en- In d ^ e? Hundertsatz als Zuschlag darauf 
Geirieinrio0rlegenden Rechtsstreit spielen nur
Jahre ioaolc- £e eine Rolle, welche die *"32 bis u m  -7,1 r .....

lr die
Kl.

i 0rdennel!>

atire lono u- g uone, weicne aie
erhöhe» l , 1935 zur Gewerbeertragsteuer 

an sich v„ + la|: Diese Zuschläge sind zwar 
iihp 'bi le Kl. m^ t/ ef.fenden Hundertsatze berechnet 
l j r denUr8,ermeister '5 ide-r BekI' aber zum Vorwurfe, 

insow^^lichen c?h m voIli£ rechtswidriger Weise 
V 'l ist u k ^ I cuergrundbetrag hinweggesetzt 

fr>lag; G33 . “ "Z e itig , daß die Kl. in den Jahren 
Setiriest9lt V°n der n „u 1 Reichsmark Steuergrundbetrag 
’ Je GIeSehr rnb,ee,rtrags‘euer also überhaupt

J 1 ̂ fordern,1W01 bat der Bürgermeister fol- 
Mai 1933 ngen an die Kl- gerichtet.

*? Ste

^  18.
> r i 19

- * ■
an °J

j l5o
\ T * -  Qe

0eertvr / euer aSsteuer

Jah’j 1̂

^Igendp^cl1' ^ 611 Gemeinde fü 
5°% Gp erfaÄa tu  Steuern- im Rückstände: 

^eWerbe^P'lalsteuer 
bie ertragsteuer

Ja:

59,90 'M l  
166,10 SM 
226,— SM 
339,— SM

ist bei rl
" " ' ie^Steue'^6”  Gemeinde für das

-apitalsteuer

!n- I93e4‘ndezuschlag

89,85 ¡UM 
249,15 SM

i p > Ä  bitte 339 “  * *
«rt biicnlnten Betr-in p mj?ebend zu überweisen.“

1934er1’ llat die K?’ 1 u derl Hauptteil der Klage- 
lüLver!eiler »1 u9d 1935 K*- .alsbald überwiesen. Auch für

'8’5!»?,hl!' *  Ä  Ä L S J Ä -o ~ « t-§  als dem « c " J- me" r an uew
V'Tw die raJ> entspracb1 ?Tietlergrundbetrag, zu dem 

nung be-r , ^rzah mrer nerecnnung be-
> ch tJaj ! res I 937g auf. 876,93 SM. Die KL hat 

hdieseu, Belci 2UpUnacI}st im Dienstaufsichts-
0|RS n Klagegen, jedoch ‘̂ Rückerstattung der Zuviel- 

kQ- Hg- b e h o b e n  ° hne Erfolß-, Sie hat darauf-... ce„,.r-.“ uoen —  Erfolg. Sie hat darauf- 
>.. tat'gte ¿g ^

Klageabweisung durch das
k K  > ' bestä

ÖiNräfh'l'ero'* ,deS

tie . rUchf» n bmdet
dritteneVDSio,nssumn

' ^ ä SPfUch Statt'hamgkerjlitJ  39 Abs. I Nr. 2 Pr- 
” grUnduCschränkt s deJ Rev- auf den Amts- 

l3gen gestüt7f°Wa j  die Klage auf son- 
Wlrd, scheiden diese für

„Recht, -swegs 
.des BG. ist in dem rechts- 

14. März 1939 be-
¡ir! e Ä a Revision6!  auch das’ RevG*.
'Vö-) n.,l,afti,„.dr;tten RechnSUmme Ist nicht erreicht.

Art. 131 « «  nur der Klagegrund 
n ,»erden n  "1!nVer - Verb. m. 8 839 
GVO. Darjn nach § 547 Nr. 2 ZPO.

die Nachprüfung aus (RGZ. 130, 401 [4041; 140, 415 
[418] und oft.)

Das BG. führt aus, daß sich der zuständige Gemeinde
beamte, indem er von der KI. nicht geschuldete Steuer
betrage trotz entgegenstehender Grundbetragsfestsetzun
gen einzog, einer schuldhaften Amtspflichtverletzung 
schuldig machte. Darin ist zugleich die Feststellung ent- 
ha ten, daß die jeweils maßgeblichen staatlichen Ver
anlagungen der Kl. bei der bekl. Gemeinde Vorlagen, als 
sie die Zahlungsaufforderungen an die Kl. erließ. Gleich
wohl halt das BG. eine vorsätzliche Rechtswidrigkeit nicht 
für erwiesen, sondern nimmt nur Fahrlässigkeit des Be
amten an. Demgegenüber macht die Rev. geltend, daß 
ein vorsätzlich rechtswidriges Handeln des Beamten hätte 
angenommen werden müssen, zumal die bekl. Gemeinde 
111 ihrem Berichte an den Landrat v. 13. Dez. 1937 selbst 
erklärt habe, die Beträge seien „nach der Veranlagung“  
bezahlt worden. Die Rev. greift damit unzulässigerweise 
die Beweiswürdigung des BG. an. Schon deshalb kann 
sie mit ihren Ausführungen nicht gehört werden. Davon 
abgesehen bleibt es auch ohne Belang, ob die Amts- 
Pflichtverletzung- des Beamten der Bekl. eine vorsätzliche 
oder nur eine fahrlässige gewesen ist. Denn einerseits 
wurde davon die vom BG. ohne Rechtsirrtum für ge- 
geben gehaltene Haftungsgrundlage des Art. 131 Weim
Verf. und § 839 Abs. 1 BGB. nur berührt, wenn eine 
anderweitige Ersatzmöglichkeit in Betracht käme, was 
aber unbestritten nicht der Fall ist. Unbeeinflußt da
durch bleibt andererseits aber auch die Anwendung der 
Vorschrift des § 839 Abs. 3 BGB., welche das BG zur 
Abweisung der Klage geführt hat. Allerdings ist in der 
Rechtsprechung zu § 254 BGB. grundsätzlich anerkannt, 
uaß der vorsätzlich handelnde Schädiger sich zur Abwen
dung der Verringerung seiner Haftung nicht darauf be
rufen kann, der Verletzte habe an der Entstehung des 
Schadens seinerseits fahrlässig mitgewirkt. Dieser Grund
satz wird aber durch die ausdrückliche Bestimmung in 
§ 839 Abs. 3 BGB. durchbrochen. Hiernach tr itt die Er
satzpflicht bei jeder A rt von Amtspflichtverletzungen, 
mögen diese auch selbst vorsätzliche sein, nicht ein, 
wenn der Verletzte vorsätzlich oder auch nur fahrlässig 
untei lassen hat, den Schaden durch den Gebrauch eines 
Rechtsmittels abzuwenden. Eine Abwägung des beider
seitigen Verschuldens, wie sie sonst nach § 254 BGB. 
geschehen konnte, wird durch die vorgenannte Bestim
mung demnach ausgeschlossen. Diese bringt zugleich 
zum Ausdruck, daß behördliche Verfügungen, gegen die 
ein Rechtsbehelf gegeben ist, nicht einfach im Vertrauen 
auf die Zuverlässigkeit der Behörden ungeprüft hinge
nommen werden dürfen, sondern daß es Sache der Be
troffenen ist, ihre Interessen durch die dafür bestimm
ten Rechtsbehelfe selbst wahrzunehmen, wenn auch nur 
begründete Zweifel gegen die Richtigkeit der behörd
lichen Anordnungen bestehen. Unstreitig hat die Kl. aber 
wahrend der gesamten hier in Betracht kommenden Zeit 
keine steuerlichen Rechtsbehelfe gegen ihre Heranziehung 
zur Gewerbeertragsteuer eingelegt. M it Rücksicht hierauf 
sieht das BG. die in § 839 Abs. 3 BGB. aufgestellten Vor
aussetzungen für den Wegfall der Ersatzpflicht der Bekl. 
als erfüllt an.

Welche Anforderungen im Rahmen des § 839 Abs. 3 
BGB. an die Sorgfaltspflicht des Verletzten zu stellen 
sind, kann je nach den Umständen verschieden sein. Da- 
bei wird — namentlich wenn nicht ohne weiteres klar 
Ist; ob die schädigende behördliche Maßnahme unrecht
mäßig ist und auf welchem Wege gegen sie vorgegangen 
werden könnte — auch auf das Maß der bei dem Ge
schädigten vorauszusetzenden Einsicht und Geschäfts
gewandtheit sowie auf die Möglichkeit, die Rechtslage 
durch Einziehung von Erkundigungen oder von Rechtsrat 
zu klären, Rücksicht zu nehmen sein. Die KI. betreibt ein 
Fabrikunternehmen. Bei einem solchen muß in der Re
gel vorausgesetzt werden, daß entweder die Betriebs
leitung selbst oder deren Angestellte mit der Behand
lung steuerlicher Fragen vertraut sind. Das erst recht 
wenn es sich, wie hier, um Steuerangelegenheiten han  ̂
delt, die an sich einfach sind und ih jedem größeren Ge
werbebetriebe Jahr für Jahr wiederkehren M it Recht 
geht daher das BG. davon aus, daß die Heranziehung 
zur Gewerbeertragsteuer der KI. auffällig sein mußte
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Die Veranlagung erfolgt nach § 16 Abs. 1 GewStVO. je
weils für das laufende Wirtschaftsjahr, also den Zeitraum 
vom 1. April des laufenden bis zum 31. März des folgen
den Kalenderjahres. Sie richtet sich nach Abs. 2 dieser 
Vorschrift aber regelmäßig nach dem Ertrage des vor
aufgegangenen Kalenderjahrs. Würde die Kl. also ent
sprechend ihrer Steuererklärung im Wirtschaftsjahr 1932 
von der Gewerbeertragsteuer freigestellt, so muß ihr 
Betrieb schon im Kalenderjahr 1931 ertraglos gewesen 
sein, und gleiches g ilt für das Kalenderjahr 1932, wenn 
die Kl., wie unstreitig ist, für das Wirtschaftsjahr 1933 
von dieser Steuer freigestellt wurde, während der Betrieb 
der Kl. von Anfang 1933 an nicht mehr ertragslos geblie
ben sein kann, weil sie für die Wirtschaftsjahre 1934 und 
1935 dann wieder zur Gewerbeertragsteuer veranlagt 
wurde. Die Kl. entschuldigt sich damit, der Gewerbe
steuerausschuß habe es unter Verstoß gegen § 30 Gew
StVO. unterlassen, sie von dem staatlich veranlagten 
Steuergrundbetrage, der in einem Nichts bestand, in 
Kenntnis zu setzen; sie sei aber in dem Jahr 1931 zur 
Zahlung von Gewerbeertragsteuern veranlagt und daher 
nach § 53 Abs. 1 a. a. O. bis zum Empfange eines neuen 
Veranlagungsbescheids zu Vorauszahlungen verpflichtet 
gewesen, deshalb habe sie die angeforderten Beträge 
als Vorauszahlung ansehen und darauf vertrauen dürfen, 
daß diese nach der endgültigen neuen Veranlagung ge
mäß § 47 a Abs. 2 GewStVO. i. d. Fass, der VO. vom 
8. Mai 1929 (GS. 47) ohnehin zurückerstattet würden. Das 
alles ließe sich vielleicht hören, wenn die Kl. sich darauf 
hätte verlassen können, daß es eben nur Vorauszahlun
gen waren, welche die Bekl. von ihr anforderte. Selbst 
die Rev. geht aber davon aus, daß die Bekl. nicht be
absichtigt hat, die Beträge als Vorauszahlungen zu er
heben. jedenfalls stellt das BG. fest, daß andererseits 
auch die Kl. keinen genügenden Anhalt dafür hatte,_ es 
werde nur eine vorläufige Zahlung von ihr verlangt. Diese 
Feststellung ist rechtlich einwandfrei. Sie beruht auf dem 
Inhalt der Zahlungsaufforderung, die nichts von Voraus
zahlungen sagen, während die letzte Zahlungsaufforde
rung v. 5. Jan. 1934 sogar ausdrücklich von rückstän
digen Gewerbesteuern spricht. Dabei mag noch darauf 
hingewiesen werden, daß die erste Zahlungsaufforderung 
v. 18. Mai 1933 erst nach dem Ablaufe des Wirtschafts
jahres 1932 erfolgt ist, also zu einem Zeiträume, in 
welchem regelmäßig nur noch mit endgültigen Steuer
anforderungen zu rechnen war. Wollte man hiernach 
aber auch nur annehmen, daß für die Kl. ernstliche Zwei
fel an der Rechtsnatur der von ihr angeforderten Beträge 
bestehen mußten, so wäre es für sie ein Leichtes ge
wesen, dies durch Rückfrage bei dem Bürgermeister der 
Bekl. zu klären. Sie hätte dann Gewißheit darüber be
kommen, daß es sich um endgültige Steueranforderungen 
handelte und hätte daraufhin nach § 48 GewStVO. auf 
dem Wege des Einspruchs gemäß § 69 KommAbgG. da
gegen Vorgehen können und müssen, wenn ihre Rechte 
nicht verfallen sollten. Auch die Rev. ist der Ansicht, 
daß der Einspruch das an sich für die Kl. in Betracht 
kommende Rechtsmittel gewesen wäre. Sie vertritt aber 
die Auffassung, daß für die Kl. damit nichts zu erreichen 
gewesen sei, weil der Einspruch nur gegen die der Ge
meinde zustehenden Zuschläge habe gerichtet werden kön
nen; diese Zuschläge seien aber in beiden Zahlungs
anforderungen nach dem zutreffenden Hundertsatze be

rechnet gewesen. Die Ansicht der Rev. geht jedoch fehl. 
Allerdings ist dem Steuerpflichtigen gegen den staatlichen 
Veranlagungsbescheid in § 33 GewStVO. ein besonderes, 
ebenfalls als Einspruch bezeichnetes Rechtsmittel gegeben. 
Um dieses Rechtsmittel, welches nur gegen den Steuer
grundbetrag gerichtet werden kann, handelt es sich hier 
natürlich nicht. Der davon zu unterscheidende Einspruch 
nach § 69 KommAbgG. (§ 48 GewStVO.), der hier allein 
in Frage steht, kann den Steuergrundbetrag allerdings 
nicht mehr in Frage ziehen. Es ist aber ein Irrtum der 
Rev., daß mit diesem Einspruch ausschließlich die An
wendung eines unrichtigen Hundertsatzes gerügt werden 
könne. Der Einspruch kann sich vielmehr gegen jegliche 
Art einer unzutreffenden Berechnung des Zuschlags auf 
der freilich feststehenden Grundlage der staatlichen Ver
anlagung richten. Es ist ganz-selbstverständlich, daß mit 
ihm aucli das Nichtvorhandensein einer staatlichen Ver

anlagung überhaupt oder die
--------- a des
Außerachg®[  Die

Steuergrundbetrags hätte gerügt werden 1 , 0ejneii dff 
Kl. mußte aber, wie bereits erwähnt, SeT sie s 
artigen Fehler vermuten. Auch hierüber . ¡jeim. z 
leicht Gewißheit verschaffen können, V f1*1,,.. VeraP^E»^ 
werbesteuerausschuß nach dem Stande nir RöCude0 
für die in Betracht kommenden beiden J o nach j  
gehalten oder sich beim Bürgermeister der erWn°:} 
Grundlagen für die ZahIungsaufforde™n£heil gfL(S 
hätte, Wozu der Kl. um so leichter Geleg And ne(j 
war, als der Schwiegersohn ihres Inhabers , ,ej j ete- 
Schöffen bei der Gemeindeverwaltung wje die * 
Schwiegersohn brauchte damit keineswe,, > enjieit 
meint, ein Bruch seiner Amtsverschw e ihrem i p  
mutet zu werden. Die Kl. ist aber au^ gen s°„hlun' 
nen Standpunkte aus nicht mit der notv vorausZt  cüe 
vorgegangen. Wenn sie die Zahlungen a verdefl, 
gen ausah, so mußte sie doch stutzig der sp3 spii- 
dann zu erwartende Verrechnung ltn La weniger tiäd1 
Zeit unterblieb. Sie hätte also folgerichtig j^era® afld1 
terhin die an keine Frist geknüpfte ta„d, d „¡nfacJ 
§ 56 GewStVO. erheben müssen. Der y  \y ltlaen 
dies unterblieben ist, zeigt, daß sie öl ßö-a
den Lauf gelassen hat. M it Recht nirnrn ¡¡.¡¡ung ß-
........  ......................rechtlicherye lfl

IIU“" Ul''
können; ^ .

dies unterblieben ist, zeigt, daß sie de ßö-a ’„¡cid 
den Lauf gelassen hat. M it Recht nimm neZjetHlll?rl AP” 
die Kl., wenn sie die Lage in rechtlich hätte 1 ^ei» 
hinreichend übersehen konnte, Re c l l t die,, „-forif 
spruch nehmen müssen. Damit wer rscW
größeren Gewerbebetrieb zu stellenden j aS V mcW 
rungen nicht überspannt. Es mag senU. , gn Am L  aj' 
den der Kl. angesichts des ungeW°  „ erade sCl " ‘c -_____ ut schw reich
Verstoßes der Gegenseite nicht als tF ^ sChulderlVe# 1 
Zusehen ist. Aber auch ein le ich tes^^nspruch, oe\Rev-
aus, um den Verlust des Entschädigung^.g von 
§ 839 Abs. 3 BGB. nach sich zu ziehen- " ermöge‘
vorgebrachten BilligkeitsgesichtspunK rjj.J
nichts zu ändern. ,jj l/4w 1

(RG., III. ZivSen., U. v.*25. April 1941, der
,eiflf  helft*

_____ __  ss ... ............ BOB.
sich von seiner Frau trennt, kann un e r he\iĉ e„„¡nei 
Eigentum seine Möbel, mit der d* würdf sßef a;£l-

7. KG 985, 1361, 1389

Eigentum seine mooei, um g vvu»uj  abei
möbliert ist, nicht herausverlangen- Au[wanus’ uch 
pflichtung zur Tragung des ehelichen den1, 
dem Wesen der Ehe widersprechen,- le„  ha . jclag*
mögensrechtliche Ansprüche zurückzu11. nt leb ’fS V

Der K l,  der ,o „  seiner 
auf Herausgabe des ihm ,g (j8o ffilag
dem Gesichtspunkte des Eigentun f» e llf,%icl’e mII; 
kann er jedoch nicht durchdringen, .jjenre
frau mit Recht Einwendungen aus „„enruch f  0 ^ erSßfi£(' 
sichtspunkten seinem Herausgabe ‘^¡¡clic , defAps-1 

Zwischen den Parteien tfS 1--
der Verwaltung und Nutznießung-tragen ^-  ’ (§
mann den ehelichen Aufwand zu 11 einer.li/0liiiU11° 
BGB.), wozu auch die Möblierung WO fl ^  
Verhältnissen der Parteien ang .gse der ße «i 
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trenntleben der Parteien nichts aa ^
110), sofern sich nicht elwa ^  y e rp f l^  anf

zur d f <()$■■von 400 9tM monatlich für s’5, gmannes ^yrch
An der Verpflichtung des EI a«ch “  j ; r \

ehelichen Aufwandes ändert mQZ- b ’sei0e,f,J....... i, ..,........ nichts an ’  zfl
mf

gen des ehelichen Aufwandes i1,11 i erhalt ^ iße iV jaO ji, 
zu § 1389), etwas ändert. ^^„H flich te h .®  be ider L i
aber seiner Ehefrau immer v p0bersi,ĉ t „¡cJi* f Sf̂ e
^ ä i «  V Ä T g g i
Anm. 2 c zu §1361 BOB.). D «
vielmehr hält sich der Kl- tro g  Adie we> ^  g r A
dungsklage von der Bekl. fern» ltsanspr §
Wohnung innehat. D cl ,V (mVpreCl,C!ichi 
wird auch für diesen g /do rt JV
Satz 1 BGB. geregelt, obwohl ^  a.M- iso ^  
initgenannt ist ßCiB- .'^usg30
A. 4 d zu § 1360 BGB.) §,1p3r61ei„ en ^  
lieh anwendbar. Er gibt aber
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eT Qer pr
d i „ nt ist fPruaV1“ kk* dem Manne, wie allgemein an- 
DfiSer, A ^K K om m . Anm.6 zu 8 1361 BGB.; S t a u - 

Qruch » h ,,2“  §1361; P l a n c k ,  A. 16 zu §1361; 
M S er HerauJ.?K4; °L O . 30, 40 u. 40, 68). Ob etwa ein 
¡stöhnten ('s im Wgge der vorläufigen
¡ww’e ^ in k  I f 1 aucb dem Manne zuzubilligen
&  bleiben k ÖW. 1922, 472) will, kann hier dahin- 
sch>  nicht ’ i?- em Scheidungsprozeß zwischen den 
Zu ? en zu w ” !anLr|S ist. Ebenso braucht nicht ent- 
verfr.Mrte'ien ist den’ ob die Rechtslage dann anders 
liehe \tVnS> die )uwentl der Ehemann wegen einer Ehe- 

Sclvf °hnUng- vpiu ZUr Scheidung berechtigt, die ehe- 
K C °«  aus l ^ erIassen hat (§ 1353 Abs. 2 BOB.). 
Bofder Äbwetc,, Vorgenanntcn Grunde muß also die 
Alnilj'JCrsagt hierU”ig verfalIen- Der Anspruch aus § 985 
durch i  wie allo o er, nocl1 aus eineni anderen Grunde, 
hoffen . Qrun(rc„+ echtsbeziehungen des Schuldrechts 
EherA -^herrsch , ? V01.1 Treu und Glauben beherrscht 
j1oben' JeJzt auCi, das sittliche Wesen der Ehe, das das‘Obe,. «  auch snuicne wesen aer ttie , das das 
Bezieh,,^ (vgl. g,,aPsdrücklich zum Rechtsbegriff er- 
w’e clieU”Bcn der tu?7 , 5 0 > 54, 55 EheG.), alle Rechts- 
B.e0iäß ui fmön-on egatten> ur>d zwar die persönlichen 
^ Ä 0nnen fuch J ecIi t I i c h e n  (RQZ.87,62). Dem- 
Sacht r ’egatten Vermpgensrechtlichc Ansprüche von
r„ esen ^ erden, ge2en den anderen nicht geltend ge- 
o7ß\ :  Qer i? i ’ w e n n  ___ t.Sie * »  B S Ä  » ich 'd ?m
M S ?  iS : m

die HaPben> Von 
S n  l bl lerunEr Pe_rausgabe

a. u Kann culen wuraen ik u .: iw - i y ^ t ,
iiespZu Zu hahpnh der Ehemann, der sich, ohne ein 
>ohi; die Hei. , " ’ v?n seiner Ehefrau trennt, nicht 
dannrUng de/ph8 ra^e seiner Möbel verlangen, die 
es en Ware er in J1C l ?n Wohnung erforderlich sind;J»enes Pli ware er .■„'T''"?" wonnung erioraerncn 

?ten- rv.ew’clrigc„ v  d?r Eage, unter Berufung auf 
er niph?ra.uf, oh „ erhalten das eheliche Heim zu°4er \ üara, f ge!krtvf t ** oh pr • ---- V ViLW *■“ *'***■»*'- “ Ulli jlu /„c i-

' kann Po r,.^}ne Absicht zurückzukehren hat
a ä -

sein 
zu zer-

- -  “ *vdlu.lll ¿Ul UUV/.UIVEU1CJ1 llcll
unter diesen Umständen nicht an-hin

-hü
¡hftl'.' Ojp *.‘‘“ Cris, p .. —-«• «*•»«. «vv-uu un. uviauogciuc
’ini1 chen iv}°hel ühPriTare vorlicgend nur dann anders, 
&  S * . . ”  Möblierung der

Rec.ht die Herausgabe

v e-  0
^ r?e § 22fi^eren BRaV.lt:nen1 vviirden, sondern z.B. in 

- % \v;BPB. vorhin ahgestellt wären. Denn dann 
ûcKf. w!rd diA C., egen. Das ist aber nicht der Fall'UW Mu. A u  S c h u f  '  a 3  1ÖL tluCi uer rau .

’’at per beS(. i erdings ?fzirnmereinrichtung von der Bekl. 
B0ßs auch Sen und «fe* s,c se!bst früher ein Schlaf- 
^  ‘ '  °ffensirli+eneu 111 die Ehe eingebracht. SiciW 21alCntlich ° ___  cdelen vT' Veri, °ifensiVh+e , 111 aie tt ie  emgebraclit. Sic 

DaßhJ ‘clll_1unte.r Verstoß gegen §1395 
QB.t - eauspruch a5 ab?r 111 der Absicht geschah, 

^Ute^PrUch üU 'cht d -n - ^  KI’ unmöglich zu machen 
geme-ein SChiSta%egehr>netan' w ürde also dem Heraus- 

( lt> u i  beIaf?im«nerb H We-rden> so hätte die Bekl. 
WQ'> 13 utzte Wa’r da.s übrigens auch früher das 

‘ ^ lvSeni > n>cht mehr zur Verfügung.
rt- v. 4. Nov. 1940, 13 U 3922/40.)

3^ § 2 ^ is b iId u n S s re c h t
i^sb ^yO .’v^reisbiH^rundstVerkBek. v. 26. Jan. 1937 
a l C ° / d 6 i^ N o v .  (RQBL I, 927);

Die Genelimi- 
ir beanstande-

bina'"'der ¡^n den für angemessen er- 
er > ,u t . f r nder K a u Ä *  zu erse<«n, daß ein die 
e .vK ie ,,/ *Vaufvertrag mit diesem Preise zu-

5 :• •

Uebst^i'dungsbehÄ ^Is °enehmigungs- und 
Vert°°ö?i/daß an . ,A u f la L ;„ „orde. einen Grundstücks- 

sS,d/ e Steiu ¥  »m‘t. der Maßgabe ge- 
?euc: die?*cher vo i^snnnrf'reinbarten Preises von
l Q ? C , le V o ^1 Preise fn 000^  t rete, und hat den § Aß Jfveri rjegUng  ̂ für verbindlich erklärt. Das 
H ^.Q f^rn  I^ e s  der ßc^„b-ei?tsPrechenden förmlicher

^ ! i ^ e bvil¥ ^ S eeBB Verlangt Dasistvo”
^ % g Sa? ä l nu'r dib1^ - - 1# 7 bietet für die Ge 
iJtt > r gAach!eI  der Genehm'1 Entscheidungsmöglich- 
S i l le C r f 1 oder f e lg.Vng- Erteilung der Ge-

S v°u einer o f 1Ui-ng-der Oenehmigung
der Erfrm des Veiänfi6bmigung niit Aullage 

1 Ung dp-,außerungsgeschäfts unab- 
g der Auflage sofort ein, es sei

denn, daß die Auflage in W irklichkeit die Bedeutung 
einer Bedingung hat. in diesem Falle liegt, wenn von der 
Unzulässigkeit bedingter Genehmigungen ausgegangen 
wird, überhaupt keine wirksame Genehmigung vor, an
dernfalls eine in ihrer Wirkung von dem Eintritt der Be- 
dingung abhängige Genehmigung (§ 158 BGB., Senat: 
HRR. 1937 Nr. 831 und 1940 Nr. 1077).

Gegenstand der Genehmigung kann nur der Vertrag 
mit dem  ih m  von  den  B e t e i l i g t e n  g e g e b e n e n  
I n h a l t  sein. Das g ilt jedenfalls für solche inhaltlichen 
Bestandteile, die begrifflich zum Wesen des Kaufver
trages gehören, also für die Person der Vertragsparteien, 
für den Gegenstand des Kaufes und für den vereinbarten 
Kaufpreis. Nur wenn die Genehmigungsbehörde in die
sen Punkten keine Bedenken hat, ist für eine Genehmi
gung deä’ ihr zur Entsch. unterbreiteten Veräußerungs
geschäfts mit Auflage Raum. Die Auflage kann dann nur 
außerhalb dieser inhaltlichen Wesensbestandteile liegende 
Leistungen zum Gegenstand haben. Eine Genehmigungs
erteilung, die mit einem in die Form einer Auflage 
gekleideten Verlangen der Genehmigungsbehörde ver
bunden ist, den vorgelegten Antrag in einem begriffs
wesentlichen Punkte inhaltlich zu ändern, enthält, wört
lich aufgefaßt, insoweit einen Widerspruch in sich selbst, 
als die Genehmigungserklärung den Willen der Geneh
migungsbehörde ergibt, daß nicht der v o r g e l e g t e  
Vertrag die Zustimmung der Behörde finde, sondern 
daß sie einem noch nicht vorhandenen, zu dem von der 
Behörde für angemessen gehaltenen Preise erst noch 
abzuschließenden Vertrage zustimme. Ein solcher Aus
spruch enthält also seinem Sinne nach eine Versagung 
der Genehmigung des vorgelegten Vertrages und die 
vorherige Einwilligung zum Abschluß eines neuen, den 
Kaufpreis entsprechend der Auflage der Behörde fest
setzenden Vertrages (RdErl. des Ministers für Ernährung 
und Landwirtschaft v. 7. Febr. 1938, VIII 14207, abgedr. 
bei H o p p ,  Verkehr mit land- und forstwirtschaftlichen 
Grundstücken, 3. Aufl., S. 166, RG.: RdRN. 1936, 817; 
H o p p  a. a. O. Anm. V I ,  Abs. 2 zu §2 GrdstVerkBek.).

Der Vertrag ist also mit dem v e r e i n b a r t e n  Preise 
vom Gesichtspunkte der GrdstVerkBek. aus unwirksam.

Da jedoch der Regierungspräsident hier nicht nur als 
Genehmigungsbehörde, sondern auch als Preisüberwa
chungsstelle entschieden hat, ist die Bedeutung seiner 
Entsch. auch vom Gesichtspunkte der Preisbildungs- 
gesetzgebung aus zu würdigen. In dieser Hinsicht sind 
zwei Fragen aufzuwerfen:

a) Wird durch eine bloße Feststellung des angemes
senen Preises seitens der Preisbehörde jeder Vertrag 
ohne weiteres mit dem angemessenen Preise aufrecht
erhalten?

b) Bei Verneinung von a: Ist die Preisbehörde befugt, 
me Aufrechterhaltung des Vertrages mit dem festgesetz
ten Preise besonders anzuordnen?

Über die Frage a sind drei Ansichten möglich:
1. Der Vertrag ist bei Überschreitung des von der 

Ireisbehörde für angemessen erachteten Betrages — 
ohne Genehmigung der Preisbehörde — nichtig oder, 
was hier dahingestellt bleiben kann, bis zur Genehmigung 
schwebend unwirksam.

2. Der Vertrag ist mit dem von der Behörde fest
gestellten Preise gültig.

3. Der Vertrag ist regelmäßig nichtig und nur unter 
besonderen Voraussetzungen mit dem festgestellten Preise 
gültig oder umgekehrt (regelmäßig gültig und unter be
sonderen Voraussetzungen nichtig).

Die Richtigkeit der Ansicht zu 3 kann im Grundbuch
verfahren, mindestens für den vorl. Fall, dahingestellt 
bleiben, da Besonderheiten des Falles, auf die es hier 
ankommen soll (Zeitpunkt der Entdeckung des Preisver
stoßes in Verbindung mit der Erheblichkeit des Preis
unterschiedes — so F r i e m a n n :  DR. 1941, 1123 Sp. 2 
Abs. 2 a, E., Kenntnis des Verkäufers von dem Preisver
stoß, Verkauf des Grundstücks als Handelsware — so 
O e h l s c h l ä g e r :  DR. 1940, 301; J e s c h k e :  DGWR. 
1941, 1 und P e te r s :  AkadZ. 1941, 17 — vgl. auch 
F r i e m a n n :  DR. 1941, 1125 Sp. 1, Einverständniserklä
rung des Verkäufers — so V o g e l s :  DR. 1941, 1098 
Sp. 2 Abs. 2), hier entweder nicht in Betracht kommen 
oder nach § 29 GBO. nicht nachweisbar sind, der Grund-
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buchrichter also bei Zugrundelegung der Ansicht zu 3 
immer mit der Nichtigkeit rechnen müßte.

Die Ansicht zu 2 ist auf jeden Fall abzulehnen. Wie 
insbes. das RO. in der Entsch. v. 30. Jan. 1941 (DR. 1941, 
1093 =  DNotZ. 1941, 159 =  DJ. 1941, 408 =  GrundE. 
1941, 124) in eingehender Berücksichtigung seiner eigenen 
bisherigen Rechtsprechung und des einschlägigen Schrift
tums überzeugend äusgeführt hat, wird es anders als bei 
(Gegenständen des täglichen Bedarfs und des regel
mäßigen Handelsverkehrs grundsätzlich nicht durch die 
Belange einer gesunden Volkswirtschaft gefordert, den 
durch einen Kaufvertrag angebahnten Wechsel irn Grund
stückseigentum gegen den Willen des Eigentümers zu 
einem dem Volksempfinden angemessen und nützlich er
scheinenden Preise zur Durchführung zu bringen. In die
sem Urteil ist zutreffend auch darauf hingewiesen wor
den, daß die auf dem gegenteiligen Standpunkt stehen
den RdErl. des Preiskommissars v. 16. März 1938 und 
v. 18. April 1939 (JW. 1938, 1084 und DR. 1940, 301) 
nur die Bedeutung von allgemeinen Belehrungen und An
weisungen für die nachgeordnetcn Preisbehörden haben, 
dagegen nicht die Gerichte bindende Anordnungen i. S. 
des § 6 PreisbildungsG. darstellen. Der vorl. Vertrag 
ist also wegen der festgestellten Preisüberschreitung auch 
vom Gesichtspunkte der Preisbildungsgesetzgebung aus 
nichtig, falls nicht die oben aufgeworfene Frage zu b, ob 
die Preisbehörde zur Anordnung der Aufrechterhaltung 
des Vertrages mit dem von ihr festgesetzten Preise be
fugt ist, zu bejahen sein sollte.

Das RG. läßt diese Frage in der vorerwähnten Entsch. 
ausdrücklich offen. Der Reichskommissar für Preisbil
dung erklärt dagegen in dem RdErl. v. 17. März 1941 
(DR. 1941, 1144 == DNotZ. 1941, 137) ausdrücklich, daß 
die Preisbehörden auf Grund des § 2 PreisbildungsG. 
befugt seien, die Aufrechterhaltung eines Vertrages zu 
dem festgesetzten Preise anzuordnen. Dieselbe Ansicht 
vertritt F r i e m a n n  a. a. O. S. 1121, wobei er jedoch der 
Anordnung der Preisbehörde nach DR. 1940, 567 zu V 
nur deklaratorische Bedeutung beimißt. Der Standpunkt 
wird grundsätzlich geteilt auch von K i e f e r s a u e r ,  
„Grundstücksrecht“  S. 15 unten, S. 17 u. 94, ferner vom 
LEHG Celle im Beschluß v. 3. Okt. 1940 (DJ. 1941, 
167), ebenso auch schon im Beschluß v. 7. Nov. 1939 
(EHRspr. REG § 37 a Nr. 132) und vom OLG. Stuttgart 
im Urteil v. 7. Jan. 1941 (DR. 1941, 1150). Anderer An
sicht sind V o g e l s  (DR. 1941, 1098 Sp. 2 Abs.3 a. E.), 
P r i t s c h  (DJ. 1941, 410), ferner H o p p  (DJ. 1941, 169), 
P e t e r s  (AkadZ. 1941, 17), J e s c h k e  (DGWR. 1941, 1), 
O e h l s c h l ä g e r  (a. a. O. S. 304) und v. S p r e c k e l -  
sen (Anm. zu EHRspr. REG §37a Nr. 132).

Der Senat tr itt der letzteren Ansicht bei.
Nach § 2 PreisbildungsG. ist der Reichskommissar er

mächtigt, „die zur Sicherung volkswirtschaftlich gerecht
fertigter Preise und Entgelte erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen“ . Nur soweit der Reichskommissar sich bei 
seiner Entsch. im Rahmen dieser Befugnisse hält, ist die 
Entsch. nach § 6 Abs. 1 für die Gerichte bindend.

Zur bloßen P r e i s s i c h e r u n g  kann aber der Ab 
Schluß von Zwangsverträgen nicht gerechnet werden 
Ein solcher würde vielmehr der Sicherung des G ü t e r  
V e r k e h r s  dienen. Der Reichskommissar ist unzweifel 
haft nicht befugt, ohne weiteres dem A. aufzugeben, 
sein Grundstück für x Reichsmark an B. zu verkaufen 
oder gar einen solchen Vertrag selbst festzusetzen. Er 
darf das auch dann nicht tun, wenn ihm A. und B. an- 
zeigen, daß sie einen Vertragsschluß beabsichtigen, und 
sich nach dem zulässigen Preis erkundigen. Wesentlich 
anders liegt aber auch der Fall nicht, daß die Beteiligten 
einen wegen Preisüberschreitung — mindestens bei Ver
sagung der Genehmigung — n i c h t i g e n  Vertrag schlie
ßen. Die „Aufrechterhaltung“  zum Stoppreise bedeutet 
hier in Wahrheit die Neufestsetzung eines von den Be
teiligten selbst nicht geschlossenen Zwangsvertrages mit 
Enteignungscharakter. Daß der Reichskommissar nach 
§ 2 PreisbildungsG. so weitgehende Befugnisse haben 
sollte, ist nicht anzunehmen. Es wäre auch in den Fol
gen bedenklich. Denn wenn jeder Verkäufer eines Grund
stücks damit rechnen müßte, daß er unter Vernichtung 
seines Vertrages zu einem ohne die Möglichkeit gericht
licher Nachprüfung festzusetzenden Preise enteignet wer

den könnte, würde das den Grundstücksver 
lieh stark behindern und einschränken. ..c;fiente»

Die in dem Bescheide des RegierungspraKaufve 
Ausdruck gebrachte Anordnung, daß der preisev 
trag mit dem von der Preisbehörde festgesetz . jgn v 
250 000 ¡HM aufrechterhalten werde, findep „¡sbilduni5̂  
stehenden Ausführungen in dem §2  1 Qpind“11 
keine Rechtsgrundlage und ist daher für ci 
instanzen nicht bindend. putsch- „nt

Für das GBA. handelt es sich bei der„ iielding®1,, 2
»n Antracr nnF Furpiiiiimsiimschreibung' , o9 AP'2 A

des sjet'
X 141 VICIO V l U r l i  l I C l l l V l V . i l  V O  O l v i *  o 1 | P l  l

den Antrag auf Eigentumsumschreibung s
um die Wirksamkeit der Auflassung. N. aS ne» ’iS. 
GrdstVerkBek. g ilt im Falle der Genehmigm | rfüi « .  
pflichtungsgeschäfts auch die Auflassung . ¿etn ge. 
geschäft als genehmigt, jedoch nur, wen , j a[! Q>e m- 
pflichtungsgeschäft entspricht. Daraus f°  £ ’ der \° j ,gll 
nehmigung zur Auflassung hier nur un ^gese 
setzung der Gültigkeit des gleich zeit» ■
Zwangskaufvertrages als erteilt gelten tunlsurtscnv£r-

Die Zulässigkeit der b e a n t r a g t e n  Eige £;nes
iitinr 0 0+7+ rilcn lirio in flor fltKTpfOClh^^ -foiTllfl».. „olS
uie /AiiassigKeu uci pn ettv

bung setzt also, wie in der angefochten y or]egUHB, rCjs 
fügung zutreffend ausgesprochen ist, die ^  Kau‘i ¡eti 
neuen Kaufvertrages voraus, in w e l c nasy™# g*, 
entsprechend dem Bescheide des Re&' AuflassU»sctî
geändert ist. Die bereits vorgenommen f 0 üngs£^s a'5ibi. ljic uuiciu) vuiguivz“ “ -- FrfÜi*- 
dann als das „ihm entsprechende L jm vo 
i.S. des §2 GrdstVerkBek. und desham—s. § :________________
mitgenehmigt (siehe oben S. 3). _ .

(KG., l.ZivSen., Beschl. v. 19. Juni 1

, > s 

l63/4t)1 W*

p re is t 
--•t h3 !ei)eAnmerkung: Im Anschluß an dasnnM^das K 

RG. v. 30. Jan. 1941 (DR. 1941, erklärt
widrige Grundstücksverträge für nscfls 0ffen ? ei**;,
jetzt vom KG. über die in diesem Ur yerj<äii‘ ß, ge, 
Frage entschieden worden, ob dprpiSbildunL set^r, 
Grundstücks durch eine auf § 2 den ° Stad
stützte Anordnung der Preisbehorue e, Pe\cp  K  
zulässigen Preis gebunden werden eine n e ^ fie  
punkt des KG., das den Preisbehorde a 0  0 %  V 
fugnis abspricht, steht in unüberb^ , orninis|ar'-II1 lijL, 
zu den Verlautbarungen des Jg e  K .
Preisbildung. Unter diesen Umstanden g0foiW ¿fl
esse eines geordneten Rechtsverkehrs w »
rung der Streitfrage auf gesetzgebend fi Ä
gend erforderlich sein. . njcht belltaIldf V '

Der Ansicht des KG. vermag *ch ni^  S ^  o 
Die rechtspolitischen Bedenken g e g . überZ,,rOeS!L  
sind von B ra n d t  (AkadZ. J fa ktische pog „  
getragen worden. Hier sei auf ein'/’ rlngrelC. C ancrF ¿et 
punkte hingewiesen. Wie in der u einheMer, 
über die vielerörterte Streitfrage ^  dar1' , ,  \''cpfo- 
worden ist, kommt es bei der E_n.e ßebuu^ deU.iie5

(AkadZ. l 9 4 1 , l ^ r^ t i s ^ $ o ! i t  
lier sei auf cinl,7„ f  lngre‘,Cr 
i. Wie in der l,rJ cinhell 
rte Streitfrage fest daf, 
t es bei der geW

Verkäufer an den gesetzlichen /  Lös.^ " ..., 
soll, unbeschadet der grundsatzl jedes10 gas ¡4 h|cc

!elne” V
soll, unuescnaciet oer gi uhu»»--- ,-edes „<rs 
blems wesentlich auf die Umstan ggZwa 
an. Die Notwendigkeit des Erfu»«¡‘f tg e f .Jan. u ic  iMotwenuigis.cn Tisc*»-
nahmefällen erkennen u, a. Oe n 1 1C;drücl<
P e t e r s und V o g e I s a, a. O. d me 
RG. in seinem erwähnten Urteil et

KG. vertretene StandP“ "  fl,c

V

.¡n«
Voge ls  a. a. O. aUSC*j niehr..a£ solc!lsbrt 
erwähnten Urteil ü ..n|<t 1? , iß “s°

mehr vom KG. vertretene ^ f T ä u f e r s 15 
ausnahmsweise Bindung des V v0tl V |  ei^oeM  
ermöglicht entgegen der Ans» * rChf'uhr*JJ  K l
auch der § 242 BGB. nicht die Du VertrageS § 
die Preisvorschriften verstoßeni siC[i a tjitig  e{gj f,
folgen des Preisverstoßes erg ß r ^nd^het tßt
der einen verbotswidrigen V ‘ e s a soI^5VrcrbL
wenn sich nicht aus dem Oe Qü]tigke P{ej .
Das über die Nichtigkeit oder preise j’ j, 
träge'entscheidende Gesetz 1S. L jjt, ^9  Hdri^aifl'i 
Wenn die hier abgelehnte Ans ^ rbot5'vljst g  I 
erhöhungsverbot die Nichtig , dahh ^0r ^ cfi t 
Stücksverkäufe fordert, rieh g ^ rt be efzg 
Frage für alle Verträge di - grpCrte S setze.s ¡4*4
der in der PreisstopVO. verl PdeS 0  ¿¡e ^ d ^
Willen kann nur aus den J-vvecU zwe {ord' bCrU
men werden. Wenn aber der Ges -  ^ bt ( ( 
keit verbotener G ru n d s tu c k s h a U ^ ^ jf^ ^ t  >t y  
können die Besonderheiten des LrllöhunU %  p  
sichtigt werden, weil das P [chtspunkaasgeh 
allgemein wirtschaftlichen 
von den Besonderheiten des £»
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n ^ in2'e!fallp~S 'aßt a*so ke'ne Sonderbehandlung 
i f f l  ?o unbillig“ ’ ^  das Ergebnis seiner Rspr. auch 
Verl!ln der vv/f- Sei!1.: Man kann den Einzelfall auch 
Llisuiers auf se...,° sen- daß man die Berufung des 
Niehl-ltlei Und n l! Nichtigkeit des Vertrages als arglistig' 
dellirtl|fkeit Un,i ? damit zur Erfüllung zwingt. Denn die 
Von , ’Usnahmpf-u Rechtsfolgen sind, wenn man von 
Wiu2rtlllerein !V i absleht, in welchem der Verkäufer 
her Lm. hat, o h ^  lbr gerechnet und sic bewußt herbei- 
lagekein Vorwiirf sein Zutun eingetreten. Ihm kann da- 

0i»S° nimmt „  .gemacht werden, wenn er die Rechts- 
e ausnah ’ Wle sie ist.

di/enl,VerkäuR S;.°fse Nichtigkeit preisstopwidriger Gründ
er. na- Das qb » ,er unbestreitbar durchaus unbefrie- 

h J ‘ ,Wlrd künftig nach dem Beschluß des
Kq,
hatirr{1|1Uch dann^di wArd künftig nach dem Beschluß des 
des p Rüssen ,,.„e v orIage eines neuen Vertrages ver- 
!<'0stpneiSes eh, " i  dl,e Parteien mit der Herabsetzung 
Uche r, and unndt^anĉ en s‘nd- So entstehen nutzlose 

_Wlrkt s,Vh°,tlge_ Schwierigkeiten. Noch unerfreu-aus, ; ’’ ‘ r|<t siCh ” “ sc ocnwrerigkeiten. Noch unerfreu- 
Aho^ehen nt- ^tandPunl<t des KG. in den Fällen 

i?öeliohiCh.Illß des « r- Verkäufer offensichtlich böswillig 
Pas wiraeit> *hn zum^r Vertrages verweigert. Eine 
SsgeSal d sich J l  Vertrag zu zwingen, besteht nicht. 
^Q. beh* weit .fürchte, für den Rechtsverkehr
v Hon 'amPEte Rp«i+edl?ender aus wirken, als die vom 
W. ah aus dieVechtsansicht.
u rdertenUtlJiahbare 7,<̂ jdnden erscheint die Entsch. des 
^ tkä „in Erp-ph«:. u dem von der Praxis durchweg :rp.

delt

y^känfU Ergebnis^; deni von der Praxis durchweg ge- 
“ kann man ner ausnahmsweisen Bindung des 

Und ;i'gen Vpr+.nur dann kommen, wenn man den 
De0[derUchn- da»n grundsätzlich als gültig behan-Uctnn \ Q-—*MvJuii.ueu gUHlg uuiau*

ist, du’mh611? se‘ne Aufrechterhaltung nicht 
ih -«.pt Anda dürft eii en besonderen Rechtsakt löst. 
WpŜ UnVk > g  bler der von J e s c h k e a. a. O. 

^  des 3prV; nacl1 dem Verkäufer bei einer Her-
111 * i ß .  •> .- .  1 L 1 S C S  f M n  ----------- L i  ________i .  ; i t r __ lzu befripV ein Rucktrittsrecht zugebilligt 

JjVknung fallcn könnu?‘ ke‘lden Ergebnissen führen. Den 
»K.ni? auJL getragen ^  bei s°Rb einer Lösunu dadurch

Gossen w
emm gd  

bei“ °,ar- Es ig-gcn

e'fi? aUsppgetragen s°k h  einer Lösung dadurchuusgegragen

®nwtrUktir^it d e m ^ '/d , wenn seinc Ausübung unbillig 
sie i ei.u C  ^utgeffg„eJtenden. Recht ist diese Rücktritts-

V fV e er'
¡ S B
'egie

Wäre"l,der. Ansicht J e s c h k e s  jedoch 
Unbedino-f wJ?nschen, daß der Gesetzgeberaßfe i “ °edin<Tt ««»eiien, uan aer uesetzgeoer

än BcscliNRVer°rdnUn!li0rderlichen B.ereinigung der ri®> UeLp uß des ¿JimSswege anwendete.
1 l-UnSsms!V^khen r ;r,1St,ira übrigen aus einem an- 

dle A iifjSldent In t ru,nde rechtlich bedenklich. DerUtiwVV AüfiV‘uent , recnnicn neuenkiicfi. Der
tkc^Ufi-1?SsUng „ Pn als. Preisbehörde den Vertrag

?rÖstvQ- häl+ HUnS verlangt11.?*' Auf ° rund der geneh- 
?er deV*rkBe|,d®n Antn<tgt ±er Kaufer die Eintragung. 
?sSüp?  Verntl- f.ür unilag unter Berufung auf § 2 Abs. 2' V n ti- ‘Ur Unhp unter Berufung auf § 2 Abs. 2 

. unŵ ‘chtungsBp f  u?det,. weil die Genehmigung 
,lst mVmSam ,c.!ait n‘cht entsprechenden Auf- 

¡rr' ,y ieser Umkehrschluß aus § 2 
L , ® 1”  die zuständige Behörde

K 'k h ^U e h ^u h u n g ^  Verpfhchtungsgeschäfte^ aus- 
tr V aÜnnFsgesik-i1g a U C!,Chait genehmigt, dann bleibt 
W0!2 Riimre Fr, t Vom p da.ni? wirksam, wenn das Ver- 
a,!11 ewiger I â e ist es tür nichtig erklärt wird. 
|Vs8eht iQu derUl lassUno-’„^c.das GBA. die Eintragung 
Ah l̂ziofUud w i H t i & Ä  deshalb verweigern muß, 

&  WÜl k  daß derdvS y^rptliehtungsgeschäfts
«rfp 1‘gün dstVe, i i^as abcrCr- y erkaufer die Auflassung 
C Ä iin a e h '^ u k .  n i X f t  ene Frage, die mit §2 
°hn AüfiaC,b gew der Grdstv Zy r iun hat- w äre die Ge- 
SC( VveitSllUg'd^Sen Und h-CttkBli l{' im vorI- FaH nicht 
hj?S, l,eres8 c e Eintr d„ uha*te der Käufer auf Grund
pb rtSVerkpS? atic,ar- 2weffe u L beantDragt’ dann wiire das rj^hr dj k für de os muß aber für den ge-

 ̂ abuB̂ - dipFLage ei.iifyuehmigungsfreien Grund- 
d4V’Uen e Eintran-,,neit !ctl beantwortet werden, 

Pr“iSpd,ar.f. Ä Unl  bci gültiger Auflassungre*seri,--, wen6n 1  gültiger AuBassung

° hungsjerbot verstößt htUngSgeSChäftLGr . Dr. Berlin.. ^  E x i e m a n n ,

iw ^^g e ^^u g sa ^D a ^E  tU" d En<eignui,gsreclit. 
Mitei der Preisbpi, En.teignung9gericht ist an 

geutüm J Sbeh°rden gebunden.
■unen gehörendes, in der Ge

meinde V. (Reichsgau Kärnten) gelegenes Grundstück 
mußte anläßlich eines Straßenbaues enteignet werden. 
Durch Beschluß der zuständigen Preisbehörde v. 14. Aug. 
1940 wurde der höchstzulässige Preis für das Grundstück 
auf 39 484 ¡RM festgesetzt. Die gegen diesen Beschluß er
hobene Beschwerde wurde vom Reichsstatthalter als 
Preisbildungs- und Preisüberwachungsstelle zurückge
wiesen. Inzwischen hatten die Eigentümerinnen beim AG. 
den Antrag auf gerichtliche Festsetzung des Entschädi
gungsbetrages gestellt. Durch Beschluß v. 25. Nov. 1940 
setzte das AG. die Entschädigung auf 48592 3tM fest, 
weil es davon ausging, daß eine bindende Einigung der 
Beteiligten auf diesen Betrag vorliege. Auf den vom 
Reichsstatthalter eingelegten Rekurs hob das LG. die 
Entsch. auf. Es erkannte das Vorliegen einer Einigung 
der Beteiligten nicht an und setzte die Entschädigung 
entsprechend dem Beschluß der Preisbildungsstelle auf 
39 484 ¡UM fest. Auf den weiteren Rekurs der Eigentüme
rinnen hob das OLG. Wien den Beschluß des LG. auf 
und verwies die Sache an das LG. zurück, da die Er
mittlungen über das Vorliegen einer Einigung der Par
teien nicht ausreichend seien. Sollten die weiteren Er
hebungen — so bemerkt das OLG. — ergeben, daß über 
die Entschädigungssumme tatsächlich eine Vereinbarung 
zustande gekommen ist, so wird der Antrag auf Fest
stellung der Entschädigungssumme wegen Unzulässigkeit 
des Rechtsweges zurückzuverweisen sein. Für den gegen
teiligen Fall führt das OLG. zu der Frage, ob das Ge
richt bei der Entschädigungsfestsetzung an eine Entsch. 
der Preisbehörde gebunden ist, folgendes an:

Die Antragstelierinnen wollen aus der Fassung der für 
die Ostmark erlassenen VO. v. 27. März 1938 (RGBl. I, 
315), zur Verhütung volkswirtschaftlicher Schäden und 
ungerechtfertigter Preissteigerungen sei das Preisbil- 
dungsG. v. 29. Okt. 1936 (RGBl. I, 927) s i n n g e m ä ß  
anzuwenden, ableiten, daß dieses Gesetz in der Ostmark 
bei der Festsetzung der Entschädigungssummen für ent- 
eignete Liegenschaften nicht Anwendung finden könne, 
weil in der Ostmark gegen die Festsetzung der Ent
schädigungssumme seitens der Enteignungsbehörde das 
ordentliche Gericht angerufen werden könne und diese 
Möglichkeit bisher nicht beseitigt worden sei. Die An
tragstellerinnen übersehen hierbei, daß auch nach den 
Enteignungsgesetzen der einzelnen Länder des Altreichs 
gegen die Festsetzung der Entschädigungssumme seitens 
der Enteignungsbehörde das ordentliche Gericht ange
rufen werden kann. Es besteht also kein Anhaltspunkt 
dafür, daß das PreisbildüngsG. in der Ostmark in einem 
eingeschränkteren Umfang Geltung haben sollte als im 
Altreich.

Den Antragstellerinnen ist darin beizupflichten, daß 
nicht jede Äußerung, in der die Preisbehörde zum Stop
preis einer beweglichen oder unbeweglichen Sache Stel
lung nimmt, eine Gericht und Verwaltungsbehörden bin
dende Anordnung i. S. des § 6 PreisbildüngsG. ist. Wenn 
aber, wie im vorl. Falle, der Bescheid der Preisbehörde 
sich im Rahmen des PreisbildüngsG. hält und sich 
selbst als für Gericht und Verwaltungsbehörden bindend 
bezeichnet, kann .hieran nicht gezweifelt werden. Auch 
der Ansicht der Antragsteller kann nicht beigepflichtet 
werden, daß die Anordnungen der Preisbehörden wohl 
gegenüber den Veräußerungsverträgen, nicht aber gegen
über der gerichtlichen Festsetzung der Entschädigungs
summe für geeignete Liegenschaften Geltung haben 
können. Nach der nunmehr herrschenden, mit dem Erlaß 
des Reichskommissars für die Preisbildung v. 26. März 
1938 (W o h  1 h a u p t - R  en t r o p - B e r  te Ism ann , „Die 
gesamten Preisbildungsvorschriften“ , Teil V I  S. 13) in 
Übereinstimmung befindlichen Rspr. sind auch die Ent
eignungsentschädigungen Entgelte im Sinne des Preis- 
bildungsG. und die Grund'stückspreisbehörden befugt, 
die nach der PreisstopVO. im Höchstfall für die Ent
eignung eines Grundstücks zulässige Entschädigung für 
die Gerichte bindend festzusetzen (vgl. insbes. die Ent
scheidung des OLG. Kassel v. 26. Sept. 1940: DR. 1941 
499).

(OLG. Wien, Beschl. v. 7. Mai 1941, Abt. 4.)
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Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht
10. OLG. — §§ 91, 104 ZPO. Ein von einer Partei 

während des Rechtsstreits eingeholtes Privatgutachten ist 
in der Regel nicht, ausnahmsweise aber doch erstattungs
fähig. Die Kosten können nur im Wege des Verfahrens 
nach §§103 ff. ZPO. geltend gemacht werden. Anhalts
punkte für die Höhe der Kosten, f )

Der Urkundsbeamte des LG. hat die Festsetzung der 
Kosten der obsiegenden Bekl. abgelehnt, welche sie für 
ein von ihr während des Rechtsstreits eingeholtes Gut
achten, um mit ihm das ihr ungünstige Gutachten des 
gerichtlichen Sachverständigen zu erschüttern, gehabt hat. 
Das LG. hat die Erinnerung der Bekl. dagegen zurück
gewiesen. Der Urkundsbeamte begründete die Ablehnung 
damit, daß mangels Einigung der Parteien über Grund 
und Höhe des erstattungsfähigen Betrages weitere Fest
stellungen darüber nötig seien und das nicht im Rahmen 
des Kostenfesfsetzungsverfahrens geschehen könnte, der 
Rechtsweg dafür geboten sei. OLG. hat die Vorbeschlüsse 
aufgehoben und die Sache an den Urkundsbeamten zur 
anderweiten Entscheidung, auch über die Kosten des Er- 
innerungs- und Beschwerdeverfahrens, zurückverwiesen.

ln der Regel werden die Kosten, welche die obsiegende 
Partei für ein von ihr — wie hier — w ä h r e n d  des 
Rechtsstreits eingeholtes Privatgutachten gehabt hat, 
n i c h t  als zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung 
i. S. des § 91 ZPO. notwendig anzusehen sein (vgl. hierzu 
und zu den noch weiter erörterten Fragen J o n a s -  
P o h l e ,  „ZPO.“ 16, § 91 VII 5 b und S c h u m a c h e r :  
DAR. 1937 Sp. 363 mit dort angef. Rspr.), so daß dann 
auch kein Raum ist zu ihrer Festsetzung im Kosten
festsetzungsverfahren. Diese Regel ist jedoch nicht aus
nahmslos. So muß man u. a. dann eine Ausnahme machen, 
die Kosten eines solchen Privatgutachtens dann also als 
notwendig zur zweckentsprechenden Rechtswahrung an- 
sehen, wenn bereits das Gutachten eines vom Gericht 
bestellten Sachverständigen vorliegt, wenn es sich dabei 
um nicht gewöhnliche, darum besonders schwierige Fra
gen wissenschaftlicher oder technischer Art handelt und 
die Partei das Privatgutachten eingeholt und dem Gericht 
eingereicht hat, damit dieses es dem Gerichtssachver
ständigen zur Überprüfung und wenn möglich zur Wider
legung und Änderung seines Gutachtens vorle^t, und erst 
recht dann, wenn das Gericht dem in der Tat nach
kommt, ohne daß es weiter von Belang ist, ob der von 
der Partei beabsichtigte Erfolg im übrigen eintritt oder 
nicht. So hat der Fall auch hier in allem gelegen. Es 
hatte sich um die sowohl in tatsächlicher wie wissen
schaftlicher Hinsicht außergewöhnlich schwierige strit
tige Frage und Untersuchung gehandelt, ob den Klägern 
durch Zementstaubflug aus der Fabrik der Bekl. ein 
Schaden an ihren Pflanzungen entstanden sein kann, und 
das Privatgutachten war vom LG. für seine Entscheidung 
auch als so wichtig erachtet worden, daß es den Gerichts
sachverständigen daraufhin zu einer Nachprüfung seines 
der Bekl. weniger günstigen Gutachtens veranlaßt hat. 
Die Kosten, welche die Bekl. für die Einholung des 
Privatgutachtens gehabt hat, sind danach zur zweck
entsprechenden Rechtswahrung ihrerseits notwendig ge
wesen, da sie sonst Gefahr lief, in ihren Rechten mög
licherweise beeinträchtigt zu werden. Sie sind daher nach 
§ 91 ZPO. erstattungsfähig, wie das auch der Urkunds
beamte nach der Begründung seines Beschlusses wie 
auch schon in dem vorangegangenen Schriftwechsel mit 
der Bekl., wonach sie den vom Sachverständigen in An
satz gebrachten Pauschalbetrag des näheren im einzelnen 
noch darlegen sollte, angenommen hat.

Sind sie also erstattungsfähig, dann können sie allein 
und müssen daher im Wege des Kostenfestsetzungsver
fahrens nach Maßgabe des § 104 Abs. 1 u. 2 ZPO. fest
gesetzt werden und die Partei darf nicht auf den Rechts
weg verwiesen werden (RGZ. 130, 218, 219; 145, 300; 
150, 39). Da die obsiegende Partei in dem erstrittenen 
rechtskräftigen Urteil einen Vollstreckungstitel bereits hat, 
fehlt die für jede Klage unbedingt notwendige Voraus
setzung, daß dafür ein Rechtschutzbedürfnis besteht.

Die Ermittelung des zu erstattenden Betrages mag hier 
deshalb größere Schwierigkeiten als sonst im allgemeinen 
machen, Weil die Bekl. und ihr Sachverständiger keine

wie sic1'
der
■tzt,näheren Angaben darüber machen können, v menset„ 

Pauschalbetrag von 400 M l  im einzelnen zus . g 5ch<> 
also insbes. nicht mehr die auf die Ee(bgn.” ° udenGu ’ 
im Jahre 1936 erstatteten, also weit zurückheg ^  da
achtens verwendete Zeit anzugeben vermöge > c|ive 
für die Festsetzung der Vergütung der Ger t ‘und (L  
ständigen nach der ZeugGebO. (§ 3) notig t h^ie\n. 
Urkundsbeamte auch von der Bekl. verlang geD ■ 
kann an sich schon recht fraglich sein, o aI1geWc,,aii 
überhaupt, wenn auch nur entsprechend, p zeiintSreSjer 
werden darf, da sie ja doch neben den se an j
nicht zuletzt auch das Interesse der Staat- ¿¡eses
Festsetzung der Gebühren im Auge hat r, ,ejen au 
der Kostenfestsetzung lediglich unter den . „¡c. 
Betracht bleibt. Es darf in dieser Hinsicht ^o. äu>'::rs‘
berücksichtigt bleiben, daß die Sätze der kgaum i f . #  
knapp bemessen sind und daß sich wonieUtung ¡ms- 
Sachverständiger von auch nur einiget Oer» ,ell
wird, der einer Partei ein Privatgutacht ^  ets(a }ü{
Sachverständiger von auch nur einiget 
wird, der einer Partei ein Privatgutacl zu . 
zwecken gegen derart niedrige Vergiuu S t,e °erfeÜ 
bereit ist. Immerhin wird allerdings ° ier„ rW% d^enl,,litig 
die Anfertigung des Privatgutachtens v Festste», 
in jedem Falle einen guten Anhalt für ^ oS{eJi_0 sejj. 
der von der Gegenpartei zu erstattende daRLJs- 
Sie kann aber nicht die einzige Grund S^ef ¿jrfeu1 a. 
In Ermangelung ihrer m uß vielmehr :sog „  der W afl 
beamte, ganz ebenso wie es der früner ^ in h3'1 ’¿es 
festsetzung befaßt gewesene Richter RafU” T tiu3 
dessen Stelle er getreten ist, alle I !*lfflprmittelu|1̂
§ 104 ZPO. zur Verfügung stehenden t  s0 cni ^jt
Feststellungsmöglichkeiten ausschöpten-v . rgieicl>u‘ ?recti' 
brauchbare Möglichkeit wird hier die bü b r ^ - iÄ  
der vorliegenden ins Einzelne gehende des . amW  
nung und -feststellung für das Gutach de0’
sachverständigen bieten und weiter a,~ ¿¡gen DLlichefl
des Umfangs der von beiden Sachverstand^ ogl »
Inhalt ihrer Gutachten ausgeübten 1 j?  ¡m übn»f #  
weise auch der Umfang ihrer Gutachu IurIg ein ge- 
nach Lage des Falls kann auch die E oder, rS 
achtlichcn Äußerung einer dazu berut ^  and^yUj® 

'teile in Frage kommen. Wennn ßereigneten Stelle
lieh, muß die --------- -—b . .
der auf die Anfertigung verwendete untc* ¡ett
kraft sowie ihrer geldlichen B ew ertung^^n  
sichtigung der Schwierigkeit der zu » ^  wSG
gen erfolgen. rirkundsb

Die Beschlüsse des LG. und des U ein, 9 m 
hiernach aufzuheben und die Sache J 1 . ^  En jgt 
an den Urkundsbeamten zur ar!.cJ^0r eits£rdn 
zurückzuverweisen. Aus ZweckmaiM» 0jchern pgpr- ,‘ne- 
Ürkundsbeamten auch, wie es 1 . K°s, £fl”0r' 
zulässig zu erachten ist ( 9 a e j ; f, Koste° tracren V s 
Nr. 406), die Entscheidung über d über ®aiig
rungs- und des Beschwerdeverfahr«“  n
den, weil sie mit von dem sem .»3/4U
Kostenfestsetzungsverfahrens abha y 7W

(OLG. Naumburg, Beschl. v. 10. J1111 . p ltikte' fe ’-'
Eutsch. b a h .» «  g  l  £ ,,»«>Anmerkung: Die

1. Zuständigkeit des U rku n d s^ . pr 
Setzung von Kosten, die eine 
aufgewendet hat.

jeau1tellpriva^1 
Partei W  P"

noch U f f e f tS  ist" verwunderlich, doli 
gibt, die ihre Funktionen als von iin%leb,,i 0ffelJ 
wenig kennen, daß sie Festset/. ?.„^ung „ „
Rechtsstreitskosten m it der feeStstehulia der . 
müßten über die Flöhe weiter t sj<di n -adb ag^
werden. Diese Notwendigkeit _ S elbstv r 
festsetzung gar nicht selten Sie is ^  übr>gc% e < iS 
Grund, derartige Kostenteile aus ae jfl ein ^  „HGrund, derartige kostenteile aus jn - 
liquiden Kosten herauszunehmen
Verfahren, d.h. in einen besondere» j  au ^ t v ‘ 
Rechtsstreitskosten können n u n -g ^  g em ^g ü  *■«»
k’nc+pnfpQ+spfzunp'sverfahren i, **+ $£ .^ K
kostenfestsetzungsverfahren g ^ c‘̂ r
gleichgültig ob die Klarstellung g  ^
Positionen Schwierigkeiten u n d ”  er Ä  ^  
vielleicht sogar eine Beweisaufnah^^^tal c
hat der Urkundsbeamte dann z d $0^
ihre Kosten mitzubefinden. e}sauffla,l eure

Tatsächlich ist eine solche Bewe ^ 
gar nicht so selten. Man denke
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Je, Gegenn-, I  ?tentprozeß hergestellt worden sind, wenn 
forderten l ^ 1 ,e‘nw,endet, daß diese für die Hälfte der 

atln muß pk OS‘e? hätten hergestellt werden können, 
p.,*!- In der 2en ein Gutachten eingeholt werden. 
h«f '^aumhi aCj  selhst entspricht der Standpunkt des 
p5,tc%en An**'L “ er. w°hl weh überwiegend in der Praxis 
iS fic h t fk'pCht’ die auch der ständigen Rspr. des KG. 
V&| JW. i(^nV0ö. Aug. 1038; JW. 1938, 2484; v. 26. Aug. 
v aUch Ol rv  r584’ v. 29. April 1939: DR. 1939, 1185; 
' S .°k t iqöV‘ Dresden v. 26. Nov. 1936: JW. 1937, 247; 
d \ Die FnrJiJy.Bh 1938, 263).

ung über die H ö h e  der Kosten für
pj" uie F„ t 7:, JVB1.1938, 263).
WenatgutachtenhmlduhnF über d ie -------* — ................ “ ■w  es dafür [nac i l  naturgemäß stets Schwierigkeiten, 
fo lg e n  An. «einen festen Maßstab gibt. Die not- 
ies ¿ten Betraltsl)unh le für die Beurteilung des ge- 
son^0sfen£rl:i.,k?s zu geben ist — wie stets — Sache 
fest? tauclC unk®£rs' hangelnde Aufklärung geht wie 

?,eW  ’jj’ hedmgt aber vor allem in der Kosten- 
r Selbst (ü p Stcn des Erstattungsgläubigers, 

fährt UCL,lahme e■ genau.este Substantiierung der für die In
des „ i'ießlich l?es,f>r.ivatgutachters erwachsenen Kosten 
(bzw"otwendieenat°i5h immer nur zu einer S c h ä t z u n g  
es Sn, ZUnächst ri Kostenaufwandes durch das Gericht 
herzig nützlid, k festsetzenden Beamten). Dabei ist 
den f f / 1 ^ubillimfewabrt jedenfalls vor einer allzu weit- 
Verelpi k n der 7„ g ~Von Kosten, wenn man sich nach 
grdnd«?ib:are ausrichtet, d. h. eine gewisse

a‘zlich 2ür ,e..zu diesen innehält. Mehr läßt sich 
Losung dieser Frage nie

u .
P lQ

Frage nicht sagen. 
KGR. Dr. G a e d e k e , Berlin 

*
iL ^ O e b O .; § 91 ZPO. Streitgenossen,

ich ai ” P'IoiaI. '** Vollem Ohtjipffpn Aftrlt urnnn mohroroMi ob,ifn.Stiche,, » v°l,ern Obsiegen. Auch wenn mehrere 
, treibo„Sl.eSt hahi».,walt vertretene Streitgenossen sämt- 
i  r'*ältnil’ ,st für iPii„Und die Kostenfestsetzung gemeinsam 

i0c4en(iallJ i,i„"r>von ihnen nur der auf ihn im Innen- 
„n er«ssp ZUsetzen “ ruchteil der gemeinsamen Anwalts- 
rü 1 die e4an. einer ’ (/Ü,enn die Gegenpartei ein besonderes 
ec|niichi hei(gerIOs getrennten Festsetzung geltend macht 

(Olp, lne andere glaubhaft machen, daß innen-
Dfresden I' osfenverteilung stattgefunden hat.

’ Beschl. v. 13. Mai 1941, 14 W 44/41.)

■^cht der Ostmarkcho2oiQ- -  Ar
v1; g  Abs; 1 EGBGB.; § 63 EheG.; Tsche- 

k i>  des"p?es bürn'i!ia,i  1919 betr. Änderungen der Be- 
I«etPi»8» ?MVer<ML~ l<% n Rechts über die Förmlich-1m .“ 'Sse /7t':vertra7r„J"ttu ^eems uoer uie rormnen- 

öst die E,,iNr-320 ,d‘e Ehetrennung und die Ehe- 
l,'chi8° kan, Vo" Tsei,?1? ’ der Gesetze u. Verordnungen). 
b ■ 1 die a0„.f^hen nach tschechischem Recht ge-

Frau ihren FamiliennamenS f c E B Ö * ? - - ....................^ 0r*gkeit wenn s*e inzwischen die-lang t hat
• Juni 1941, 1 a Wx 288/41.)

A&GBKq- -  A 
1 T AH.21

V f e i  2.,1  V b zl a.HaIb E obqb ,; §§ 1708- 1717 BGB-; § 166
Verabj1 k|aug^D *st eine besondere Ausgestaltung

3e | Lhen den,Altreich und der Ostmark 
P̂ teid̂ gegen ■n AuSirpt,,m|‘nf die Vorbehaltsklausel nebst 
Scke kr°ratsaa ,s* ArüM jungen nicht zur Anwendung.

V o r i g e n  .. P . »atz bei Ansprüchen von 
^ l l ^ d e l t  g? *̂U\Vend^ne^eBchen Kindern gegen deut-

l i S u f d ^ 8! " 8einenKErgzeugeSr UneheIkhen KindeS
u ^ d ete^de sm u tte rZeHUßf e:;ei uJ te[> der ebenso wie diese im 

’ hat für das Protektorat 
Er ist also Protektorats-

a<W/an un^deteni ae 
V ^d ^ \e rd MähJa"d w.?hnt
M ä^r.^de r^ fd en . “  ist also Protektorats-
M M 11' 9 der‘p rige Kind 6 Gpt'on erstreckt sich auch 
(RÄ■ veröi f 1. e r u n r ? ’ VS>- dazu die Reg-

o ‘l1Dl°if9r>tlicr:;1?40, jL fres /. 'otektorats Böhmen und 
kr],y hrp/'-V 1,. >m Rdp.1 d)le Protektoratsangehörig- 

ß de otÄ t 0 \ 17). ErI- des RMdl. v. 7. Juni 19?C 
Füh;:at B<r

Crs riiiclnR('.L|Un,d Mähren ist gemäß dem 
Reichskanzlers v. 16 März 1939

(RGBl. 1,485) Teil des Großdeutschen Reiches. Für die 
Rechtsverhältnisse der Protektoratsangehörigen im Ver
hältnis zu deutschen Staatsangehörigen ist also inter
lokales Recht maßgebend. Auf dieses sind im allgemei
nen die Grundsätze des internationalen Privatrechts unter 
Berücksichtigung der Eigenart des interlokalen Rechts 
entsprechend anzuwenden ( P a l a n d t ,  Vorbem. 15 vor 
Art. 7 EGBGB.; M a ß f e H e r :  StAZ. 1939, 182). In Be
tracht käme hier also eine entsprechende Anwendung 
des Art. 21 EGBGB., die darauf hinausliefe, daß das 
Recht der Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes, m it
hin das Recht des Protektorats und hier die entsprechen
den Vorschriften des ABGB. anzuwenden wären. Wenn 
das AG. demgegenüber Wohnsitzrecht zur Anwendung 
bringt, so kann dem nicht beigepflichtet werden. Aller
dings ist in jüngster Zeit streitig geworden, ob inter
lokalrechtlich an die frühere Staatsangehörigkeit oder an 
den Wohnsitz (Niederlassung) dort angeknüpft werden 
soll, wo es auf das Heimatrecht der betreffenden Person 
ankommt. Diese Frage kann hier aber unentschieden 
bleiben, da es sich um eine Protektoratsangehörige auf 
der einen Seite und einen Reichsdeutschen auf der 
anderen Seite handelt. Daß Protektoratsangehörige, die 
z. B. im Altreich ihren Wohnsitz hätten, nicht nach dem 
Rechte des Altreiches zu behandeln sind, folgt schon aus 
der allgemeinen Erwägung, daß sie nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit erworben haben. Demgemäß wer
den sie auch sonst wie Ausländer behandelt (z. B. in der 
Frage des Ehefähigkeitszeugnisses, P a l a n d t ,  Anm.2 a.E. 
zu §14 EheG., M aß f e i l  er: StAZ. 1939,139). Im übri
gen kann aber auch aus § 1 der VO. über die Anwendung 
deutschen Rechts auf deutsche Staatsangehörige im Pro
tektorat Böhmen und Mähren v. 20. Juli 1939 (RGBl. I, 
1309) entnommen werden, daß das Protektoratsrecht auf 
die Protektoratsangehörigen anzuwenden ist, wie um
gekehrt die Protektoratsdeutschen in Böhmen und Mäh
ren ihrem deutschen Heimatrecht, nämlich dem im 
Reichsgau Sudetenland geltenden, unterstellt sind.

§ 166 ABGB., der nach Obigem hier zur Anwendung 
kommt, ist gegenüber dem Rechte des Altreichs, dem 
der Bekl. untersteht, insofern für diesen ungünstiger, als 
jener die Mehrverkehrseinrede nicht zuläßt und hinsicht
lich der Höhe des Unterhalts nicht nur auf die Ver
mögensverhältnisse der Kindesmutter, sondern auch auf 
die des Erzeugers abstellt und eine Unterhaltsverpflich
tung des Erzeugers bis zur Selbsterhaltungsfähigkeit des 
Kindes gibt, sie also zeitlich nicht durch die Vollendung 
des 16. Lebensjahres des Kindes begrenzt. Der Bekl. steht 
demgegenüber auf dem Standpunkt, daß in entsprechen
der Anwendung von Art. 21 Halbsatz 2 EGBGB. vom KI: 
nicht weitergehende Ansprüche gegen ihn geltend ge
macht werden können, als sie die §§ 1708, 1717 BOB. 
vorsehen.

Art. 21 Halbsatz 2 EGBGB. ist eine besondere Aus
gestaltung der in Art. 30 EGBGB. niedergelegten Vor
behaltsklausel. Derartige Ausgestaltungen für den be
sonderen Fall finden sich im EGBGB. mehrfach (vgl. 
z. B. Arf. 12, 17 Abs. 4 EGBGB.). Sie sollen — so hier 
— den deutschen Staatsangehörigen internationalprivat
rechtlich vor Ansprüchen schützen, die weiter gehen, als 
sie nach deutschem Recht gegen ihn geltend gemacht 
werden können, oder aber jedenfalls (so Art. 17 Abs. 4 
EGBGB.) weitergehende Ansprüche als nach dem deut
schen Recht durchsetzbar auch bei beiderseits ausländi
schen Parteien in Deutschland verhindern. Nun handelt 
es sich bei dem Protektorat aber nicht um Ausland, bei 
den Protektoratsangehörigen mithin auch nicht um Aus
länder. Zu entscheiden ist also, wie weit die Vorbehalts
klausel und damit auch ihre besonderen Ausgestaltungen 
interlokalrechtlich den Ansprüchen aus einem anderen 
Teilrechtsgebiet, in dem eine andere Rechtsordnung gilt, 
entgegengehalten werden können. Der Kl. leugnet das 
schlechthin. Das ist nicht zutreffend. Allerdings kann die 
Vorbehaltsklausel im Verhältnis des Altreichs zur Ost
mark nicht angewendet werden. Das würde dem Ge
danken widersprechen, daß es sich hier um zwei gleich
berechtigte Teile desselben Reiches handelt und daß 
die Angehörigen des einen ebenso wie die des andern 
deutsche Staatsangehörige sind. Demgemäß enthält auch 
Art. 2 des Ges. über die Wiedervereinigung Österreichs 
mit dem Deutschen Reich v. 13. März 1938 (RGBl. I, 237)
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und übrigens ebenso § 3 des Ges. über die Wiederver
einigung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutschen 
Reich v. 1. Sept. 1939 (RGBl. I, 1547) einschränkungslos 
die Anordnung, daß die in diesen beiden Teilrechts
gebieten geltenden Gesetze bis auf weiteres in Geltung 
bleiben. Demgegenüber enthält § 5 des Führererlasses 
v. l.O k t. 1938 über die Wiedervereinigung des Sudeten
landes mit dem Deutschen Reich die Einschränkung, daß 
das bisher dort bestehende Recht nur insoweit weiter
gelten solle, als es nicht dem Sinne der Übernahme deut
scher Gebiete durch das Deutsche Reich widerspricht. 
Der Grund für die verschiedene Behandlung dürfte der 
sein, daß es sich auch bei dem Recht Österreichs und 
der früheren Freien Stadt Danzig in seiner Gesamtheit 
um deutsches Recht handelte, während die im Sudeten
lande geltenden Gesetze zum Teil von einer nicht 
deutschen Regierung, nämlich der des früheren tschecho
slowakischen Staates herrührten. Der Richter des A lt
reichs hat also bei der Anwendung der im Sudetenland 
geltenden Gesetze zu prüfen, ob sie den Grundsätzen des 
deutschen Rechts und der nationalsozialistischen Rechts
auffassung widersprechen und gegebenenfalls von ihrer 
Anwendung abzusehen. Im übrigen scheiden aber auch 
hier die Vorbehaltsklausel und deren besondere Aus
gestaltungen aus, da das dem Gedanken der Reichs
einheit widersprechen würde. Ein sudetendeutsches Kind 
kann also unter Berufung auf das für ihn geltende Recht 
gegen einen Altreichler auch weitergehende Ansprüche 
geltend machen, als sie die §§ 1708,1717 BGB. zulassen. 
Anders hingegen ist die Rechtslage bei Ansprüchen eines 
Protektoratsangehörigen gegen einen deutschen Staats
angehörigen zu beurteilen. Denn hier handelt es sich 
nicht um die Anwendung deutschen Rechts und bei jenen 
auch nicht um deutsche Staatsangehörige. Es ist also 
nicht ersichtlich, warum im Verhältnis zu den Protek
toratsangehörigen deutsche Staatsangehörige sich nicht 
auf die besonderen Schutzbestimmungen, die sich aus der 
Vorbehaltsklausel ergeben, berufen könnten. Dem kann 
der Kl. auch nicht entgegenhalten, daß ja hier eine Vor
schrift des ABGB. zur Anwendung kommt, d. h. eines 
Rechtes, das in der Ostmark und im Reichsgau Sudeten
land als deutsches Recht gilt. Entscheidend ist nicht, ob 
dieses Recht in einem Reichsteile deutsches Recht i st ,  
sondern ob es auch als deutsches Recht von deutschen 
Staatsangehörigen g e l t e n d  g e m a c h t  w i r d ,  und das 
ist, wie eben dargelegt, hier nicht der Fall.

Art. 21 Halbsatz 2 EGBGB. kommt also zur Anwendung.
(KG., 13. ZivSen., Urt. v. 3. März 1941, 13 U 6179/40.)

*
14. KG. — Art. 21 EGBGB.; § 166 ABGB. Der dem 

Altreich zugehörige Erzeuger des unehelichen Kindes einer 
Mutter früherer polnischer Staatsangehörigkeit kann sich 
auf die Vergünstigung des Art. 21 2. Halbsatz EGBGB. 
auch dann berufen, wenn kraft früherem innerpolnischem 
Recht die im früheren Galizien geltenden Bestimmungen 
des auch in der Ostmark geltenden ABGB. zur Anwendung 
kommen.

Die Kl. nimmt den Bekl. als ihren unehelichen Er
zeuger in Anspruch. Gemäß Art. 21 EGBGB. wird die 
Unterhaltspflicht des Vaters gegenüber dem unehelichen 
Kinde nach den Gesetzen des Staats beurteilt, dem die 
Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes angehört. Diese 
hatte am 23. Aug. 1938 die polnische Staatsangehörig
keit. Inzwischen ist der polnische Staat allerdings unter
gegangen. An seine Stelle ist zum Teil das General
gouvernement Polen getreten, das durch eine deutsche 
Regierung verwaltet wird, Im Generalgouvernement bleibt 
das polnische Recht in Kraft, soweit das nicht der Über
nahme des Gebietes durch die deutsche Verwaltung im 
Wege steht (Führererlaß v. 8. Okt. 1939 [RGBl. 1, 2042]). 
Gemäß dem polnischen interlokalen Gesetz v. 28. Febr. 
1926 entscheidet also das Recht des letzten Wohnsitzes 
der Kindesmutter in Polen, hier das in Lemberg geltende 
Recht, mithin das österr. ABGB. Dieses kommt hier 
jedoch als früheres polnisches Recht in Anwendung, so 
daß also ihm gegenüber auch die weitere Bestimmung 
des Art. 21 EGBGB. gilt, daß nämlich gegen den Bekl. 
nicht weitergehende Rechte geltend gemacht werden 
können, als sie nach den deutschen Gesetzen begründet 
sind. Eine Grenze zieht demnach für die Verpflichtung des

Wochenaü^!

»erM 'S '.Bekl. § 1708 BGB., so daß die Vermögens- {üa 
des Vaters, die nach § 166 ABGB. an sich zu ¡„ Ei11' 
sichtigen wären und dann mit Rücksicht a m J  gegen- 
kommen vielleicht eine Besserstellung des Knw ßc- 
iiber § 1708 BGB. bedingen könnten, insofern 
tracht zu bleiben haben. rr ¿430/.^

(KG., 13. ZivSen., Urt. v. 24. Febr. 1941, 13 U 4

*  , ghe-
lS - RG. — §§ 44, 89, 90 ABGB. Verabredungen 

gatten, die ihre rein persönlichen Beziehungen freu 
der Pflicht zur Gemeinschaft, zum Beistand un 
vom Gesetz abweichend regeln, sind unwirksa •

Die erste Scheidungsklage des Mannes_ führ e ttefl, £f
Abkommen am 26. Ökt. 1940, worin u.- -  . zU *■- ü 
klärten, sich ohne Scheidungsstreit tatsach lasse1* ^  
nen, jeder für sich zu leben und nun tun u 
können, was er wolle, und keinen Ansgru

die E h e g a £ > ;

Eheverhaitnis gegeneinander zu stellen. Pcl rau zurijtj 
die Scheidungsklage mit Zustimmung der .s,c,-rf,
die Frau erklärte, keine Widerklage einzll‘ f Sche.!alj eji 
am 19. Dez. 1940 klagte der Mann wieder ..¡düng V  
wogegen die Frau die Widerklage auf har’f* ¡de
Fall, daß das Abkommen keine Rechtsgc' 
hob. Das Gericht des ersten Rechtsgang an lcefl1̂ , 
Begehren ab, denn das Abkommen le.x+t;ch 
Willensmangel und sei auch nicht unsi \fef^cttLde> 
gültig, auch liege darin ein beiderseitige ¡dungsgru j,at 
die vor dem Abkommen liegenden p aS pu- ß . 
die allein geltend gemacht worden_ se{? - hat nF’■ ^  
infolge Berufung des Mannes — die r <■ „ a e io ^ i^ '  
Weisung des Widerklagebegehrens nien , r °RecWs.ykotti- 
das Urteil aufgehoben und die Sache u p aS A ¡,er- 
Vorbehalt zur Ergänzung zurückverwies ■ „,0g1*
men sei gesetzwidrig und ungültig, ° ocn ¡■¿’¿e 
weise ein Verzicht auf die Scheidungsg ¡fler so 

. . . . .  vor, was - <-
Verzeihung

seien die Scfieidungsgründe zu erörtern.  ̂ „ht un$'
Frau gegen den Aufhebungsbeschluß dend 
rechtliche Beurteilung der Rechtssache g erSten m  
die Wiederherstellung des Ur te i l sd  .dung®^ 
ganges, also die Abweisung des oc seiU
auch des Mannes an. ReCl1 j 0ch 1

Der Rekurs — mag er auch teilwei fssache .
konnte mangels Spruchreife der Ke -  ̂ (Ä
keinem Erfolg führen. , Rekur*enld’ i,{

J .  Entgegen den Ausführungen d e s ^  v.

- ‘ i sP

Verzeihung der Verfehlungen vor, nicht ^L’det
bedürfe. Lägen Verzicht oder Verzeihu Rekn^j#

i. Lnigcgui ucu nusiuuiwiife- - pfi v.
BG. beizupflichten, daß das Abkoni r̂eit 111 v u . 

mindestens in den für den Scheidu g gheG-. ¡¡jefl; 
kommenden Punkten ungültig ist. 1 , ghe ac,\ fl' , 
1938 (RGBl. 1,807) hat die den J
rein persönlichen Rechtsbeziehungen Geh' j ^ t
geregelt. Der Rechtszustand a“ *,fezichunge" tspreC?ttefl 
verändert geblieben. Diese Rechtsbe ghe et] fb ttjtS ' 
Gesetz der allgemeinen Bedeutung „  der ^
zwingend (§89 ABGB.). Der Verabred xJ f e te\i
ist — von der Unterhaltsfrage wm ___ keif lbtfe i^ictit 
mögensrechtlichcn Fragen â g eSop ¡ehunge." Lei' 
offengelassen, ihre persönlichen p  - sich. i”  \v'eC 
vom Gesetz zu gestalten. Sie kon , pflich .ß{
gegenseitig Rechte einräumen ouc n<ter
seitig verzichten. Eheg^ ¡ctafld iiA4

Eine Verabredung, In der sich . n 
zur Gemeinschaft, zum geg^nS, oQß.) ef \ 3Sslf ’r fl"  ̂
ABGB.) und zur Treue f§  ( ) Ä , < i  h£
sich das Recht einräumen, zu r .setz l!n ncrs0i i  de 
sie wollen, ist demnach mit dem , rein P go* ßtr 
ungültig. Die zwingend festgei g jie0 da ttejLdeif 
Rechtsfolgen der Eheschließung , die £ p as h ¡jbd 
Vereinbarung unverändert fort, , machen-. egatteIgcfie*' 
nen sie uneingeschränkt geltend m 
natürlich nicht eine freie Verfugungfheburlg ^  ^  
Ansprüche auf Nichtigerklärung, , en de? ¡¡i1’ -<

,uf. qü-I, nicht als rO‘&. n dies ..düng der Ehe, die sich nicht a s nCbeU

ein
tatsächliche

verstä__
Scheidungsgrund des § ̂  ^ " . " “ /.rden- 
kann ihm nicht beigepflichtet w -and 
lieh geschaffene, tatsächliche z



2007H e ft38] Rechtsprechung
ankert
K e?ätten^'roan den angeführten Rechtsbeziehungen der 
- r‘gen A„«,'e2n c,as Gesetz nach einer mehr als drei-

mag
oder

?!ese AufhpK6^1111̂  .der häuslichen Gemeinschi 
4t Un ,Dl!ng einverständlich geschehen sein oaer 
le den F k l„  4’eler und unheilbarer Zerrüttung der 

,?sPrUch pi,,??” 'eJn unter Umständen einen Scheidungs- 
?geleitet a,UmM so kann daraus nicht folgerichtig 
sp'r<aemeinsrü Ln’ >̂ a!  ̂ eine einverständliche Aufhebung 

Diese Trenn,.8 S ?^se^ mäßig und zulässig; anerkannt

Ibisse
ir«
i j f t *
Sch

'lese fr?  a s 8>eset zmaßig und zulässig anerkannt 
ein rp.-_ 'juuufi' ist, ebenso wie die Zerrüttung der 

ReriJ?1?achIic««' Zustand, an den d ~ 
intr ,.ts ° Sen knüpft. Ebenso unrichti.

das Gesetz
zuno- P;„ ° 2en knüpft. Ebenso unrichtig ist, die 
;hen u-,,, r 2e,rrütteten Ehe als unsittlich anzusehen.scsehen y  ;, «rruneten tue  als unsittlich an 

Ä i d , ,  daß die Zerrüttung der Ehe 
ppil(:!.dungs„ r.lf spirund ist, ist die Geltendmachung eines 
cifS'1?^en^Fi1„ es,,vom. Gesetz dem freien Ermessen des 
SchÜa!s gegen .pdfen überlassen, der demgemäß auch 

^'jjang anstrebt ^ Ulen Sitten verstößt, wenn er keine
° övj l-v, •

die'S AufkUn?„eint 3ber weiter, auf Grund der richter- 
e in Ä ? fhcht nach § 182 östzPO- wäre in 

grüM n v-26 ’ ob dle Ehegatten > . dem Ab-
Abs f̂esegenspH- ' J940 auf ihre damaligen Scheidungs
auf spricht hatten verzichten wollen. Gegen diese 
klärt1ln Ansnnlr,[, der Mann die Klage ohne Verzicht

h > keinpCw^.VrückSezogen und die Frau nur er-
nen irv, ... Wiaprl̂ Tpo-p f'in'/tiKrinnrf»n A o R rlno AI-.

k«Om Keinp W7“.7‘ uA*viäc-6UKcu U11U uw rrau  nur er- 
Un̂  n a im ühr.vf lderkIage einzubringen, daß das Ab- 
§.cheirt lc4e I'arir i?611 .,aber einen Verzicht nicht erwähnt 
^ fa w ^g rü nd e  ” äetzi&en Scheidungsklagen auf 
^Cun' ‘ ®oer knm slulzen> die damals schon Vorlagen. 
'vÜMPman einenmmi  ,es nicilt entscheidend an. Selbst 
v^niPnL doch m lf jhen Verzicht annehmen wollte, so 
^htin-i .ng stpü„ dem Abkommen in so engem Zu- 
®lcht w e,i des Atu/’ dag man ihm für den Fall der 

Ein„vllrde beirnpcl0m? ens einen selbständigen Bestand 
?llllehmße2ensei+-eSSen können.

iehIeng!;iVerzeihung der Eheverfehlungen an-
eine vvrur aucb alle Voraussetzungen. Ver- anc|». "■ .wiiien«äuRnr „ n„  ___,verfpi,, eine \y/;u - alle Voraussetzungen. Ver-

'^en t , ng erk-,,. r nsauberung dahin, aus einem als 
m rn W ,J legatten nint?n und gewerteten Verhalten des 

die Fhplni - ^ ? Igei un,Sen ,zu ziehen, son-
uß dazpdiiehe -T w e mit illm  fortzusetzen. Gerade die 

pi? Ero-iJdhren Pl” nuW  der ehelichen Gemeinschaft 
sich ’ riP" en R illen  zu verzeihen abzulehnen. 

l)L?,ühe[w der Fra„ pn\nach kein Grund, das Urteil zur 
¡« ^n, so m ur des Verzichtes oder der Verzeihung 
g»’ °b dann Pr„+es doch bei der Aufhebung ver- 
I  L beiderseits ,auf die Fragen einzugehen
%  2. |  ni*> um 7, behaupteten Ehescheidungsgründednß̂ .-C. 4 um 7„r''c “ “ ulJ,l,;tc.“  rmescneimingsgrunüe 
dun die AKöstzPO i r , r Prllchreifc zu gelangen (§513, 
Mi ®, dcr Fne'sung' ,ie b,lc,rbei ist darauf zu verweisen,- 

as dpi. Widerklage der Frau auf Schei- 
tiach R1fify?^scbuiden des Mannes einen 
gep-er Abs.3 EheG, selbst dann nicht

..„k pV'-'SUng- Ja. Wz-Tei ist darauf zu verweisen, 
aus dem —  F ” U “ * Schci'

enVmol! § 60 Abs.
Sü deseu  A nda 
daß H.UrteiIs k 
c h > f r Ant,
■ 17 o f?slgerweii 
iz: ¿9kt- 1940, V

ivSen r165L62 =
BeschI- v. 21. Mai 1941, IV B 20/41.) 

*  tHC4

ft- ’ V4 Qes- aber Änderung und
P riJ  § J594 BGBher Vo>-schriften v. 12. April 1938

K,lsch Zuläc«i„. oeruiungs-
^-GrV' *7-Okt f e ^ else gedeih werden kann 

(RQ-, 1V ;a2: kQz!'l6540fi’o V ?,n9/l ° U aUch 3 R 192/40IV "*‘ 1 R Q 7 1! . r 0> iV B  39/40, ai 
■ Ziv-Scn Z; l65> 62 =  DR. 1941,199»),

ucr p 's‘ des r —

F?“  sicherlBKp ‘ *]e?innt mit dem Tage, an . Ui a. St. P,_. tere Kp„ntnis VQn dpr Qeburt des
vendung des § 1594 Abs. 2 
’• 12. A pril 1938 (RGBl. I,

K’«»'iii , ia üKm|nune dl“ 1̂  *sf nur dann belügt, die 
he. >, aUsgpfr das bloß^AK63 von 11,111 ?u bestreiten,

,jn der^p b'ne an^W  nn4n*s von der Geburt des

,aU8s-pur das blnRp a? von 1,1111 zu bestreiten, 
« c -  hat l . e ndes ln „ Absfammungsinteresse des 
iM C X  Gni, Mari, T  SSe g'aubhaft macht, f )

V.

rraU sei a ** '*'** ^ueuunen uemeinsenair 
nn am 29. Juli 1939 zu einem

”■ s ö s  A u i S S i T ” d“  . K r r t S ' t a j Ä S
^ rau sei ^er e l̂e^ chen Gemeinschaft

: i K t 1 Mari« , 6*««wu4n maem. i
’ttie!^zlfeh dem V orb r^ ' 8m 10- APril 1921 die Ehe sJchen A„t,vo.rbringen des Kl Inh.-,.

gewissen K. gezogen, mit dem sie schon vorher ein intimes 
Verhältnis gehabt habe.

Mitte Mai 1940 habe der Kl. nach seiner Behauptung von 
seiner Mutter erfahren, daß seine Gattin ein Mädchen 
namens Gertrude zur Welt gebracht habe. Da der letzte Ge
schlechtsverkehr zwischen ihm und seiner Gattin ungefähr 
im Januar 1939 stattgefunden habe, könne er unmöglich der 
Vater des Kindes sein.

Er sei aber auch der Überzeugung, daß er nicht der ehe
liche Vater des während des Bestandes seiner Ehe von 
seiner Gattin am 31. Okt. 1923 geborenen Sohnes Franz sei, 
weil seine Frau mit einem gewissen Felix V. ein freund
schaftliches Verhältnis unterhalten habe und der eheliche 
Sohn des V. eine unglaubliche Ähnlichkeit mit dem minder
jährigen Franz besitze. Dies habe er erst im Mai 1940 er
fahren und'feststellen können.

Nach der Meinung des Kl. sei auch hinsichtlich des min
derjährigen Franz die dreimonatige Frist des § 158 ABGB. 
gewahrt, weil als Zeitpunkt des Erhaltes der Nachricht bei 
richtiger Auslegung der Bestimmung des § 158 ABGB. jener 
Zeitpunkt gelten müsse, in dem der in die Matrik einge
tragene Vater die Kenntnis jener Umstände erlangt habe, 
auf Grund deren er die Überzeugung von der Unmöglich
keit der Zeugung durch ihn gewonnen habe.

Übrigens habe er auch ein rechtliches Interesse daran, 
daß die blutmäßige Abstammung der beiden'Kinder ein
wandfrei festgestellt werde.

Der Kl. begehrt daher in der am 8. Aug. 1940 bei Gericht 
eingelangten Klage die Feststellung, daß er nicht der ehe
liche und blutmäßige Vater der beiden minderjährigen 
Kinder Gertrude und Franz sei.

Der Bekl. bestreitet die Behauptung der Klage, daß die 
Gattin des KL mit K. und V. ein Liebesverhältnis unter
halten habe. Unwahr sei auch die Behauptung des Kl., erst 
Mitte Mai von der Geburt der minderjährigen Gertrude 
Kenntnis erhalten zu haben. Es sei daher in beiden Fällen 
die Klage wegen Versäumung der dreimonatigen Frist ab
zuweisen.

Wie der Erstrichter aus dem Ehescheidungsakte 19 Cu 
380/39—24 feststellte, hat der Kl. am 8. Mai 1940 zu Prc? 
tokoll gegeben, daß er am 1. Mai 1940 von der Geburt der 
Gertrude Kenntnis erlangt habe, und ihm die Rechtsbeleh
rung erteilt worden ist, daß die Frist zur Bestreitung der 
Ehelichkeit der Geburt drei Monate betrage und am 31. Juli 
1940 ende.

Auf Grund dieser Feststellung und der Tatsache, daß 
der minderjährige Franz im Haushalt der Eltern aufge
wachsen ist und die Bestreitungsklage erst am 9. Aug. 1940 
erhoben wurde, hat der Erstrichter angenommen, daß der 
Kl. hinsichtlich beider Kinder die Bestreitungsfrist ver
säumt hat und wies das Klagebegehren in diesem Punkt ab.

Das vom Kl. offenbar unter Bezugnahme aus § 228 ZPO. 
behauptete rechtliche Interesse an der Feststellung der 
blutmäßigen Abstammung der beiden Kinder, das übrigens 
nicht näher begründet worden sei, könne, wie der Erst
richter weiter ausführt, nicht anerkannt werden, weil der 
Kl. nicht behauptet habe, daß die minderjährigen Kinder 
etwa von einem Nichtarier gezeugt worden seien. Die Klage 
sei daher auch in diesem Punkte mangels des Nachweises 
eines rechtlichen Interesses an der Feststellung der blut
mäßigen Abstammung unbegründet.

Das BG. bestätigte das abweisende Urteil des Erstrich
ters. Nach Ansicht des BG. ergebe die Bestimmung des 
§ 158 ABGB. in ihrem ganzen Zusammenhang unzwei
deutig, daß die dreimonatige Frist zur Bestreitung der ehe
lichen Geburt mit dem Erhalt einer verläßlichen Nachricht 
von der Geburt zu laufen beginne.

In der weiteren Begründung seines Urteils weist das BG. 
darauf hin, daß die vom Berufungswerber versuchte Aus
legung des § 158 ABGB. nur auf Grund einer gesetzlichen 
Änderung verwirklicht werden könnte, die für den Bereich 
des Altreichs auch tatsächlich vorgenommen worden sei. 
Durch § 4 Ges. über die Änderung und Ergänzung familien
rechtlicher Vorschriften v. 12. A p ril 1938 (RGBl. I, 380) sei 
die ursprüngliche Bestimmung des § 1594 BGB., nach der 
die Frist zur Anfechtung der Ehelichkeit der Geburt eben
falls vom Zeitpunkte der Kenntnis der Geburt des Kindes 
zu laufen begann, für den Bereich des Altreichs dahin ab
geändert worden, daß die Frist erst mit dem Zeitpunkte 
beginnt, in der der Mann Kenntnis von den Umständen 
erlangt hat, die für die Außerehelichkeit des Kindes spre-



2008 Rechtsprechung [Deutsches Recht, Wochcnausg;
abe

chen. Die Inkraftsetzung dieses Gesetzes sei aber für die 
Ostmark durch § 34 des bezogenen Gesetzes ausdrücklich 
Vorbehalten geblieben und bisher nicht erfolgt. Daraus 
ergebe sich, daß der Gesetzgeber es hinsichtlich der An
fechtung der Ehelichkeit des Kindes für den Geltungs- 
bereich°des ABGB. bis auf weiteres bei dem alten Rechts
stande belassen wollte. .

Das BG. pflichtet auch der Ansicht des Erstrichters bei, 
daß ein rechtliches Interesse an der Feststellung i. S. des 
8 228 ZPO. nicht gegeben sei. Die Abstammung der beiden 
Kinder von einem Nichtarier sei nicht behauptet worden, 
sie bleibe daher außer Betracht. Der Kl. habe sich erst im 
Berufungsverfahren zum Nachweise eines solchen Inter
esses ganz allgemein auf die Bestimmungen des Blut- 
schutzG. und des ErbkrNachwG. berufen. Es handele sich 
dabei jedoch um eine unzulässige und daher nicht zu be- 
achtende Neuerung. Abgesehen davon könne der allgemein 
gehaltene Hinweis mangels konkreter Behauptungen in 
keiner Weise genügen, um die Behauptung eines rechtlichen 
Interesses an der Feststellung i. S. des § 228 ZPO. zu be
gründen.

Die Rev. des Kl. ist nicht begründet. . t
In rechtlicher Hinsicht hält der Kl. an der Meinung fest, 

daß die Nachricht, mit deren Erhalt gemäß § 158 ABGB. 
die dreimonatige Frist zur Erhebung der Bestreitungsklage 
beginnt, sich nicht auf die Geburt des Kindes, sondern auf 
Umstände beziehen müsse, aus denen der Ehemann der 
Mutter mit Sicherheit darauf schließen könne, daß er nicht 
der Erzeuger des Kindes sei. Dieser Auslegung der Be
stimmung des § 158 ABGB. kann jedoch nicht beigepflichtet 
werden. Das RevG. hat bereits in seinen Entscheidungen 
vom 17. Juni 1940: RGZ. 164, 193 und vom 8. Aug. 1940, 
V III 22/40 zu dieser strittigen Frage mit dem Ergebnis 
Stellung genommen, daß für das Gebiet des österreichischen 
Rechts die dreimonatige Frist zur Bestreitung der Ehelich
keit der Geburt mit dem Empfange einer verläßlichen Nach
richt von der Geburt des Kindes zu laufen beginnt. Das 
BG. hat die Begründung dieser Entscheidungen übernom
men und damit die von der Rev. gewünschte Auslegung der 
fraglichen Bestimmung des § 158 ABGB. als ungerecht
fertigt erkannt, die nur im Wege einer Gesetzesänderung 
verwirklicht werden könne, wie .dies hinsichtlich der Be
stimmung des § 1594 BGB. auch tatsächlich geschehen ist. 
Eine solche Gesetzesänderung ist, wiewohl sie einem drin-. — , . .. p • 1 n _ 1-1—   1  ̂n. . «1 , 1 i V n 1 _

v n 7  163, ^Klage befugt ist, in seinen Entscheidungen „„d
und 164, 193 =  DR. 1940, 1959- Stellung genom^ g 0  

tsi___ Hip Bestimmung u ei

genden Bedürfnis nach Rechtsangleichung in dieser fami
lienrechtlichen Frage entsprechen würde, bisher nicht er
folgt Es genügt daher zur Widerlegung der Revisionsaus
führungen zu diesem Punkte auf diese Begründung zu ver-

una 104, iyo =  u k . des s '
das Klagerecht im Hinblick auf die Bestimm g wenfl 
ABGB. auch dem Gatten der Mutter eingerautw, d blut
ausnahmsweise an der Feststellung, daß a jnter^

o in  pio-pnes llber CW» *ausnaiirns weise an uer 1 esi&icuuug» ^ s in^1 vöfi
mäßig nicht von ihm stammt, ein eigenes über “ ^ach6 
des Kindes hinausgehendes Interesse glaubh • . golch
vermag. Im vorliegenden Fall hat jedoch der j en1 bloßvermag, lm vorliegenden ran nai derr)
Interesse nicht darzutun vermocht. V enIc nvrNachy,<J; 
Hinweis auf das BlutschutzG. und das Erb \X/enn. ;Hinweis aut das Biutscnutzu. unu u «  „  Wen®.,
kann ein solches Interesse nicht gefunden wer scha« 
der Rev. weiter im allgemeinen auf die id efl) 
hingewiesen wird, die dem Kinde erwachsen zUgehörtivinoe erwav-i^Y.-- 2ebu.. s 
es nach dem Gesetze einer a n d e r e n  Familie b UIn f . e
nach seinem Blute, so handelt es sich ,wie. ® nes Intere 
Interesse des Kindes, nicht aber um ein ei0
des Kl. „  n ein 1° a«iä

Die Untergerichte haben daher mit Rec , ef jjiutn1*

Anmerkung: Das vorstehende Urteil ist 
weis auf einen unhaltbar gewordenen k  Qese’z w0r' 
Sudetengau und in der Ostmark. Als ^ “ Fc'jrp(.i1tlicher ¿fit 
die Änderung und Ergänzung fammen , . jtreich ^¡j. 
Schriften v. 12. April 1938 (RGBl. 1,380) unserefü ¡ss« 
gesetzliche Regelung beseitigt wurde, _ , l1(Ti;verhal1;t1arfi

. iz. rtpin i» o  uiiselr'itnis
Regelung beseitigt wurde, die ffsverhal,t” ari' 

Ten nach voller Klarheit der Abstammm S(-e 0 ^ eji 
aufs schärfste___________  widersprochen hatte, wa jg6no .̂
gerade vor einem Monat in das Re'c ^gtvef 
worden. Es war d a m a l s  notwendig unr  setzes 6\ 0r- 
Tirh daß  durch 8  34 des angezogenen y *  Q s tn ia ^ j ße<

. A"'

ucn, uau uui u i q uw d iiguvsv... nsi“ *: in
w'endung des Ges. v. 12. April 1938 lh gilt *„ \$
läufig ausgeschlossen wurde. Infolge'ü : .  des
Ostmark und im Sudetengau die ReS nlir d 
ABGB. fort, die, weil sie eine Fnst „ertrag.1 
naten setzt, noch viel ungünstiger u ®  nie w“  
als die frühere Fassung des § 1594 BCd •> d a ^ W 1) 
vor Jahren als untragbar bezeichneten. der Usvor jaiiren ais unxragoai u uc iuu  «.-- .
tigen Gründe, das Ges. v. 12. April 1938 heu«„«fl 
noch nicht einzuführen, bestehen md ßeden9 jll(igei 

r. Da der Senat trotz der erh°b j  EntsĈ e IVl3, ,iOI- Tnioophp /Infi du» pruehenaen . < -mi
mehr, ua aer oenar rroiz uei Fnts1-1;- da1;,;
trotz der Tatsache, daß die ergehenden (vg) i ^  
die Abstammungsverhältnisse ^ ^ ^ ¿ z ia lis ^ fd h ä 'V  ' 
.„Einheitliche Lehre' gegen national®0«* Q
anschfuung“ : DR. 1941,183), an ®??fagre S?n

weisen. .
Aber auch im übrigen ist die Rev. nicht begründet. M it 

Recht haben die Untergerichte auch das Begehren auf Fest
stellung der blutmäßigen Abstammung der beiden Kinder 
mangels Nachweises eines rechtlichen Interesses an dieser 
Feststellung abgewiesen.

Das RevG. hat in seinen veröffentlichten Entscheidungen: 
TW. 1938, 245; RGZ. 159, 58 =  JW. 1939, 31347; RGZ. 161, 
326 (insbes. S. 328) =  DR. 1940, 5251 und RGZ. 162, 113 
(insbes. S. 115) die Abstammung als ein Rechtsverhältnis 
angesehen und daran festhaltend auch in den Entscheidun
gen RGZ. 163, 90 =  DR. 1940, 825 10; RGZ. 163, 399 (insbes. 
S 401) =  DR. 1940, 1590, ferner RGZ. 164, 193 (insbes. 
S 195) die Klage für zulässig erklärt. Diese Klage ist aber 
nach Ansicht des RevG., die es in seiner Entscheidung vom 
19 Febr 1941, V III B 2/41 und in der Entscheidung vom 
lü! Febr. 1941, V III 4/41 vertritt, keine gewöhnliche Fest- 
stelluncsklage, sondern sie steht mit Rücksicht darauf, daß 
das Urteil mit den für diese Klage in Anlehnung an § 158 
ABGB verlangten verfahrensrechtlichen Sicherheiten für 
die Richtigkeit des Urteils ausgestattet ist (RGZ. 160, 295 
=  DR. 1939, 1258!0; RGZ. 163, 402) einer Standesklage 
o-leich. Aus der Natur dieser Klage als einer Standesklage 
ergibt sich aber, daß zur Feststellungsklage der Kinder (im 
weiteren Sinne) außer der nach dem derzeitigen Stande der 
Gesetzgebung großen Bedeutung der ehesten Klar- und 
Feststellung der blutmäßigen Abstammung kein besonderes 
rechtliches Interesse erforderlich ist, ganz abgesehen da- 

■ von, daß jede Verzögerung dieser Klarstellung diese er
schweren oder sogar ganz unmöglich machen kann. Zur 
Feststellungsklage sind die Kinder im weiteren Sinne be
rufen, da es sich um ihre Abstammung handelt. Das RevG. 
hat zur Frage, wer außer den Kindern zur Erhebung der

anschauung“ : UK. 1V41, iöj;, au „ ,n u* »
deshalb zu hoffen, daß die R®cl‘ | “ f t|möglicl ril ^  
bieten des Großdeutschen Reiches * v. l 2,£ntsc'‘ 3 
Gesetz dem Stände des Altreichs ( ■' <jer j
angeglichen wird. Der Senat selbst h< QSlrn 
die widersprechende Gesetzgebung„  htsanglel 
im Altreich hingewiesen und eine k
wünschenswert bezeichnet.

RA. Dr. H e l m u t  Sey de1

*  45 *S |f V'
* RO.. —.88 1313a, 1315 A B O B ^ v?k a g & j** 17. RG. -  §§ 1313 a, 1315 k & f  V >

KraftfG. v. 26. März 1935; Tscliecl ^  d,e Jjei'raftfG. v. 26. März 1935; >sc“c^ X ” über 4,c. ieje#
3. Mai 1923 (SIg. 1923 Nr. 95);: 2. VO• B QeW 
der Rechtspflege in den s“ detend jíglJ1
2. Dez. 1939 (RGBl. I, 1758); V % ^ rrcich 
tung der Rechtspflege im eFpbr. 1939 § ¡0tung aer icecuispueKc m* 
sudetendeutschen Gebieten v. 28.» • uec\>^t $

36U Betriebsunternehmer i. S. des
v. 26. März 1935 ist derjenige, der da ¿¡ejen ^
eigene Rechnung im Gebrauch f1 solch6 J
gungsgewalt darüber besitzt, d>
voraussetzt. t,„densersatzljIIi ve /

2. Die außerkontraktliche Sc a gcj,ade» j, (
§1315 ABGB. setzt voraus, daß “ er Anspfu ß
des Geschäftsherrn, dessen Haftu g (s c K i/

’ jptendeU VeP t*udeie” ,„r '  nmen w ird , seine Ursache hat. sUd e t ( *„7,
' 3. Soweit in Rechtssachen aus den ^  g j  /
bieten oder aus dem La" de „  durch h6cl)t fl“ /  
lung vor dem RG. eine Vertretung de„  n c , 
gelassene Rechtsanwälte stattlindet, A„wgelassene Rechtsanwälte staffhndet, 
Gebührensätze der deutschen RA*J
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Alt-

Straßenseite durch

r ,rn es ha* ,
16,1 geI(Cncip“ Cp die Wertberechnung nach den i 
Die Kl f Bestimmungen zu erfolgen.

die Fahrnu® ^9. März 1938 gegen 
dP Ortschaft i ad au  ̂ *hrer linken Stral 
C 'lfiC?rstbeki a“ g,enI,utsch. Ihr entgegen kam der von 
Gäiü ■ • ln rt,-ielenkte Lastkraftwagen Skoda-Diesel 
ma|! e aber die Augenblick liefen dem Lastauto 
AbbPm scharen ah*r!3uhn’ was den Erstbekl. zu zwei- 
'Vowmsen stellt« Abbremsen veranlaßte. Durch das 
mith die Kl v l S1i ,  das Lastauto quer über die Straße, 
Hoi„em Pahrrari01 Vorderteil des Lastautos erfaßt und 

Dasaan £edriVu+a” _de? atl die Straße anschließendenun gedrilM i. uen a
I930 7 “ aglichp .VVU1UC* 
den v?n der ZwP;+ka,u,to war mit Kaufbrief v. 11. März 
gekjs+jChdem h». S  ■ an den Drittbekl. verkauft wor
fe le

den. b^dtliche'n" r,t-as™raltwagcn von der Zweitbekl. 
5  Kaufbr: * Übernahmeprotokolls übergeben worbten ^ « ICI V. 11 m o o  t.........

geleit :Lndem dPr n  aen Drittbekl. verkauft wor- 
briei e* Und fr,r P ri^bekl. die vereinbarte Anzahlung

lilSäracht haitPRel . d?u„Ka“fpÄ s ?arantj e'<8.Ms,. c'gebracht i  L  r̂ ST ües Kaufpreises Uarantie- 
hiif 1938 der < -> war ihm am Nachmittag des
den. im v-ftlichen n i^K ra ftw agen  von der Zweitbekl.

'■U
fügun^-n einen' A "T  ,ule L’auer von einer Woche un- 
cci dgr z“  stelienu?,ut®cbsprechenden Monteur zur Ver
sah« i ■¿Wei*k„t . natte. In dieser Eigenschaff war der

j er Tg srellgn ,-~ -*» iJ » :u ia iu c ii  m onieur zur '
Sabe h«' 'Veitbeh( u „  *n dieser Eigenschaft war UCi 
a!n 2q x,.dem iac'+ °^dienstete Erstbekl. nach der Ober- 
e,Snetp 3.arz 193» taul °  geblieben und hat bei der Fahrt 

Dje -den W aiP„  1er sich der Unfall der KI. er-Ule L'r 11 WatTo ucr b
erlitten %  die i?e-n K ^ n k t  44 w ?. hat \  bei dem i Trverftl Unfall schwere Verletzungen
2-Ur W,v7 nnd einPgt Scbadensersatz in Höhe von 'vcJpt-r,.. c»ner mrk«o+i:«t— r»______  ^qq

Die Scha-
hensê a rfererIangun^ "JonatI>chen Rente von 
A^bekt a?sprüchp der Arbeitsfähigkeit, Die bena- 
h feitb i , aIs den r „ df r KI- richten sich gegen den 

f  - Detr- .Und , P„ : nker des Kraftwagens, gegen die 
h Das P 'ebsUnleg f  n den Drittbekl. als Eigentümer 
L^hren^gericht hekmer des Wagens.

¡d* als Richtern7  nack Beweisaufnahme das Klage- 
& „Pas gp11 Recht h A e .̂en ade dre’ Behl- dem Grunde 
^ d e r ^  .hat d;Pbe?tei,end erklärt.

U(-‘n K . Mi '■•^sciiu imuic cniscneiuung an- 
h?i iür beri ttbuekL den 1Jl.R*chtung gegen den ErstbekL 

»ber echtigt "  i,.Klageanspruch als dem Grunde 
’ \^as dabgewkS(!nk 'art. die Klage gegen die Zweit- 
>st’ akr4f C  Uaftunfr bab Die Rev- waren erfolglos, 

das Bo®'6!18 im Ö7d,6+S E r s t b e k l . ,  des Führers des
> »
der ?s RöSt“ s im "V T 0 *- ■ S I D e K 1., aes runrers ües 
8ch,.laicht in 0b,.r7,Cltpunkt des Unfalls, betrifft, so 
nicu+den d * daß ^ - 1ilst!!nniung m‘t dem Erstgericht 
Liih die v Sselben „ cb, dle Beweisaufnahme ein Ver- 
Ein \,ng ün?irs-b rifts. ackgewiesen sei, indem derselbe 

O i^chu i ^handlm,1̂  sachgemäße Vorsicht bei der 
bt;,rj6 Revic?den der izig des Wagens angewendet habe. 
, bildet. t’ 0nsangri f f o ' iVerneinen die Vorinstanzen. 
Rah, Es e‘r des Erstbekl. sind sämtlich un-K  drschcint ,
v- 4!riehsijl'+D r f t t ^ p iw ^ ig ’ zunächst die Frage der 

M Ä r n e h , ! ^  k L zu erörtern.& i if r z n
S a '  Uechn*?1 derjeni^0' ,,ues S IschechKraftfG. 
Mfau^gcwau11? in n 5 f ’ der das Kraftfahrzeug für 
h^en^tzt â darüberQhbr?/,ch hat und diejenige^^Ver- hek! nde i '  Die v ° 6r. besitzt, die ein «nirfJr n ,,h r,„rh!, .,e Last Ie ^erfiia,?81*2^ dle ein solcher Gebrauch
ß^itbd?durchaui°  ist fm ’ oSBgex^aIt über das in Frage 

ih,.> 2  uberee/® 28' Marz 1938 auf den Drift \Pso>-i aCr \/„ p?gangen rfoR a«« a __von der

ÜQr de. 
der' zut

prfm., rt uoerp-pp.. ‘■«•marz iy jö  aut ( 
w ■ bSprt dlr Ver^äufPgen’ daß das Auto
Wtdenrit.theklSf .Prittbekiin’ nuCh u i’ dem Wohn' und hnKr?p. ¡st, • f9rmliCk gebracht wurde und dort 
ÜlJdfit ^bnet^rfuber PinUnd ordnungsmäßig übergeben 
•,bt"  ¡ ¿ t t e l ! 0bernahmnP Vo"  , beiden Vertragsparteien 

«u/1 ^a«rPr Drittüp) , p7?l°R°li aufgenommen wurde. 
S ^ ffe g 6'1 erworbendn  Volle tatsächliche Gewalt 
Vp'd’gen l Usiührt £ü' Wagen stand, wie das 

"'al0|1de!’ nün -^Wahrs-,,!,011 diesem Augenblick an in 
C n Una Q atl über Sdap" |e des Drittbekl. Er allein 

Wohi,.er nunmehr ̂ ? K en zu disponieren. Ins- 
zu pa, mit deine\vy a ein daruber zu befinden, 

derr?en aüotscbe>den .?gen gefahren werden solle;
^ ^  9 ^ bclfdfÜhr‘ werd5nSX eich TransP°rte mit 

k11 Sejh deneti Ai,tdeilrSP ten oder °b zunächst 
^m icu^m Fahrer'°pFahrte,n .genmeht werden 

^lernen legenheit zu geben, den
Uaß dem Drittbekl. für das

Einlernen seines Fahrers ein Monteur zur Verfügung 
stand, den ihm die zweitbekl. Firma in der Person des 
Erstbekl. vertragsmäßig eine Woche lang überlassen 
hatte, steht der Betriebsunternehmereigenschaft des Dritt- 
bekl. nicht entgegen, solche Dienstüberlassungsverträge 
sind im Rechtsleben nichts Seltenes; sie lassen das 
Dienstverhältnis zwischen dem Dienstberechtigten und 
dem Dienstverpflichteten unberührt, haben aber keines
wegs die Wirkung, daß der Betrieb desjenigen, dem der 
Dienstberechtigte seinen Angestellten zur Dienstleistung 
uberlaßt, sich dadurch in einen Betrieb des Dienst
berechtigten verwandelt. Es ist für die auf der tatsäch- 
hchen Verfügungsgewalt über den Wagen beruhende 
Betriebsunternehmereigenschaft des Drittbekl. also gleich- 
gwbg» daß es sich bei der Fahrt, die am Vormittag des 
¿9. Marz 1938 mit dem Lastwagen ausgeführt worden 
's\ ™ 1 ei,ne „Probefahrt“  gehandelt hat, bei der der 
Erstbekl. den Wagen lenkte, während der Chauffeur des 
Drittbekl. daneben saß, um sich anlernen zu lassen. Es 
ist wohl überhaupt ungenau, hier von einer „Probefahrt“  
zu sprechen, weil dadurch das Mißverständnis hervor
gerufen wird, als wenn an der durch die erfolgte Liefe
rung und Übernahme des Wagens geschaffenen Rechts
lage noch irgend etwas unsicher oder ungewiß gewesen 
wai7> was aus den angegebenen Gründen keineswegs 
zutrifft. Der von der Rev. schließlich noch geltend ge- 
n' ad 'K  Umstand, daß der im Auto befindliche Betriebs
stoff bei der kritischen Fahrt am 29. März noch von 
der zweitbekl. Firma stammte und daß das Auto an 
diesem Tag noch die Nummer der zweitbekl. Firma 
trug, ist, wie das BG. richtig erkannt hat, für die recht
liche Beurteilung ebensowenig entscheidend, wie der 
weitere Umstand, daß der Drittbekl. an diesem Tag sich 
noch nicht gegen Haftpflicht versichert hatte. Entschei- 
dend ist vielmehr allein die feststehende Tatsache, daß 
seit dem Nachmittag des 28. März 1938 das Lastauto 
im alleinigen Gebrauch des Drittbekl. stand und seiner 
ausschließlichen Verfügungsgewalt unterlag, weshalb er 
als der Betriebsunternehmer des Autos i. S. des § 45 
KraftfG. anzusehen war. 8

UL Was die z w e i t b e k l .  F i r m a  betrifft, so hat 
das BG. dahin entschieden, daß der Kiageansprucli 
gegen diese nicht zu Recht besteht.
_ Das BG. erklärt zunächst, daß eine Haftung der 
Zweitbekl. auf Grund des KraftfG. nicht in Betracht 
komme weil sie zur Zeit des Unfalls nicht Betriebs
unternehmerin i. S. des § 45 des genannten Gesetzes 
gewesen sei. Es sei daher nur zu prüfen, ob eine Haf
tung der Zweitbekl. aus §§ 1313a oder 1315 ABGB. 
hergeleitet werden könne. Beides wird vom BG ver- 
neint, aus folgenden Gründen: § 1313a setze ein be- 
stehendes Schuldverhältnis voraus, auf Grund dessen 
die eine Partei der anderen zu einer Leistung verpflich
tet sei; dann hafte der Verpflichtete der anderen Partei 
r e*n Verschulden seines Erfüllungsgehilfen. Ein sol

ches Schuldverhältnis habe aber zwischen der geschädig
ten KI. und der Zweitbekl. nicht bestanden, so daß also 
die ZweitbeW. der KI. aus § 1313 a ABGB. nicht hafte. 
8. ‘ 315 ABGB. betreffe dagegen die Haftung außerhalb 
eines bestehenden Schuldverhältnisses; hier haftet der
jenige, der sich einer untüchtigen Person zur Besorgung 
seiner Angelegenheiten bedient, für den Schaden, den 
die Person in dieser Eigenschaft einem Dritten zufügt. 
Der Rechtsgrund für diese Haftung liege in der vom Ge
setzgeber in den Erläuterungen zur dritten Teilnovelle 
zum ABGB. hervorgehobenen Erwägung, daß es das 
durch den Willen des Geschäftsherm geschaffene Un
ternehmen sei, in welchem der dem Dritten entstan
dene Schaden Ursache und Ursprung habe; daß den 
Vorteil aus dem Unternehmen der Geschäftsherr ziehe 
und daß derjenige, der den Nutzen aus dem Geschäft 
ziehe, auch dessen Gefahren tragen müsse. Im vorliegen
den Falle nun habe die zweitbekl. Firma die Arbeitskraft 
und die Fachkenntnisse des Erstbekl. in der Führung 
von Kraftfahrzeugen dem Drittbekl. überlassen- hpp 
Drittbekl. allein habe für die Zeit der Einschulungsfahr 
ten über die Tätigkeit des Erstbekl. zu v e S S t  
habt; der Erstbekl. sei während dieser Zeit „ i. r  S  
Drittbekl. tätig gewesen und habe L S  d^sLn Wei
sungen sich zu richten gehabt; der Aufsicht der zweit 
bekl. Firma habe der Erstbekl. wahrend d ^ e r  Z d i
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nicht unterstanden. Daher seien auch die Voraussetzun
gen für eine Haftung der zweitbekl. Firma aus § 1315 
ABGB. nicht gegeben. Das BG. lehnt eine Haftung der 
zweitbekl. Firma aus § 1315 ABGB. außerdem aber 
auch noch aus dem weiteren Grunde ab, weil es sich 
bei dem fehlerhaften Fahren des Erstbekl. am 29. März 
1938 nur um eine vereinzelte Unaufmerksamkeit des
selben gehandelt habe und weil während seiner_ langen 
Beschäftigungsdauer bei der zweitbekl. Firma Fahrver
stöße bei ihm sonst nicht vorgekommen seien, so daß 
also von einer Untüchtigkeit desselben i. S. einer ihm 
dauernd anhaftenden Eigenschaft, wie sie § 1315 ABGB. 
voraussetze, nicht gesprochen werden könne.

Es ist der Auffassung des BG. durchaus beizupflich
ten, wonach die in § 1315 ABGB. statuierte außerkon
traktliche Schadensersatzpflicht des Geschäftsherrn zur 
Voraussetzung hat, daß der Schaden iri dem B e t r i e b  
des Geschäftsherrn, dessen Haftung in Anspruch genom
men wird, seine Ursache hat. Dafür spricht sowohl der 
Wortlaut des § 1315, wonach es sich um „Angelegen
heiten“  des Haftbarzumachenden handeln muß, als auch 
die vom BG. zitierte amtliche Begründung zur dritten 
Teilnovelle. Der Schaden, den die Kl. am 29. März 1938 
durch den in Frage stehenden Lastkraftwagen erlitten 
hat, ist nun aber eben nicht im Betrieb der zweitbekl. 
Firma, sondern im Betrieb des Drittbekl. erfolgt. Denn 
der Lastkraftwagen, der der KI. den Schaden zugefügt 
hat, war am Tage vor dem Unfall dem Drittbekl. über
geben und in dessen Betrieb überführt worden. Es ge
nügt in dieser Beziehung, auf die Ausführungen unter 
Ziff. II Bezug zu nehmen. Der Erstbekl. hat also am 
29. März 1938 bei der kritischen Fahrt als Fahrer im 
Betrieb des Drittbekl. gearbeitet. Es ist dabei, wie eben
falls schon weiter oben ausgeführt ist, rechtlich gleich
gültig, daß sein Angestelltenverhältnis bei der zweitbekl. 
Firma weiterbestanden und er von dieser seinen Lohn 
erhalten hat. Ebenso unerheblich ist es, ob der von ihr 
gezahlte Lohn von der zweitbekl. Firma in den Kauf
preis einkalkuliert worden ist, den ihr der Drittbekl. 
für das Lastauto zu zahlen hatte; auf jeden Fall gehörte 
das Lastauto seit dem 28. März 1938 zum Betriebe des 
Drittbeklagten.

IV. Die Entscheidung im Kostenpunkt bedarf schließ
lich ebenfalls noch einer Erörterung.

Ober den Klageanspruch gegen den ErstbekL und 
gegen den DrittbekL ist nur dem Grunde nach ent
schieden. Insoweit war daher die Kostenentscheidung 
dem Endurteil vorzubehalten (§ 393 Abs. 4 mit § 52 
Abs. 2 ZPO.). Der Klageanspruch gegen die Zweitbekl. 
ist durch die getroffene Entscheidung dagegen endgül
tig  erledigt. Insoweit hatte also schon jetzt Kostenent
scheidung zu erfolgen.

Diese Kostenentscheidung hatte zunächst dahin zu 
gehen, daß die KL, da sie gegenüber einem der drei 
Bekl. (gegenüber der Zweitbekl.) endgültig unterlegen 
ist, die G e r i c h t s k o s t e n  zu einem Drittel zu tra
gen hat. Ferner hat die KI. der Zweitbekl. die Kosten 
der R e v i s i o n s b i e a n t w O r t u n g  und die Kosten 
der R e v i s i o n s v e r h ä n d l u n g  zu erstatten.

Was die Kosten der R e v i s i o n s b e a n  t w  o r t  un  g 
der Zweitbekl. betrifft, so haben die Tarifsätze und die 
Streitwertberechnungsvorschriften des tschechoslowaki
schen Advokatentarifs (RegV. v. 3. Mai 1923 SIg. Nr. 95) 
zur Anwendung zu kommen. Nach § 4 dieser VO. hat 
die Bewertung des Streitgegenstands nach den Bestim
mungen der §§ 54 bis 60 JN. zu erfolgen. Gemäß § 58 
JN. ist als Wert eines geltend gemachten Renten
anspruchs bei unbestimmter Dauer desselben das Z e h n 
f a c h e  der Jahresrente anzunehmen. Im vorliegenden 
Fall also ist der Wert des eingekl. Rentenanspruchs 
von 72 31M monatlich mit 8640 3tM anzusetzen. Der 
Wert des gesamten Streitgegenstandes beträgt daher 
(5340,90 +  8640=) 13980,90 31M. Bei Zugrundelegung 
dieses Streitwertes berechnen sich nach dem genannten 
Tarif die Kosten der Revisionsbeantwortung der Zweit
bekl. auf 185,60 ¡UM. Diese Kosten hat die Kl. der 
Zweitbekl. voll zu erstatten.

Was die Kosten der R e v i s i o n s v e r h a n d l u n g  
angeht, so hat die Bestimmung des § 8 Abs. 2 der 
zweiten VO. über die Ausübung der Rechtspflege in den 
sudetendeutschen Gebieten v. 2. Dez. 1938 (RGBl. I,

--------  - -  ---------------  , ße-
1758) zur Anwendung zu gelangen. Naci+ djcm 
Stimmung richtet sich für das Verfahren v <jen 0 
die Vergütung der Rechtsanwälte nach den gleich 
ihrer Zulassung geltenden Vorschriften. ( ¿.an 
Bestimmung enthält für Rechtssachen aus Über e‘ 
Österreich der § 24 Z. 1 der VO. zur weite [RG+I 
tung der Rechtspflege usw. v. 28. Febr. ständ*S 
361]). Diese Bestimmung hat der erk. ben. Vertfe, n) 
Rechtsprechung so ausgelegt,1 daß, wenn y re[ciiis+eI{Rechtsprechung so ausgelegt, daß, wenn “  eichjScBe' 
vor dem RG. in sudetendeutschen (oder ost ri jggsem 
Rechtssachen durch einen der beim pUA„v,ülirerlS ,rli 
Rechtsanwälte erfolgt, sich nicht nur die y  • —< an.Rechtsanwälte erfolgt, sich nicht nur uic ~  dann 
nach der DRAGebO. richten, sondern dan ^  stre 
die im Altreich geltenden Vorschriften u ,ic(rendcnr i/0. 
Wertberechnung anzuwenden sind. Im ,Y,orAi.q 3 
ist daher für die Wertberechnung § 1° , 
maßgebend, wonach bei Ansprüchen a rsChriftefl, ,{S 
einer Geldrente, die auf Grund der c ¿rund J 
HROR i ih p r  i in p r ln i ih fo  Hflndllinö'Cn OUCT narhtCS r-.n.
L1I1LI vJLlUl Lll ILj U1L dul vji uuu ollT
DBGB. über unerlaubte Handlungen oder 1 neClites 
DKraftfG. erhoben werden, der Wert d t der 
die wiederkehrenden Leistungen, falls „ „ rin<rer >st’ 
samtbetrag der geforderten Leistungen g BezUgr Je# 
den f ü n f f a c h e n  Betrag des einjährig. ejngeid+ rw.....„i. Aor Wert des eufo.-oO»

g«;
iin 
b e-

eien r u n i r a c n e n  oeuag ucs ,us eiüSKnnV
rechnet wird. Danach ist also der Wert - . ¿20
Rentenanspruchs von 72 3tM monathe stan'as ^
und der Wert des gesamten Beschwerde^ s para^f 
(5340,90 +  4320 = )  9660,90 MC zu berechne + nWaI de 
gibt sich nach der DRAGebO. eine „  zliS{eb $  
Zweitbekl. für die Verhandlung vor d1em , d an + o^  
Gebühr von 261,30 M l,  welcher Betrag sn- 26V^e!ji

m m ü  DRAc,er ;-R erser Betrag steht nach § 51 Titsache>, < aUcl1 
Zweitbekl. ungeachtet der J L eitber: ¿c» 

in der Revisionsverhandlung außer der nämjlC,ngA' 
noch den Streitgenossen der Zweitb ’’ d,e j.¿et1'

erhöht. Dieser
Anwalt der Z \-----------  —Q-
in der Revisionsverhandlung 
noch den Streitgenossen de* r — - aa -
Erstbekl., vertreten hat, nur einmal z > cheAü".:e 

3. — anders als der tschechos low a^^für

'hSdoei 
1 dem,.
i l f te /v o n  %

nat aDer jeuer uei uciucu — T'^eitbe^Vr^ifte
träges zu tragen. Daher kann die Z ^  die H + t +

rf U*frag ¡,D

GebO. — anders als der tschechosiovva.'- . für “ ‘7 ist 
tarif — _auf dem System ̂  von Pausch ß ^nZ aufg®bag ^

"C diesen

lS f|
hat aber jeder der beiden nur die a. . . .

la ru  — aui uein oysieiu vun ■ gl
samte Tätigkeit des RA. in der b>st+ esell d^ ; »; 
Dem Anwalt gegenüber haften fu+ J chaldner’sstb+ 
Zweitbekl. und der Erstbekl. V
Verhältnis zwischen der Zweitbekl- uHä]f{e die der

xrages zu uugeu. uauu ur die *
ihr gegenüber unterlegenen KI. aucn erst31 
genannten Betrages, nämlich 133,'° ’ uj.)
langen. 4J \J\W

(RG., V III. ZivSen., U. v. 30. April l y 1

*  dem bei
18. RG. -  §§ 91,1327 ABGB. Wurde ̂  M  f iL ß g  

Verkehrsunfall Getöteten seiner Gm» .. sein 7 A + er 
desgemäße Unterhalt zugewendet, w naCh § ‘ f*  g le ^ i 
ihm dies ermöglichte, so steht der W« AnsprueJ¿,001^ V  
gegen die haftpflichtige Person eI“  ,eichen X.?I|.eflde eIi, 
Höhe, also über das Ausmaß der gebug
hinaus zu; denn der nach § 91„^ .;ngste ^ uS0 
ständige Unterhalt bildet nur das gering ß4K 1'
was ihr zu ersetzen ist. ,. ¡941, v [N'J

(RG., V III. ZivSen., Beschl. v. 5. J

*  16
19. RG. -  § 1425 ABGB.; § 307| cdd! e V äJef  S^“1 

im Gegensatz zu § 307 EO. nur das 7Wecke jö
auch die Pflicht, den Betrag zu 
befreiung bei Gericht zu hinterleg allS O- j A^

Die Eheleute Wilhelm u£n^  ̂ ^ a u fv e r t r ^ f  
einem von dem Bekl. verfaßten 1 A- 
1934 der Kl. das Haus Nr. 1°4° it9 vor ^  J  
68200 K verkauft. 10200 K waren b ^  ßyp A-( 
nung des Vertrages gezahlt word^” ’ arkass p 
gesicherte Forderung der  ̂ Bez.rkssp^ gsöüO

. die 

u+.+fgesicherte Forderung der Beztrus»,^ 3 8 ^  0 «  
Nebengebühren im Gesamtbeträge’ übern o g  V«J K  
Kl. in Anrechnung auf den Kaufpre* rleg‘- ^ „ » t  • tr  
Rest von 19500 K bei dem Bek . him drelJ  ¡¡yR^ 
haben sich verpflichtet, innerhalb' * 000*  ¡),m \ /  
verkaufte Haus mit Ausnahme der üb deu J' ^
lastenfrei zu machen. Der Bekl. hat v ^  v 
legten 19500 K zusammen 8013 1̂
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Ä t d?e^Rpf^s Dauses zu beseitigen. Nicht gelungen ist 
0000 R cierF1UD^ l4e? Hauses von einer Hypothek von 

;;Qn 24onn tz11', ‘ Aktienbrauerei und von einer Hypothek 
"erkauft» des A lhe im  K. und des Franz A., obwohl 

6l®lage haftete " aUS *dr *3e'3e Hypotheken nur als Neben-

?*Sa ^  in5 Â aS Haus an Frieda V. in N. und diese es an 
i-'!'a|igsverstei 'yede):veH<aulE Dieser wurde das Haus 
f r  mit ein Sert, bei der Zwangsversteigerung fiel die 

^ha lts f0rjg ff[ns' e eingetragenen Wohnrecht und einer

iter
ms
% i  ___ ;

ihr ~di'e durchzuführen sei und deshalb der

Heft 381

Reichsarbeitsgericht

sie von crem nein, aie ¿.aniung uer 
¡hltnit,0£, da« v lnteHeSten 11487 K, weil er seiner Ver- 
dpf aek°mnipn aus lastenfrei zu machen, schuldhaft nicht

t, ut der K , s  aus.
JJH1 bei ihirâ ;i° rdert sie von dem Bekl. die Zahlung der

hgek* '
aber auch, weil" die Lastenfreisteliung 

‘ >hr dip „■ E ehr durchzufiihren sei und deshalb der 
Pes*8?- Das verbrauchten 11487 K zurückzahlen

®t> daß der R n cbl hat nach Beweisaufnahme fest- 
maJ/h den Aut* Bekl- nur von den Verkäufern, nicht von 
UnfOen, und erhalten habe, das Haus lastenfrei zu
cW,‘® Enthaft,,!, erj alles getan habe, was er tun konnte, 
aL®, den crpn1̂ ., es Hauses zu erreichen. Es verneint 
We;f r,?n Bekf 7,?nV,.gemachten Schadensersatz, verurteilt 
J ,0,ie Enthäft,, Hinterlegung des geforderten Betrages, 
,.M‘aJb den Be,'"® njcht mehr möglich sei und der Bekl. 
durri! n]hsse, 0u a^’ den er noch in Besitz habe, heraus- 
öas n '̂Uen Peeh1n tdle. Kl. oder die Verkäufer, könne nur 
. Dip ’ hat der d , * zwischen diesen geklärt werden, 
'st b a«  § 50., .^ ru fu n g  des Bekl. nicht Folge gegeben. 

■ J iw  o - nd 4 Z P 0 . gestützte Rev. des Bekl.

A „ira8 a n 'm ^ fi^ ’eh, den bei ihm noch befindlichen
?eldbe? ekl-
kl. An. ra8 an riio'iz,ou'rl> aen bei ihm noch behndlichen 
etltsehif,jruch auf ;i ' zu zahlen, weil auch die Verkäufer 
!H e pfen Word»» e.rheben und noch nicht rechtskräftig ,..::‘ oen sei. w,em
di, les würrtp ;uei’ Wem die Forderung gegen

reflben> denl Rpt aller,dinSs na?h § 142,5 AB(
ihn zu- 

ÄBGB. dasK,-v uer>, dp,, d ‘, “ ucloings nacn f  Heh}Se v°nsein 'eirag bei Gericht zu erlegen, um auf

p ^llten **ai getrpn’ i- rncrn-
Abän ] trages vv'6, te‘lweise Abweisung des von ihr
ünd^f^ng f jP,.Weder Berufung noch Rev. eingelegt,
' ^  , 8 [  ^  r  O" H  Fl CT Q M  a m  ¥ ^ * « L«

angrdfn, obeL f ’
M it
cahi.
Wii;

7" WeriT aaher „• e,r£angenen Urteile zu ihren Gunsten 
,abhinor<:en, ob dpr v ,1 möglich. Trotzdem muß aber ge- 
ardp ^.zusteh* NI. ein Anspruch gegen den Bekl. auf 

wenn dies der Fall sein sollte,
^ jnder| e?hber des Bekl. zur Hinterlegung, die

 ̂ Verurtpilnnn* oni 7aliliimr alc Hoc
k l  ^ahif1 die Rj ‘!us diesem Grunde aufrechtzuerhalten
b fifiH - fi!, \Tp dl S'GPPn rlon Rol/1 l/otnon A tionrnbh

Verurteilung auf Zahlung als das

Enti deaUnf;,Nacii r l  Segen den Bekl. keinen Anspruch 
dJbahun., fl. [(ein en Feststellungen der Untergerichle 
' rSer.satf ,des VerkaufiScbulden an dem Unterbleiben der 
»rt^d der dah,en Hauses, ein Anspruch auf Scha-

2*
hart".11' dp-'"J.;rll" t  HpuT“  *.*auses, ein Ansprucn auf scna- 
Haiif’en bp,^ahlun;r 7er ?lcht in Frage. Aber auch weil 

1 Sts ri„e.zWeckte , an den Bekl. als Treuhänder beider
Hin t dif* Pn+Viafinnrr H p g  vprl/fl liffon

. c « *
^Wa die Verl?- t die. Enthaftung des verkauften 

- a e RiatlSsverst„;„au{er’ infolge der inzwischen er- 
k'Iwp” 'kn „  v°n dem Ipfff1“ ®.' unmöglich geworden ist,

auf,

Fm?ZakltenU fkk nicht die Herausgabe des von
'• 5 der„üthaftun~ Ue*rages -  «nuipft er nirht für rffp

Haer eW . ‘ ‘Un» vp,Ü ges ~  soweit er 
a"s fe h lte  Betra braucht worden ist 
l0beh d darf , , l raS war ein Teil des

soweit er nicht für die 
verlangen, 

ein Teil des Kaufpreises fürS S 5  desh&u,w‘lr  eltl lei1 des Kaufpreises lur 
k r̂tpf'a Bph, ° rden jo, a solange der Kaufvertrag nicht 

aa an : als Trenh- ?nd das ist nicht geschehen —, 
sfSen ieLne von ih „tndur nur mit Einwilligung beider 
ng die Von Xfrkaufern^ iy afls®e®eben we, den- Die K1- 

C « 3Han’hne" im K fi!ad™?ersatz,ansPrüche_habet! ’

[ u ' ' -  von iti», ' , UU1 Linwm igung Deiaer
d'e v0nVerkäufern| „ ehrausgegeben werden. Die Kl. 
ft“~ A n ihnen ;Z, ^ cuadensersa(zansprüche haben, 

'  m es nirf,* ,, <ai!*vertrage übernommene Ent- 
cia ^ehadp,, ^urchgeführt haben, sie mag auch 

lief,1 kleraUsfr!krsai z ~  verlangen können, daß 
«'S An Betr-i^p e des nocE ¡n den Händen des 
'dtänt^es ßgpBich i, p 3 „a.n s,'e einverstanden erklären.

\

t. v C r einpetrages l e ^-e i! den  B e k l .  auf Aushändi- 
hfKkraJ'f'ht ris°'ehe Ernm16 ba* s*e ers* dann, wenn die 
kftratt„altig er pajj . 4ruthe: abgegeben haben. Da dies 

= • ’ lrn Gegenteil die Kl. inzwischen«>; a« j . zur F;n ’ ..m Degenteil die Kl. inzwischen 
U.r AbwVerkäufer ’gung in die Auszahlung des 

'■ VHt lSllt>g reif verurieilt worden ist, ist die
lvSe«., U. ‘

v' 19. Aoril 1941. V I I I691/30.)
[N.f

** 20 . RArbG. — § 2 Abs. 3 DienstpflVO. v. 13. Febr. 1939;
§ 2 Abs. 2, §§ 5, 12 DienstpflDurchfAnO. v. 2. März 1939. 
Durch die Dienstverpflichtung entsteht ein Arbeitsverhält
nis, für das die für den Betrieb maßgebende Tarifordnung, 
Betriebsordnung oder Dienstordnung gilt. Indessen wird 
dieses Arbeitsverhältnis durch rechtsgestaltenden Verwal
tungsakt begründet, auf den die bürgerlich-rechtlichen 
Grundsätze über Nichtigkeit und Anfechtbarkeit von 
Rechtsgeschäften nicht anwendbar sind. Eine gerichtliche 
Nachprüfung dahin, ob das Arbeitsamt die sachlichen Vor
aussetzungen für den Erlaß des Dienstverpflichtungsbe
scheids mit Recht als gegeben angesehen hat, ist nicht 
zulässig.

Bestimmungen der einzelnen Betriebsordnungen über 
Lohnausfall bei Arbeitsbehinderung müssen gegenüber dem 
in der DienstpflVO. und in der DienstpflDurchfAnO. fest
gelegten Grundsatz, daß bereits mit Beginn der Dienst- 
Verpflichtung der Lohnanspruch entsteht, zurücktreten.

Der Kl., der bisher bei der Reichsbahn in D. beschäf
tig t war, wurde vom Arbeitsamt D. auf Grund der VO. 
zur Sicherung des Kräftebedarfes für Aufgaben von be
sonderer staatspolitischer Bedeutung v. 13. Febr. 1939 
(RGBl. I, 206) mit Wirkung vom 19. Aug. 1939 für cten 
Betrieb der Bekl. als Schlepper unter Tage verpflichtet. 
Als er am 21. Aug. nach seiner Meldung bei der Bekl. 
von dem Knappschaftsarzt untersucht wurde, wurde in
dessen seine Uiitauglichkeit für die vorgesehene Gruben
arbeit festgestellt. Er fuhr deshalb, nachdem er beim 
Arbeitsamt abgemeldet war, nach D. zurück und nahm 
nach Meldung beim Arbeitsamt am 24. Aug. seine bis
herige Tätigkeit wieder auf. Die Reisekosten hat er aus 
dem von der Bekl. geleisteten Vorschuß durch das Arbeits
amt erstattet erhalten. Den Lohnausfall für die Tage 
der Abwesenheit von D. zu erstatten, weigerte sich die 
Bekl. Deshalb erhob der Kl. unter Berufung auf §§5,12 
DienstpfIDurchfAO. v. 2. März 1939 (RGBl. 1,403) Klage 
auf Zahlung des Schichtlohnes eines Schleppers für die 
vier Tage vom 19. bis 22. Aug. 1939 in Höhe von 24,10 M i.

Das LArbG. hat die Klage abgewiesen, weil nach 
§ 308 BergPcfiVO. für die Steinkohlenbergwerke im Ver
waltungsbezirks des Preuß. Oberbergamts in Dortmund 
v. 1. Mai 1935 und den dazu getroffenen Anordnungen 
ebenso wie jetzt nach der ReichsPolVO. über ärztliche 
Anlegeuntersuchungen im Bergbau v.23. Mai 1940 (RGBl. I, 
819) als Bergarbeiter nur angelegt werden dürfe, wer 
nach einem ärztlichen Zeugnis für die bergbauliche Ar
beit tauglich sei, und weil bei dem unstreitigen Fehlen 
dieser Voraussetzungen das durch den Dienstverpflich
tungsbescheid des Arbeitsamts begründete Arbeitsver
hältnis des Kl. mit der Bekl. gern. § 134 BGB. nichtig 
gewesen sei. Der KI. könne daher aus der Dienstverpflich
tung irgendwelche Rechte gegen die Bekl. nicht herleiten.

Diese Begründung ist rechtsirrig. Zwar entsteht durch 
die Dienstverpflichtung zwischen dem Dienstberechtigten 
und dem Dienstverpflichteten ein Arbeitsverhältnis, das 
arbeitsrechtlichen Grundsätzen unterliegt, für das insbes- 
nach § 2 Abs. 3 VO. v. 13. Febr. 1939 wie nach § 2 Abs. 2 
DienstpfIDurchfAO. die Bestimmungen der für den Be
trieb maßgebenden Tarifordnung, Betriebsordnung oder 
Dienstordnung gelten. Indessen wird dieses Arbeitsver
hälthis nicht durch einen Arbeitsvertrag, d. h. nicht duren 
ein Rechtsgeschäft des bürgerlichen Rechtes, sondern 
durch den Dienstverpfiichtungsbescheid des Arbeitsamts, 
also einen Verwaltungsakt einer Behörde begründet, 
ähnlich wie bei einer Zuweisung eines Schwerbeschädig
ten auf Grund des § 7 Abs. 2 SchwBeschCi. Auf solche 
rechtsgestaltende Verwaltungsakte sind aber nicht die 
bürgerlich-rechtlichen Grundsätze über die Nichtigkeit 
und Anfechtbarkeit von Rechtsgeschäften anwendbar; die 
Verwaltungsakte sind vielmehl nach ständiger Rspr. 
(RGZ 119 196; RArbG. 3,167 =  JW. 1929, 2376; RArbG. 
4 291 =  JW 1930,3145 und RAG 302/30 v. 17. Sept. 1930: 
ArbRSamml. 11, 7 u. a.) nur dann nichtig, wenn sie von 
einer unzuständigen Stelle erlassen sind oder wenn die 
Entscheidung mit Mängeln behaftet ist, die ohne weiteres 
ergeben, daß ein behördliches Verfahren oder eine be
hördliche Entscheidung überhaupt nicht vorliegt. Dagegen

'  252*
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ist eine Nachprüfung dahin, ob die Behörde die für sie 
geltenden Verfahrensvorschriften beachtet, msbes die 
sachlichen Voraussetzungen für den Erlaß des Verwal- 
tungsaktes m it Recht als gegeben angesehen hat, nicht 
zulässig. Die Bestimmung des § 4 DurchfAO., daß die 
zu verpflichtende Person zu der Dienstleistung tauglich 
sein müsse, ist aber nur eine solche sachliche Voraus
setzung, über deren Vorhandensein das Arbeitsamt allein 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden hat. Auch 
wenn es die Tauglichkeit entgegen §4 Satz 2 DurchfAO. 
nicht schon vor Erlaß des Dienstverpflichtungsbescheides 
geklärt, sondern die ärztliche Untersuchung entsprechend 
den damals geltenden bergpolizeilichen Vorschriften oder 
der späteren ReichsPolVO. v. 23. Mai 1940 „einem nut den 
Arbeitsbedingungen im Bergbau vertrauten A rzt über
lassen hat, so daß sie erst nach Eintreffen des Kl. an 
seinem neuen Beschäftigungsort und deshalb erst nacn 
Erlaß des Verpflichtungsbescheides und damit nacn Be
ginn des neuen Arbeitsverhältnisses vorgenotnmen w e i
den konnte, handelt es sich doch nicht um einen wesent
lichen Verfahrensmangel, sondern höchstens um eine 
Zweckmäßigkeitserwägung, die die Rechtsgultigkeit des 
Verpflichtungsbescheides nicht berühren konnte.

Durch den Verpflichtungsbescheid des Arbeitsamtes D. 
wurde also ein rechtswirksames Arbeitsverhaltnis zwi
schen dem Kl. und der Bekl. begründet, und zwar gern. 
8 5 Abs. 3 DurchfAO. mit dem Tage, an dem der Kl. 
seine Reise antrat, d. i. dem 19. Aug. 1939, da auf diesen 
Tag der Beginn der Dienstleistung vom Arbeitsamt fest
gesetzt war. M it diesem Zeitpunkt erwarb der Kl. gern. 
8 12 DurchfAO. bereits den Anspruch auf den Lohn tur 
die Tätigkeit, zu der er durch das Arbeitsamt verpflich
tet war Zu Unrecht beruft sich die Bekl. dagegen auf 
S 20 Abs. 3 ihrer BetrO., wonach der Anspruch aut
Lohn selbst bei unverschuldeter Behinderung zur Arbeits
leistung entfällt. Wenn auch nach § 2 Abs. 3 VO. v. 13. Febr. 
1939 wie nach § 2 Abs. 2 DienstpflDurchfAO. für das 
Arbeitsverhältnis grundsätzlich die Bestimmungen der 
BetrO. maßgebend sind, so wird die Anwendung des 
8 20 Abs. 3 der BetrO. zum mindesten bis zur Arbeits
aufnahme durch die Bestimmungen der VO. v. 13. Febr. 
1939 und der DienstpflDurchfAO. über die aus der Ver
pflichtung dem Gefolgsmann erwachsenen Ansprüche 
ausgeschlossen

“ ■ SozPra>:'„Lohnausfall infolge Dienstverpflichtung •
143 [147]). Vereinbf- uder

M it diesen Grundsätzen ist es n 'cnTn„ fzUbürden’ iür 
Dienstverpflichteten den Lohnausfall nach de*' p
ihm dadurch entsteht, daß seine Anstellung erSt J 
den neuen Betrieb bestehenden V o r s d ! * ^ e h Ä e  
einer an dem neuen Beschaftigungsortv gr nd ^ 
ärztlichen Untersuchung erfolgen kanni nienst.n„„
der dabei festgestellten Untauglichkeit seu 
aufnimmt, sondern zu seiner bisherigen

liehen Untersuchung erfolgen Kann piens - g 
dabei festgestellten Untauglichkeit s BeSchaiB& ört 

auwiimmt, sondern zu seiner b isherig . usfall t  ttn- 
zurückkehren muß. Auch dieser L ztl 
ebenso wie die Aufwendungen zur Ke 
kosten, die m it der zwangsweisen uptrieb

de«
des

u«-
öc-
ZU-

;etz-Kosten, tue m it uei u etrieu v,.seu
folgsmannes von einem zum ändere j eS u en
sammenhange stehen und nach dem gjndi 
gebers von dem Betriebe zu trage» DJe ßestii* ¡all 
Gunsten die Dienstverpflichtung erfolgt. L°h fn der 
gen der einzelnen Betriebsordnungen “  den»J, gtc»
bei Arbeitsverhinderung müssen gege f a q .
VO. v. 13. Febr. 1939 und der Duich/pienstverp pst 
Grundsatz, daß bereits mit B eg inn .^L rück tr^ „{lic t1; 
tung der Anspruch auf Lohn entsteht, Qjenstve*}.ej ertentstellt, iUp icnStve>r
nach der Aufnahme der Arbeit, wenn der ejBgeg*^g 
tete in die Betriebsgemeinschaft tatsaenn £nde u 
ist kann die in dem Betriebe insoweit g
tete in die Betriebsgemeinschaft 
ist, kann die in dem Betriebe ins 
auch für ihn wirksam werden. ü„d.)

Der Anspruch des KL ist daher beg ____ portm 
(RArbG., Urt. v. 6. Mai 1941, RAG 198/4U-

*  . L0bna“ sprllCl)S
21 . RArbG. -  § 615 BGB. Zur Frage des t

bei Arbeitsbehinderung, t )  . r  seit eb
Der Kl. war bei der bekl. ßergweiog feierte t

als Hauer beschäftigt. Seit Okt. 19KnaPPscIl£ i  ilinl f f f l  
Im Nov. 1939 wurde «  vom g

A^enarzt verwieseri, de,' ® eKna „ p s Ä . J & ,einen Augenarzt verwiesen, ucr , ■° Knapp500?, 
stellte. Am 30. Dez. 1939 schrieb d e r.Kn{P‘ .¿rb^v.
Kl. v. 4. Jan. 1940 ab als arbeitsfähig ^ daß gjolJ ("■. 
Tage und gab ihm eine Bescheinigung denpens s l  
Augenzitterns die Gewährung dt*rJ £nr wegen s> r  e'r 
rufsunfähigkeit) beantragt habe da er nicht 
dens seine bisherige Arbeit unter £ 4 j an. w K e 
richten könne. Der Kl. meldete sich zitf e s
Vorlage dieser Bescheinigung bei d e ^  aberJlegiifl^te,
der Arbeit über Tage. Die Bekl. le™ üb&°e\ etW%

.......................

.......... .......... , ........... , h
ses Ergebnisses der ärztlichen Kl- *tP, Afhel

und wies aen tvi., dib ci suav * sjcn u 
an das Arbeitsamt. Nachdem der  ̂
amt gemeldet hatte, ließ diwes lhn ^  ßeraH

___ A .„Ipnr d initnrettpIlPri der U , |\Al

Arbeitsamt händigte die Bekl. dem neUe 
papiere aus. Er fand am Tage d 
der A.-Hütte. die Bekl-

Zeit, in der er wegen N icht aus m 
papiere keine andere Arbeit hat 
Mindestschichtlohn fü r Arbeit bonu • giai 
und begehrt m it der Klage dies dent p .

Das ArbG. und LArbG. haben der
verurteilt. Auf die zugelassene 
Klage abgewiesen worden. nicht

Die Begründung des BU. f.ichtuni
welchem Rechtsgrund eine Veßtt b« ^ e i t j '  ^  
Zahlung des geringsten Sch>chtlokrbeit hefggie 
der Fortsetzung der bisherig svöH- aK ne ^ iflg ?,
und ist insofern in sich widerspr ^  - ^

ihm
de* AfbV

w :i II1M u\cp1 *
reafjie

Nach 812 DurchfAO. i.Verb.m . §5 Abs. 3 ist nämlich 
dem verpflichteten Arbeiter schon von dem als Beginn 
der Dienstleistung festzusetzenden Tage der Reise an
der Lohn zu zahlen. Damit wird die Anwendung des amt geraelclet nane, neu Bergirüe
Grundsatzes, daß hur die tatsächlich geleistete A b einem Amtsarzt untersuchen, der ̂ acb JVb (
bezahlt wird, nicht nur für die eigentliche Fahrzeit, son- K] wegen Augenzitterns feststellte. ßung
dern bis zu dem Zeitpunkt ausgeschaltet, an dem der spR Fr“ ehnisses der ärztlichen Unter ^  gei»,
Verpflichtete den Umständen nach seine Arbeit aut- 
nehmen kann. Muß er sich vorher einer ärztlichen Unter
suchung unterziehen oder zögert sich die Arbeitsaufnahme Qer A .nuuc DCK„
aus sonstigen Gründen hinaus, so ist ihm nach dem Sinn Der g] ¡st der Meinung, daß d ng 
und Zweck dieser Bestimmung auch für diese Zeit der ^  jn der er wegen Nichtaushan<| i®(jen
Lohn zu zahlen. Nach § 20 hat andererseits der Betriebs- ¡’ere keine andere Arbeit hatte Tage
führer bei Beendigung der zeitlich| begrenzten Vcrpfhch- ^nidestschichtlohn für Arbeit uber, ohn {l‘r 
tung dem Dienstverpflichteten die Rückkehr m sein , „ if r1pr xintre diesen L 1 Ap(a
früheres Beschäftigungsverhältnis so rechtzeitig zu er
möglichen, daß er spätestens beim Ablauf der Dienstzeit 
an seinem früheren Wohnort oder Aufentha tsort eintrifft

o-ahe seiner bisherigen und der Aufnahme der neuen Be- . . . _________
fchäftigung entstehen können, insbes. soll, wie aus § 12 und ist insofern m sicn w iu c » ^  K, mc
hervorgehf, der Dienstverpflichtete keinen Lohnausfall die ^ a u s  seiner ’bisherige"-,. d
dadurch erleiden, daß er infolge der Reise zu dem neuen hches Zeugnis aus . . doCfi f i u
Beschäftigungsort seine neue Tätig fkeit nicht unmittelbar entlassen andererseits s w jb a
im Anschluß an seine alte Tätigkeit aufnehmen kann. ser Abiehnung ha tbar mac^niungsp{h ht die Vo*fC v,e(-
Alle dadurch entstehenden Lasten sind h ilf Ausnahme Das BG. [olgert Gunsten "  L d

£ u« :  '& & & • &  &  Dflichtung unmittelbar zu seinen Gunsten erfolgt, mag Gefolgsmann au u h anschen ß Jta fo I
auch die Anordnung allgemein aus staatspolitischen hindert habe. Es w ill dala tz  ,K die
Gründen geschehen (Bescheid des RArbM. v. 29. Febi.
1940 [Vb 7806/2411 an die Deutsche Arbeitsfront, Amt 
soziale Selbstverwaltung, RArbBl. I, 1U5, auch B u l l a ,

K.¥fst

e 
der

,seiits

die

hindert habe. Es w ill demnacri « da» h 
pflicht aus dem Grundsatz herle* 0rund „de 
Handeln einstehen müsse. Diese ßctren 
nur die Bedeutung haben, dali



Rechtsprechung 2013*941 H e ft 38]

ilr den ihm^iancie n̂s se*bst tragen, nicht einen Dritten 
Rachen daraas entstandenen Schaden verantwortlich 

erPflichtun' keineswegs kann aber daraus allein eine 
^fanden pi” MUm Ausg,e>ch des einem Dritten daraus 
t SetneiriP w Nachteils hergeleitet werden. Eine solche

daß ,
,retnd. Inii-,yerP^’chtung ist auch dem heutigen Recht 
?ab derien;,rS01l^ere besteht kein allgemeiner Grundsatz, 
®rauch tnarm’ der von einem ihm zustehenden Recht Ge
reicht, d e n dem Dritten, dem dies zum Nachteil 
esr,„.> ’ Schaden ersetzen muß. Es müssen vielmehr• Tr ... uv_a ersetzen muu. cs müssen vieimenr

pestiininte RP l l 3nde hinzukommen, sei es, daß damit in 
ecllt in e. des Dritten eingegriffen oder von dem

nR.1 'äSsip'Pr vpr\xrprflir*fi\Y/picp PipKrütirh rrp_

sonder,
ISlilTlI 
;cht j

wird trviassi£er> verwerflicher Weise Gebrauch ge- 
cl« tungen j,er, dem Dritten gegenüber besondere Ver- 
tiiHSersatzan«i7es ,nc*en> aus deren Verletzung der Scha- 

'’Ssgründo qP j  erwachsen kann. Keine dieser Haf-
k> *  e*1' Recht 3ber hier gegeben- 
hat damit1 ZUr Fortsetzung seiner bisherigen Tätig- 
L  der Ri sei« ZUtn Fortbezug seines bisherigen Lohnes 
des“' ¿'cht Zahl?11 ^ ns.Prucb selbst nicht gestützt. Er ver- 
seh: , Fiuerdl,r„i'n®, se‘nes bisherigen Gedingelohnes oder 
dahfh loh*1 fi£ a M ttsIohnes> sondern den Mindest- 
njs„ n ^ehende rA , eiter über Tage. Da unstreitig eine 
AnsnS nicht z.k * e.run£ se>nes bisherigen Arbeitsverhält- 
2uw Uch nur ande gekommen ist, konnte ein solcher 
nur ,'.Sl|ng einer R Cn se'n> wenn der KI. ein Recht auf 
Mit £ls,*Ur Entr„i ?chäftigung über Tage, sei es auch 
^ernfi^i1* bat aH» j dunK des Arbeitsamtes gehabt hat. 
Arben! , üng das FD. angenommen, daß eine solche 
Vo. sPatz\yeci ,der.VO. über die Beschränkung des 
Rinder,11 gerade • n'cbt hergeleitet werden kann. Die 
°h di« ,u?d überte'nen Wechsel des Arbeitsplatzes ver- 
§lati\ve^ e®8WirHpic f*ee?^a,b die Entscheidung darüber, 
fassen zulao„Cbâ bcben Verhältnisse einen Arbeits- 
■äsi •

p; 1 zulaso Ilen vernaitmsse einen Arnerts- 
Lntschej.i „en> dem Arbeitsamt. Ist aber erst nach
’° kann der Wechsel der Besch~f*:-------—
nnes auf ,,scbon vorher ein Anspr
N0rübergehodei Weite Beschäftigung, ibNun u/Sehende Zeit, auf Grund die

folgsiti?° kann nk-h? de,r Wechsel der Beschäftigung zu-
Hilf **»-• SCnnn t £ n  Ancr»riioI» rloc f'io.

ienr
. i

Zh7„e'netn QplJr^orgepflicht unter Umständen gehal- 
• esen ¡^^sen, w»° _ mann> e>ne andere geeignete Ar-

schon vorher ein Anspruch des Ge- 
“ ■"' eite Beschäftigung, sei es auch 

-«ui,, ,  Zeit, auf Grund dieser VO. be- 
seineg®nden P,;'Var der Unternehmer auf Grund der

heit

i f t S y t  Undn>in7 onn er länge Zelt bd Thm lä t ig  g?- 
i,a%keit^r? der rJ ^  einer Krankheit, die, wie das 
o.der t zur eine Folge der beruflichen
ah rbQ ‘ 21 o *st (pA u i? Un^ der bisherigen Arbeit nicht'»u uu Oi^r; /da , i r UIIi4 u tr Disnengen Amen nient 
f c  doch’ 35 -= n u m 0 - 16’ 202 =  JW. 1936, 2015 ws; 
w:iike't. 8; ” ür in h: 1! 39- 1798 w). Diese Pflicht besteht 

Vpu er,tfiel in? Drenzen der Beschäftigungsmög- 
un ..on* die Be/, vorliegenden Falle schon um des- 
selhLTag?n? für den ^ st,rei.t ig we.?en der vorhandenen 

mu hatte. j ..: keinen geeigneten Arbeitsplatz
üb*.DS!ei

äer” 1 mit ¿‘««e. * clIien geeigneten Aroeitspiatz
Pfl!iarbeit Kücksichr ubrigen lehnt aber das LArbG.

ßari es ab, ei auf d*e bekannte Flucht aus der 
Qrna|isUnn.n.*u erbivu" Verstoß gegen die Fiirsorge- 
ein ad (jCr des Kl a^en’ daß die Bekl. sich mit einer
stelIu?Si aaden'Sscheinia“ l „ Sei,ner . f rbeit .ull.ter Tage auf

%  ¿l'c|i di^t!'ufsunp;h; äde[ n eine amtsärztliche Fest- 
aiut« .!■ Vor;-, Beki. „¡J aiSkeit verlangt hat. Dann brauchte 
’’ s ßnber t  er2ehcn,i V-au  ̂ Qrund.ihrer Fürsorgepflicht 
- Set,?- offPaj ie zu k„ b!s„ Entscheidung des Arbeits- 

A^beu p)„ar. meintSCbâ ’Sen Pnd es kann nicht, wi(

sb •

n̂d '-Iieiní — ru utH uiuli 1 dj'c dui
8 de? d erklärti“llng des Knappschaftsarztes nichtllnl Tl - P 1 ' S OM fl O 1«M. _ - 1 ”  1 1 '  1 1 * J

da;

a Ltlen p ar meint - gen uncl es kann nicht, wie 
ArbeitSa ertimmun’ ein? unzulässige Benutzung einer 
.dbr;^. überiasg„se*,n> da® s‘e diese Entscheidung

en hat.

e w H  oti i 'obnausfM?eu. die Verpflichtung der Bekl., 
\!?aS a?ben , r b's zur p r” 8 zur Entscheidung des Ar- 
h^dba b die'e Bestimmr an&unS einer neuen Tätigkeitt>erU°ar „Z.*ese p . ° ‘.mmuntr Hpc s h  ft^ ri§enar, seinSe Bestiml?!ln^  des § 21 Abs. 6 BetriebsO. 
A°LSeht bobHppWe‘l s:e 1UnK hier nicht unmittelbar an- 
wrbeite doeb̂ ' regelt , inur d‘e Fortzahlung des bis- 
i„eha gr keioe aüs dieser6 r^ v1- KL gar nicht verIangt, 

seinI aus AnSpru , Bestimmung hervor, daß der 
tiL^U UP'erSo?m v°n J  aU Vergütmag haben soll, auch 
dpS'villc!:rireclu.1,an der ?l .nicbl  zu vertretenden Grunde 

1 n'cht ibält dis i» s!un^  der Arbeit verhindert 
ebC ? Ur anwPnL^ rbQ- diese Bestimmung um 

nUng di,>nDbar’ wed bei der Abfassung 
u,e Bestimmungen der VO. über

den Arbeitsplatzwechsel nicht bekannt gewesen seien. Es 
übersieht, daß es sich hierbei um eine Bestimmung han
delt, die im Ruhrbergbau allgemein Geltung hat, da sie 
schon in der von den Tarifparteien nach dem Weltkrieg 
aufgestellten Arbeitsordnung enthalten war und nach 
Fortfall dieser tariflichen Bestimmungen in die Betriebs
ordnung wohl aller Schachtanlagen übergegangen ist. 
Dieser Grundsatz, daß bei Arbeitsbehinderungen aus in 
der Person des Gefolgsmannes liegenden Gründen kein 
Lohn zu zahlen sei, der'auch in vielen anderen Industrie
zweigen g ilt und in neueren Tarifordnungen sich findet, 
umfaßt alle Fälle der Arbeitsbehinderung, zumal er nach 
Abs. 1 sogar auf Arbeitsbehinderungen aus betrieblichen 
Gründen ausgedehnt ist. Er steht auch keineswegs, wie 
in RArbG. 24, 69/74 =  DR. 1941, 893 m. Anm. eingehend 
dargelegt ist, mit den heutigen Anschauungen über das 
Arbeitsverhältnis, namentlich der Treu- und Fürsorge
pflicht in Widerspruch. Der Gesetzgeber hat vielmehr 
eine Abdingung der aus der Fürsorgepflicht sich er
gebenden Verpflichtung auf Fortzahlung des Lohnes bei 
vorübergehender Arbeitsverhinderung mit Rücksicht auf 
die besonderen Verhältnisse der einzelnen Gewerbezweige 
und Betriebe für zulässig angesehen. Eine dahin gehende 
betriebliche Bestimmung kann deshalb auch nicht all
gemein wider die guten Sitten verstoßen.

Die Berufung auf diese Klausel könnte vielmehr nur dann 
eine unzulässige Rechtsausübung sein, wenn ihre Anwen
dung im einzelnen Fall der Treu- und Fürsorgepflicht wider
sprechen würde. Dafür hat aber das BG. nichts angeführt.

(RArbG., U rt.v. 6. Mai 1941, RAG 207/40. — Duisburg.)

Anmerkung: In diesem Urteil warnt das RArbG. er
neut vor einer zu weitherzigen Ausdehnung des Grund
satzes der Fürsorgepflicht im Arbeitsverhältnis in der 
Richtung des Bestehens einer Pflicht des Unternehmers 
auf Zuweisung geeigneter Arbeit an einen langjährig bei 
ihm Beschäftigten, der zur Fortsetzung der bisherigen 
Arbeit infolge einer Berufskrankheit nicht mehr in der 
Lage ist. Das vom RArbG. zitierte Urt. v. 18. März 1936: 
JW. 1936, 2015105 hatte bekanntlich die in einer an sich 
nach dem Gesetz und der BetrO. zulässigen fristlosen 
Entlassung liegende fristlose Ausübung des Kündigungs
rechts aus den besonderen Umständen des Falles heraus 
deswegen als gegen die guten Sitten verstoßend ange
sehen, weil es dem bekl. Bergwerksunternehmer bei 
gutem Willen möglich gewesen wäre, für einen außer
ordentlich lange Zeit bei ihm beschäftigt gewesenen und 
im Betriebe berufserkrankten Bergarbeiter einen anderen 
Arbeitsplatz — über Tage — ausfindig zu machen, und 
dieser Unternehmer trotzdem diesen Weg nicht einge
schlagen, vielmehr von der Ausübung des fristlosen Kün
digungsrechts Gebrauch gemacht habe. Diese Entsch. 
des RArbG hat in der Praxis des Arbeitslebens immer 
wieder zu Versuchen geführt, allgemein eine Pflicht für 
den Unternehmer dahin zu statuieren, einem für die Aus
übung der bisherigen Tätigkeit aus Berufskrankheits
gründen nicht mehr in Frage kommenden Beschäftigten 
einen anderen geeigneten Arbeitsplatz zuzuweisen. Gegen 
eine derartige Ausweitung der Fürsorgepflicht hatte sich 
das RArbG. bereits im Urteil v. 27. April 1938 =  JW. 
1938, 230850 und später in dem Urteil v. 5. April 1939 
=  DR. 1939, 179813 ausdrücklich gewehrt. Auch in der 
oben abgedr. Entsch. wendet sich das RArbG. wieder 
gegen eine Verallgemeinerung jener Entsch. v. 18. März 
1936, bei deren Auswertung in der Praxis häufig über
sehen wird, daß ja die damals festgestellte Sittenwidrig- 
keit gerade in der fristlosen Entlassung lag, während die 
fristgemäße Kündigung vom BG. ausdrücklich gebilligt 
worden war. Immerhin läßt das RArbG. in der v o r . 
Entsch. erkennen, daß es seinen Standpunkt hinsichtlich 
des ausnahmsweisen Bestehens einer T 111 c h t z u r  Z u - 
W e i s u n g  a n d e r e r  A r b e i t  m e h r  und  m e h r  im 
S in n e  e i n e r  A n e r k e n n u n g  d i e s e r  P f I i c h t  aus
baut Es hält jetzt ausdrücklich datur, daß der Unter
nehmer auf Grund der ihm obliegenden Fürsorgepflicht 
auch gehalten sei, einen lange Zeit für ihn tätig ge- 
wesenen und in seinen Diensten tur die bisher susgeübte 
Tätigkeit arbeitsunfähig gewordenen Gefolgsmann dann 
auf einem anderen, geeigneten Arbeitsplatz weiterzube
schäftigen, wenn ihm eine solche Zuweisung in den 
Grenzen der Beschäftigungsmöglichkeit zugemutet wer-
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den kann. Die Frage, wann diese Zumutbarkeit bejaht 
werden kann, wird zwar immer von den Umständen des 
Einzelfalles abhängen; wichtig ist jedoch, daß die er
wähnte Pflicht des Unternehmers vom RArbG. mehr und 
mehr herausgearbeitet wird, und zwar mit Recht nur 
gestützt auf die sich aus § 2 ArbOG ergebende allge
meine Fürsorge- und Treuepflicht, während das RArbG. 
es zutreffend ablehnt, eine derartige Pflicht aus der 
ganz andere Zwecke verfolgenden VO. über die Be
schränkung des Arbeitsplatzwechsels herzuleiten.

In ihrer weiteren Begründung befaßt sich die Entscn. 
mit der in der Praxis auch immer wieder auftauchenden 
Frage nach der Rechtswirksamkeit von Bestimmungen in 
Tar?fBetriebsordnungen und Einzelarbeitsvertragen, die 
vorsehen, daß bei Arbeitsbehinderungen aus in der er- 
son des Gefolgsmannes liegenden Gründen selbst dann 
kein Lohn zu zahlen sei, wenn die Versäumnis ent
schuldbar und nicht von erheblicher Dauer sei. Dabei 
verbleibt das RArbG. mit Recht bei seiner bereits mehr
fach — neuerdings u. a. im Urteil v. 30. Okt. 1940: DR. 
1941, 895 mit Anm. F r a n k e  und im Urteil y. 14. Jan. 
1941: DR. 1941, 1567 — vertretenen Ansicht, daß gegen 
die Zulässigkeit einer derartigen, den §616! BGB. aus
schließenden Regelung auch unter Beachtung der dem 
Unternehmer nach § 2 ArbOG. seinen Gefolgsleuten 
gegenüber obliegenden Treue- und Fürsorgepf licht keine 

i i__Hip rrfXTP'n+PtlicrP Allff iJSSUllö'

den nach seine Arbeit hätte aufnehmen k o jg V ,« : 
hierzu das Urteil des RArbG. v.6. Mai 19 >
ARK. „Arbeitseinsatz I FS =  DR. 1941, -  gerlifl’ 

LGR. Dr. W i l l y  F ra n k e ,

*  rchkeit dcr
** 2 2 . RArbG. -  §§ 74 ff. HGB. Die Unverbind «  dj
Wettbewerbsabrede bei Vereinbarung „„tscliäd g s; 
Grenze des §74 Abs. 2 liegenden Karen Abkoin'%  
bedeutet nicht die Nichtigkeit des ganz Ver^f* zn 
der Handlungsgehilfe braucht s,ch J .w/?Lwcrbsabrcdiiclie 
seiner Arbeitskraft nicht an die Wettbewe^ A„spru 
halten, kann aber, wenn er sich daran na,l> d 
aus den abweichenden Vereinbarungen g ng

Über die Frage, inwieweit die Nichtbeac de m „f 
schritten der |§  74 ff eine W e t t b f f i ^ V  vg11 Ver
macht oder inwieweit nur der Unte ob die ^ el. 
solche Mängel nicht berufen kann, jnsD ^  Abs. t  ^  
einbaruiig einer unter der Grenze “ es 8 rbsaßr'-J «eit
benden Entschädigung die ganze Wettbcwe ^  g f 
p•• 11■ ..... isß* im Qrlirittbenden Lntscnaaigung uie keine v*
fällig werden läßt, besteht im Schrifttum ^ daß ajk ein 
Ein Teil der Erläuterer nimmt offenbar a Vorha®d bre# 
stoße gegen Bestimmungen, von de(yettbeW^D.n 0 “ 
das Gesetz die Verbindlichkeit der We eit führe» de 
„uu-Annir. m r nhsnluten Nichtig fl -Je

mit ihrer inhaltlichen Überspannung dieser Treue 
Fürsorgepflicht keine Anerkennung in der Rechtspraxis 
erlangt (vgl. des näheren dazu Anm. F r a n k e :  DR. 1941, 
896, auf die das RArbG. im Urteil v. 14. Jan. 1941: DR. 
1941, 1567 verwiesen hat). Es bleibt daher nach wie vor 
statthaft, daß die Reichstreuhänder der Arbeit in den 
TarO. bzw. die Unternehmer in den von ihnen erlas
senen BetrO. bzw. die Parteien der Einzelarbeitsyertrage 
eine von der Grundregel des § 6161 BGB. abweichende, 
dem einzelnen Betrieb oder Arbeitsverhältnis angepaßte 
Regelung der Frage der Weitergewährung der Ver
gütung für den Fall unverschuldeter Dienstverhinderung 
von Nicht-Angestellten treffen, auf die sich der Unter
nehmer ausnahmsweise im Einzelfalle nur dann nicht

g c g c J M  ü l l !  !............ J P t - P P P  m  ...... - § 75 d “nur auf Vereinbarungen a^ rê ettbewertL it  Jf
Bedenken bestehen, so daß die gegenteilige Auffassung Ausgestaltung und Durchführung de Ufage, s°ßArfp,'j

i i___ n K p ro n o n n iin o ' Hi PR Pr Treue- U Ilu  H fptipn D as  RCl. Tiat sich mit CllCSci £

macht, zur aosoiuten *',“ -‘"-3bar sei, 
auf Vereinbarungen an,wed7 db‘nVerbs-a eV 

ung und Durchführung der w
UIc ,u ,. ^as RG. hat sich mit dieser r  _ 
sichtlich, noch nicht befaßt. D agegen^ Urt-Vüe Ver 
allerdings ohne nähere Begründung, i daß

des
allerdings onne nanere Degiunuu,.&, - aav .
1934 (RArbG. 14, 143) ausgesprochen,^ jyun 
einbarung einer unter dem vorgesen c . tigkel*. 
liegenden Entschädigung nicht d i?Tnann nicm^g u- 
kommens zur Folge habe, den Gefolg n pjnterR^j t#

, Aß' 
,defe'

Kom m ens zur ru igu  uduc, '-*'-** ... i-it>
die geringere Entschädigung fui . t aucß - ,
Wettbewerbes zu verlangen. Hieran - 
maliger Prüfung festzuhalten. Schutz®“  \]oi%

In den § § 74—75 f HO B. sind zum = a c h l ^ e l l t j  t 
Iungsgehilfen sowohl förmliche « n aiifö 
Setzungen fü r die W e t t b e w ^

ise im Einzelfalle nur dann nicht bezwecken einmal, die Zahl s0 , erseits ^  
berufen kann, wenn die Anwendung dieser Bestimmung einzuschränken, und sollen anue seiner A geH en 
im einzelnen Falle der Treue- und Fürsorgepihcht wider- ,ede Beschränkung der Verwendung ¡n
sprechen würde (so auch RArbG.: DR. 1941, 89a sowie Erfahrungen und Kenntnisse für d ^  lhm de9h‘JDio- 
F r a n k e :  DJ. 1940, 1107; vgl. auch N i p p e r d e y :  mit sich bringt, möglichst verhüten Jldersag brede' das 
DArbR 1938, 189). im  letzterwähnten Ausnahmefalle Ausgleich verschaffen. Das P ^ f w e t t b e w f  b2i 
würde zwar der Unternehmer nur von einem ihm for- gewissen Fällen überhaupt jede '̂ 4a At>s- Zsani i)
mell in zulässiger Weise eingeräumten Rechte Gebrauch dem sie diese für nichtig erklärt ( | ]lcn $ V
machen; dieses Gebrauchmachen würde aber einen M i ß - Wettbewerbsverbot in gew issen *^  Abs-^’ „ n Ä e f ' 
brauch darstellen, da das dann von dem Unternehmer den (§ 75) bezeichnet werter J | $ ch, Ä  fM  
an den Tag gelegte Verhalten ein mit dem Fürsorge- Wettbewerbsabreden als unverb 1 . ^  u„d g def plig
tredanken im einzelnen Falle nicht mehr vereinbares un- stimmte Voraussetzungen crfu,u . gesta[tun,ate P V f
lozfaks Ved,alten darstellen würde. Ein solcher Rechts- lieh (§§74b, 74c, 75c) f ^ / g e  
mißbrauch würde dann zu einer unzulässigen Rechtsaus- bewerbsabreden gewisse Rd?e‘" r jn wcnike f üflvej{ ij‘ir 
Übung führen, die von der Rechtsordnung nicht aner- keit kennt das.Gesetz demnach
kannt wird (vgl hierzu RArbG. in den Urteilen vom Fällen. Soweit es in ancleien * spricht, ka beitfl [  ¿e. 
5. Okt. 1938 und 25. Jan. 1939: JW. 1938, 3262« und lichkcit der ^ { ^ f ^ b i w c Ä s a b r i J b e O .
DR 1939 391 45). Wenngleich danach auch das RArbG. gemeint sein, daß die_ ^ s t ig r lA e  t
zu Recht’ die erwähnte BetrO.-Bestimmung über Lohn
ausfall bei Arbeitsverhinderung auf den vorl. Fall für 
anwendbar erklärt hat, da die Bestimmungen über den 
Arbeitsplatzwechsel eine Nichtanwendbarkeit dieser Betr.- 
O.-Bestimmung nicht rechtfertigen, so erscheint in die
sem Zusammenhang der Hinweis darauf geboten, daß 
die oben erwähnte BetrO.-Bestimmung bzw. TarO.-Be- 
stimmung in einem anderen Falle, der zufällig am selben 
Tage vom RArbG. entschieden ist, zurücktritt: nämlich 
gegenüber dem in der DienstpflichtVO. v. 13.Febr.1939 
festgelegten Grundsatz, daß bereits mit Beginn der Dienst
verpflichtung der Anspruch auf Lohn entsteht. Der Un
ternehmer, der einen Dienstverpflichteten zugewiesen er
hält, muß daher trotz einer an sich zulässigen Tanf- 
bzw. BetriebsO.- bzw. Einzelvertrags-Bestinunung über 
den völligen oder teilweisen Fortfall des Lohnanspruchs 
bei Arbeitsverhinderung einem Dienstverpflichteten vom *5^! n er "in ‘ de r T is  her ige n ‘ d
Tage dessen Reiseantritts zum Betrieb bis zu der nach weiydung seiner in c entstehen
den Umständen möglichen Arbeitsaufnahme den Lohn Kenn^isscund
zahlen und kann die dann weiter gern. 8 616 BGB. ge- ■ cn daß er sich in einem an m ein® ¡¡0
schuldete Lohnzahlung auf Grund der mehrfach erwähn- f ^ ^  ^  kernc Erfahrung '\a ’ ilc Wefd 
ten Lohnausfallbestiminung erst von dem Zeitpunkt an 1 ; .  ß und diese Nachte
einstellen, zu dem der Dienstverpflichtete den Umstan- bewerben mun,

gemeint sein, daß die W e t t c e w ^  ha%ßgW'de tfi 
der Voraussetzungen ^ eme „^ re rb lichen 
Handlungsgehilfe in seiner ge e ^ ettbeWbajten Pji K. 
beschränktsein soll, sieh an dm w ^  l,mß a«ö« A  
Verwertung seiner Arbeitskraft " .nt sein- 
Dagegen kann damit nicht g. allS d f  ßi 
Unternehmer jeder Verpflichtung Abredc ^  Q 
bunden sein soll, °bw°hl ehilfe \
Wirkung gehabt, der Handlungsgi dem bi[fert %!! 
unterlassen hat. Das wurde f* ” djungsgeh ge^ergeseen 
setzes widersprechen, den 1 ‘ sCI,IfT(>n cicLit ^f#  
Nachteilen solcher Beschrank y mg e h ^ iirde L-

liehen Bestimmungen be.SV"/ fein. d ^  ̂ teÜe V  
und Glauben mellt verende dm js'ad^r Pn
die Vorschrift des § 74 Abs. dm ,„,rtg ,dfle .v,-
gehilfen gerade einen Ausgie cbr
schaffen soll, die ihm durch dm Tatlg 
wendung seiner in der bisherige eheft,
Kenntnisse und Erfahrungen en® liäuha. ^eiy:, 3*.'
S l ”  wird de™ H.ndldngt « N f «  d„e»  0« „  « ,
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^durch w' ”

rilckgängig gemacht, daß nach Berufung 
fsni1 für den IHers ,,auf die Unwirksamkeit der Abrede 
j.-,g Da die P and ungsgehilfen die Beschränkung fort- 

n zn zahlen ;!+sĉ ädigung gern. § 74 b erst nachträg- 
S«te andpraC4W.1.rd er vielfach erst, nachdem er sich 

.,„ „l] en> daß L  , l Iunff beworben hat, davon Kenntnis 
U„+ Selten ia,,-er Unternehmer das Wettbewerbsverbot 
sofr,ej? ehttier iw 11 Aus gleichen Gründen muß der 
de« mit der kv e!ßener Kündigung nach § 75 Abs. 2 
an riV° ',etl Gehau 1£ung das Angebot über Fortzahlung 

as Wettbp,,, u machen, wenn er den Gefolgsmann 
;en z ^ enWerbsverbot bi ’ -  -  • "  ~

der w/geM zu der Au:
rU.S.hsteht, Son®dbewerbsabrede nicht der Nichtigkeit

u®
erhalt
nicht

Her
neh
lö:

a / “ w il zu l w tu u c w c i ubdui cuc m suu;iu:n
in?rbcitskraft f ac.hten und über die Verwendung sei- 

‘ösen rr Seinerspi+Jref ,zu verfügen, während der Unter- 
zUtn A ann- Da« ie,iS1i b  v o n  seinen Verpflichtungen nicht 
^ereinkStlrUck o-pi da,nn aucb in §75d HGB. besonders 
bis arUngen n,.ra,cht., wonach sich der Prinzipal auf 
Wird c .Zllm m ’ ,^ r?h die von den Vorschriften der §§74 
gehiiff" lcht beruf,!?1 ,der Handlungsgehilfen abgewichen 
'Veich?t!jdas Recht11 kan*1- Damit ist dem Handlungs- 
er sich den v ercinhgegebet1’ die Ansprüche aus den ab- 
5ungpan das \Y/+t[ungen geltend zu machen, wenn 
2ablunKrann sich „-ettbewerbsverbot hält. Diese Bestim- 
und c)g. ,°der

übe

Ppkht nur auf Vereinbarungen ü 
je nun2 der Entschädigung

über die 
(§ 74 b: Ule in 1-iiuu iau ijuu j inu

-er diPuLZlehen 75—75 £ den Parteien gegebenen 
5>t anrrpt.nhe d’er pIlci ern mu® aucl1 die Vereinbarung 
d'isÜ^gchhrt ist undnt tCoädi-g“ ng umfassen, da §74

^chte bj?r die 
i F 
efii

. r-Mina^nng QdUad *n Satz 2 auf Vereinbarungen, Hdie 
^ nLge\vilsttnaß de?p Yer,e!te.Iung der Vorschriften über 
f e,bers cen ist. An Ju111, chädigung bezwecken, besonders 
°ichen \ve,rv°r, den ¿araus Seht der Wille des Gesetz- 

ffichHzen n edbcwcHtn[1an.dlungsgehilfcn vor den aus 
dl n> sich d dem u  *breden drohenden Nachteilen zu 
r?mL der ,,SeiI>en w " ^ rni hmer die Möglichkeit zu neh- 
acflst e i"0* ¡hm mi+bl!Jd ‘Chkeiten zu entziehen, nach- 
^A rbo"131 erreicht war Abrede ^ w o llte  Zweck zu- 

'' Hrt. v on ar‘
•zu-Mai 1941, RAG15/41. -  Stuttgart.)

^ r e U|

SSS* We

-L ^ ^ O b e rv e rw a ltu n g s g e r ic h t
----------- —

’ 14 PrFluchtlG.; § 24 PrEnteigG.; § 21 
Wegere

fjjP*® BesfpeSen Nj? ‘r  Fluchtlinien. Treppenbeseitigung. 
Ba, Fi!!>«n» ! r tpolizeipHichtigen. 8 8
''egen Cki'in?pdln’en te!?oBau0rdn.unS> daß ,n einer Straße, 
Qefa? der trrichfet ^ese^  sind, alle Gebäude in der 
liai»'lr) I,icli*0rau8setznn'Verden müssen- ist auch bei ’

T » S M S S ! » S t k M
*HÜß ss*häu?11 s best  „apf dle bei Festsetzung der Flucht- 

A !§ >1, m ka«n die ? d c n Ge b ä u d e .  Bei sol- 
stitch dem ’ 14 FlUcp(Ip nhaRung der Fluchtlinie nur ge- 
Jahr„ der .einPr Ci Q: erzwungen werden.

Vor-

K\ .einer q* * rzwun£en werden.
gescL l896 ein Lst niit K?Pien,kreuzung gelegenen Grund-
P n 5 > Ur?d z' C'khaUs e Ä ? 1!!Ch.ei._0Mehi nigung -™

i . ^Knanc „ “«“«lum er vjenenmigung im 
vYU der dortrricbbet worden; zu dessen Erd- 
re?n der Stnu Vi°m betriebenen Gastwirt-
i *JP6, .c, ^ n k re u z u n p - ans e inp  «prhcQtnfiorpÄ £ K « iT " ! «  J i ______ü

®'ngescMS kinausrm?!16 an der b'cke abgeschrägte
^de n  -  H a fc  die ^üh!!"!!!?“ ™ ?  au,s ?ine sechsstufige 

„ Juni
m‘“ ussen t*,lu V'JU z rri norien oenen-

üer r?eilnl.n.rui]jch fe / d- D je Treppe liegt vor der am 
■Pberui; kt bestanHi’ esIe ' en Straßenfluchtlinie. Vor

von
<- Die T rpnnp lipcrf vor Hpr am

52Üzei,VOerhü'‘ ‘ "  *j e s ta n a ^ '~ ; '" “ “ - l ‘ o i ia u e u u u c iu f f l i i  
■ ' lche ol  rS ertnej sf Ln d o r t  k e in e  F lu c h t l in ie n .

[dgung v o i  i Ä l iz e i )  K ab  dem  K l.V e Una bersinir,Sung v J  f  n T llzei) i?ab dem Kl. durch
heukeh?V,ine Ä Über die StraR°VV1938 3Uf’ die,T.rePPe’ ' hieur'de n andi«e rrn Straßenkreuzung stark behin-

A Chl ’ Sn , iahrenqueUe für den lebhaften 

j nob^6*
e.zVpn,?’5 Reld dasi tSezVerwGer. diese Verfügung

”  zy verin2‘“ " , ':“ ' iuelle uir oen jeotiaiten 
gefährdet s*-a’ dab d'e öffentliche Sicher-

def ’

'S t
b̂ V w p  ßeH. einS„nteZYerwCjc‘ - veriugung 

den A.Eier. baj • ■gelegte Rev. hatte keinen Erfolg.
~ ln sp,no- r:— „g auf Qrun^

zutreffend an-
befinrir *ner Entscheidung auf 

"'milchen Unterlagen zutreffe

genommen, daß der Grund und Boden, auf dem die Treppe 
errichtet ist, dem öffentlichen Verkehr nicht gewidmet, 
sondern freies Privateigentum des Kl. ist.

Bei der Beurteilung der Frage, ob und in welcher Weise 
die Polizei einschreiten kann, wenn infolge Unübersicht
lichkeit der vor dem Haus des Kl. befindlichen Straßen
kreuzung Verkehrsgefahren entstehen, ist zu berücksichti
gen, daß es nach der Rspr. des OVG. grundsätzlich Sache 
des Wegebaupflichtigen ist, für den polizeimäßigen Zu
stand und somit auch für die Übersichtlichkeit der Wege
anlage zu sorgen. Es sind also nicht etwa die Eigentümer 
der anliegenden Grundstücke gehalten, ihrerseits ihren 
Grundstücken Beschränkungen aufzuerlegen, um für die 
auf dem Wege verkehrenden Fahrzeuge die notwendige 
Übersicht über den Weg zu schaffen (OVG. 105, 265 =  
RVerwBl. 61, 656 =  DR. 1941, 350 ff. und OVG. 105, 280 =  
RVerwBl. 62, 110).

M it diesen Grundsätzen befindet sich das BezVerwGer. 
im Einklänge, wenn es nicht den KL, sondern den Wege
unterhaltungspflichtigen als verantwortlich für den Zustand 
der Straßenkreuzung erachtet. Dem Wegeunf erhaltungspflich
tigen liegt es also ob, das Erforderliche zur Verbreiterung 
der Straße zu tun. Erforderlichenfalls muß er hierzu von 
der Wegebaupolizei — nicht, wie das BezVerwGer. an
nimmt, von der Verkehrspolizei (vgl. G e r m e r s h a u 
se n - S e y d e l ,  „Wegerecht und Wegeverwaltung in 
Preußen“ , 1. Bd., 4. Autl., S. 396) — angehalten werden. Da 
der Kl. nicht gezwungen werden kann, den ihm gehörigen 
Grund und Boden dem öffentlichen Verkehr zu widmen, 
so muß, falls er eine Widmung ablehnt, der Wegebaupflich
tige das Gelände zunächst selbst, gegebenenfalls durch 
Enteignung, zu Eigentum erwerben und es dann in seiner 
Eigenschaft als Wegebaupflichtiger und Eigentümer ge
meinsam mit der Wegepolizei dem öffentlichen Verkehr 
widmen. Erst wenn das Treppengelände durch Widmung 
der Beteiligten Teil der öffentlichen Straße geworden ist, 
kann die Polizei die Beseitigung der Treppe verlangen. 
Zuständig für d i e s e  Forderung wäre dann nicht &die 
Wege-, sondern die Baupolizei, da es sich um die Beseiti
gung einer durch ein Bauwerk drohenden Gefahr handelt. 
Die Baupolizei könnte in diesem Falle nach denselben 
Grundsätzen und mit denselben Befugnissen wie die Wege
polizei, d. h. ohne Nachweis eines besonderen polizeilichen 
Interesses, die Entfernung der Treppen durchsetzen (vgl. 
OVG. 105, 280 =  RVerwBl. 62, 110; OVG. 83, 235; 
RVerwBl. 61, 19 =  DR. 1939, 813). Soweit das Treppen
gelände Bestandteil einer Reichsstraße werden sollte, wären 
gegebenenfalls die Vorschriften des RGes. über die einst
weilige Neuregelung des Straßenwesens und der Straßen
verwaltung v. 26. März 1934 (RGBl. I, 243) zu beachten 
(vgl. insbes. §§ 2 und 5 dieses Gesetzes).

Die Einwendungen der Rev. gegen das Urteil des Bez
VerwGer. gehen fehl.

Der Bekl. hat zunächst gerügt, daß das BezVerwGer. 
die Voraussetzungen des § 35 Abs. 4 BauO. v. 9. Nov. 1929 
nicht für gegeben und deshalb auch die Vorschriften des §6 
Ziff. 2 und § 8 Ziff. 16 und Ziff. 21 dieser Bauordnung nicht 
für anwendbar erachtet habe. Diese Rüge greift nicht durch. 
Die BauO für die Stadt B. v. 9. Nov. 1929 bestimmt in § 35 
Abs. 4 entsprechend dem § 35 Abs. 1 der EinheitsbauO., 
daß bei rechtmäßig bestehenden baulichen Anlagen und 
bei Bauten, die nach genehmigten Bauentwürfen bereits 
begonnen sind, etwa nicht beachtete Bestimmungen dieser 
Bauordnung nur dann durchgeführt werden, wenn polizei
liche Gründe, insbesondere solche der öffentlichen Sicher
heit, es notwendig machen. Nach § 6 Ziff. 2 müssen dort, 
wo Baufluchtlinien festgesetzt sind, alle Gebäude an der 
Straße in der Baufluchtlinie errichtet werden, und nach 
§ 8 Ziff. 16 und Ziff. 21 dürfen Vorbauten, insbesondere 
Treppen, nur in bestimmten, im einzelnen genau bezeich
n ten  Maßen über die Straßen- oder Baufluchtlinie vor
treten. Die angeführten Vorschriften der Bauordnung kom
men aber bei rechtmäßig bestehenden baulichen Anlagen, 
wie hier bei dem Haus des KL nebst der streitigen Treppe, 
im Falle einer nachträglichen Fluchtlinienfestsetzung nicht 
zur Anwendung, selbst wenn eine Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit LS. des § 35 Abs. 4 bestehen und ein Zurück
treten der die neue Fluchtlinie überschreitenden Bauten an 
sich notwendig machen sollte. Das ergibt sich daraus, daß 
für solche Fälle eine gesetzliche Sonderregelung durch



2016
Rechtsprechung [Deutsches R e c h t^o c h e n a ^

SS 11 und 13 FtuchtlG. getroffen ist. § 11 FluchtlG. stellt 
nicht wie nach seinem Wortlaut vermutet werden konnte, 
nur die Bestimmung eines Zeitpunktes dar, von dem an 
anderweit bereits normierte Befugnisse der Behörden in 
Kraft treten. Vielmehr werden diese Befugnisse eist durch 
r» * < 1___urirl -Tiirar nirVll tllir hitlfiichtllCh (löS Eüt-

------------------ r—--- gje ip

nicht abgeändert oder außer Kraft ^ F lu c b ^ t
auch im vorliegenden Falle, Jlau3es voi1
erst nach Errichtung des dem Kl. der
der Treppe festgesetzt worden sind, und UI)d 35 
, r, 1.1 __ Ämnonrllincr der SS u>

der Treppe festgesetzt worden sind, und s g UI)d ■ 
Kraft treten. Vielmehr werden diese neiuguissc c l=v J?em ^wünschte Anwendung te
8 11 begründet und zwar nicht nur hinsichtlich des Ent- Bauordnung aus. daß d'e d6"1
ziehuSrechts der Gemeinde, sondern auch hinsichtlich Der Bekl. hat ferner geltend gemacht, daß ¿ p : -
des nohzeilichen Rechts, die Genehmigung für Neubauten in Fällen dringender Gefahr wie den 
uswPüber die Fluchtlinie hinaus zu versagen; denn wie in Einschreiten nicht warten £ °n" e> da tl0  beerjd  ̂ en- 
der Rspr. anerkannt ist, enthält der § 1 Abs. 4 Satz 1 eignungsverfahren gemäß §§11,13 Flu w d u rc ljdlirc
FtachtlS,. nach hem B.nilnchtli.len die Oremen darsHkn,

die Treppe'etwa drohenden Verjteh r.je l.h r. -et, 1.,die Treppe etwa drohenden Verkehrtem rde,i 0acH, 
pflichtig. Allerdings dürfen die Pol!^el,, ’ b e vo ^^V 'f 
PolVerwG. zur Abwehr einer ummttelb andere (fej- 
polizeilichen Gefahr, falls die Ab" e b r en perso«ent m  
nicht möglich ist, Maßnahmen auch geff'JIndeSse' >  
fen, die an sich nicht pohzeipflichtm sind- ¡behörde e

zn,t,S. i g l .owe« " " V e Ä f Ä S e Äandere zur Beseitigung der Gefahr full «n lVervjO.J  „nt 
treffen kann. Das Vorgehen gemäß § 21 '  undsatzbC # r  
einen Nichtpdlizeipflichtigen darf also g 7() ka>« ^  
in vorläufigen Maßnahmen bestehen. -N acns^ poh* m W 
dem in diesem Falle derjenige, g®^epn*sC]jädigu?tgist, S 
Maßnahmen getroffen ist, sofern die E regeh 
nicht in anderen gesetzlichen Vorschn«te£  sden f  S 
satz des ihm rlm-ch die Maßnahmen entsu» 
verlangen.

Die Voraussetzungen iui «***• y ~ ber scuy da(i V,,. 
PolVerwG. sind gegenüber dem K • tafl W*, j, &>• 
nicht gegeben, als der Bekl. nicht J L e a]s d ¡yfi' 
Abwendung der Gefahr auf andere Als and® g v°e. 
fernung der Treppe nicht möglich is- Anbriögufah£, 
kommen neben der Enteignung, -  errjng®[te”  und,a 
Warnzeichen, Vorschreiben einer ,ve,r - rl0stens

2l

der Kspr. anerkanni im , ciunau u« y * ~
FluchtlG., nach dem Baufluchtlinien die Grenzen darstellen, 
über welche hinaus die Bebauung ausgeschlossen ist, zwar 
ein materielles Bauverbot, er stellt aber nur den rege - 
mäßigen Rechtszustand dar, von dem auf Grund des § 11 
Satz 1 die Polizei Ausnahmen durch‘ Erteilung ein« echten 
Genehmigung gewahren kann (OVG. 105, 225, Kverwtsi.
61 560) f)er Wortlaut, der insbesondere auch bezweckt, die 
rechtliche Bedeutung der Baufluchtlinie gegenüber der 
Straßenfluchtlinie klarzustellen, enthalt nicht die: ausnahms
lose, die Polizei bindende Rechtsnorm, daß jedes Bauen 
über die Baufluchtlinie hinaus unzulässig sei (OVG Zd,
379 382; v o n  S t r a u ß  und T o r n e y - S a ß ,  „Straßen- 
und Baufluchtengesetz“ , 7. Aufl., S. 96). Begründet aber der 
8 l l  die behördlichen Befugnisse der Polizei und der Ge
meinde, so ist davon auszugehen, daß er sie erschöpfend 
begründet und daher auch die Grenzen dieser Befugnisse 
sich aus § 11 ergeben. Dann aber steht der Polizei nach 
8 11 Satz 1 nur das Recht zu, für bauliche Maßnahmen, die 
nach Festsetzung der Baufluchtlinie unter ihrer Überschrei
tung vorgenommen werden sollen, die baupohzeiliche Ge
nehmigung -  die sich übrigens von der gewöhnlichen 
Bauerlaubnis unterscheidet (vgl. OVG. 100, 268 -  RVerwBl.
58 840) — zu versagen, nicht aber das Recht, die Beseitigung 
der rechtmäßig vor Festsetzung der Baufluchtlinie errich
teten, nun aber sie überschreitenden Bauteile zu verlangen 
(v o n S t r a u ß und T o r n e y - S a ß a. a. 0 „  S.,117' Abs. 2
und die dort angeführten Entscheidungen; OVG. 40, 380, 11C11CB IU M , 6V, . . . .....
386- 24, 365; 44, 395). Bezüglich der diese Bauteile tragen- Verfügung sich auch nicht als eine
den Grundflächen ist vielmehr nur der Gemeinde die Be- - • ' ‘■’•“'^ n t
fugnis zum Einschreiten gegeben, und zwar mur in der 
Form der Entziehung, d. h. der gegen Entschädigung vor
zunehmenden Enteignung. Diese aus dem Wortlaut sich 
ergebende Auslegung entspricht auch dem Sinn des § 11,
der dahin geht, die nach Festsetzung der Fluchtlinie unter Verbreiterung isx uei wcstu “ “ ^ ‘Vrht äufge ¡¡sie - „ ¡.
ihrer Überschreitung beabsichtigten Bauteile anders zu ergeben, bisher überhaupt noch mem eS muss
behandeln als die vorher rechtmäßig errichteten Bauten Wenn der Bekl. demgegenüberJ ^ L ngS ^sP A i r
Wenn § 11 Satz 2 eine „Entziehung“ , d. h. eine Enteignung überlassen bleiben, seinen Entschädig ist m<*‘ pu ff tu«
gegen Entschädigung durch die Gemeinde für die infolge derer stelle geltend zu machen, so Falje der das «
der Fluchtlinienfestsetzung nunmehr zum Straßenland be- w 0  und in welcher Weise der Kl. ‘"J v e rfu g »  für ¡„i
stimmten „Grundflächen“ vorsieht so muß davon ausge- rung der angefochtenen polizeilich^^ der ™ste V i ^  
gangen werden, daß die Grundflächen in dem bestehenden sonte. Nach §§ 13, 14 ' die E ® £s
Zustande, d.h. einschließlich der oft einen erheblichen Gejtendmachung der Entschädigung^ V
Wert darstellenden Gebäude gemeint sind, .mcht aber die Enteignungsverfahren nach §9 1 l l- J ^ t ra g  v # c-
Grundflächen ohne Gebäude, wodurch die in § 11 Satz 2 Enteignung von Grundeigentum
zum Ausdruck gebrachte Entschädigungspflicht eine E.n- Verfahren setzt nach § 24 a. a. ^ twendige Ve \ M m, 
Schränkung erfahren würde, die in keiner Weise ange- meinde voraus. Wenn aber die no richtet kon« (i
deutet ist. 6s würde daher dem Sinn des § 11 widersprechen, .................  «" g - ^ e0 - ^
wenn dieiPolizei diese vom Gesetz nicht gewollte Ein- ucne veriugurig uimc
Schränkung der Entschädigungspflicht durch Forderung bestände für die Gemeinde kern
der Beseitigung solcher Bauten auf Kosten des Grund- auf Einleitung des Enteignung^
eigentümers herbeiführen könnte. Dieses Ergebnis wurde keine Möglichkeit zur O e l t e n d m - * ■
auch wie der Vorderrichter zutreffend ausfuhrt, dem ge- gungsanspruchs. Die dem KL, "  durch das per#
sunden Volksempünden nicht entsprechen Es ist daher mit gehenden  Rechte würden also £ daS g §
dem Vorderrichter davon auszugehen, daß polizeilich nicht Baupolizei vereitelt und daduren
die Beseitigung von rechtmäßig errichteten Bauten oder verletzt werden. v Prfiigung S
Bauteilen deshalb verlangt werden kann, weil sie eine Hiernach war die angefochtene 
n a c h  ihrer Errichtung festgesetzte Fluchtlinie uberschrei- PolVerwG. aufzuheben. c  l47/39-)
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Frage kommenden Geländes für e> e Vornahdje AL, 
breiterung des Weges gesorgt hab • soWel ( ^  p  
Verbreiterung ist der Wegebaupfhch "u{gefo^  re ¿erf ^  
«rrrpiipn htfther überhaupt noch nich,^ t(\Vs*u

• £ mtS kdie Gemeinde kel"  tabrens uI1sdes Enteignungsverfab e!„es

lkei* .zur, .9 eK7n'&  §§

meiuuc vu.auo. .. -■■■ r ~ -  '^ j g e t ic ^ f  l
keit des Weges durch eine an den k : wer^ei f l  L  0  
liehe Verfügung ohne weiteres err p 7Ü e, „ if d j  
t_f r i o m p i f i n p  kein J

chun 
1 §§ 
urch 
ürde

----------  . . tpne Veriügu0g
Hiernach war die angefochtene

. 14 
Vo9

'flu ^V

5«

lv. Haupisc*-. vczetin- ^  
in (z. Z- b£1 df rUn « ' J  < !

schrift der Schriftleitung: Berlin W 35, Lützowufer 1 8 *  S ^ ei
ufer 1811. Fernruf: 224086. Ver lag:  Deutscher Rechtsverlag GmbH., Berhn W  35, «  djc A„ zetgen
Leipzig C 1, Inselstr. 10. Fernruf: 72566; Wien I, Riemergasse 1. Fer" r“ ’ d ^  t i p  j

vom 1. Oktober 1939. Druck: Oscar Brandstetter, Leipz



WlTTLAND, DEUTSCHES BEAMTENRECHT la

, B e a m te n h rie fls re ch t'e«aUs„  , J
des R dei aUS An!aß des Krieges auf dem Gebiete 

Beamtenrechts erlassenen Vorschriften
zusammengestellt

dem Stande vom 1. J u li 1941

Dr-H e r m a n n  w it t l a n d
lnisterialrat im Reichsjustizministerium

H ter̂  i ° ktav' Etwa 330 Seiten' R M 8-_
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M it dieser Auflage, die durchgängig neubearbeitet worden ist, w ird  wieder 
dem strafrechtlichen Praktiker, der heute — wie insbesondere der Wehr
machtrichter und der Praktiker in den neueingegliederten Gebieten — mehr 
als in ruhigen Friedenszeiten eines Werkes bedarf, das es ihm ermöglicht, 
sich rasch einen zuverlässigen Überblick über den Stand der Geselzgebung, 
der Rechtsprechung und des wichtigsten Schrifttums zu verschaffen, ein 
Vademekum geboten, das ihm möglichst für alle Bedürfnisse Rat und Unter
richtung gibt. — Die kriegsrechtlichen Bestimmungen sind am Ende des 
Werkes zusammengestellt und ihrer Bedeutung entsprechend ausführlich 

erläutert worden.

F E R N E R  G E L A N G T  S O E B E N  Z U R  A U S G A B E :

D a s  G ru n b c ru jc rb f te u e rg c fc t}
vom 29. März 1940 mit Durchführungsverordnung, erläutert von

Dr. O S K A R  P A C H M A Y R
Oberregierungsrat am Oberfinanzpräsidium WUrzburg

Taschenformat. VIII, 172 Seiten. RM 3.50

J. SCHWEITZER VERLAG • BERLIN W 35

Wenn man in der Gewinnliste der Deutschen Rcichs- 
lottcrie die Nummer des eigenen Loses findet und da
neben eine vier-oder fünfstellige Gewinnzahl - d i e  
Freude kann man nicht besehreiben, die muß manetlebt 
haben 1 Darum: rechtzeitig das alte Los erneuern oder 
ein neues kaufen! Unendlich viel Schönes für Sie und 
Ihrr Lieben, für die Zukunft Ihrer ganzen Familie kann 
von diesem Los abhängen.
Die größte und günstigste Klassenlottcric der Welt spielt 
wieder in 5 Klassen mehr als ioo Millionen RM aus — 
480000 Gewinne, darunter 3 Gewinne von je 500000.— 
RM und dazu 3 Prämien von je 500000.— RM. Die 
Gewinne sind cinkommenstcuerfret. Vs Los kostet nur 
a),— RM je Klasse und kann 100000.— RM gewinnen. 

Wenden Sic sich noch heute wegen Ihres Loses an 
eine S.taatlichc Lottcric-Hmnahmc

.7. OKTOBER 1941



Art. 21 EGBGB.; §§1708, 1717 BGB.;
§ 166 ABGB. Art. 21 2. Halbsatz ist eine 
besondere Ausgestaltung der Vorbehalts
klausel. ' (

Im Verhältnis zwischen dem Altreich 
und der Ostmark sowie dem Sudetengau 
kommt die Vorbehaltsklausel nebst ihren 
besonderen Ausgestaltungen nicht zur An
wendung.

Hingegen ist Art. 21 2. Halbsatz bei An
sprüchen von Protektoratsangehörigen un
ehelichen Kindern gegen deutsche Erzeu
ger anzuvvenden. KG.: DR. 1941, 2005 
Nr. 13

Art. 21 EGBGB.; § 166 ABGB. Der dem 
Altreich zugehörige Erzeuger des unehe
lichen Kindes einer Mutter früherer pol
nischer Staatsangehörigkeit kann sich auf 
die Vergünstigung des Art. 21 2. Halbsatz 
EGBGB. auch dann berufen, wenn kraft 
früherem innerpolitischem Recht die im 
früheren Galizien geltenden Bestimmungen 
des auch in der Ostmark geltenden ABGB. 
zur Anwendung kommen. KG.: DR. 1941, 
2006 Nr. 14

§§ 44, 89, 90 ABGB. Verabredungen der 
Ehegatten, die ihre rein persönlichen Be
ziehungen hinsichtlich der Pflicht zur Ge
meinschaft, zum Beistand und zur Treue 
vom Gesetz abweichend regeln, sind uh- 
wirksam. RG.: DR. 1941, 2006 Nr. 15

§158 ABGB.; §4 Ges. über Änderung 
und Ergänzung familienrechtlicher Vor
schriften v. 12. April 1938 (RGBl. I, 380); 
§ 1594 BGB. Die Frist des § 158 ABGB. 
beginnt mit dem Tage, an dem der Ehe
mann sichere Kenntnis von der Geburt des 
Kindes erlangt. Eine analoge Anwendung 
des § 1594 Abs. 2 und 3 in der Fassung 
des Ges. v. 12. April 1938 (RGBl. I, 380) 
ist ausgeschlossen.

Der Ehemann der Mutter ist nur dann 
befugt, die blutmäßige Abstammung des 
Kindes von ihm zu bestreiten, wenn er ein 
über das bloße Abstammungsinteresse des 
Kindes hinausgehende Interesse glaubhaft 
macht. RG.: DR. 1941, 2007 Nr. 16 (Sey- 
del)

88 1313 a, 1315 ABGB.; §45 Tschech-
KraftfG. v. 26. März 1935; Tschechosl. Ad
vokatentarif v. 3. Mai 1923 (Slg. 1923 
Nr. 95); 2. VO. über die Ausübung der 
Rechtspflege in den sudetendeutschen Ge
bieten v. 2. Dez. 1939 (RGBl. I, 1758); 
VO. zur weiteren Überleitung der Rechts
pflege im Lande Österreich und in den 
sudetendeutschen Gebieten v. 28. Febr. 
1939 § 24 (RGBl. I, 361). Betriebsunter
nehmer i. S. des § 45 TschechKraftfG. 
v. 26. März 1935 ist derjenige, der das 
Kraftfahrzeug für eigene Rechnung im 
Gebrauch hat und diejenige Verfügungs
gewalt darüber besitzt, die ein solcher 
Gebrauch voraussetzt.

Die außerkontraktliche Schadensersatz- 
pilicht aus § 1315 ABGB. setzt voraus, 
daß der Schaden im Betrieb des Ge
schäftsherrn, dessen Haftung in Anspruch 
genommen wird, seine Ursache hat.

Soweit in Rechtssachen aus den su
detendeutschen Gebieten oder aus dem 
Lande Österreich in der Verhandlung vor 
dem .RG. eine Vertretung durch beim RG. 
zugelassene Rechtsanwälte stattfindet, fin
den nicht nur die Gebührensätze der deut
schen RAGebO. Anwendung, sondern es 
hat auch die Wertberechnung nach den im 
Altreich geltenden Bestimmungen zu er
folgen. RG.: DR. 1941, 2008 Nr. 17

§§ 91, 1327 ABGB. Wurde von dem bei 
einem Verkehrsunfall Getöteten seiner 
Gattin mehr als der standesgemäße Un
terhalt zugewendet, weil sein Einkommen 
ihm dies ermöglichte, so steht der Witwe 
nach § 1327 ABGB. gegen die haftpflich
tige Person ein Anspruch in gleicher 
Höhe, also über das Ausmaß der gesetz
lichen Verpflichtung hinaus zu. RG.: DR. 
1941, 2010 Nr. 18

§ 1425 ABGB.; § 307 EO. § 1425 ABGB. 
gibt im Gegensatz zu § 307 EO. nur das 
Recht, enthält aber nicht auch die Pflicht, 
den Betrag zum Zwecke der Schuldbe
freiung bei Gericht zu hinterlegen. RG.: 
DR. 1941, 2010 Nr. 19

Reichsarbeitsgei f m
§ 2 Abs. 3 DjenstpflVO-____________

§2 Abs. 2, §§ 5, 12 f n i e n ^ T f“r
v. 2. März 1939. Durch d *  % ä l t #  p- 
tung entsteht ein Arb ^ßgebG^gjisi'ßgeber,nieflst'das“  die für den Betrieb
riforduung, Betriebsordnung deses
Ordnung "gilt. Indessen $ tsgestg die 
beitsverhältnis durch auf iit>ef
Verwaltungsakt  ̂begrün ’ ^ätze^ts-
bürgerlich-rechtlichen ^ ¡ t  von j[)£ ge-
Nichtigkeit und Anfech a sjnd. Ar 
geschütten nicht anwei obGzlii# n_
richtlichc Nachprüfung
beitsamt die sachlich rpfhch sCiien
für den Erlaß des Dienstve^ a„g 
scheids mit Recht als g - „trieWit 
hat, ist nicht zulässig- ,nen Bet eln 

Bestimmungen der e ■ ¡n d
nungen über Lohnai^fal deP^rc^- 
derung müssen geg . pienjPß 
DicnstpflVO. und 12 .ndsatz, :
derung müssen geg«gfD' 
DicnstpflVO. und in <s 
AnO. festgelegten Omi fiichtu**i
mit Beginn derl denstv XktreR11 
anspruch entsteht, z 
DR. 1911, 2011 Nr. 20 &  gM

§615 BGB. Zur JA Je t f f  .

jviiüssgäifc'
nicht die Nichtigkeit f ehilfe 
mens; der Nandlu g e[ner ,e zü ^
zwar bei Verwertung erbsabredarär> L '
nicht an die W e t er slL cliendfn. pK 
ten, kann aber, w abw^rbG-' 
die Ansprüche au* .dniachen- .
einbarungengehen (iC\'
1941, 2014 Nr. 22

Preußisches

F ! 8- V 11,s12iEnteigG.; § h t l i n i e » ^ ^ A '2\

gung. vorgent- r, - 
tigen. PrOVG.:

7k  käme ¿eukemi :

DAS ÖFFENTLICHE e„
F Ä L L E  M I T  L ö S U N

V O N  DR - JUR • OSKAR ^
ASSESSOR BEIM REGIERUNGSPRÄSI

aItungsrechtVal>1
Diese wertvolle Neuerscheinung bringt 80 Fälle aus dem Verfassungs-und Vcrvv ^  dercn ef 
grundsätzliche Fälle und Fälle aus einzelnen Rechtsgebieten. Die grundsätzlichen probleme d gI)

Zed

grundsätzliche Fälle und Fälle aus einzelnen Rechtsgebieten. Die grundsatzm.» probieme flSiee
65 beträgt, stellen eine Einführung in  d ie  ve rfassu ng s-u nd  verwaltungsrechtlic ernlög,lC A
... • i ______  j__ _:__. k . .  aio m it Hpr l itpratnr hereits befaßt hau , del uiT5 ,

.¡fle
ie*

03 oeiragi, sieuen eine uuiummig *** “ “ “  ------  ° nt haben
für jedermann dar, denjenigen aber, die sich mit der Literatur bereits be a fH\e alis u“ en be’v'Tpt; 
Ergänzung ihres Wissens von den Problemen an Hand praktischer Fälle. I . den Prüfen1® 
Rechtsgebieten sollen darüber hinaus anleiten, auf einzelne Rechtsgebiete, ie 0ewerberf l i f ld ie.f,all 
sein müssen, näher einzugehen, wie Staatsangehorigkeitsrecht, Gemeinde rech, ,eich?e>t 4 jdi* ,
Wasserrecht, Wegerecht, Verkehrsrecht, Fürsorgerecht. Die Sammlung fuhr °  j sind us se e.

................. , i , - .1 zes_pprhts ein. w L . 4heu
Amelien Probleme und die wichtigen Rechtsgebicte des öffentlichen Rechts ein. Verfaß ' ¿p 

gemeinen Hinweise für die Lösung von Fällen, die sich auf die Erfahrung daS aUf die W* ^
mehrjährigen Tätigkeit ais Fakultätsassistent stützen, und das Literaturverzeicn ’ . j
tische Ausbildung wichtige Literatur verweist. Die Schrift ist für den junge p bcr
bildung unentbehrlich, allen übrigen Rechtswahrem gibt sie einen willkom
heutigen Probleme des öffentlichen Rechts. U M F A N G  1 9 2  S E I T E N KAR t o H ' £

- .  k Übef
■blick

rt
_ i»
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A b te ilu

B e w e rb u n g e n  auf Z iffe ra n z e ig e n  stets m it der 
Ziffernummer kennzeichnen; auch a u f  dem  U m 
schlag, dort am besten in  der linken unteren Ecke, 
m it Buntstift umrahmt.
Bei Bew erbungen  auf S te llenanze igen  niemals O ri
ginalzeugnisse, sondern m it Namen und Adresse 
gekennzeichnete Z e u g n is a b s c h rifte n  beifügen. Auf 
L ic h tb ild e rn  müssen Name und Adresse auf der 
Rückseite vermerkt sein. Unter „Einschreiben“  oder 
„Eilboten“  eingesandte Bewerbungen können nur 
als „Einschreiben“ - oder „Eilboten“ -Briefe weiter
gesandt werden, wenn das Porto h ierfür beigefügt 
ist. Diese A rt Briefe und mehrere Bewerbungs
schreiben auf verschiedene Zifferanzeigen dürfen auf 
dem äußeren Umschlag die Ziffernummer n ic h t tra
gen ; sie sind nur an die Anzeigenabteilung zu richten.

A n z e ig e n p re is : die viergespaltene 46 mm breite 
mm-Zeile 45 Rpf.; fü r Verleger- undFremden- 
verkehrsanzeigen 36 Rpf.; fü r Stellen- und 
einspaltige Gelegenheitsanzeigen 23 Rpf.; für 
Familienanzeigen und Nachrufe 15 Rpf.; 
Ziffergebühr fü r Stellenangebote 1.50 RM.; 
für Stellengesuche und Gelegenheitsanzeigen 
50 Rpf.

A n z e ig e n s c h lu ß : jeweils der Donnerstag der 
Vorwoche, nur für eilige Stellenanzeigen und 
wenn Raum noch zur Verfügung steht, jeweils 
der Montag der Erscheinungswoche.

Z a h lu n g e n  für A n ze ig e n b e trä g e  n u r  auf das Post
scheckkonto des Deutschen Rechtsverlages 
GmbH. — Berlin Nr. 45176.

n g “  D e u ts c h e r R e c h ts v e rla g  G m b H ., B e r lin  W  35, L ü tz o w u fe r  18, F e rn ru f 22 40 86

••••••••••••••••a

...O ffene S te llen

V is L ertret«r mit t?Uerrechta,s

s
.ernahtne'i- Aussicht auf

vinzstadt

!%tbieilllng DTR»,  * . J 695a" Anzei-
, C,her Rechts- 

^ c h e n ^ l- ^ ^ u fe r lS .  

1 5ine f?ntmöSlichst

di?  Privat°rsteher, 
tse k r - - -  ’

i.-^ g n is s c H  
an dje

er*iard

* C, I’ J • * »FvF r-\.

sH e#-^nhe,mj *

[ einen

n-0haI«aan, bens'auf V er-
K.'e Patenfpr«cl,C| ’ Zei,K-
b>PU„ 1ntanwa,. 6lnzu-

i- biPl E. I  e:
W. r f(|an,

Bürovorsteher 
oder Bürogehilfe(in) 

gesucht.
Dr. B u n d s c h u h ,  

Rechtsanwalt und Notar, 
M a g d e b u r g ,  
Breiter Weg 263.

Bürovorsteher(in) 
oder Bürogehilfe(in)

nach H i r s c h b e rg  i. Riesengeb. 
gesucht.

Offerten mit selbstgeschriebenem 
Lebenslauf, Zeugnissenusw.unter 
A. 1689 an Anzeigen-Abteilung 

Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W35, Lützowufer 18.

Erfahrene Sekretärin
für angesehenes Berliner Anwalts

und Notariatsbüro 
gesucht.

Graf  von Medern,
JR. Hero ld ,  Dr. Zander,  
Rechtsanwälte und Notare, 
B e r l i n -W i lm e rs d o r f ,  

Kaiserallee 200.
Perfekte

Anwalts- und Notariats- 
Stenotypistin

(Bürovorsteher vorh.) halb- oder 
ganztägig für sofort oder später 

sucht
Rechtsanwalt und Notar 

L>schenffzig, Ber l in  SW 11, 
Hallesches Ufer 10.

!ernu 2o ,bi,di- 
i„ JZeßni°Bstaut ?ahren 

leC>CM.!axis ei.,1,1 “m-

h ^'n l

S ć w *  d;>

N» "«r Jt 0dJv ‘-m-

lcndor

uter

Rechtsanwalt Dr. iur..1 *>
Ende 40, m it langjähriger selbständiger 
n:,axi| l  auch gute Kenntnisse in Perso- 

Sozial- und Verwaltungsrecht, seit 
.ngercr Zeit beschäftigt beim Finanzamt,

sucht Dauerstellung
t ’^ a s tr ie , W irtschaft oder Verbände 
h».,i-Slen; Ostmark und Siiddeulschland 
A nV iz llg t- Angebote unter A . 1688 an 

azeSgen:A bte ilung Deulscber Rechts- 
Z erl"g, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Anzeigenschluß
, ,  ist jeweils der
»JonnerstagderVorwochel
Deutscher Rechtsverlag 0 . m. b. H., 
Anzeigen-Abte ilung, Berlin W 35, 
l ützowufer 18. Telefon 22 40 86.

B ekanntm achungen verschiedener A r t
•••••••••••••••••••••••••••••«••••a • • • • • • • • • • • • •

Anwaltsassessor
sucht

Praxisübernahme
evtl. Bürogemeinschaft in Süd
deutschland, möglichst im Ober
landesgerichtsbezirk Stut tgart .  

Angebote unter A. 1694 an 
Anzeigen-Abteilung Deutscher 

Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

V e r k a u f e :
RGBl. I Jahrg 1927—38, einige gebunden. 
Preuß.GS. 1932, gebunden.
Samml. W irtschaft!. Kurzbriefe, bis Dez. 

1939 lückenlos.
Dtsche. Kurzpost 1935 u. 36 (2 Leinenordn.) 
Deutsche Rechts-Fibel (4 Sammelordn.). 
Das neue Deutsche Reichsrecht, 

ergänzbare Gesetzsamml. (Pfundtner- 
Neubert), 18Leinenordner u. 1 Register
band, nach dem neuesten Stande, alles 
kompl. zusammen oder einzeln. 

Angebote erbittet
W a lte r Joost, Angestellter, 

Suhl.

Juristischer Fachverlag 

sucht Manuskripte
Vorgesehen ist die Heraus
gabe von Handkommentaren 
für H a f t p f l i c h t r e c h t ,  
G r u n d s t ü c k s r e c h t ,  
Registersachen und eventl. 
K o s t e n r e c h t .

Angebote unter A. 1697 an Anzei
gen-Abteilung Deutscher Rechts
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18

Reichsverteidigungsgesetze
einschließlich der 33. Ergänzungs
lieferung umständehalber zu ver
kaufen. Angebote unter A. 1699 
an Anz.-Abteil. Deutscher Rechts
verlag, Berlin W35, Lützowufer 18.

LOccDct n ii lg l io ö  Der IIS D .

$ ) ie  $ B iid )e r bee Deutfdien Rtditaberlagto «halten Oi* ¡6 jeber öudj. 
ftanblung. fiatatog unb Prafpchtc liefern mir aut IBuntd) 
hoRenlae unb biceht.

Deutfdjer Beddonerlag, Berlin Hl 35 -  BDien I

Eine Anzeige 

in dieser Größe, 30 mm 

einspaltig, kostet 6.90 RM

Auskünfte
allerorts diskret üb. Vorleben, Charak
ter, Umgang, Ruf, Bildung, Einkom
men, Vermögen, äußeres Aussehen, 
Stand u. Ruf der Angehörigen durch: 
Dr. Wittiß <Ł Woliny, Berlin W 30/53

Maaßenstraße 9 Tel. 27 04 70

$Jn ti( iua rit'cbeä  A n g e b o t:
!Hed)tfprcd)img ber Dberlanbcsgcridjtc. 46 8 bc. (1900-19281 geh. SRSOt 150— 
Staubingcr, Sloinmcnfat 3.®®»- 9. « ., 7 *be. in  12. 1925/31 qeb. «SW HO.— 
Sntithcibungeu bes ’licid)sgcrid)ts, 3 it»ilfad)eti. ®b. 1-163

unb 9ie0• 1/160. 1880—1941 ........................................  geb. g)jp 45g_
S nftijtn in iftcrin lb la ff, tpreufi., 1900—1932/33, u. 35cutfcf)e 3u ftij,

1933-1940.......................................................................... qcb. SRSD1 300 —
»»».•Äomnt.b.»(BSRätc.8.21.,ft® bc, 34/35, geb. m.®ebraud)s[pürcn 'JlSW 40 -
9tcid>sgefc»|blatt. 1000-1939 (ab 1922 T L  I unb I I ) ...............geb. 28ü"
auodjcnfdjrift, 3 uri[t., 1900-1938 (ab 1936 ln  §eften)...........geb. 9WR 200.— 1

iC'ir taufen:
(Entfdjcibmtgen b. 91®. in  Straffadjeti; (Sbevmamr #. Olsljaufen, S trafgeld!* 

tommcnlarc; (bolbtammcr, Jlrdjiu f l ir  Strafred)t u. a. üBcrte.
3. @ d) »o c i ii e r Sortiment / Berlin 'iö 8

ifranjöjildje Strafte 16 / {fornfprcdicr 121167/68 
»tinjbmtbluttg unb 'Nutimm riat fü r ßtcrfpo. unb *81rt((b« ftd to if(« tf*a fte it



J u s t i z

am  S che idew eg
V O N  DR. JUR. V O N  R O Z Y C K I - V O N  HOEWEL

Durch offene und kritische Stellungnahme zu Vor
gängen und Einrichtungen unseres Rechtslebens will 
diese Kampfschrift einen Beitrag zum Neubau eines 
wahrhaft nationalsozialistischen Rechts liefern. Sie 
bringt unter dem nationalsozialistischen Zweckgedan
ken des Rechts eine neue Rechtsfindungsmethode, die 
das Recht seiner Geheimnisse entkleiden und auch 
dem Laien erschließen soll. Kein Rechtswahrer wird 
an dieser lebendigen Kampfschrift vorübergehen kön
nen, und auch jeder gebildete Laie wird sich mit ihren 

Thesen auseinandersetzen müssen!
Umfang: 132 Seiten Preis: Kartoniert RM 4.50

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsverlag G. m. b.H., Berlin • Leipzig • Wien
Berlin W  35, H ildebrandstraße 8

Auslieferung für Ostmark und Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1

ln Kürze erscheint in 2. Auflage:

Das Recht der Arbeit
Systematische Zusammenstellung der w i^  

arbeitsrechtlichen Vorschriften

Von Professor Dr. Wolfgang
„Die systematische Zusammenstellung ?̂  en 
licher Bestimmungen entspricht dem v n «hraucb 
einer kleineren Textsammlung für den ■ , ¿et " r 
Studierenden und sonstigen Hörer wie * wjChtigf.\L 
tikcr, die zu einer handlichen und doch a n w0" e. 
Bestimmungen enthaltenden Ausgabe it uSi In s, 
Das Werk füllt diese Lücke bestmoghens übersic 
schickter Weise hat der Verfasser ^  t ^ scWxM.

:tit-

seniCKier weise uai uei verlasse* 7 i intprabs1-.” 
lieh in eine Anzahl von Haupt- und t «rieg 
gegliedert.
Stimmungen

; Anzani von naupi- ' bc ĵ r*<-f- ,e. 
gegliedert. Hierbei sind insbesondere

n und die über die Dienstverpt
gt. chts vv'ir°

Der Anfänger auf dem Gebiete des^$onen&!^t%fi‘
rücksichtigt.

Der Antanger aut item uemeie uc°. „1fpnen mV nlie' 
es begrüßen, daß in einer knapp gc” a ,,nd di* g|n- 
ein klarer Überblick über den Auto waS die| ¡fd 
derung des Arbeitsrechts gegebentlAj neSehr", iindcterung des Arüeitsrecms gegeuc“  eScn‘ ;*7 un< 
arbeitung zweifellos erleichtert. Die » ■ lS‘. bt.
ihren Weg machen, zumal der P re is"’ erinög"c 
jedem Interessenten die Anschatru y

(R e ic h s v e rw a ltu n g s t’1''1”  ^  jßO
preis: K

Umfang: etwa 200 Seiten yer|aS

Zu beziehen durch den Buchhandel oder din ¡g / W'

Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H., B e r g
Berlin W 35, Hildebrandstr ^  •

A u s lie fe ru n g  f ü r  O s tm a rk  ^  R
D e u ts c h e ^  R e c h ts v e r la g  O. m. b.

ln  diesen Tagen erscheinen, bereits in  2. A u flage, sämtliche bisher herausgegebenen Bücher zur
„Deutsches Jugendrecht“

Schrifl0 ,

füf
Band 1 G r u n b j ü g c  D e s  öeutfdien l u g c n ö r c d i t 6  ,

Von D r. W olfgang Siebert, ord. Prof. a. d. Universität Berlin, Vorsitzender des Jugendrechtsausschus. o
Deutsches Recht . durcb ein " '|jcbeÜ’V

Diese Arbeit gibt einen Querschnitt durch das gesamte deutsche Jugendrecht und stellt dadurch sowie  ̂uneivtbe|' vertu'|I,1;irJj 
ständigkeit einzigartiges Verzeichnis des gesamten Schrifttums zum deutschen Jugendrecht seit l r unter A v 
larre für iede weitere Arbeit am deutschen jugendrecht dar. Im einzelnen behandelt der y *r ‘ ,es

_____- .... ........ t,_______________s zum aeuiscnen jugcuuuun acu * unte» ‘ , ¿er r) ui
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Rechtsprechung
Strafrecht

j 42 b, 51, 330 a StGB. Die Bestrafung 
Täters wegen Vergehens gegen §330a 

>tGB. unter gleichzeitiger Anordnung der 
Jnterbringung in einer Heil- oder Pflege- 
nstalt wegen Vergehens gegen das Heim- 
ückeG. im Zustande der Zurechnungs
infähigkeit ist zulässig. RG.: DR. 1941, 
041 Nr. 1

§§ 76, 79 StGB. Das Gericht, das die 
jesamtstrafe bildet, hat neben ihr die 
'Jebenstrafen und Nebenfolgen neu fest- 
msetzen. Die Aufrechterhaltung der Zu- 
ässigkeit von Polizeiaufsicht neben der 
Sicherungsverwahrung ist zwecklos. RG.: 
DR. 1941, 2041 Nr. 2 

§ 143 a StGB.; Ges. v. 2. Juli 1936; §1 
Abs. 4 VO. zur Ergänzung der Strafvor-

der Wehrkraft des 
25. Nov. 1939. Der

Schriften zum Schutz
Deutschen Volkes v. ----------  ------ —
Strafschutz ist grundsätzlich für alles vor
gesehen, was als „Einrichtung“  geeignet 
und bestimmt ist, der Landesverteidigung 
zu dienen. RG.: DR. 1941, 2041 Nr. 3 (M it
telbach)

88 157, 257 StGB. Die Gefahr der Ver
folgung i. S. des § 157 Abs. 1 Ziff. 1 StGB, 
braucht sich nicht aus der Angabe der 
Wahrheit für sich allein zu ergeben; der 
Milderungsgrund greift vielmehr auch dann 
Platz, wenn die Angabe der Wahrheit im 
Zusammentreffen mit der gesamten son
stigen Sachlage eine Strafverfolgung mit 
sich bringen konnte. RG.: DR. 1941, 2042 
Nr. 4

8 174 Abs. 1 Nr. 2 StGB. Begriff der 
„Obhut“ . RG.; DR. 1941, 2043 Nr. 5 

§ 175 a StGB. Die einem Landdienstlager 
der Hitlerjugend angehörenden Hitlerjun
gen stehen zu dem Führer und dem stell
vertretenden Führer dieses Lagers regel
mäßig in einem Unterordnungsverhältnis 
der im §175a Ziff. 2 StGB, bezeichneten 
Art. RG.': DR. 1941, 2043 Nr. 6 

8§ 268, 269 StGB.; VO. des Generalbe
vollmächtigten für die Deutsche Wirtschaft 
v. 27. Aug. 1939 (RGBl. I, 1495). Die auf 
den Bezugsberechtigten ausgefüllte Lebens
mittelkarte ist eine öffentliche Urkunde. 
Blankettfälschung durch unberechtigtesAus- 
füllen der Karte und Gebrauchen zum 
Zwecke der Täuschung. RG.: DR. 1941, 
2042 Nr. 7

§2 Abs. 1 HeimtückeG. Zum Tatbestand 
„geeignet, das Vertrauen des Volkes zur 
politischen Führung zu untergraben“  ge
nügt es, daß durch die Äußerungen we
niger einsichtige Volksgenossen in nicht 
im einzelnen bestimmbarer Anzahl in ihrem 
Vertrauen zur Führung erschüttert werden 
können, daß also im Volke die miß
billigte Wirkung eintreten kann. RG.: DR. 
1941, 2045 Nr. 8

§1 Abs. 2 GewVerbrVO. Eine Schreck
schußpistole ist keine Waffe i. S. der Ver
ordnung gegen Gewaltverbrecher. RG.: 
DR. 1941, 2045 Nr. 9 (Mezger)

§§ t, 5 VO. über Strafen und Strafver
fahren bei Zuwiderhandlungen gegen 
Preisvorschriften v. 3. Juli 1939 (RGBl. I, 
999); § 257 StGB.

Die bedeutsamen Unterschiede zwischen 
der kriminellen Strafe und der Ordnungs
strafe der Preisstrafverordnung lassen es 
nicht zu, die Ordnungsstrafe der kriminel
len Vergehensstrafe in dem Sinn gleich
zustellen, daß bei der persönlichen Be
günstigung der § 257 StGB, unmittelbar 
oder entsprechend anzuwenden wäre, 
wenn gegen den Vortäter mangels Straf
antrags nur das Ordnungsstrafverfahren 
möglich ist.

Der Begriff Täter und Teilnehmer i. S. 
des tä 8 PreisstrafVO. umfaßt auch den 
Begünstiger. RG.: DR. 1941, 2046 Nr. 10 
(Mittelbach)

j7, ^
396, 413 RAbgO.; i V ’ Zu’r 

KraftfStG. v. 23. März ^  ' des § le

der Steuerverkürzung 1111 .us, l
ehrlichkeit. naCh §.' £raft-

Qegenstand der Steuer .. ein .¡cher 
KraftfStG. ist die Moghch^^rech J 
fahrzeug auf Grund v . . M t
Zulassung auf öffentlichen ^  b e g ^ h -  
nutzen; darauf, ob ül aUch r hi an- 
Möglichkeit der Benutz k eS m nde 
lieh ausgenutzt wird, kommt isurku 

Die Steuerkarte ist eine 0 d* » 
über die Entrichtung de g d*5 
hinaus dient sie der Sicn ^  ^ ra....m  H ... I -  ä ä
aufkommens (§§ 14, J , ’ftfStG. k f1« sch°n 

Aus § 17 Abs. 1 W e rd e n . d»J 
ohne weiteres abgeleitet ürzeuk . ( der 
eine Benutzung des£.Kr den ZeitC  'r^  
das Vorliegen einer fu ’ “ rkarte dE. sic*1 
Benutzung gültigen ¡ehung Ren11;' 
bestand 5er S teuerh .n te^^hen  J  j.S. 
allein begründe, ln ,el11TltrSwidrlS |, jieset 
zung kann eine _Or£nu,ig Jje nachzung kann eine n di
des § 413 RAbgO. lm g ^ ’ jst, 
Vorschrift zu bestraf (nach, J  > 8

Ab'
Śteuerhinterziehung ni!n ¡941
RAbgO. vorliegt, RG.:m«v
(Brandt) r< ,938-, “ , riebS'

orpcpllcrhflfłpn von *e t

ide11-

gesellschaften von V e « ^ c i m ‘ r 
gesellschaften im A«J8Ï  ln- 00 
auf die devisenrechthcheestĵ m ü ^ für
I t a d Ä e ^ h a f t  p

Einfuhr ins Inland , (§§ Jn.
RG.: DR. 1941, 2050 ^  935 (9 ÿ

§§ 9, 13, 35, «  ^

16. ,U»I?

da/U län;
•eH-

§ 10 Abs. 1, dai« - fönc..- 
werden, wenn si u e r 1 tung

discher, außer Kur|  h 13 69 A cid 
RG.: DR. 1941, 20a- 3 S-

§8 46, 48, 51 Aös Zur b a„  a {t 
Ziff. 5 DevG. 9 ^ ht. ße eb e > ^ 4) 
liehen Anbietungspj ReCh - i■ g 
bietenden Werten eine (p o r t g i i ^

HtÜW

t ia g rn



*n Kürze erscheint in 2. Auflage:

^Qs Recht der Arbeit
Syst

6lT|at*sche Zusammenstellung der wichtigsten 
arbeitsrechtlichen Vorschriften

»Die
0n Professor Dr. Wolfgang Siebert

ücher F w imat'scbe Zusammenstellung arbeitsrecht- 
einer klein!mmu~Sen entspricht dem Verlangen nach

ieren rPYtcammlmur fiir rinn fiakeniiAli An*-udiercn'i î .rcn bextsammlung für den Gebrauch der 
n er. die 6n.Und sonst'gen Hörer wie auch der Prak-d er> die 7,, ■ sonstigen Hörer wie auch der Prak- 
5estimtnun Clner handlichen und doch alle wichtigeren 
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?.chickter w, . ‘ diese Lücke bestmöglichst aus. In ge-i •■'-■der \Y/ • r  c luckc oestmogucnst aus. ln ge- 
lch in e, e'se bat der Verfasser den Stoff übersicht- 
^ß'iedert iVnzab! v?n Haupt- und Unterabschnitten 

ln'munnpnnier.oe! s.incl insbesondere die Kriegsbe- 
und die über die Dienstverpflichtung be- 

De
Dienstverpflichtung 

üer Anp rücksichtigt.
pS hegrojjnKer auf dem Gebiete des Arbeitsrechts wird 
r,'n klarer n’k ! ,!n einer knapp gehaltenen Einleitung 
, e/ utig de« a 1?  lck über den Aufbau und die Glie- 
i^ itun,, ».„„.''h^tsrechts gegeben ist, was die Efo- 
L T n %  Üei l os erleichtert. Die kleine Schrift wird 

°eni I n t e r * " 6’1’ zumal der Preis niedrig ist und 
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zur gesamten Hand, so entfällt die Anbie
tungspflicht, wenn die Mitwirkung auslän
discher Teilhaber zu einer Verfügung nötig 
ist und die Ausländer nach deutschem 
Devisenrecht zur Anbietung nicht ver
pflichtet sind. RG.: DR. 1941, 2053 Nr. 14 

§ 69 Abs. 1 Nr. 7 DevG. 1938. — Die 
Beurteilung der devisenrechtlichen Geneh- 
migungserschleichung ist unabhängig von 
der Frage, wie die Devisenstelle über den 
Genelimigungsantrag bei Kenntnis des wah
ren Sachverhalts entschieden hätte. RG.: 
DR. 1941, 2055 Nr. 15 

§§ 1, 9 und 13 StraßVerkO. Dem Ver
kehrsteilnehmer, dem nach den hierfür ge
gebenen Sondervorschriften — jetzt § 13 
StraßVerkO. — die Vorfahrt zusteht, geht 
das Vorfahrtrecht nicht dadurch verloren, 
daß er übermäßig schnell fährt. Dem
gegenüber steht aber, daß auch der Warte
pflichtige ein verkehrsgemäßes Verhalten 
des auf der Hauptstraße Fahrenden zu
nächst erwarten darf, und daß es zu den 
Verkehrspflichten auch des Vorfahrtsbe
rechtigten gehört, nicht jede Rücksicht
nahme auf den Verkehr außer acht zu las
sen. RG.: DR. 1941, 2055 Nr. 16 (Guide)

§§ 1, 10 StraßVerkO.; § 222 StGB. Ein 
allgemeingültiger Maßstab dafür, in wel
chem Mindestabstande ein Kraftfahrer einen 
Radfahrer überholen muß, wenn er nicht 
die ihm obliegenden Verkehrspflichten ver
letzen w ill, läßt sich nicht aufstellen. RG.: 
DR. 1941, 2056 Nr. 17 

SS 1, 24 Abs. 1 StraßVerkO.; § 53 Abs. 1 
und 3 StraßVerkZulO.; § 230 StGB. Ver
kehrsfahrlässige Körperverletzung durch 
ungenügende Beleuchtung und Sicherung
eines abgestelltenLastkraftwagenanhängers.
LG. Cottbus: DR. 1941, 2056 Nr. 18
(Bockeimann)

§§ 37, 61 RJagdG.; § 292 StGB. Auch 
ein Jagdgast, der auf anderes als das ihm 
freigegebene Wild jagd, kann Täter der 
Jagdwilderei sein. RG.: DR. 1941, 2059 
Nr. 19

§ 62 Abs. 2 RJagdG. Die Entziehung 
des Jagdscheins, auch wenn sie im ordent
lichen Strafverfahren ausgesprochen wird, 
hat die Bedeutung einer Nebenstrafe. RG.: 
DR. 1941, 2059 Nr. 20 

§ 8 VO. zur Durchführung der VO. zur 
gänzung des Jugendstrafrechts v. 28. Nov. 
1940 (RGBl. I, 1541). Aussetzung der Voll
streckung der gegen einen Jugendlichen 
erkannten Freiheitsstrafe. RG.: DR. 1941, 
2060 Nr. 21 (Mittelbach)

Zivilrecht 
Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht

§ 3 VO. über die Bildung von Schieds 
gerichten für die landwirtschaftliche Markt 
regelung v. 26. Febr. 1935 (RGBl. 1,293); 
Anordnung Nr. 111 des Vorsitzenden der 
Hauptvereinigung der Deutschen Garten
bauwirtschaft v. 22. März 1937 (RNVBI. 
T34)-. Die Anordnung Nr. 111 ist eine Maß
nahme eines Zusammenschlusses i. S. des 
§ 3 Abs. 2 Nr. 2 Marktschiedsgerichts- 
VO. Es ist deshalb auch von den Markt- 
sdiiedsgerichten ausschließlich darüber zu 
entscheiden, ob eine genossenschaftliche 
Rückvergütung an die Genossen eine nach 
dieser Anordnung verbotene Preisunter
bietung darstellt. RG.: DR. 1941, 2062 
Nr. 22 (Vogels)

§ 274 ZPO.; § 13 OVO.; § 3 VO. über 
die Bildung von Schiedsgerichten für 
die landwirtschaftliche Marktregelung vom 
26. Febr. 1935 (RGBl. 1, 293); VO. über 
den Zusammenschluß der deutschen Milch- 
und Fettwirtschaft v. 29. Juli 1938 (RGBl. 
I, 957). Die Frage, ob ein Rechtsstreit vor 
die ordentlichen Gerichte oder vor die al 
öffentliche Sondergerichte anzusehenden 
Marktschiedsgerichte gehört, liegt auf dem 
Gebiete der Zulässigkeit des Rechtsweg'

nicht auf dem der sachlichen Zuständig
keit.

Erfolgt eine Stillegung von Betrieben 
fiacli § 4 Ziff. 7 der Zusammenschlußver
ordnung nicht durch eine unmittelbare 
Maßnahme des Wirtschaftsverbandes, son
dern veranlaßt dieser den Inhaber des 
stillzulegenden Betriebes mit demjenigen, 
der die Aufgaben des Betriebes überneh
men soll, einen „Kaufvertrag“  über den 
Betrieb zu schließen, so gehören Streitig
keiten aus einem solchen Vertrage vor die 
ordentlichen Gerichte und nicht vor die 
Marktschiedsgerichte. RG.: DR. 1941, 2065 
Nr. 23 (Vogels)

Art. 1 SchutzVO. V. 1. Sept. 1939 (RG
Bl. I, 1656). Die Regel, daß das Gericht 
befugt ist, einen das Verfahren betreffen
den Beschluß, sofern dieser nicht der so
fortigen Beschw. unterliegt, von sich aus 
wieder aufzuheben, gilt nicht in Fällen, in 
denen die Voraussetzungen für seine Auf
hebung oder für die Beendigung seiner 
Wirkungen gesetzlich geregelt sind, wie 
bei Art. 1 der SchutzVO. Die Aussetzung 
kann also nur auf einem der beiden in 
Art. 1 Abs. 4 SchutzVO. vorgesehenen 
Wege außer Kraft gesetzt werden. Selbst 
eine Vereinbarung der Parteien über die 
Aufnahme würde gegenüber diesen beson
deren Vorschriften wirkungslos sein. RG.: 
DR. 1941, 2067 Nr. 24

§ 1 ArmAnwG.; Art. 2 SchutzVO. vom 
,. Sept. 1939. Dem zum Kriegsvertreter 
einer Partei bestellten Rechtsanwalt er
wächst durch diese Bestellung kein An
spruch auf Ersatz seiner Kosten an die 
Reichskasse. Eine entsprechende Anwen
dung der Vorschriften des ArmAnwG. 
entbehrt der rechtlichen Grundlage. Viel
mehr bedarf es der Beiordnung des be
stellten Vertreters auch als Armenanwalt. 
KG.: DR. 1941, 2068 Nr. 25 

§9 PatAnwG.; §91 ZPO.; §51 PatG. 
Das Vertretungs- und Beratungsverbot des 
§9 Abs. 2 PatAnwG. v. 28. Sept. 1933 für 
alle Personen, die nicht Patentanwälte 
oder Rechtsanwälte sind, g ilt allgemein 
für alle Verfahren, in denen Patentrechte 
zur Erörterung stehen, so insbes. auch für 
Patentrechtsstreitigkeiten vor den ordent
lichen Gerichten.

Doch ist den Parteien nicht verwehrt, 
sich der Hilfe eines Patentingenieurs als 
rciri technischen Beraters zur Erstattung 
eines für den Rechtsstreit zu verwenden
den Privatgutachtens zu bedienen. Es fin
den dann die Grundsätze über die Erstat
tungsfähigkeit von Kosten für Privatgut
achten, nicht dagegen § 51 PatG. Anwen
dung. KG.: DR. 1941, 2069 Nr. 26 

§§ 36, 37, 263, 276 ZPO. An Gerichte 
außerhalb des Geltungsgebietes der ZPO. 
kann ein Rechtsstreit nicht durch einen 
Beschluß nach § 276 ZPO. verwiesen wer
den. Ein solcher Beschluß ist ohne wei 
teres anfechtbar.

Ein durch rügelose Einlassung zuständig 
gewordenes Gericht kann nicht durch Par
teivereinbarung unzuständig werden. RG.: 
DR. 1941, 2070 Nr. 27 

§ 233 ZPO. Die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand gegen Versäumung der Be
rufungsfrist wird nicht allein deswegen 
ausgeschlossen, weil die arme Partei ab
gesehen von einem rechtzeitig eingereich 
ten, aber bis zum Ablauf der Berufungs 
frist nicht beschiedenen Armenrechtsge
such, noch durch einen von ihr selbst aus- 
gewählten Rechtsanwalt, wenn auch ver
spätet, dies Rechtsmittel hat einlegen las
sen. RG.: DR. 1941, 2070 Nr. 28 

§§ 233, 519b ZPO. Der in dem nicht
selbständig anfechtbaren Beschluß enthal
tene Ausspruch der Zulässigkeit der Be
rufung - insbes. auch der die Wieder
einsetzung gewährende Beschluß — kann 
mit der Rev. gegen das Bll. zur Nachprü
fung des Revö. gebracht werden. Die ent-

gegengesetzte frühere Kspr. Kfl o9 
leben RG.: DR. 1941, 2071 Nr. *

wird a ^ e'

§§ 239, 240 ZPO.; § *9nK° i5 fe n  
Nichtigkeitsverfahren bei Pate deS §239 
ten an die Stelle der Ladung rS de 
Abs. 2 ZPO. der Antrag des 'U J  Ve ■
Konkursverwalters, von Amt und, .
handlungstermin anzuberaumen, LadUflg
von Amts wegen zu bewirk '1 Eine ei« 
der Parteien zur Verhandlng- gen1 
fache Ladung zur Verhandlung* fll t 
dann, wenn der Konkursv daß , , 
im Zweifel darüber sein k ’der ( 
Termin sowohl zur Verhandlung beStim> 
sache, als auch zur Aufnahm 
ist. RG.: DR. 1941, 2072 Nr.d ^  i 

§§606 Abs. 4, 627_ZPO. E idungsst'aS 
lige Anordnung in emem wen?, „g
von Ausländern ist nur zuh' putsch^ 
deutsche Gericht auch z“  , p
dieses Streites zuständig 1 • die ^  

Deutsche Gerichte sind frühere#
düng von Personen, die d naCh d
goslawien angehören, au 
Zerfall nicht zuständig- _ vejia ^ e’„g

§ 627 ZPO. ist eine ^ v i rW Ü ^ j^ e in  
rechtliche Vorschrift, p*k. , e ist in ‘ ße- 
sachiich-rechtlicher Ansp1 unlcf ciit-Rahmen bei A u s lä n d e rn  n U prj Vatr 
rücksichtigung der interna -¡cm
liehen Vorschriften mpgbcm f kan% iig. 

Die Herausgabe dei K. Annfti dnet
im

nicht

Die Herausgabe der K m -  AflPt < 8et 
l Wege der einstweil» , angeo 

sondern nur durch Eins ^ N'- 3 j,.
werden. KG.: DR. l ^ E  - g der ,urCh 

§ 627 ZPO. Keine ^
lung eines Prozeßkosten „ gendigh ß)4l>
den Ehemann mehr nac ,: 0 
Verfahrens in der Instan ■ gilt
2073 Nr. 32 (Wegener) des

§12 RAGebO. Die 20° gesehen (§6
auch für die persönlich r Aöc ( $ $
Rechtsanwalts nach 8 v 4.0 
Ziff. 1 der 2. DurchfVO. _ yfi
RGBl. I, 1994]). bciden g£ßn es,5' ,  

Die „Beschwer4 der t we«0 ha
Rechtsanwälte kann, s oeSCIiWel%oO-^",............ „„lUe+Unrhee ,l<>r " „fdet1-um rw“d ';;ib s täEn d g ]U» £ > ^  tje rd f

" ' .4 : "
ng

AU q ia A m . “  — sei'“ '* fill" ,nrn-
ZIX : J . £ J he™ ei? « *

delt, zwecks Errei^ !S rech»e,t pjr. - c , 
Grenze nicht zusamm ^  20? ¿¡ff-
<»-°- Karlsruhe: W -  ' « g)LU. Karlsrune. n ;

Zu §13 Ziff.3 R A ö f  schf unf| r 
ZPO.; 8 68 EheS-tei f  bedefjines V
vollstreckbaren erhaffü11̂  r ei"6 uO-allein noch nicht die Scha ^  r e 
zeß-) Vergleichs undI k*nn ^  3 K 
(rioiriico'ohiihr genial ogleichsgebühr gemäß 5 1 bê e<Aae
nicht rechtfertigen. ¡en aUs kat)n , er

Ist die Ehe der P a ^  dann * <

i a a s % ^ <
Vergleich i. S. des § f a le
darstellen. , -n solch6' ie ^ ¡ 2 -

Regelmäßig wird daß a ^  
von auszugehen se i% terhalt be« ;ad- 
setzungen für «m6 p[ieG.) JLer 
keitsgründen (§ 68„vh
Setzungen für

läge vergleichen. KO- Beiders f‘| nef 
§ 13Zlff.3RAGebO. I gaK- gheb^i 

mittelverzicht nachi vo« y  d g f ¿ K J  
dungseinigung, “ Ssklag.®  . Alle'11 
gegen die Scheidung^ d,e * sbe - öe;
keine Anträge ,stf  'Verg lelifisseni  hlf'35 
übernimmt, ist k e i m i t u i u t 3 bd|ir< 
kein den Ehepro cßp'R l94l, 
samtvergleich. K t • • geschändet d^

§§ 41, 29 RAGebO.0V  j V g J ’efg; 
Beschw. nach i 1 5<) f.VO- „tsb 
eine Partei nach § 3 . Ret 0  K {i^
das ersuchte Gericht este|;t i ^ rgeS£ fa 
chen abgelehnt l,at’ flU,g dcS; ,fli. ^  RA 
anwalt für die
OLG. eine Beschwerde^ Ä ,o )
tigkeit wird nicht fl zeßgetsbefliu>S• 
GebO. durch die I r0/
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Ein Werk ,das  sich auch 
als G e s c h e n k  e i g n e t !

Die Redifsgesfalf 
der Ififler-Jugend

von

Dr. habil. H . H. D ietze
Das Werk gehört in die Hand aller 
Jugendführer, insbesondere aller 
HJ.-Rechfsstellen, der Elfern und 
Erzieher, der Jugend- und Vor
mundschaftsrichter, überhaupt aller 
Rechtswahrer, die durch Beruf und 
persönliches Interesse nicht darauf 
verzichten können, die Jugend als 
eigene Rechtsordnung und als Teil 

der Oesamtrechtsordnung 
zu begreifen.

Umfang: 255 Seifen 
Preis des Ganzleinenbandes 

RM. 5.40

Deutscher Rechtsverlag
G. m. b. H.

Berlin • Leipzig • W ien
B erlin  W 35, H ildebrandstraße 8
A u s l i e f e r u n g  f ü r  O s t m a r k  

un d  S u d e t e n l a n d :  
Deutscher Rechtsverlag Wien I, 

Riemergasse 1

h l | {
$ o ' s «l >,

S o fo r t  l i e fe r b a r :

STAATSANWALT
ln  A r b e i t s g e b i e t  m i t  B e i s p i e l e n

Von

®0tt ÇQ

&  K a r l  b u r g h a r d i
111 AATSANWALT IN BERLIN 
unter Mitwirkung von

8t a \ P E r H -  k l e m p a h n
A TS A N WA LT IN  BERLIN

.mu|i bel fcil,er ïô tig fe it eine grofee 3ol)I 
Üllb et!i)toert üc,c,)r >ften beachten, beten îlutuenbung ba= 
te{[ ®ri|hete o ¡'tb ' ba^ îe Qn ° ‘e,en Sunborten oerftreut 

“er«ltet, ( f i „ ammen(teUungeit bieiet Wrt finb größten»lie.;9et,be $in
‘ ®^)tift " eS Um ft®r*eren Siniianges lann bte »or= 

einerrtlnaI[efgr8.ett,i^ |ein« bte in fitapper, aber erfchöpfen» 
töeifp ?ui>9etichfr rfaS • '̂^RQlcitsgebiet bes Sachbearbeiters bei 

9 Siieifgd )C"  Staa(S£>Btr)aIt!chaft erforberlidjen §in= 
bieteu 5Q | e*"9«itreute ®eifpiele »on SBerfiigungsent* 

"h’baifCn 3u erleid t em 'u,I0eu Beamten bas (Einleben in [eine 
l’ei)hie, ^  V u* J er" ’ bot̂  U)iri> auci> ber erfahrene Staats» 
^en y ii’̂ 'O i is  h " ' ’ 3U feiner Unterrichtung in bie .fjanb 

etfetannmet *BrQlisi,craus ü̂r bie ^ raiis flcfd&rie- 
t>r. c r Weite Verbreitung geruünfcht »erben."

® t #; ln 13/14— “ • ’ ■«
"iis, 0,’l|rl|» l|hb niro ^ ' ‘Fflabenberetd) bes Staatsanroalts beim

S  ‘ 1
QntnA0t,l,elle n. ll,lb niht so wertiu) Des œraatsanroaits heim

' ' t|e iri,ftlebi9>"in ,<f,Iäflc unb «nleituugen fü r bie ¡ad)lid)e 
« -  'l)t' t t  „„  r_,® ' c'ner Simtsgefdjäfte. Sem erfahrenen Staats.

rtnb°te ®'ellen Ofi-tt**'** b ""* ' "b'ebergabe ber SJorfdirfften, bieäd( T""llt|Qte - ' t i iç n «DicDtmuuc Der SuriajriTxen, otc
b' t  e , " 1 » i t t e te n r i1"  ftnb> unb h ilft bet ber «usbilbutrg ber 

biH j ‘ **»«»a,t, / ” 6' '  es in Feiner furçen 'Jlusbilburtgs.
D l . l ' id,aft' ble formalen Sdmnertafetten Ses ftant«,'‘Md) 

®tn

D».. * * < *

<f,' n :bienfte's<,,aft’..bie f ° tma,cn Sehmietiflfefferi bes ffaats. 
Feiner J 11 fl6* ta,Fnben unb 3u bem iadjlidfjen Rent

5 Aufgaben Dorjubringtri."n t«
1

J «ort. 8.70 K3W
wllt ' flUfcj.

K,u'hhandel oder direkt vom Verlag

A * *1»n Ber*in leiPzi9 Wien
Uŝ efeiUii 5 5’ H i l d e b r a n d s t r a ß e  8 

^ echtsv  ̂ ' *r ^ st;mark und Sudetenland:
G. rn. b. H., Wien I, Riemergasse r

ÄiaDiwnOfltftft
Seit 1848
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and des Weltgeschehens

Der

erscheint jeden Donnerstag 

Einzelheit 30 Pfennig
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Das gesamte 
dentsdie Gnadenredit

nebst verwandten Gebieten

4. A u f la g e

V on  O b e r re g ie ru n g s ra t

W o lfg g a m g g  M e n s e h e l l
Stellvertretender Leiter des Hauptamtes für Gnadensachen 

der Kanzlei des Führers der NSDAP.

„Das Werk enthält alle irgendwie bedeutsamen Vorschriften 
über die Grundlagen des Onadenrechts, die Einzelvorschriften 
über das Gnadenrecht in Strafsachen (auch Steuer-, Polizei-, 
Ordnungsstrafen), in Dienst- und Ehrengerichtssachen aller 
Art, die Straffreiheitsgesetze seit 1934, das Gnadenrecht der 
Wehrmacht, der SS, der Polizei, der NSDAP., ihrer Glie
derungen und angeschlossenen Verbände sowie die Maß
nahmen zur Rückgliederung Straffälliger in den Arbeitsprozeß. 
Allen, die sich m it der Bearbeitung von Gnadensachen be
fassen, erleichtert das Buch durch seine Übersichtlichkeit 
und Vollständigkeit die Arbeit ganz wesentlich. So ist es 
auch nicht zu verwundern, daß der „Gnaden-Menschell“  in 
kurzer Frist vier Auflagen erlebte; ein Erfolg, den juristische 
Bücher nur selten erreichen.“  (aus Reichsverwaltungsblatt)

Umfang: 650 Seiten, Preis RM. 12.90 einschl. Nachtrag

l n  3. A u f la g e  s o f o r t  l i e fe r b a r .

Das Gnadengesuch
Gemeinverständliche Einführung in das deU ß t  
Gnadenrecht sowie das Recht des S tra freg1 de' 

und der polizeilichen Führungszeugnisse aUP1;
tillll"

V o n  O b e rre g ie ru n g s ra t

W olfgang M ensehell
Steltvertr. Leiter des Hauptamtes fü r  Gnadensachen 

in der Kanzlei des Führers

Die Frage, wann ein Gnadengesuch gestellt w^ er 
kann und was zur Aufnahme des Verfahrens u ^  
nommen werden muß, ist dem Volksgenossen, 
den Gnadenweg beschreiten w ill, bisher un 3 
wesen. Das Buch w ill dem Laien ein zuver 
Helfer sein und Ihm Zeit, Geld und manche  ̂
täuschung ersparen. Darüber hinaus wird es itu 
dem anderen, der sich mit Fragen des Gnadenrec 
fassen muß, insbesondere dem A n w a l t  un ^  
R e c h t s w a h r e r  v o n  O r g a n i s a t i o n e n ,  ^  
Nutzen sein. Die im Mai 1940 ergangenen 
Vorschriften Uber polizeiliche Listen und ^ sjn(j 
Zeugnisse, die auch in der Ostmark ge e 

ausführlich wiedergegeben.

Umfang: 71 Seiten, Preis hart. RM-

Z u  b e z i e h e n  d u r c h  d e n  B u c h h a n d e l  o d e r  d i r e k t  v o m  V e r l a g

D eutscher R e c h ts v e rla g  G. m. b. H. in B erlin  • L e ip i'0
Berlin W 3 5 , Hildebrandstraße 8

I R i e
A u s lie fe ru n g  f ü r O s t m a r k  und S u d e t e n l a n d :  D e u t s c h e r  R e c h t s v e r l a g  G .m .b .H ., W i e n  ,

. W i e "

Ist in* ¿U&pwzefi ¿in \JttqleicU moq-ticU?
Was ist jdn (faandvecfyle-UU im ¿UeyuMzefi'?

©ie Antwort hierauf unb <utf alte weiteren einfcfjlägfgen fragen gibt Dfynen bad oor furjem erftbic

,&ti Sfetgleid) in  (Shciache«
von K a m m e rg e r ic h ts ra t  Dr. PAUL GAEDEKE, Berlin

Umfang 128 Seiten /  PreW 3.90  9155t
,  m(JterK‘lcm

■Hui bem O n fja lt: ©orbetrachtung / Seitfä^e /  © ie ©ehanblung bei «Stoffe«. / 1. S e it : © ie 9?echt6t<>3e n ^  (m &*" 
unb ©erfahren$recfjt: 1. ©ai$ 5Q3efen beb Projeftoergtcichfl. 2. ©er ©ergieß fm (fheprojeß. 3. ©er JCoftcnocrg^ ßci  
projeß. 4. UnferixtWoereinbarungcn unb ffheprojefj. 5- ©er ©cfamtnergtcich (m ^eprojeß. 6. © ie eh>3‘ " c jj £elt- 
©efamfocrgleichsl. 7. ©erfahreni3re<i)tif<f)e Sanbhabung burcfi bai ©erlist. 8. Ttnfcchtung bei ©efamtuerg 1 * ^e rg few ; 
9. ©fe ©ergtefchggebühr beö 9{ecf)Wanwa(ti (m e^eprojeß. 10. © ie ©erecfjnung ber ©ebß^ren beim ^ f t e i * “^  
11. ©efamtuergtefcf) unb Tlrmenrecht. 12. ©fe©ergtefcbdgebührbcs$7Irmenanwalti5. 13. ©fe CErftattung«fäf)f.G c ^  iPr*' 
©runb bc« ©efamtuergCefcfxS. 14. Ttachfrügtiche ©eltenbmachung ber ©crglefchSgcbühr wegen 2tnbcrung 
<hung. 15. 7tnfcf)ammg3fä(te /  ©(htußbetrachtung / 3ufammenftelUmg ber w(et)ti0ften gntfehefbungen / a 1

© e f t e t l u n g e n  übe rn ehm en  a t te  © ucbha n 6 l u n 0 cn unö  öer

3 » .  S O T o c f c c  » u c f r l M i n d J t i t t O ' ß c i u a t o ß 1



Kriegssachschäden- 
Verordnung

vom 30. November 1940

T e x ta u s g a b e  
mit E r l ä u t e r u n g e n  von

S ta d ts fn d ik n s  
D r .  S p e c h t ,  ¡M a in z

Umfang: 112 Seiten 

, Preis: RM 3.30

Zu beziehen 
durch den Buchhandel 

oder direkt vom Verlag

Deutscher
Rechtsverlag G. m. b. H .
Berlin W  35 / Leipzig C 1 /  Wien I

C & fiß c& u ie fa a
m

4 O b la fe n k a p s e ln ....................R M  — .62
8 O b la te n k a p s e ln ..................  „  1.19

24 O b la te n k a p s e ln ..................  „  3 .—
6  S uppos ito rien  . . . . . . .  „  1.74

10 N e o k ra tin e tte n  . . . . . .  „  — .53
N eo kra tln , eine Hilfe bet Schmerzen verschiedener Art

Nur In Apotheken erhältlich I

arbeitsrcriitlid ie Stellung des rüdigeführten GofoIgfchnftsniitglioDes
V O n ft  V* ltvill • ■ n latUv T i r _ TV - _ 1.1.1 i i _ 11 c r\ . . . . . .Mit (]etn Von Itu lll l ,  stellv. Leiter des Amtes für Rechtsberatungsstellen der Deutschen Arbeitsfront Berlin

“ fruf des Führers zur Heimkehr der rückgeführten Bevölkerung in die geräumten Gebiete vom 25. Juni 1940

Zahlr, Umfang: 124 SeitenVoik um ‘ans:: lM  5eilen Preis: kart. RM 4.80
^ a S B e r ^ ™ 088“  wurden durch harte Kriegsnotwendigkeit nicht nur aus ihrer Heimat geführt, sondern auch als Schaffende 
Ber dle rechtlich,6 ̂r> g?rissen- Viele Betriebe haben rückgeführte Gefolgschaftsmitglieder als neue Arbeitskräfte erhalten. Die Fragen 
<JertTin®äBetrieb !{e7'’U»urigen zwischen ruhendem Arbeitsverhältnis zum Räumungsbetrieb und neuem Arbeitsverhältnis zum 
riell !uctl des h H'n<J der Verordr|ung vom 9. 4. 1940 festgelegt und finden eine erschöpfende Beantwortung und Klärung in 

tlr* hnd Soria'fyorragenden Sachkenners und Praktikers Dr. Bulla. Das gesamte Material der gesetzlichen Vorschriften, ministe- 
igen Erlassen ist nach dem neuesten Stand verarbeitet. Die Schrift ist die erste, die sich erschöpfend mit den 

arbeitsrechtlichen Fragen der rückgeführten Gefolgschaften befaßt!

^  Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

(  , , , : r  R E C H T S V E R L A G  G . m . b . H .  • B E R L I N  . L E I P Z I G  • W I E N
. B e r l i n  W 35, H i l d e b r a n d s t r a ß e  8Ausljefp
_____run8 für Ostmark und Sudetenland: Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien 1, Riemergasse 1

** E C hj T A u f  n e u e s te m  S ta n d  !
1 S p p  | p

t Q E U N D  V E R W A L T U N G  
H E FT I I

E r b h o f
l N| S P E K T O R  KARL H A E G E L E

Vert '6te des Reichserbhofrechts hervorragend 
^  Q ^ e  Un7 er gibt hier eine trotz kurzer Fassung 

desZßVerläSSige systematische Darstellung 
^ältsüK eri crfailr eicbserbhofrechts. Viele Einzelheiten 

Qheers'cht, einĈ en R^ktiker. Vorangestellt sind eine 
r ^as benut ?rŜ r^ tenverzeichnis und eine Über- 

Sl- , Zte Schrifttum. Am Schlüsse befindet 
:°nien n , ' ein Sachverzeichnis.

^UtstLbe*let":n Oute], {,rnf ans- : Seiten einschl. Nachtrag
6r ^chtsuJ. i Buchhandel oder direkt vom Verlag

be, 4„ BerÎ eî “9 G. m. b. H., Berlin/Leipzig/Wien
' t ’ n'biebrancistraße 8

ech»sVe“ | d i e  O s t m a r k  und  S u d e t e n l a n d :
K »• m. b. H., W i e n  I ,  R i e m e r g a s s e  1

$an6frucfy
CHco^cubdicn CrcMwcccbte

(unter ©erii<fii<f)tigung her öffcrrci(f)if(f>cn, 
memeUäiitiifdjen, fuöetenbeutf^cn uni»

Saitjiget ©effintmungen)
non S t .  S t t o  i^ a u m e e fe r

tRedilSanltrait am €6erlanbe8geti<fjt $amm (SBcftj.) unb 'Jlotar 
üilttglicb beS erbkofrc4tbnu8[(f)Uf[e» brr Süabcmie für Teutfäe« 'Jfcait

unter üRttarbeit »an S r .  S ß o l f  S o t i t i e  ÜletbiSantu. fit Serlfn

liefycÜMÜqlceit
unb erftfiöbfenbc Tarjfettung finb bas iDIerfmat ber »numetferfefien 
(Erläuterungen, bie ben ffrogen unb Sebürfniffen ber fproiis in  allen 
Teilen geredjt tnerben. 3 u jeber ffraqe if t  feibffänbig unter oerant» 
mortungsbetnukter n>ii(entd)«fuirl)cr Stusefnanbcriegimq m it S d jrift- 
tum unb medittpredning Stellung genommen. X>ie (Erläuterungen ¿m 
jebem Taragraptjen ilnb nid)t n>iTIfürtid) ancinanbergercibt, (onbern 
fetocUs in einen grbfiercn ft)ttemoti[d)en 3ufammenbang gerüctt, ber aus 
einer jenem gSaragraobett beigegebenen Snlfaltsfiberficgt ertennbar ift.

A u i(ü L d ic L  ie lu u id e lt
roerben alte ein[dilägigen Siebengebiete, rote Serfabrensrecht, SBotl. 
ltrecfungsred)t, floltcnredjt, SUuerredjt, »erfiflienmgsredit, ebenfo mie 
bas S(f)ulbred)t, <5runb(tüctsred)t, (Erbrecht. (Ein reidiljntfiges Schrift. 
ium5»et3eict)iti9 oor allem auci) 31t ben ei^elnen Seitimnnmaen er- 
ntögltd)t bem Senufcer eine über ben 3iai)men eines Sanbbudies 

bmausgebenbe roiffenfchaftUehe SBeiterarbeit.

Umfang 1104 ©eiten « r oftof tat». gef», ©reis iW5»i 25.50

SBegteljbar burrf) eutgefütjrte SBudjhanblungen ober unmittelbar d. b.

aJctla02>t.O«o 6cftmi6t sm .,Äöln, öonlalfouö



480 000 Gewinne u. 3 Prämien in 
5 Klassen. Ziehung 1. Klasse17. u. 
18. Okt. 1941. Preise je Klasse:
Vs 3, Vt 6, Vä 12- V i 24 RM
Postversand durch die Staatl. Lott. - Einn.

H e r m a n n  S t r a u b e
L e ip z ig  C 1, Auenstraße IO

Sabeff Post über 1000 Angebote 
gratis! Neuheiten billigst! 500 

b m is ]  versch. Oesterreich zu KM 15.80 
durchschnittl. 3 Pf. pro Stück/  

-----—— Slowakei 50 versch. 5.80 / Bul
garien 200 versch. 7.80 / Ungarn 500 versch. 
9.80 / 300 versch. Polen 15.— / 300 versch. 
Tschechoslowakei 25.— / 1000 versch. 
Oesterreich 150.— / 325 versch. Rumänien 
12.50 / 525 versch. Rußland (mit Ukraina 
und Kaukasien) 75.— / 700 versch. Oester
reich 58.— I 100 versch. Rußland 2.50 / 
525 versch. Rumänien 110.— / 435 versch. 
Rumänien 45.— / Luxemburg 16 Werte 
kompl. 20.— / Polen - Gouvernement I 
26 Werte kompl. 25.—. Porto extra 54 Pf. 
Kasse voraus. Konto Leipzig 54484. 
Briefmarkenhaus S a b e f f ,  W i e n  IX/71.

K
N a c h t le b e n  B a rb e t r ie b ? \

O s n n  n u r

omgm
K u r fü r s t e n d a m m  2 3 5

Volk
und Wehrmacht — 

bereit zu jedem Opfer 
für den Sieg!

CAFE WIE
KURFORSTENDAMM - -----------STÖBER & KROGER

Ende des Jahres noch erscheint die 2. Auflage!
M E Y E R  -  F R I C K E

Bestimmungen i
für den Bereich der Reichsjustizverwaltung

■ u. Umzugskoste«1

Umfang etwa 650 Seiten Preis: 12,— RM n ßeäm'e '
Vorzugspre is für die Reichsjustizverwaltung und dere

rM

3"Ministerialdirektor Schneller äußerte sich in der Deutschen Justiz Nr. 11-12/1937 wie folgt:
• ■ • Der große Um fang des Buches erklär! sich in erster Linie durch seinen re ichen Inhalt. Es b ju n g e n ,  =“ p ¿ e i 
Vorschriften über Reise- und Um zugskosten, Beschäftigungsvergütungen und Trennungsentscha 1 g
auch alle fü r d ie Justizbehörden bedeutsam en Bestim m ungen aul Nebengebieten, wie z . B- über t  ^  der r  _ 
La ienrich ter und über die A bfindung der in den Z iv ild ienst übertretenden A ngehörigen de r W ehr™ 3^  nehmen, r' p, 
fü r die Kosten des Umzugs und de r getrennten Haushaltsführung. . . . Den größten Teil des Wer fep und3 e 
gemäß diese Erläuterungen ein, die z. B. bei §  3  RKG. 18 Seiten und bei §11  U K G . sogar t> °  J ß e rvJtze r ° „  t .

klar gekennzeichnet daß der , * t .  A 3“  „

nicM def

Ihr Inhalt ist in einer jedem  Paragraphen vorangestellten Ü bers icht so klar gekennzeichnet, äau ugndel* 15,1 ’ -chnis 
Ze itverlust festsfeilen kann, in welcher der vielen Anm erkungen die ihn interessierende Frage be , eje5 Vefze' ^  
dem  w ird  ihm das Z urech tfinden durch ein gutes Sachverzeichnis und ein nach der Z e itfo lge  9e0^  p ie  Eigen0r njchf 
der in dem Buche behandelten Gesetze, Verordnungen, Erlasse usw. sehr wesentlich erle ichtert- Verwert^09 e(1f- 
W erkes, die es für die Justizbehörden besonders w ertvoll macht, besteht in seiner weitgehende (scheidun9ep 
nur aller A llgem einen und R undverlügungen des RJM., sondern auch des in zahlreichen Einz , pfsCheidun9®ier, 5o 
haltenen Auslegungsstofts. . . .  So trägt die w örtliche oder inha ltliche W iedergabe
M inisterium s wesentlich zu dem Um fang des Buches bei. D ie Verfasser haben sich aber ,^e ^ nrperkun9® r^ al- 
gebotenen Erläuterungsstoff beschränkt, sondern ihn led ig lich  bei dem selbständigen Aufbau i[Jrcr- f fentlic^en erden 
werte!. . . .  Da die g rundlegenden V orschriften des Reise- und U m zugskoslenrechts für sl e 5 V  |<önnei 1’ $ a ü5 
tungen gleichm äßig gelten und daher die meisten Erläuterungen allgem eine Bedeutung beanspf^c ^ nCj Ciber 
aber auch die Behörden anderer Verw altungen darin die A ntw ort aul manche Zw eife lsfrage finden 
der W iedergabe a ller Texte in ih re r neuesten Fassung N utzen ziehen können. ^ **

w 15
R.v.DECKER'S VERLAG, G .S C H E N C K ,  BERL|N


